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wahl  begonnene Auseinander- 
setzung über den pol i t ischen 
Weg uhd das programmatische 
Gepäck der CDU ist komplett  ge- 
s toppt  und in  Teilen ad absur- 
dum geführt.  

Kurzum: Helmut Kohl hat die 
in  der Union versammelten bür- 
gerlichen Ideologien vom sozia- 
len Katholizismus über den mi t -  
telständischen Liberalismus bis 
h in  zu den deutsch-nationalen 
Strömungen in verschwommener 
Unverbindlichkeit zusammenge- 
halten. Nun wird klar, was i m  
Flick-Skandal bereits aufblitzte, 
dass dieser Zusammenhalt auf 
der Basis von Korruption, Geld- 
wäsche und Kumpanei funkt io-  
nierte. Nur wer in absolut kurzfri- 
stigen politischen Kategorien 
denkt, bzw. blind ist für das Aus- 
maß der Verwirrung in der kon- 
servativen Anhängerschaft, kann 
i n  diesen Tagen Schadenfreude 
über Zustände bei den deutschen 
Konservativen empfinden. 

* 
Zwei Ereignisse der letzten Wochen 
machen die paradoxe Situation 
deutlich: 

Zum einen, der Auf t r i t t  des 
amtierenden Vorsitzenden 
Schäuble auf einer Kieler Wahl- 
kampfveranstaltung. Schäuble 
versucht m i t  der Botschaft von 
der vorbehaltlosen Aufklärung zu 
retten, was zu retten ist. Die ge- 
plante Rede wird durch Zwi- 
schenrufe, Johlen, Pfeifen und 
Lachen ständig unterbrochen. 
Die Zeitungen berichten über of -  
fenes Missfallen, das Schäuble 
bei den eigenen Anhängern her- 
vorgerufen hat. 

Nur wenige Tage später t r i t t  
Kohl öffent l ich auf dem Neu- 
jahrsempfang der Bremer CDU 
auf. Noch einmal präsentiert er 
seine patriachische Entrücktheit 
und stellt sein angebliches per- 
sönliches Ehrenwort über die Re- 
geln des Rechtstaates. Die Rede 
erinnert im  Stil an die legendären 
Auftritte von Boris Jelzin. Diesmal 
kein Gejohle, keine Zwischenrufe. 
Die Zeitungen berichten anschlie- 
ßend über ,,viel Applaus für  
Kohl". 

Der Finanzskandal hinterläßt 
bei den Anhängern der CDU eine 
unheilvolle Gesamtstimmung, 
eine autoritär gewendete Er- 
schütterung. Auf der einen Seite 
eine Komplettabrechnung mi t  
den Parteien. ,,Politik ist wie See- 

krankheit, sie löst nur noch 
Brechreiz aus." Auf der anderen 
Seite, immer noch eine stille Be- 
wunderung für das ,,Herrschafts- 
system Kohl". Die Desillusionie- 
rung über die Doppelrnoral der 
Christdemokraten beinhaltet die 
Abkehr vom Politiksystem und 
den Hang zu autoritären Politik- 
formen gleichzeitig. 

Aber w i r  leben in  Deutsch- 
land, die Abspaltung von Frak- 
t ionen ist für die meisten deut-  
schen Christdemokraten im Un-  
terschied zu ihren italienischen 
Geistesbrüdern auch in  einer 
Zeit der Wirren alles andere als 
naheliegend. Eine Spaltung der 
Union ist schon aus machtpol i t i -  
schen Gründen unwahrschein- 
l ich. Nicht die organisatorische 
Spaltung der Partei ist das Pro- 
blem, sondern der drohende 
nachhaltige Verlust der politisch- 
ideologischen Bindungskraft der 
deutschen konservativen Partei. 
Nur der kleinere Teil der ent -  
täuschten CDU-Wähler wi rd sich 
für  Sozialdemokratie erwärmen 
können. Es ist wohl  auch eine II- 
lusion zu glauben, d ie  Bevölke- 
rung werde schon unterscheiden 
zwischen polit ischer Korrupt ion 
und persönlicher Vorteilnahme 
sozialer Aufsteiger. Warum sollte 
sie? Der größere Teil der Wähler 
w i rd  sich von der Politik abwen- 
den, sich zur parteipolit isch hei- 
matlosen, konservativen Wähler- 
schaft zählen. Die Affäre der 
CDU und der Autoritätsverlust 
der hochgehaltenen Werte er- 
zeugt in  der konservativ or ien- 
t ierten Wählerschaft einen neu- 
en Bodensatz für  autor i täre 
Weltsichten. Werden diese durch 
antiaufklärerische Kräfte neu 
umworben,  entsteht gesell- 
schaftl ich eine Verschiebung der 
polit ischen Agenda nach rechts. 

Kurzum: Gelingt es der neuen 
Führung der CDU nicht, die Fol- 
gen des Finanzskandals zu berei- 
nigen, drohen die zarten Versu- 
che der Modernisierung des 
deutschen Wertekonservatismus 
in  Sachen Familie, Soziales und 
Individualität in  sich zusammen 
zu brechen. Es droht  nicht die 
Spaltung der Union, sondern die 
äußere Zersetzung der konserva- 
tiven Volkspartei. Die (Rechts-) 
Radikalisierung der Tagespolitik 
wäre bedrohlicher als zu den 
Hochzeiten der Republikaner zum 
Ende der achtziger Jahre. spw 

des menschliche Verhalten von ldeen damit auch der Gegensatz geistiger 
und körperlicher Arbeit" (Kritik des 
Gothaer Programms) die eigentliche 
strukturelle Schranke vor der Verwirk- 

sprach seine Struktur offensichtlich 
- darunter natürlich auch sittlichen - so exakt der Marxschen Analyse (wo- 

für übrigens Schöler selbst eine Fülle 
von Belegen beibringt.) Dieser um- 

geleitet wird, wussten auch Marx und 
Engels; und dass das Wirksamwerden 
von ldeen oder Werten mit dem hi- lichung des Kommunismus, die daher fassenden einheitlichen nach ihren 
storischen Prozess der Entfaltung des 
gesellschaftlichen Bewusstseins (so 
wie beim Einzelnen mit dem Prozess 

überwunden werden muss. 
Von besonderem Interesse 

scheint mir die Auseinandersetzung 

eigenen Gesetzen über die Köpfe der 
Menschen hinweg fungierenden Ge- 
walt kann und muss ein zusammen- Vermutlich im 

Unterschied zu 
Schöler sehe ich in 
dem systemischen 
Charakter des 
weltweiten kapitalisti- 
schen Akkumulations- 
und Verwertungspro- 
zesses das Zentrum 
der Marxschen Kritik 
der Politischen 
Ökonomie. 

der Sozialisation) verbunden ist, stellt mit dem Problem des Marktes zu 
sein (100 - 105, 150 - 153, 179 - 
185). Gestützt auf die sozialge- 

hängendes theoretisch begründetes 
politisches Projekt entgegengesetzt 
werden. Dass es unterhalb dieser 

m.E. nach heute geistiges Allgemein- 
gut jeder seriösen Sozialpsychologie 
dar - auch einer marxistisch-materiali- schichtlichen Untersuchungen Fern- zentralen Ebene der kapitalistischen 

Produktionsweise die (relative) Auto- 
nomie verschiedener Problemzusam- 

stischen. 
Ungeachtet dieser grundsätzli- 

chen Kritik an Schölers theoretischem 

and Braudels gelangt Schöler zu ei- 
ner begründeten Differenzierung 
von marktförmiger Wirtschaft und menhänge gibt, steht dazu nicht in 

von Thomas Westphal Ansatz enthält - wie schon zu Beginn 
bemerkt - seine Studie eine Fülle 
wichtiger und überzeugender Analy- 

entwickelter kapitalistischer Konkur- 
renz, die für das Theorem einer „so- 
zialistischen Marktwirtschaft" ganz 

Widerspruch. SPW 
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sen. Und die meisten seiner Einwen- neue Perspektiven eröffnet. Eine in- 
formative Musterung neuerer soziali- 
stischer Theorien (199 - 252) er- 

,,Nicht marktwirtschaftlicher Radi- 
kalismus, sondern ein linker Toryis- 
mus, ein mit  sozialen Elementen 
angereicherter Wertkonservatismus 
könnte der CDU den Weg zu neuen 
gesellschaftlichen Mehrheiten und 
am Ende zu Wahlerfolg und Macht 
öffnen." Dieser Satz, formuliert 
vom Herausgeber der Märkischen 
Allgemeinen Zeitung und ehemali- 
gen Chef der hessischen Staats- 
kanzlei bei Ministerpräsident Walter 
Wallmann, Alexander Gauland, ist 
nicht einmal ein Jahr alt. Im Lichte 
der aktuellen CDU-Affären, insbe- 
sondere unter Berücksichtigung der 
wenig appetitlichen Verschleie- 
rungsversuche des ehemaligen 
Schatzmeisters der Hessen-CDU, 
Prinz Wittgenstein, wirkt diese Aus- 
sage, als sei sie von einem leicht 
verwirrten Zeitgenossen vorgetra- 
gen worden. 

Nach mehreren Wahlsiegen 
im zurückliegendem Jahr spricht 
heute keiner mehr von mögl i -  
chen Wahlerfolgen der CDU. Das 
Pendel ist durch den Finanzskan- 
da1 längst in  die andere Rich- 
tung ausgeschlagen. Die selben 
Berichterstatter, die noch i m  
Sommer über das Haltbarkeits- 
datum der rot-grünen Bundesre- 
gierung spekulierten, malen 
heute das Bild von der Spaltung 
der CDU an die Wand. Die CDU 
ist in  der Tat schwer angeschla- 
gen. Der Finanzskandal t r i f f t  sie 
mehrfach. Ihr droht  der Verlust 
großer Teile der staatlichen Sub- 
vent ion. Der Charakter als in te-  
grative Volkspartei droht  im Sog 
der Affäre, des merkwürdigen 
Staatsverständnisses des ehem. 
Kanzlers und der peinlichen Eh- 
renwörter unterzugehen. Die 
nach der verlorenen Bundestags- 

dungen, die Marx und Engels selber 
vielleicht weniger betreffen als 
Schöler meint, behalten gegenüber gänzt die bisher gewonnen Erkennt- 
dem historisch-politisch ja höchst 
wirksamen ,,Traditionsmarxismus" 
ohne Zweifel ihr Recht. Die vielfältige 

nisse, wobei die ausführliche und 
positive Würdigung Elmar Altvaters 
hervorgehoben werden muss 

Kritik an den staatssozialistischen Ten- 
denzen (auch bei Marx und Engels 
selbst) ist überzeugend, ebenso wie 

In einem sehr eindrucksvollen ma- 
terialreichen und stringent argumen- 
tierenden ,,Ausblick" auf die ,,fünf 

die Auseinandersetzung mit den de- großen Herausforderungen unserer 
Zeit" (Globalisierung, ökologische Ge- 
fährdungen, Dienstleistungen und In- 

terministischen und monokausalen 
Momenten in Analyse und Prognose 
der kapitalistischen Produktionsweise formationsgesellschaft, Geschlechter- 
und ihrer Entwicklung. In Bezug auf 
die gegenwärtige Situation der kapi- 
talistischen Ökonomie (Verwissen- 
schaftlichung, Globalisierung usf.) 
sind Marxens Aussagen freilich gera- 
dezu prophetisch, was Schöler aller- 

verhältnis, internationale Schere zwi- 
schen arm und reich) entwickelt 
Schöler zum Abschluss ein eigenes 
Konzept ,,sozialistischen Denkens", 
das der intensiven Lektüre und Dis- 
kussion wert ist. (294 - 332) Beson- 

dings auch unumwunden anerkennt. ders hervorgehoben zu werden ver- 
dient der Hinweis auf die Möglichkei- 
ten eines Vereinten Europa, sich den Aktuelle Herausforderungen und 

Marxsche Kapitalismusanalyse destruktiven Tendenzen der Globali- 
Das Theorem von der ,,Diktatur des 
Proletariats" wird sorgfältig und ver- 
ständnisvoll untersucht (1 14 - 11 7), 

sierung zu widersetzen und den auf 
nationaler Ebene verlorengegange- 
nen Handlungsspielraum für sozial- 

ebenso wie die Rolle, die der Gedanke 
der Genossenschaft bei Marx und En- 
gels spielt (1 27 - 130, 155 - 1 59). Die 
Überlegungen zur ökologischen Pro- 

staatliche und wirtschaftsdemokrati- 
sche Regulierungen wiederzugewin- 
nen. (302 - 304) 

Die abschließende Distanzierung 
4 blematik und zur Geschlechterfrage 

gehören zum Anregendsten und 
von Marx erscheint mir - wie nach 
dem zuvor Gesagten verständlich - 

Wertvollsten des Schölerschen Bu- entbehrlich. Insbesondere teile ich 
ches; sie führen über Marx hinaus, 
ohne ihm freilich, wie mir scheint, 
prinzipiell zu widersprechen. Gleiches 
gilt für die Diskussion des Problems 
der Arbeitsteilung (1 05 - 108, 159 - 
163), wenngleich ich selber die zen- 

Schölers Ansicht nicht, dass ein ,,Zen- 
traler Teil der Marxschen Kapitalis- 
musanalyse" ,,einer Revision bedarf" 
(334). Vermutlich im Unterschied zu 
Schöler sehe ich in dem systemischen 
Charakter des weltweiten kapitalisti- 

trale gesellschafts- und geschichts- schen Akkumulations- und Verwer- 
theoretische Bedeutung der Arbeits- 
teilung bei Marx und Engels stärker 
betont haben würde. Die Arbeitstei- 

tungsprozesses das Zentrum der 
Marxschen Kritik der Politischen Öko- 
nomie. Noch nie zuvor war die 

lung ist für sie z.B. der systemische 
Grund der Klassenbildung; und die 
,,knechtende Unterordnung der Indi- 

Macht des globalisierten und von 
fast allen gesellschaftlichen Schran- 
ken befreiten (Finanz-)Kapitals so 

viduen unter die Teilung der Arbeit, groß wie heute; und noch nie ent- 
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des Menschen von den durch ihn 
selbst hervorgebrachten gesellschaft- 
lichen Verhältnissen. Wenn die Arbei- 
terbewegung also das ,,Kapital" be- 
kämpft, ist das nicht nur ,,Interessen- 
vertretung" (286) (das ist es natürlich 
auch), sondern vor allem der Kampf 
gegen die gesellschaftliche Entfrem- 
dung und das Streben danach, die 
gesellschaftlichen Verhältnisse unter 
menschliche Kontrolle zu bringen, 
d.h. jene Verhältnisse umzuwerfen, 
die in der gesamten bisherigen Ge- 
schichte Ausbeutung, Unterdrückung 
und Unmündigkeit bedingt haben. 
lnteressenpolitik ist ein Teil dieses 
Kampfes, aber eben nur ein Teils. 

An verschiedenen Stellen kritisiert 
Schöler mit guten Gründen die bei 
Marx und Engels (und erst recht im 
Traditionsmarxismus) unbestreitbare 
Konzentration auf das Industrieprole- 
tariat als den eigentlichen Träger der 
sozialistischen Bewegung (1 08 - 1 13, 
185 - 194, 276 - 281). Leider disku- 
tiert er nicht gründlich genug jene Kri- 
tik am ,,Marxismus", die von Marxens 
Theorie der Revolution als dem Wi- 
derspruch von Produktivkräften und 
Produktionsverhältnissen ihren Aus- 
gang nimmt (270 - 276). Dass die 
entscheidenden Produktivkräfte in- 
nerhalb der kapitalistischen Produkti- 
onsweise nicht allein im Industriepro- 
letariat zu suchen sind, wusste auch 
Marx, der immerhin sogar die Mana- 
ger der kapitalistischen Betriebe dazu 
rechnete (MEW 23, 350 f., MEW 25, 
396 f.), ganz abgesehen von der Em- 
phase, mit der er die Rolle der Wissen- 
schaft bei der Entwicklung der Pro- 
duktivkräfte hervorhob (Karl Marx, 
Grundrisse, Berlin 1953, 592 ff.). Und 
Träger der Wissenschaft ist nun ein- 
mal nicht das Industrieproletariat. Im 
übrigen gibt es heute - mit Ausnah- 
me einiger heilloser Sektierer - keine 
seriöse marxistische Strömung mehr, 
die nicht eine differenziertere Vorstel- 
lung von der ,,Arbeiterklasse" hätte, 
als Marx und Engels sie im 19. Jh. hat- 
ten (und haben konnten)=. Jedenfalls 
ist Schölers Alternative: „Das revolu- 
tionäre Subjekt: verelendete Masse 
oder entwickelte Individuen" (108 - 
1 13) unzutreffend. 

Die richtige Antwort lautet: ,,Das 
revolutionäre Subjekt" ist der im hi- 
storischen Prozess sich selber organi- 
sierende arbeitsteilige ,,gesellschaftli- 
che Gesamtarbeiter". Schöler erkennt 
zwar die in diesem Konzept vorge- 
nommene ,,begriffliche Erweiterung" 
der traditionellen Kategorie ,,Arbeiter- 
klasse" durchaus an, findet aber seine 
,,Skepsis" hinsichtlich der praktisch- 

politischen Anwendbarkeit eher be- 
stätigt. Zum Beleg verweist er mit ei- 
nem Zitat Altvaters auf die unleugba- 
ren Tendenzen der Flexibilisierung 
und Individualisierung der Arbeitsver- 
hältnisse in der Gegenwart (273). 
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Abstrakte Kategorien und wirklich 
geschehende Geschichte 
Es ist schon höchst bemerkenswert, 
wie Schöler - ungeachtet aller Kritik 
daran - auf die traditionsmarxisti- 
sche Kategorienbildung fixiert ist. 
Wenn der kapitalistische Produkti- 
onsprozess nicht - quasi automa- 
tisch oder naturgesetzlich -das ferti- 
ge revolutionäre Subjekt hervor- 
bringt, dann könne ein solches Sub- 
jekt nicht entstehen. In der wirkli- 
chen geschehenden Geschichte war 
die Herausbildung der proletarischen 
Klassenbewegung freilich eine gänz- 
lich andere. Auf der Basis einer sich 
allmählich entfaltenden objektiven 
ökonomisch-sozialen Klassensituati- 
on entstanden die konkreten Klas- 
senbewegungen und ihr Bewusst- 
sein als Ergebnis eines historischen 
Lernprozesses und vielfältiger mora- 
lischer und intellektueller, politischer 
und organisatorischer Anstrengung. 
Die schließliche - übrigens niemals 
vollständige - ,,lnteressenharmoni- 
sierung" (273) der unterschiedlichen 
Traditionen, Strömungen und 
Schichten der Lohnabhängigen war 
immer Resultat eines langen, kampf- 
reichen, widersprüchlichen histori- 
schen Prozesses.. Vielleicht sollte 
Schöler sich einmal ausdrücklich mit  
der historischen Theorie des ,,Making 

... of  the Working Class" von E.P. 
Thompson beschäftigen. Ich halte 
dessen Auffassungen übrigens au- 
thentisch marxistisch. 

Die Bitte, mehr den konkreten ge- 
sellschaftlich-geschichtlichen Prozess 
als abstrakte Kategorien ins Auge zu 
fassen, gilt übrigens auch für die von 
Schöler gepflegte (aber falsche) Alter- 
native von ,,marxistischem" und 
,,Grundwertesozialismus". (286 -291) 
Sogar die allem Marxismus sicherlich 
ganz fern stehende offizielle Philoso- 
phie der Gegenwart hat den traditio- 
nellen - im Neukantianismus oder in 
der Wertphilosophie vertretenen - 
Antagonismus von Sollen und Sein, 
von Wert und Handlung längst auf- 
gegeben. Beide Gesichtspunkte be- 
zeichnen unter verschiedenen Hin- 
sichten verschiedene Aspekte der 
menschlichen Existenz, die dennoch 
als eine einheitliche, ihre verschiede- 
nen Momente dialektisch vermitteln- 
de verstanden werden muss. Dass je- 
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sprüchlichkeit im Marxschen Denken, 
welche die Annahme einer ,,schlüssi- 
gen, gar in sich geschlossene Lehre" 
(286) ausschließe; wenn er nicht so- 
gar da und dort den Eindruck er- 
weckt, als seien für ihn diese kritik- 
würdigen Partien überhaupt der Kern 
des Marx-Engelsschen Werkes. 
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,,Sozialer Antagonismus" und 
,,revolutionäres Subjekt" 
Diese Kritik im Einzelnen zu belegen, 
würde einen ausführlichen Aufsatz, 
wo nicht ein eigenes Buch erfordern. 
Ich konzentriere mich daher auf eini- 
ge wenige Beispiele: 

Schöler sieht den ,,sozialen Ant- 
agonismus von Kapital und Arbeit" 
im Zentrum des Marxschen Denkens 
(286). Das ist einerseits richtig (und 
im übrigen Ausdruck des klassischen 
Traditionsmarxismus von Kautsky bis 
zur ,,Stamokap"-Theorie), anderer- 
seits aber nur die halbe Wahrheit. 
Schöler kennt und zitiert die berühm- 
te Passage aus dem 3. Band des „Ka- 
pital" (93): „Die wahre Schranke für 
die kapitalistische Produktion ist das 
Kapital selbst usf." (MEW 25, 260) 
Aber er blendet den (geschichts- und 
gesellschafts-)theoretischen Hinter- 
grund völlig aus. Dass der Prozess der 
Kapitalverwertung ein Selbstzweck 
ist, ist mehr als nur ein ökonomisches 
Problem, es ist Ausdruck eines 
,,Hauptmoments in der bisherigen ge- 
schichtlichen Entwicklung" (Deutsche 
Ideologie), nämlich der Entfremdung 
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Den ,,sozialen 
Antagonismus von 

Kapital und Arbeit" im 
Zentrum des Marx- 
schen Denkens zu 

sehen, ist einerseits 
richtig, andererseits 
aber nur die halbe 

Wahrheit. 
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Opfer sind sofort zu 
bringen. Der Ausgang 

bleibt ungewiss. 
Modern, moderiert, 

moderat: Hinter den 
Lieblingsvokabeln der 

Jahrhundemende 
verbirgt sich selten 
etwas anderes als 

Lohnverzicht. 

* Jürgen Peters ist 2.  vorsitze^ 

ede Tarifrunde hat ihr eigenes Ge- 
sicht. Es zeugt von wenig Kennt- 
nis der Materie, wenn von immer 

gleichen ,,Ritualen" geschrieben wird, 
von einer nervtötenden Routine, die 
sich alle Beteiligten im Grunde schen- 
ken könnten. Auch die Tarifrunde 
2000 hat schon jetzt ein unverwech- 
selbares Profil angenommen. Es tritt 
am deutlichsten in der Tatsache her- 
vor, dass alle Welt meint, vor einer 
harten, einer nackten Lohnrunde war- 
nen zu müssen. Das Normale wird 
zum Störfall. Was heißt da eigentlich 
hart und nackt? Sechs Jahre lang ha- 
ben die Arbeitnehmer reale Einbußen 
hinnehmen müssen, bis es 1999 ge- 
lang, das Steuer herumzureißen. Der 
deutsche Außenhandel fährt Rekorde 
ein. Die Konjunktur zieht an. Und 
dennoch: Wenn die IG Metall vor die- 
sem Hintergrund ihren regionalen Ta- 
rifkommissionen ein Forderungsvolu- 
men von 5,5 Prozent empfiehlt, dann 
wird dies nicht als durchaus maßvolle 
Ausgangsbasis für weitere Verhand- 
lungen gewertet, sondern als ,,Schlag 
ins Gesicht der Arbeitslosen" (Han- 
delsblatt, 13. Januar 2000). 

Geld ist, so scheint es, nur dann 
seriös, wenn es sich auf den Konten 
der Unternehmer befindet, als Ertrag, 
als Mittel für Investitionen, als Wert 
für Anteilseigner. Mehr Geld in den 
Händen der Arbeitnehmer wird nur 
insofern toleriert, als sie dieses buch- 
stäblich mitbringen: einbringen in 
große gemeinschaftliche Anstrengun- 
gen zur Steigerung der Wettbewerbs- 
fähigkeit und zum Standorterhalt. 
Dabei werden die Anforderung im- 
mer strikt formuliert. Opfer sind so- 
fort zu bringen. Der Ausgang bleibt 
ungewiss. Modern, moderiert, mode- 
rat: Hinter den Lieblingsvokabeln der 
Jahrhundertwende verbirgt sich sel- 
ten etwas anderes als Lohnverzicht. 

,der der /G Metall 

Tarifbewegung 2000 und 
Beschäftigung 
Die Unternehmer irren sich allerdings 
wenn sie glauben, im ,,Bündnis für 
Arbeit" den institutionellen Rahmen 
gefunden zu haben, um einen Fünf- 
jahrplan des Lohnabbaus realisieren 
zu können. Es ist ihnen denn auch 
nicht gelungen, Lohnleitlinien durch- 
zusetzen. Gelungen ist eine Verabre- 
dung darüber, den Versuch zu unter- 
nehmen, mittels bestimmter Instru- 
mente Beschäftigung zu fördern. Ge- 
messen an der langjährigen Blockade- 
haltung der Arbeitgeber im Bündnis 
für Arbeit ist die Bewertung dieser 
Verabredung durch den Bundeskanz- 
ler als ,,Durchbruchn durchaus richtig. 
Ob sie schließlich auch ein Erfolg sein 
wird, werden die nächsten Monate 
zeigen. Wenn die Zielsetzung, die An- 
fang Januar in den Bündnisgesprä- 
chen verabredet wurde, am Wider- 
stand der Arbeitgeber scheitert, wenn 
die Arbeitgeber sich in der Tarifbewe- 
gung 2000 weigern, mit der „Be- 
schäftigungsbrücke Jung für Alt" ei- 
nen wirksamen Beitrag gegen Ar- 
beitslosigkeit zu leisten, dann wird 
das Bündnis für Arbeit keine Erfolge 
vorweisen können. Die Tarifbewe- 
gung der Metallindustrie ist der Prüf- 
stein für die Glaubwürdigkeit der Ar- 
beitgeber. 

Wenn die IG Metall Tarifpolitik mit 
dem Ziel betreibt, einen direkten Ef- 
fekt auf dem Arbeitsmarkt zu erzie- 
len, dann ist das etwas anderes, als 
die von den Unternehmern geforder- 
te ,,moderate Tarifpolitik". Wenn die 
IG Metall mit Lohnprozenten, die 
noch erstritten werden müssen, einen 
Beitrag zur Beschäftigungsförderung 
leistet, dann ist das etwas anderes, als 
die ,,maßvolle Lohnpolitik", die von 
Bankenvolkswirten und sogenannten 
Wirtschaftssachverständigen einge- 
klagt wird. 

Die IG Metall macht ein ehrliches 
Angebot. Junge Arbeitslose bekom- 
men eine Chance zum Einstieg in das 
Arbeitsleben, weil älteren Arbeitneh- 
mern ein früherer Übergang in die 
Rente erleichtert wird. Das Recht auf 
Arbeit berührt sich in diesem Modell 
mit dem Rechtsanspruch auf einen 
vorzeitigen Ausstieg ohne Rentenab- 
schläge. Die IG Metall Iäßt sich dabei 
nicht von denen irremachen, die ihr 
,,Betrug an den jungen Arbeitneh- 
mern" vorwerfen und gleichzeitig die 
Hauptverantwortlichen für die Berufs- 
und Ausbildungsnot der Jugend sind. 
Es geht auch nicht um eine ,,Luxus- 
rente für ältere Herrn". Die Realität in 
den Betrieben sieht anders aus: Wer 
35 Jahre lang geackert hat, der hat 
sich einen Anspruch erworben, recht- 
zeitig und noch einigermaßen ge- 
sund aus dem Arbeitsleben ausstei- 
gen zu können. Zu kurz greift der Vor- 
wurf, beim Ausstieg mit 60 würde es 
sich um eine Renaissance der Vorru- 
hestandsregelung handeln, die es be- 
kanntlich den großen Konzernen er- 
möglicht hat, Beschäftigung abzu- 
bauen. Ziel der Beschäftigungsbrücke 
ist der Aufbau von Beschäftigung. 
Durch eine Pflicht zur Wiederbeset- 
zung wird die schrittweise und ko- 
stenneutrale Verjüngung der Beleg- 
schaften, nicht aber deren Abbau vor- 
angetrieben. 

Wenn es tatsächlich gelingen soll- 
te, den paritätisch gespeisten Fonds 
zur Finanzierung der ,,Brücke zwischen 
Jung und Alt" zustande zu bringen, 
dann werden in kürzester Zeit Milliar- 
den bewegt: Mittel, aus welchen jene 
Arbeitgeber Zuwendungen erhalten, 
die den frei gewordenen Arbeitsplatz 
eines älteren Kollegen mit einem jun- 
gen besetzen. Die dann fällige Zah- 
lung zum Ausgleich der Rentenab- 
schläge würde ihnen aus dem Fonds in 
voller Höhe erstattet werden. 

THEORIE UND STRATEGIE 

Alle produktiven Köpfe des ,,Mar- 
xismus" nach Marx und Engels sind so 
verfahren -von Luxemburg, Gramsci, 
Korsch und Lukacs bis zur ,,Neuen Lin- 
ken". Ja sogar in der Tradition der im 
engeren Sinne ,,kommunistischen" 
Strömung - bis zur Unterdrückung 
jeglicher Diskussion - war das nicht 
anders: Von Preobraschenskij, Rakow- 
ski, Bucharin bis zu Trotzkij und bis zu 
der berühmt geworden ,,Novosibirs- 
ker Studie" von 1984. Ganz zu 
schweigen von den diversen ,,linken" 
oder ,,rechten1' Abweichungen vom 
,,offiziellen" Kommunismus. 

Funktionsverlust des Begriffs 
,,Marxismus"? 
Freilich muss eingeräumt werden, 
dass Schöler diesen Einwand antizi- 
piert und versucht hat, ihm in einer 
,,methodischen Vorüberüberlegung 
über den Funktionsverlust des Begriffs 
,Marxismus"' zu begegnen. Dieser 
Versuch scheint mir allerdings rund- 
herum misslungen zu sein (81 - 89). 

„Die Brüchigkeit aller Versuche, 
den Begriff des ,Marxismus' durch ... 
,Pluralisierung' zu retten" habe sich 
nach 1989 ,,mehr denn je" gezeigt. 
,,Viele derjenigen, die noch am ehe- 
sten hätten beanspruchen können, 
glaubwürdig für einen ... freien Sozia- 
lismus oder ,Marxismus' einzutreten, 
haben sich im Gefolge der Ereignisse 
nach 1989 von diesen Projekten oder 
,Ismen' abgewandt." (84). Mich kann 
Schöler damit nicht gemeint haben 
und die Zeitschrift SPW wohl auch 
nicht. Und im übrigen könnte ich ihm 
allein für Deutschland Hunderte von 
durchaus respektablen Namen nen- 
nen, für die diese Feststellung eben- 
falls nicht zutrifft. Auf jeden Fall sind 
solche scheinkonkreten oder schein- 
empirischen Argumente schon rein 
methodisch höchst fragwürdig. 

Es gebe ,,nahezu keine Frage von 
aktuell-politischer oder allgemein- 
theoretischer Bedeutung mehr", ,,die 
nicht unter Bezugnahme auf Marx 
oder den ,Marxismus1 mit jeweils dia- 
metral entgegengesetzten Antworten 
versehen" würde (84). Auch diese 
Feststellung scheint mir empirisch ein- 
fach falsch und ist im übrigen metho- 
disch betrachtet ebenfalls ohne jeden 
Wert. Und die unfreundlichen Rand- 
bemerkungen über ,,sich neu entwik- 
kelnde Unduldsamkeit" (unter Marxi- 
sten versteht sich - unter Kritikern des 
Marxismus gibt es sowas natürlich 
nicht) machen die ,,Logik" dieser Ar- 
gumentation nicht überzeugender. 
Natürlich ist unbestreitbar, dass bei 
den von Schöler erwähnten zentralen 

praktischen und theoretischen Pro- 
blemkreisen auch unter ,,Linken", die 
sich auf Marx beziehen (andere sind 
in diesem Kontext nicht relevant), er- 
hebliche Meinungsverschiedenheiten 
bestehen. Zu prüfen wäre jedoch, ob 
sie Momente eines noch offenen Dis- 
kussionsprozesses sind, der zu einer 
Annäherung führen könnte. Und im 
Übrigen: Wenn es zwischen Marxi- 
sten keine Diskussionen über Mei- 
nungsverschiedenheit gäbe, wäre es 
Schöler sicher auch nicht recht. 

,,Heute noch ernsthaft von einer 
relevanten politischen Bewegung zu 
sprechen, die unter der Leitorientie- 
rung eines marxistischen Gesell- 
sch~ftsverständnisses aktiv und er- 
kennbar wirksam wäre, erscheint ... 
eher lächerlich." (86) Dieses abschät- 
zige - und doch wohl auch ein wenig 
unduldsame- Urteil scheint mir ziem- 
lich unhistorisch und töricht zu sein. 
(Oder sollte Schöler nicht wissen, wie 
klein viele bedeutsame Bewegungen 
in der Geschichte einmal angefangen 
haben.) Außerdem ist es nicht sehr 
fair gegenüber jenen, die gerade we- 
gen der aktuellen Schwäche der so- 
zialistischen Linken intensiv an ihrer 
theoretischen und praktischen Rekon- 
struktion arbeiten. Nicht alle, die in 
,,finsteren Zeiten" (Brecht) ihren Über- 
zeugungen treu bleiben, sind dogma- 
tische Volltrottel. Übrigens ist dieses 
Aburteil auch empirisch höchst an- 
fechtbar. Die linkssozialistischen For- 
mationen in den meisten kapitalisti- 
schen Staaten sind zwar minoritär, 
aber weder theoretisch noch prak- 
tisch unbeachtlich. Und es ist alles an- 
dere als ,,lächerlich", Hoffnungen auf 
die brasilianische Arbeiter- und Bau- 
ernbewegung oder die parallelen 
Strömungen in Mexiko zu setzen. 

„Die eigentliche Aktualität des 
Marxschen Denkens" liege in seiner 
„MethodeJ#. Dieses Urteil wird auch 
dadurch nicht richtig, dass ein so re- 
spektabler Zeuge wie Otto Bauer da- 
für aufgerufen wird. (88189) Eine 
gründliche Lektüre etwa der berühm- 
ten ,,Einleitung8' zur ,,Kritik der Politi- 
schen Ökonomie" würde einige Ein- 
sichten in den dialektischen Zusam- 
menhang von Gegenstand und Me- 
thode im historischen Materialismus 
vermitteln. 

Gibt es einen ,,inhaltlichen Kern" 
des ,,MarxismusM? 
Die hier (wie ich einräume: sehr ver- 
kürzt) vorgeführte Argumentation 
enthält - in nuce, aber deutlich sicht- 
bar - eine Vergegenwärtigung der 
Marxschen Theorie, die ich nicht be- 

friedigend finden kann. Vereinfacht 
besagt sie: Wer Marx eine in sich kon- 
sistente theoretische Sicht unterstellt, 
dogmatisiert ihn, wer ihn undogma- 
tisch-kritisch betrachtet, dem zerfällt 
der hypothetische Zusammenhang 
des Marxschen Denkens notwendi- 
gerweise in Teileinsichten, die im Ein- 
zelnen durchaus wertvoll und frucht- 
bar sein können. Einen inhaltlichen 
,,Kern" des ,,Marxismus", der nicht 
dogmatisch wäre, kann es jedoch 
nicht geben. 

Ich halte diese Ansicht für falsch. 
Natürlich ist diese Aussage genauso 
subjektiv wie die Auffassung Schölers. 
Und eine ,,authentische Interpretati- 
on" dessen, was ,,Marxismus" ,,ei- 
gentlich" ist, kann es nicht geben, wie 
Schöler mit Recht feststellt (so z.B. 83) 
Nur ein offener Diskussionsprozess 
könnte uns der Antwort näher brin- 
gen auf die Frage, ob es einen solchen 
Kern des Marxschen Denkens - jen- 
seits der bloßen ,,Methode" - nicht 
doch gibt und worin er besteht bzw. 
bestehen könnte. 

Auf eine solche Diskussion lässt 
Schöler sich aber nicht ein. Er kritisiert 
zu Recht alle traditionalistischen 
,,Marxismen" als dogmatisch; aber 
die nicht dogmatischen, die historisie- 
renden offenen Marxismen, die des- 
sen ungeachtet auf einem inhaltlich 
bestimmten Kern des Marxschen Den- 
k e n ~  bestehen, ignoriert er. Das gilt 
sowohl für die theoretischen Arbeiten 
Ernest Mandels, als auch für meine ei- 
genen viel bescheideneren Versuche4. 
Hingegen bezieht sich Schöler immer 
wieder auf einen ,,Marxismus", der 
nun in der Tat kritikwürdig ist, und er 
sieht auch Marx und Engels selbst im 
Lichte einer vorgängigen Interpretati- 
on, die ich geneigt bin, als eine Sim- 
plifizierung und Reifizierung (Ver- 
dinglichung) des Marxschen Denkens 
und seiner Kategorien zu betrachten. 

Das Irritierende an Schölers Darle- 
gungen ist freilich, dass er die Fülle 
und den Reichtum des Marxschen 
Denkens sehr gut kennt und auch of- 
fen sagt, ,,dass die - bei genauerem 
Hinsehen -differenzierteren Analysen 
von Marx und Engels ihre eigenen hin 
und wieder zu linearen Prognosen de- 
mentieren". (1 92, auch 197) Aber 
häufig - wenn auch keineswegs im- 
mer - konzentriert Schöler seine Inter- 
pretation nicht auf diese - sozusagen 
- ,,TiefenschichtU der Marxschen 
Theorie und deutet die eindeutig zeit- 
gebundenen, simplifizierenden dder 
rein agitatorischen Partien seines Wer- 
kes in ihrem Licht. Stattdessen be- 
trachtet er nicht selten diese Brüche 

Gehört zum Erbe des 
Manschen Denkens 
nicht auch das, was 
herauskommt, wenn 
jemand von Marx 
ausgehend und in 
seinem Geiste die 
jeweilige historische 
Situation analysiert? 

4 spw. Zeitschrift für Sozialistische Politik und Wirtschaft. Heft 11 1. 2000 



Marx und der 
II Realsozialismus" 
Anmerkungen zu einem Buch von Uli Schöler' 

von Peter von Oertzen * 

Wer sich in Zukunfi 
mit dem Themenkom- 
plex: Marx - Sozialis- 

mus - ,, Realsozialis- 
mus" auseinanderset- 

zen will, kommt an 
Schölers Studie nicht 

vorbei. 

D er ruhmlose Untergang des 
sog. ,,real existierenden Sozia- 
lismus" hat unvermeidlicher- 

weise die Frage aufgeworfen, ob, in- 
wiefern und in welchem Grade die 
Marxsche Theorie selbst die Ursache 
für dieses säkulare Ereignis gewesen 
ist. Auch jemand, der - wie ich selbst 
- das sowjetrussische Gesellschaftssy- 
stem (und die ihm gleichen oder ähn- 
lichen Systeme) nie für sozialistisch 
oder gar kommunistisch gehalten 
und den ,,Sowjetmarxismus" (Marcu- 
se) als eine gravierende Verfälschung 
des originären Marxismus betrachtet 
hat, muss einräumen, dass nichtsde- 
stoweniger jene Frage unumgänglich 
ist. In der Geschichte ist der Schein ei- 
ner Sache oftmals wichtiger und wirk- 
samer als ihr wirkliches Wesen. Und 
so ist denn weithin Marx selbst zu- 
sammen mit dem verblichenen ,,Real- 
sozialismus" für tot erklärt worden. 

Hierüber besteht allerdings seit 
mehr als einem Jahrzehnt ein lebhaf- 
ter Streit, in dem die Standpunkte 
vom eigensinnigen oftmals unkriti- 
schen Festhalten am ,,Marxismusu bis 
zu dümmlichen Parolen a la ,,Marxist 
tot; Jesus lebt" reichen; und dazwi- 
schen findet sich eine Fülle von ,,Auf- 
arbeitungen", hinter denen sich oft- 
mals nur die nackte Kapitulation ehe- 
maliger ,,Linker" vor dem kapitalisti- 
schen Zeitgeist verbirgt. Eine gründli- 
che wissenschaftliche, d.h. in jeder 
Richtung kritische Reflexion auf das 
Verhältnis von Marx zur sozialisti- 
schen Idee und zum gescheiterten 
,,Realsozialismus" fehlte - zumindest 
in deutscher Sprache -jedoch bisher. 
Eine solche Reflexion hat Uli Schöler 
mit seinem Buch nun unternommen. 
Um das Ergebnis dieser Betrachtung 
vorwegzunehmen: Was auch immer 

* Peter von Oertzen, Hannover; Prof. für Politische Wissenschaft a. D., 
Mitherausgeber der spw. 

im einzelnen gegen Schölers Analysen 
eingewandt werden kann, der Ver- 
such als Ganzes ist gelungen. Wer 
sich in Zukunft mit dem Themenkom- 
plex: Marx - Sozialismus - ,,Realsozia- 
lismus" auseinandersetzen will, 
kommt an Schölers Studie nicht vor- 
bei. In diesem Sinne sei das Buch 
Schölers zur Lektüre dringend emp- 
fohlen. 

Das heißt natürlich nicht, dass alle 
Ergebnisse der Untersuchung Zustim- 
mung verdienen; und wie in einem 
rezensierenden Aufsatz der Natur der 
Sache nach unvermeidlich, wird die 
Kritik im folgenden eine größere Rolle 
spielen als die Zustimmung. Einige all- 
gemeine Bemerkungen vorweg; 

Die Formulierung der leitenden 
Fragestellung ist erfreulich deutlich: 
Welche Bestandteile der sozialistisch- 
sozialdemokratischen Tradition be- 
dürfen im Lichte der historischen Er- 
fahrung einer ,,kritischen Revision"? 
(1 7/8) 

Die Gliederung des riesigen Stof- 
fes in sieben jeweils in sich zusam- 
menhängende Kapitel ist klar und 
überzeugend - und das Inhaltsver- 
zeichnis vorbildlich konkret und de- 
tailliert, sodass die Leserlnnen diejeni- 
gen Probleme, die sie besonders inter- 
essieren, ohne Schwierigkeiten her- 
ausgreifen können. 

Die vorliegende deutschsprachige 
Literatur (insbesondere die Diskussion 
seit Ende 80er Jahre) scheint mir weit- 
gehend herangezogen und verarbei- 
tet worden zu sein. Auf Ausnahmen 
wird zurückzukommen sein. 

Marx und die ,,PraxisM des 
,,Realsozialismus" 
Die ,,Praxis" des ,,Realsozialismus" 
wird am Beispiel der sowjet-russi- 
schen Entwicklung von 191 7 bis zur 
Auflösung der UdSSR 1991 darge- 
stellt. Die historische Schilderung 
kann auf etwas mehr als 50 Seiten 
verständlicherweise keine tieferrei- 
chende Erklärung für Verfall und Un- 
tergang der Sowjetunion liefern. Die 
Analyse der Strukturschwächen des 
,,staatsbürokratischen System" (75 - 
78) ist überzeugend. Unbeantwortet 
-wei l  gar nicht gestellt - bleibt frei- 
lich die Frage, die ja nicht uninteres- 
sant ist, ob der Weg von Lenin zum 
,,Stalinismus" zwangsläufig gewesen 
ist. Da Schöler vor allem an der spezi- 
fischen (Marxschen) ideellen Verant- 
wortung für diesen Prozess interes- 
siert ist, blendet er die Bedeutung der 
konkreten historischen Umstände 
weitgehend aus. Dabei ist ihm die 
hochst aufschlussreiche Studie von 

THEORIE UND STRATEGIE 

Michal Reimann „Die Geburt des Sta- 
linismus'' (FrankfurtIM. 1979, bes. 
193 - 206) entgangen, was sehr be- 
dauerlich ist; denn Reimann interpre- 
tiert die ,,Stalinisierung" der UdSSR im 
Zuge der forcierten Industrialisierung 
und der Zwangskollektivierung dar 
Landwirtschaft ab 1928 als eine Ent- 
wicklung, die nicht so sehr durch 
ideologische Vorgaben als vielmehr 
durch pragmatische politische Motive 
bedingt war, als eine Wendung, die 
mit den originären Marxschen Ideen, 
aber auch mit dem Diskussionsstand 
der Bolschewiki zwischen 1905 und 
1930 (als unter ihnen noch diskutiert 
wurde) nicht mehr viel zu tun hatte. 

Eine gerade für einen deutschen 
Autor entscheidende Lücke in der hi- 
storischen Aufarbeitung des ,,Realso- 
zialismus" ist mir selbst freilich auch 
erst jetzt aufgefallen: Aus welchem 
Grunde wird eigentlich nicht ernst- 
haft nach der Verantwortung von 
Marx für das Scheitern des ,,Staatsso- 
zialismus" in der DDR gefragt? 

Eine denkbare Erklärung wäre, 
dass alle Versuche, das autoritär-zen- 
tralistische ökonomische, soziale und 
politische System der DDR „von in- 
nen" zu reformieren, sich auf Marx 
und andere kritische Marxisten beru- 
fen haben und das auch mit guten 
sachlichen Gründen tun konnten. Ein 
überzeugendes Beispiel dafür ist das 
Schicksal des bedeutenden marxisti- 
schen Ökonomen und Soziologen 
Fritz Behrens2. Eine Untersuchung, 
die zu dem Ergebnis käme, dass der 
DDR-,,Sozialismus" gescheitert ist, 
nicht weil er sich auf Marx bezogen 
hat, sondern weil er wesentliche öko- 
nomische und politische Erkenntnisse 
der Marxschen Theorie vernachläs- 
sigt, verkannt oder sogar entstellt hat 
(eine These zu der ich persönlich nei- 
ge), wäre vermutlich nicht im Sinne 
eines entschieden marxismuskriti- 
schen Ansatzes. Im Übrigen müsste 
überlegt werden, ob nur das im au- 
thentischen Sinne ,,marxistisch" ist, 
was schon bei Marx und Engels ge- 
schrieben steht. Oder gehört zum 
Erbe des Marxschen Denkens nicht 
auch das, was herauskommt, wenn 
jemand von Marx ausgehend und in 
seinem Geiste die jeweilige historische 
Situation analysiert? Man denke an 
die Thesen von Rosa Luxemburg zur 
,,sozialistischen Demokratie" in ihrer 
Schrift zur Russischen Revolution oder 
an die höchst produktiven Ideen der 
Räte- und Sozialisierungsbewegung 
1918/19, die sich sehr wohl an Marx 
orientiert hat, ohne bei ihm abzu- 
~chreiben.~ 

MAGAZIN 

Die IG Metall ist nicht so naiv zu 
glauben, dass die logische und rech- 
nerische Schlüssigkeit ihres Modells 
für sich allein schon auch nur einem 
Erwerbslosen zu einem Arbeitplatz 
verhilft. An guten Argumenten hat 
es uns noch nie gemangelt. Die IG 
Metall ist auch nicht so naiv zu glau- 
ben, die Unternehmer hätten von 
sich aus ein Interesse am Abbau der 
Arbeitslosigkeit. Deshalb ist die IG 
Metall nur dann bereit, Einkom- 
mensbestandteile aus dem Forde- 
rungsvolumen einzubringen, wenn 
sie die Arbeitgeber zu einem Stück 
sozialer Gerechtigkeit tarifpolitisch 
verpflichten kann. 

,,Bündnis für Arbeit" auf dem 
Prüfstand 
Das ist das Besondere der nun eröff- 
neten Tarifrunde, dass sich jenseits al- 
ler Gemeinwohlrhetorik zwei Welten 
begegnen: auf der Unternehmerseite 
das Programm eines langfristigen, 
institutionalisierten Lohnabbaus, auf 
der Arbeitnehmerseite der Versuch, 
Gerechtigkeit zu erzwingen: mehr Be- 
schäftigung nicht nur auf dem indi- 
rekten Weg über mehr Kaufkraft, son- 
dern auch auf direktem Wege. Die IG 
Metall wird sich nicht darauf einlas- 

m Abend des 9. Januar feierte A alle Welt einen ,,Durchbruch" 
beim Bündnis für Arbeit. 

Zugegeben, man ist nicht im offenen 
Streit auseinander gegangen. Die Ge- 
spräche gehen weiter. Doch welchen 
Fortschritt das verabschiedete Papier 
inhaltlich für die Arbeitslosen bringt, 
erschließt sich auch bei wiederholter 
Lektüre nur schwer. 

Inszenierung statt Inhalt 
Sicher verdient es Anerkennung, 
dass die Arbeitszeitpolitik in der Er- 
klärung deutlich hervorgehoben ist. 
Auf eine Absichtserklärung ähnlicher 
Art, insbesondere auf die Begren- 
zung von Überstunden, hatten sich 
schon im vergangenen Sommer 
DGB-Vorsitzender Schulte und Ar- 
beitgeberpräsident Hundt verstän- 
digt. Doch als die Gewerkschaften 
daraufhin vorschlugen, der Mehrar- 
beit durch Tarifvertrag Grenzen zu 
setzen, kam prompt die Ablehnung. 
Das einzige, was aus Arbeitgeber- 
sicht infrage komme, seien flexible 
Arbeitszeiten, die Überstunden nicht 
beseitigen, sondern umdefinieren 
und damit zuschlagsfrei gestalten. 

sen, allein schon für die Erlaubnis zu 
bezahlen, etwas gegen die Arbeitslo- 
sigkeit tun zu dürfen. 

Sie wird sich auch von denen 
nicht dreinreden lassen, die nun ent- 
deckt haben, dass nur die ,,echte Pro- 
duktivität minus xl'(was immer das 
sei) den Richtpunkt für Lohnerhöhun- 
gen abgeben könne. Wirtschaftswis- 
senschaftliche Daten und Prognosen 
schaffen Grundlagen für Diskussio- 
nen, sie können die Tarifpolitik aber 
nicht ersetzen. Kein Arbeitgeber Iäßt 
sich durch die Stärke und die Güte 
unserer wirtschaftspolitischen Argu- 
mente überzeugen. 

Tariffragen sind letztlich Macht- 
fragen. Unsere Gesellschaft wird im- 
mer nur so weit sozial sein, wie wir 
Gewerkschafter Macht haben, sozia- 
le Verpflichtung aufzuerlegen und 
durchzusetzen. Diese Einsicht ist 
nicht neu, aber unverändert aktuell. 
Sie stammt aus den Arbeitskämpfen 
jenes 19. Jahrhunderts, das die Un- 
ternehmer gerne als ,,Mottenkiste" 
titulieren. Gleichzeitig scheinen sie 
eine unstillbare Sehnsucht nach eben 
diesem Jahrhundert zu haben, nach 
einer Epoche weithin ohne Gewerk- 
schaften und durchweg ohne Be- 
triebsräte und Flächentarife. Sie 

Im übrigen wurde das Schulte1 
Hundt-Papier dahin interpretiert, 
dass sich die Gewerkschaften auf 
lange Frist mit  Tarifabschlüssen un- 
terhalb des Verteilungsspielraums 
abfinden würden. M.a.W., Arbeitge- 
ber und Gewerkschaften sprechen 
noch nicht einmal dieselbe Sprache. 
Selbst gemeinsame Papiere schaffen 
in der Sache keine Übereinstim- 
mung. 

Derselben Methode hat sich nun- 
mehr das Bündnis für Arbeit bedient. 
Mit  Erfolg ... für ganze 48 Stunden. 
Die Erfolgsmeldungen vermitteln üb- 
rigens tiefere Erkenntnisse über die 
Kompetenz der Medien als über den 
Inhalt des Papiers. Wichtiger als die 
Sache ist die Show; die lnszenierung 
gilt als das Ereignis. 

Zwei Tage nach der Sitzung im 
Kanzleramt verabschiedete der Vor- 
stand der IG Metall die 5,5-prozenti- 
ge Empfehlung für die diesjährige Ta- 
rifrunde, eine eher noch zurückhal- 
tende Definition des diesjährigen Ver- 
teilungsspielraums. Die Reaktion von 
Unternehmern und zahlreichen Kom- 
mentatoren war helle Entrüstung. Die 
IG Metall habe die Einigung im Bünd- 

scheinen vergessen zu haben, dass 
es der ,,Häuserkampf" war, das Rin- 
gen um Vereinbarungen von Betrieb 
zu Betrieb, von Ort zu Ort, aus dem 
die Gewerkschaften als Massenorga- 
nisationen und der Tarifvertrag 
schließlich als flächendeckende Re- 
gelung hervorgegangen sind. Es be- 
durfte der Erfahrung mit dem dro- 
henden Konkurs der Holzmann AG 
und dem zu seiner Abwendung 
durchgedrückten Lohnverzicht, bis 
sich selbst mächtige Baukonzerne 
daran erinnerten, dass Tarifverträge 
nicht nur im Interesse der Arbeitneh- 
mer geschlossen werden. 

Die anstehende Tarifbewegung 
gibt der IG Metall die Möglichkeit, die 
Arbeitgeber auf den Prüfstand für das 
Bündnis für Arbeit zu stellen. Die Zeit 
des Redens ist vorbei, jetzt ist die Zeit 
des Handelns gekommen. Am Ende 
der Tarifbewegung der Metallindu- 
strie wird sich zeigen, ob die Verabre- 
dungen im Bündnis für Arbeit von 
den Arbeitgebern getragen werden 
oder nicht. Wenn nicht, war es das 
letzte Mal. Dann bleibt der IG Metall 
nichts anderes übrig, als auf eigene 
Faust neue arbeitszeitpolitische Wege 
zu gehen, um Beschäftigung zu 
schaffen. spw 

Am Ende der 
Tarifbewegung der 
Metallindustrie wird 
sich zeigen, ob die 
Verabredungen im 
Bündnis für Arbeit 
von den Arbeitgebern 
getragen werden 
oder nicht. Wenn 
nicht, war es das 
letzte Mal. 

Durchbruch im 
Bündnis für Arbeit? 

von Detlef Hensche* 

nis für Arbeit verlassen. Wieder der 
gleiche Dissens: Dasselbe Dokument 
enthält für die Gewerkschaften eine 
Bestätigung der Arbeitsumverteilung, 
für die Arbeitgeber dagegen allein 
das Zugeständnis von Lohnverzicht 
und mehrjährige Tarifbindung. 

Lehren für die Gewerkschaften 
Daraus gilt es Lehren zu ziehen: 
1. Formelkompromisse dieser Art ha- 
ben kurze Beine. Fundamentale Gegen- 
sätze lassen sich durch verbale Eiertän- 
ze nicht zudecken, geschweige denn 

* Detlef Hensche ist Vorsitzender der /G Medien. 
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überwinden. Das ist ein Stil symboli- 
scher Politik, der der Sache schadet und 
die Akteure unglaubwürdig macht. 

2. Wenn das Bündnis für Arbeit dar- 
Der wichtigste auf hinauslaufen sollte, den Gewerk- 

Mangel des Papien ist schaften Lohnzurückhaltung aufzuerle- 
der Part der Regie- gen, wäre es in der Sache gescheitert. 

rung. Arbeitszeitver- Die Gebetsmühle, Gewinnsteigerung 
kürzung ist offenkun- schaffe Arbeit, hören wir seit 17 Jahren; 

dig ihre Sache nicht die Ergebnisse sind bekannt. Wäre die 
Umverteilungs-These richtig, hätten wir 
schon längst Vollbeschäftigung. 

3. Die Suche nach Konsens ist Iöb- 
lich, ja sinnvoll. Existenzelle gesell- 
schaftliche Probleme wie die Arbeits- 
losigkeit lassen sich wirksamer in ge- 
genseitigem Einvernehmen Iösen als 
im Konflikt. Doch Konsens heisst Eini- 
gung in der Sache. Lässt sich dies 
nicht erreichen, ist der Konflikt anders 
als im Konsens zu Iösen. 

Steuerpolitik für die 
Shareholder Society 
von Detlev von Larcher* 

Das bedingungslose 
Streben nach einer 

Senkung der ohnehin 
historisch niedrigen 
gesamiwirtschaftli- 

chen Steuerquote ist 
problematisch, wenn 

man berücksichtigt, 
d a s  vor einem halben 
Jahr noch Einschnitte 
bei den Sozialleistun- 
gen mit dem drohen- 

den Staatsbankrott 
begründett wurden. 

ie Unternehmenssteuerre- D. form, die Hans Eichel am 21. 
Dezember der Presse vorstell- 

te, war in groben Zügen schon be- 
kannt: Die Körperschaftsteuer wird 
auf einheitlich 25% abgesenkt. Perso- 
nengesellschaften und Einzelunter- 
nehmer erhalten die Möglichkeit, sich 
wie eine Körperschaft besteuern zu 
lassen, um ebenfalls in den Genuß 
dieser Tarifsenkung zu kommen. Da- 
mit wird die Ankündigung, eine von 
der Rechtsform des Unternehmens 
unabhängige Besteuerung einzufüh- 
ren, weitestgehend umgesetzt. 

Ausschüttungsbesteuerung nach 
dem Halbeinkünfteverfahren 
Dem Ziel, einbehaltene Gewinne ge- 
genüber ausgeschütteten steuerlich 
besserzustellen, wird durch eine 
grundlegende Systemänderung Rech- 
nung getragen. Bisher wurde die Kör- 
perschaftsteuer im Fall der Ausschüt- 
tung auf die Einkommensteuer des 

* Detlev von Larcher MdB, Weyhe bei Bremen, nt Mitherausgeber der spw. 
Koordinator des Frankfurter Kreises. 

4. Um einen solchen Konflikt han- 
delt es sich bei der Arbeitsumvertei- 
lung. Da bringt es nichts, an die Tarif- 
parteien zu appellieren, sie möchten 
sich doch, bitte schön, verständigen - 
derweil der Dritte um Bunde, die Re- 
gierung, sich bequem zurücklehnt. 

5. Damit ist der wichtigste Mangel 
des Sonntags-Papiers angesprochen: 
Der Part der Regierung. Arbeitszeitver- 
kürzung ist offenkundig ihre Sache 
nicht. Wenn der Kanzler das Thema 
nunmehr angesichts des Drängens der 
Gewerkschaften, insbesondere der IG 
Metall, nicht aussparen kann, so ist es 
für ihn der bequemste Weg, es den Ta- 
rifparteien zuzuschieben. Doch damit 
löst man keine Probleme. Die Arme der 
Tarifparteien sind erwiesenermassen zu 
kurz; gesetzlicher Flankenschutz ist un- 
verzichtbar. Das gilt für die Reform des 

Empfängers angerechnet, also quasi 
im Tausch gegen die individuelle Ein- 
kommensteuer erstattet. Zukünftig 
entfällt dieses Anrechnungsverfahren. 
Zusätzlich zur vom Unternehmen ge- 
zahlten Körperschaftsteuer werden 
Ausschüttungen zur Hälfte der Ein- 
kommensteuer unterworfen (sog. 
Halbeinkünfteverfahren), so dass die 
gesamte Steuerbelastung des zugrun- 
deliegenden Gewinns erhöht wird. Es 
wird also, entsprechend einer alten 
Forderung der Linken, steuerlich at- 
traktiver, den Gewinn im Unterneh- 
men zu belassen und zu reinvestieren. 
Inwieweit sich die Hoffnung erfüllt, 
dass es sich dabei um Realinvestitio- 
nen handeln wird, ist schwer progno- 
stizierbar. Jedenfalls Iässt sich nicht 
herleiten, dass die zusätzlich verfüg- 
baren Mittel von den Unternehmen 
ausschließlich für Finanzinvestitionen 
verwendet werden. 

Zugleich hat das Halbeinkünftever- 
fahren allerdings den zweifelhaften 
Charme, daß die Gesamtsteuerbela- 
stung aus Körperschaftsteuer und Ein- 
kommensteuer bei Spitzenverdienern 
unter, bei Kleinverdienern aber über ih- 
rem individuellen Steuersatz liegt. Die 
zusätzliche Berücksichtigung eines 
Progressionsvorbehalts (d.h. die nicht 
steuerpflichtigen Teile der Ausschüt- 
tung werden zur Ermittlung eines be- 
sonderen Durchschnittssteuersatzes 
herangezogen) führt übrigens dazu, 
dass die Grenzsteuerbelastung für 
Ausschüttungen in der Nähe von 
100.000 DM zu versteuerndem Ein- 
kommen (nach der Grundtabelle) ein 
Maximum von gut 47% erreicht, um 
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Arbeitszeitgesetzes in gleicher Weise 
wie für die Ermöglichung vorgezoge- 
nen Ruhestandes sowie für die finanzi- 
elle Förderung von kontinuierlicher 
Weiterbildung oder von Familienzeiten. 

Nach alledem gilt es endlich zu be- 
greifen: Wenn es den Gewerkschaften 
nicht gelingt, sich auf einige Schwer- 
punkte zu konzentrieren - und dazu 
gehören nun einmal auch Schritte der 
Arbeitszeitverkürzung - dann werden 
sie durch fremdes Gelände geführt - 
als Statisten eines Schauspiels, in dem 
zwar nach Kräften Bekenntnisse zur 
Überwindung der Arbeitslosigkeit de- 
klamiert werden, doch in dem im Kern 
die alte Umverteilungspolitik fortge- 
führt wird, ohne Folgen für die Arbeit. 
Für Inszenierungen dieser Art sollten 
sich die Gewerkschaften eigentlich zu 
schade sein. SPW 

anschließend wieder auf (näherungs- 
weise) 41,87% (Körperschaftsteuer 
und Einkommensteuer nach Tarif 2005 
auf Ausschüttungen) abzusinken. 

Die relativ hohe Belastung von Aus- 
schüttungen bei Kleinverdienern sollte 
allerdings weniger verteilungspolitisch 
orientierten Menschen im Magen lie- 
gen als denen, die sich um die Etablie- 
rung einer ,,Aktienkultur" nach ameri- 
kanischem Vorbild bemühen. 

Gewerbesteueranrechnung 
Einzelunternehmer und Personenge- 
sellschaften, die nicht für die Besteue- 
rung als Körperschaft optieren, deren 
Gewinn also wie bisher unmittelbar 
als Einkünfte aus Gewerbebetrieb der 
Einkommensteuer unterliegt, werden 
zukünftig durch eine pauschalierte 
Anrechnung der Gewerbesteuer auf 
die Einkommensteuerschuld entla- 
stet. Eine objektbezogene, d.h. von 
der persönlichen Einkommenssituati- 
on der Gesellschafter und Finanzie- 
rungsverhältnissen weitgehend ab- 
strahierende Steuer wird also zukünf- 
tig mit der allein auf persönliche Ver- 
hältnisse abstellenden Einkommen- 
steuer verrechnet. Steuersystematisch 
und verfassungsrechtlich kommt der 
Gesetzentwurf damit gegenüber der 
bisherigen Tarifbegrenzung für Ein- 
künfte aus Gewerbebetrieb, die zu- 
künftig entfällt, keinen Schritt voran. 

Rot-Grün als Steuersenkungsko- 
alition 
Über die Unternehmensteuerreform 
hinaus wird die für 2002 vorgesehene 
dritte Stufe des Steuerentlastungsge- 
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nungs- und Konfliktfelder" quer zu 
einzelnen inhaltlichen Reformfel- 
dern: 

,,Es wurden die Fragen formu- 
liert, wie es möglich ist, 

aus den vorhandenen unter- 
schiedlichen Orientierungen wie 
dem ,,Produktivismus" und der 
eher ,,lebensweltlichen" eine über- 
greifende Vorstellung für die künf- 
tig anzustrebende Wirtschaftspoli- 
t ik in Ost und West zu schaffen, 
oder 

aus den unterschiedlichen An- 
sätzen von Dezentralisierung/SeIbst- 
verwaltung oder zentralstaatlichen 
Instrumenten eine übergreifende 
Vorstellung einer wirtschaftlichen 
und gesellschaftlichen Demokrati- 
sierung zu gewinnen, oder 

zwischen 'universalistischer' 
Weltoffenheit und 'neorealisti- 
scher' Betonung nationaler Regulie- 
rungsfähigkeit im Zeichen wirt- 
schaftsräumlicher Machtblöcke zu 
einer dezidiert europäischen Per- 
spektive zu kommen ..." 

M i t  Crossover hat man sich ein 
Arbeitsprogramm gegeben, bishe- 
rige Spannungsfelder konstruktiv 
für eine gemeinsame reformpoliti- 
sche Perspektive umzurnünzen. Ich 
halte dieses Projekt, neben der 
auch nach wie vor von Krämer für 
sinnvoll gehaltenen Aktivität in- 
nerhalb der ,,linken Parteien", für 
das interessanteste und perspek- 
tivreichste. Die Engführung politi- 
scher Aktivität von Sozialistlnnen 
innerhalb von Parteien ist ja auch 
schon lange nicht mehr die be- 
stimmende Realität. spw, viele ih- 
rer Herausgeberlnnen, aber auch 
andere der verbliebenen Zeitschrif- 
tenprojekte haben wesentlichen 
Anteil an Vernetzungen von Kriti- 
schen Wissenschaftlerlnnen, Ge- 
werkschafterlnnen und anderen 
Initiativen. Das wesentliche Pro- 
blem ist die noch sehr dünne 
Struktur und Arbeitsfähigkeit des 
Crossover-Projektes. Um aber auch 
hier nicht die Probleme zu ver- 
schweigen: Neben Ressourcenpro- 
blemen existiert auch noch kein 
gemeinsames Sprachrohr oder 
eine verbindliche beteiligungsori- 
entierte Arbeitsstruktur dieses Pro- 
jektes. 

Kein Ende der Linken in der SPD 
So richtig Krämer die bekannte 
Seelenlage von Sozialistlnnen in 
der SPD beschreibt, so sehr vor 
dem Hintergrund der Rechtsent- 
wicklung (spätestens seit den Pe- 

tersberger Beschlüssen der SPD 
1992) in vielen Politikfeldern ein 
Austritt individuell nachvollziehbar 
erscheint: Die Rolle einer Partei 
oder von Parteien für die Perspekti- 
ve von Sozialistlnnen in Europa und 
der Bundesrepublik scheint mir 
stark überbewertet. Das Gesamt- 
problem fehlender gesellschaftli- 
cher Machtpositionen von Links- 
parteien, den Gewerkschaften oder 
den demokratischen Bewegungen 
Iässt sich meines Erachtens nicht 
durch die Hinwendung zur denkbar 
konsequentesten Linkspartei oder 
die Aufgabe „der karrierefördern- 
den Wirkungen der SPD-Mitglied- 
schaft" Iösen. Die gegenwärtig zu 
beobachtende Erosion von sozial- 
ökologischen Reformansätzen in 
der parteipolitischen Diskussion 
und die fehlende Handlungsfähig- 
keit von Linken am Rande des Re- 
gierungshandelns, Iässt auch noch 
nicht den Schluss auf das Ende von 
Linken in der SPD zu. 

Neben vielen richtigen Einschät- 
zungen zur nicht reversiblen Pro- 
gramm- und Strategieentwicklung 
der Sozialdemokratie ist die Situati- 
on der SPD aber fragiler und verän- 
derbarer, als es von Krämer be- 
schrieben wird. Die Kritik und der 
mögliche Riss, der mit der Vorlage 
des Blair-Schröder-Papiers in der so- 
zialdemokratischen Debatte zu be- 
obachten und zu vernehmen war, 
ging weit über die innerparteiliche 
Diskussion hinaus und erfasste gros- 
se Teile des kulturellen und wissen- 
schaftlichen Umfelds der Sozialde- 
mokratie. 

Die Reorganisation und der Auf- 
bau einer sozialdemokratischen Lin- 
ken ist in Zeiten des ,,Regierungs- 
handelns" und der Propagierung 
der Alternativlosigkeit von (Spar-/ 
Kürzungs- und anderen) Vorhaben 
um so schwerer, aber die Anwesen- 
heit und die Verständigung mit ei- 
ner parlamentarischen und partei- 
politischen SPD-Linken bleibt sinn- 
voll und erforderlich, u m  eine eige- 
ne Plattform für die Verbindung zu 
gesellschaftskritischen Kräften in 
Wissenschaft, Gewerkschaften, Kul- 
tur und Bewegungen (und auch 
eben anderen Linken in  den Partei- 
en) zu haben. SPW 
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Selbstverständlich bleibt auch in 
Zukunft die SPD wichtig als notwen- 
diger Partner für die Durchsetzung 
fortschrittlicher Reformpolitik. Aber 
entscheidend für ihre weitere Ent- 
wicklung scheint mir zu sein, dass sie 
Druck von links bekommt, und zwar 
im Zusammenwirken von außerparla- 
mentarischem Druck und dem An- 
wachsen einer Konkurrenzpartei links 
von ihr. Das ist die einzige Sprache, 
die die SPD versteht. Selbstverständ- 
lich wird auch das Wirken linker Kräf- 
te innerhalb der SPD weiter nötig 
sein, aber die wird es immer geben, 
solange die SPD die relativ linkere der 
großen Parteien ist und ihrer Tradition 
nicht völlig abgeschworen hat, und 
sie werden stärker werden im Zuge 
stärkeren Drucks von links. Aus mei- 
ner Sicht gibt es für Sozialistlnnen 
wichtigere Aufgaben, als sich in der 
SPD zu bemühen und dabei zu erheb- 
lichen Anteilen aufzureiben oder an- 
zupassen. (...) 

Ich sehe für mich jedenfalls keine 
Perspektive in der SPD. Ich entwickle 
und vertrete meine Positionen unab- 

hängig von ihrer Mehrheitsfähigkeit 
oder auch nur Akzeptanz in der SPD 
und stelle fest, dass die SPD sich so 
weit nach rechts entwickelt hat, dass 
das nicht mehr zusammenpasst. 
Wenn in den öffentlich zwischen den 
Parteien ausgetragenen Auseinander- 
setzungen regelmäßig die Positionen 
und Argumente der PDS-Vertreterln- 
nen der eigenen Auffassung bei wei- 
tem am nächsten kommen, die der in 
der SPD dominierenden Kräfte aber 
meist nur als gegnerisch betrachtet 
werden können, muss das irgend- 
wann organisationspolitische Konse- 
quenzen haben. Zumal ich es auf ab- 
sehbare Zeit jedenfalls auf Bundesebe- 
ne für unvertretbar halte, für die Wahl 
der SPD einzutreten, sondern es für 
richtig und notwendig halte, PDS zu 
wählen, und dies auch offen und öf- 
fentlich zu vertreten. Solches Verhalten 
dürfte mit der weiteren Mitgliedschaft 
in der SPD nicht vereinbar sein. S ~ W  
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setzes 1999/2000/2002 auf 2001 vor- 
gezogen; der Spitzensteuersatz der 
Einkommensteuer sinkt bereits dann 
auf 48,5%, der Eingangssteuersatz U n t e r n e h m e n  

E i g e n k a p i t a l  B ö r s e n  k a p i -  
< M r d .  DM) t a l i s i e r u n g  

auf 19,9%. Das kommt insbesondere 
den kleinen und mittleren Einkom- 
men und den nicht für die Körper- 
schaftsteuer optierenden mittelstän- 

I ( M r d .  DM) 3 
A l l i a n z  43,5 173 
B a y e r  29,2 64 
~annesmand 12,5 260 

dischen Unternehmen zugute, ist also 
nachfragepolitisch grundsätzlich po- 
sitiv zu bewerten. Zudem wurden 
zwei weitere Tarifsenkungen für 2003 
und 2005 angekündigt. Der Ein- 
gangssteuersatz soll bis 2005 auf 
15% sinken, der Spitzensteuersatz 
auf 45%. Zudem soll der Grundfreibe- 
trag weiter auf 15.000 DM steigen. 
Rot-Grün ist dabei, sich als die Steuer- 

SAP 3,8 49 
V o l k s w a g e n  1 19,6 ' I 39 

- - 

Stille Reserven, die in Anteilen an an- 
deren Kapitalgesellschaften liegen, 
könnten demnach zukünftig steuer- 
unschädlich aufgelöst werden. Die 
Frankfurter Börse begrüßte diese Er- 
kenntnis mit einem Kursfeuerwerk. 

Diesem Steuergeschenk liegt die 
Vorstellung zugrunde, dass der Veräu- 
ßerungsgewinn dem Zugriff des Fiskus 
nicht endgültig entgeht. Der bei der 
Veräußerung anfallende Gewinn wird 
als Totalausschüttung interpretiert und 
sei daher mit Dividendenzahlungen ver- 

Mrd. EUR, also 12,5 Mrd. DM oder gut 
5% des Börsenwerts aus. 1999 wird 
dieser Wert zwar beträchtlich, aber 
doch nur auf vielleicht 6% angestiegen 
sein. In den letzten 3 Jahren hat sich 
der Kurs der Mannesmann-Aktie allein 
versiebenfacht, der Börsenwert also 
um über 200 Mrd. DM erhöht. Bis 
Mannesmann all diese Gewinne in sei- 
nen Steuerbilanzen ausgewiesen ha- 
ben wird, werden noch Jahrzehnte ins 
Land gehen. Ein so langfristiger ,,Steu- 
erkredit" ist nichts weiter als der Ver- 
zicht auf den größten Teil der eigent- 
lich fälligen Steuern.' 

senkungskoalition zu profilieren 
Auch die gegenüber dem Peters- 

berger Modell der alten Bundesregie- 
rung sozial wesentlich ausgewogenere 
Tarifgestaltung kann allerdings nicht 
darüber hinwegtäuschen, dass das be- 
dingungslose Streben nach einer Sen- 

Literaturangaben 
Brosch-Guesnet: Oliver Brosch-Guesnet: Der 

Name des Schiffes. Anmerkungen zum 

kung der ohnehin historisch niedrigen 
gesamtwirtschaftlichen Steuerquote 
problematisch ist, wenn man berück- 
sichtigt, dass vor einem halben Jahr 
noch der drohende Staatsbankrott das 
dominierende Thema war, mit dem 
Einschnitte bei den Sozialleistungen 

gleichbar. Dividendenzahlungen, die ei- 
ner Kapitalgesellschaft zufließen, müs- 
sen in dem System richtigerweise nicht 
nochmals versteuert werden, da nur 
solche Gewinne ausgeschüttet werden 
können, die das Unternehmen bereits 
in seiner Bilanz ausgewiesen und dem- 
entsprechend versteuert hat. Mit der 
Fiktion der Totalausschüttung wird nun 
unterstellt, auch die noch verdeckten 
Gewinne (die stillen Reserven), die frü- 
her oder später aber einmal offengelegt 
und versteuert werden müssen, wür- 
den ausgeschüttet. Diese Vorstellung 
umfaßt selbst zukünftig zu erwartende 
und dann zu versteuernde Gewinne, 
die nach herrschender Meinung funda- 
mental für die Preisbildung am Aktien- 
markt sind. Auch diese Gewinne wer- 
den, soweit die Erwartungen sich als 
gerechtfertigt erweisen, ja irgendwann 
ausgewiesen und versteuert. Die Be- 
steuerung der bei der Veräußerung auf- 
getretenen Gewinne wäre demnach 
nur eine Frage der Zeit. 

Sehr langer Zeit allerdings, wie das 
dieser Tage plakative Beispiel der Man- 
nesmann-Aktie verdeutlicht. Das Über- 
nahmeangebot der vodafone-airtouch 
beläuft sich bekanntlich auf rund 240 
Mrd. DM (wenn auch nur im Wege 
des Aktientausches), der aktuelle Bör- 
senwert hat zwischenzeitlich sogar 
rund 260 Mrd. DM ereicht. Der Ge- 
schäftsbericht 1998 der Mannesmann 
AG weist demgegenüber für den 
31 . I  2.1998 ein Eigenkapital von 6.35 

durchgesetzt wurden. Hat der Finanz- Möglichkeiten der Steuerumge- 
hung 
Bei spekulativen Blasen, wie sie sich 
bei Mannesmann und anderen Akti- 
engesellschaften gebildet haben, 
muß man jederzeit mit dem Platzen, 
also mit scharfen Kursverlusten rech- 
nen. Deshalb ist es für ein sinnvolles 
Besteuerungsmodell unverzichtbar, 
dass Kursverluste steuerlich genauso 
(nicht) gewürdigt werden wie Kursge- 
winne. Diesem Anspruch wird der Ge- 
setzentwurf auch grundsätzlich ge- 
recht. Alle neuen Regelungen beach- 
ten das Gebot der symmetrischen Be- 
handlung von Gewinnen und Verlu- 
sten. Mit der dem deutschen Steuer- 
zahler und -berater eigenen Gestal- 
tungskraft wird es aber sicher gelin- 
gen, das System zu überlisten. An- 
satzpunkte dafür gibt es zum einen 
im neuen Dualismus von Einkommen- 
steuer bei nicht für die Körperschaft- 
steuer optierenden (S.O.) Personenge- 
sellschaften (Besteuerung der Veräu- 
ßerungsgewinne und -verluste nach 
dem Halbeinkünfteprinzip) und Kör- 
perschaftsteuer, nachdem die einheit- 
liche Unternehmenssteuer insbeson- 
dere am Widerstand der Grünen ge- 
scheitert ist. Zum anderen könnte mit 
Gestaltungstricks Kursverlusten ein 
anderer, nämlich steuerlich voll wirk- 
samer Charakter gegeben werden. 

Anmerkunqen zur Die meisten drastischen Thesen wieder neue Schritte, dieses Ver- 
von Krämer zur Entwicklung der So- hältnis zu überdenken und eine 

minister jetzt die Taschen so voll, dass 
er nichts mehr hineinkriegt und des- 

zialdemokratie sind unstrittig, seine konstruktive und ausstrahlungsfä- halb die Einnahmen herunterfahren Selbst unter der 
Annahme, dass alle 
zugrundeliegenden 
Geschäfie so 
weiterlaufen wie 
bisher; ist, entgegen 
Finanzminister Eichels 
Ankündigungen, mit 
erheblichen Steuer- 
ausfällen zu rechnen. 

spw und den Li n ken Schlussfolgerung aber - auch von hige Handlungsperspektive für 
ihm unbestritten - eine persönliche, Linkssozialistlnnen i n  der Sozialde- 

muß? Nein, nur haben Steuersenkun- 
gen neuerdings auch nach rot-grüner 
Anschauung hohe Selbstfinanzie- in der SPD die von vielen mi t  diesem Projekt mokratie zu formulieren (siehe das 

verbundenen Personen nicht geteilt spw-Editorial 1/94). rungseffekte, weil sie das Wirtschafts- 
wird. 

Die Thesen von Ralf Krämer zur 
parteipolitischen Orientierung von 
Sozialistlnnen auf die Sozialdemo- 
kratie definieren ausführlich das be- 
kannte Dilemma, in dem sich viele 
linke Sozialdemokratlnnen befin- 
den. Dieses Dilemma ist in der SPD 
ein spezifisches, aber bei den Bünd- 
nis901DieGrünen und der PDS in an- 
deren Spielarten durchaus auch an- 
zutreffen. Eine Widerspruchsfreiheit 
im politischen Handeln und indivi- 
duellen Denken lässt sich z.Z. bei 
keiner linken Partei in Deutschland 
organisieren. 

Krämer beschreibt den Werde- 
gang der Sozialdemokratie-orien- 
tierung des Zeitschriften-Projektes 
der spw und seiner politischen 
Strömung in der SPD und bei den 
Jusos über die Herforder Thesen 
von 1980 und die 53 Thesen von 

wachstum ankurbeln und damit allen 
öffentlichen Kassen zusätzliche Ein- Crossover als Projekt der Linken 

Die jüngste Initiative der spw ist das 
gemeinsame ,,Crossover"-Projekt 
mit den Zeitschriften ,,Andere Zei- 
ten", der Linken bei den Bündnis90/ 
Grünen und ,,Utopie kreativ" im  
Umfeld der PDS. Ursprüngliche Ziel- 
setzung war mit dem ersten Kon- 
gress im August 1994 die Vorberei- 
tung und Verständigung von Linken 
in der SPD und den Bündnis90/Grü- 
nen auf eine damalig mögliche 
(aber nicht eingetretene) rot-grüne 
Perspektive im Bund. Fortgesetzt 
und erweitert wurde dieses Projekt 
zu ,,Crossover" m i t  dem Ziel des 
Aufbrechens der Räume und der be- 
stehenden Spaltung zwischen den 
,,linken8' Parteien und dem Eröffnen 
des parteipolitisch-parlamentari- 
schen und des zivilgesellschaftlichen 
Raums für neue Interventionen der 

von Stefan Schostok* 
nahmen zufließen und zudem man- 
che Ausgabenposten zurückgehen 
würden. Die FDP sitzt nun im grünen 
Gewande am Kabinettstisch. Vor ein- 

R alf Krämer hat eine wichtige 
Diskussion zur Perspektive von 
linker Politik in der Gesell- 

schaft und den Parteien angestos- 
sen. Die.spw muss diese Diskussion 
dringend annehmen, da sie m.E. auf 
Grund ihrer Geschichte und vieler 
Personen mit ihrer Sozialdemokra- 
tie- (aber nicht nur) Orientierung die 
wichtigste Zeitschrift für linke, so- 
zialistische oder marxistische Sozial- 
demokratlnnen ist. 

einhalb Jahren sahen die heutigen Ko- 
alitionsparteien die Wachstumsimpul- 
se, die von einer Steuerreform ausge- 

Neben vielen hen können - in Übereinstimmung mit 
richtigen Einschätzun- 

gen ist die Situation 
der SPD aber fragiler 

allen seriösen Sachverständigen - je- 
denfalls noch deutlich zurückhaltender 
und berücksichtigten auch, dass schar- 

und veränderbarer; als 
es von Krämer 

beschrieben wird. 

fe Konsolidierungspolitik das Wachs- 
tum natürlich auch, und zwar negativ, 
beeinflußt. 

Steuerbefreiung von Veräu- 
ßungsgewinnen 
Für Wirbel sorgte mit einem Tag Ver- 
spätung ein scheinbares Detail der 
Unternehmenssteuerreform: Gewin- 
ne aus der Veräußerung von Anteilen, 
z.B. Aktien, die eine Kapitalgesell- 
schaft an einer anderen hält, sollen 
zukünftig nicht steuerpflichtig sein. 

* Stefan Schostok, Isernhagen, Ref für Öffentlichkeitsarbeit im ~ d s .  1989. Aber auch in der Folgezeit Linken. Das ,,Spannende" an diesem 
Urnweltmin;sterium, seit 1983 Mitglied der SPD, 199 1 - 1994 Vorsitzender 
de rJusosBez i r kHannove r ;M i ta l i eddesaes~hd f t~ f~h renden~~~~ ta~d~sde r  g a b e s i n d e r s p w e i n e e n g a g i e r t e  ~ro jektwaren(oders ind)b isher in 
SPD Bezirk Hannover Auseinandersetzung und immer der Linken vorhandene ,,Span- 
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Der Druck auf die 
Unternehmen, sich 

den Anforderungen 
der Kapitalmärkte 
entsprechend zu 

verhalten, wird durch 
das Kursgewinnprivi- 
leg eher zunehmen. 

Eine systematisch einwandfreie Lö- 
sung für die Besteuerung von Gewin- 
nen beim Verkauf von Anteilen gibt es 
eigentlich nicht. So ist zu fragen, war- 
um Veräußerungsgewinne, die bei- 
spielsweise aus Immobiliengeschäften 
resultieren, steuerpflichtig sein sollen, 
wenn Aktienkursgewinne dies nicht 
sind. lmmobilienpreise haben schließ- 
lich auch etwas damit zu tun, wieviel 
Gewinn der Erwerber zukünftig damit 
erzielen zu können glaubt. Es darf des- 
halb vermutet werden, dass zukünftig 
körperschaftsteuerpflichtige Unter- 
nehmen Grundstücke erwerben, in 
eine Tochtergesellschaft einbringen 
und beim späteren Verkauf des Grund- 
stückes dieses mitsamt dem Firmen- 
mantel verkaufen, um den Veräuße- 
rungsgewinn steuerfrei zu realisieren. 

Es zeichnen sich also eine Reihe 
von Möglichkeiten ab, die neue Rege- 
lung durch geschickte Fallgestaltun- 

wörtlichen peanuts - selbst wenn man 
in den gleichen Größenordnungen wie 
der Urheber dieses Unworts denkt. Ge- 
rade in einer Zeit heftigster Umstruktu- 
rierungen geht es hier um mehrstellige 
Milliardenbeträge. 

Shareholder vs. Stakeholder 
Das Hauptargument für das Kursge- 
winnprivileg ist, dass damit der soge- 
nannte lock-in-Effekt vermieden wer- 
de, der letztlich einer ständigen Mo- 
dernisierung der Wirtschaft im Wege 
stehe. Die mit der Unternehmenssteu- 
erreform bewußt herbeigeführte 
steuerliche Begünstigung einbehalte- 
ner Gewinne führe dazu, dass das Ka- 
pital im Unternehmen eingesperrt 
bleibe, anstatt sich über den Kapital- 
markt „den besten Wirt" zu suchen. 
Das ist in doppelter Weise falsch. Er- 
stens haben Veräußerungsvorgänge 
mit dem Effekt nichts zu tun: Beim 
Verkauf von Anteilen an dem Unter- 
nehmen A findet kein Kapitalfluß - in 
welcher Richtung auch immer - zwi- 
schen A und dem Rest der Welt statt. 
Vielmehr fließt Geld von Erwerber C 
an Verkäufer B, der dieses Geld nun 
für eigene Sachinvestitionen oder für 
den Erwerb einer anderen Beteiligung 
(an D) oder zur Ausschüttung nutzt. 
Genausogut hätte sich allerdings C di- 
rekt an D beteiligen können. 

Zweitens gibt es den lock-in-Effekt 
bzw. seine schädlichen Auswirkungen 
schon deshalb nur sehr einge- 
schränkt, weil Unternehmen A seinen 
thesaurierten Gewinn ja nicht für alle 
Zeiten in aussterbende Produktions- 
zweige stecken muß. Es kann ihn, ge- 
nau wie jedes andere Unternehmen, 
für den Aufbau neuer Geschäftsfelder 
oder für den Erwerb von Beteiligun- 
gen an zukunftsträchtigeren Unter- 
nehmen verwenden. Auch hier sei auf 
das Beispiel Mannesmann verwiesen. 
Allenfalls stellt sich daher das Pro- 
blem, dass die Entscheidung über die 
Gewinnverwendung, anders als bei 
ausgeschütteten Gewinnen, nicht un- 
bedingt die Zustimmung jedes einzel- 
nen Aktionärs findet. 

MAGAZIN 

dem bisherigen, eher die Ausschüt- 
tung begünstigenden Regime hatten 
sie diese Rückendeckung zwar nicht, 
jedoch unterstützte die steuerliche 
Belastung von Veräußerungsgewin- 
nen die Bildung relativ stabiler Eigen- 
tumsstrukturen, die keineswegs im- 
mer kritikunwürdig sind. Unterneh- 
men erwarben Beteiligungen im all- 

- - 

gemeinen aufgrund strategischer 
Überlegungen, weniger um kurz- und 
mittelfristig Kursgewinne mitzuneh- 
men. Die nun angepeilte Steuerfrei- 
heit wird letzterem Motiv natürlich 
mehr Gewicht verleihen. 

Damit geraten die stakeholder, 
Management und Belegschaft, von 
zwei Seiten unter Druck: Einerseits sind 
die Anteilseigner natürlich unter den 
geänderten steuerlichen Rahmenbe- 
dingungen stärker an der jederzeitigen 
Option zur Gewinnrealisierung interes- 
siert. Andererseits schwindet bei po- 
tentiellen Käufern die Notwendigkeit, 
langfristige, strategische Überlegun- 
gen dahingehend anzustellen, was sie 
mit der Beteiligung wollen. Sie werden 
beim Unternehmen-shopping leicht- 
fertiger als bisher vorgehen. Der Wech- 
sel wichtiger Anteilseigner stellt immer 
auch die bisherige Unternehmensstra- 
tegie und nicht zuletzt die Arbeitsplät- 
ze - sowohl des Managements als 
auch der Arbeitnehmer - in Frage. Da- 
mit werden die stakeholder zu Kompli- 
zen der aktuellen shareholder. Sie müs- 
sen, um ständige Eigentümerwechsel 
zu unterbinden, den Preis hochhalten. 

Im Ergebnis führt das Kursge- 
winnprivileg deshalb den eigentlichen 
Grundgedanken der Unternehmens- 
steuerreform ad absurdum: Beabsich- 
tigt war, mit der steuerlichen Begün- 
stigung der Thesaurierung von Ge- 
winnen die Unternehmen als produk- 
tive Einheiten gegenüber den Kapital- 
märkten zu stärken, also den Ansatz 
der stakeholder society zu verfolgen. 
Jetzt wird der Druck auf die Unter- 
nehmen, sich den Anforderungen der 
Kapitalmärkte entsprechend zu ver- 
halten. eher zunehmen. SPW 

gen zum Nachteil des Fiskus auszunut- Ist dies wirklich ein Problem? Es 
I Fur Finanzmathematiker: Irn Falle Man- Zen. Die bisherigen Erfahrungen mit geht um den Konflikt zwischen 

nesmann wurden rund 35 Jahre verge- 
der Steuersparbranche lassen wenig shareholder und stakeholder. Die hen, bis bei einem iährlichen Vorsteuer. 

Hoffnung, dass davon kein Gebrauch steuerliche Präferenz für einbehaltene gewinn von 12% (nach Abzug der Ge- 

gemacht würde. Doch selbst unter der Gewinne stärkt zunächst das Mana- werbeertragsteuer) auf das ausgewiesene 

Annahme, dass alle zugrundeliegen- gement und in geringerem Umfang Eigenkapitai* der vollständig thesauriert 
wird (das Eigenkapital wächst also jähr- 

den Geschäfte so weiterlaufen wie bis- den Aufsichtsrat eines Unterneh- lich um 9%), der aktuelle Börsenwert e(- 
her, ist, entgegen Finanzminister Ei- mens. Soweit die Aktionäre ange- reicht wird. Mit  einem moderaten Zins- 
chels Ankündigungen, mit erheblichen sichts der zusätzlichen Steuerbela- Satz von 5% abgezinst erqibt sich für die 

Steuerausfällen ZU rechnen. Denn bei stung eine Gewinnausschüttung in dieser Zeit anfallendei steuereinnah- 
men ein Gegenwartswert von rund 42% den ,,SteuerstundungenJ', die sich scheuen, haben sie naturgemäß g r o  
der bei sofortiger Versteuerung entste- 

beim Verkauf von Anteilen ergeben, ßen Einfluß auf die Entscheidung henden Einnahmen, also ein Verzicht auf 
handelt es sich ja nicht um die sprich- über die Gewinnverwendung. Unter 58% 
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Die SPD selbst erfasste große Teile des tage ,,SozialistIn" als besonderes po- 
linken Potenzials und nahm innerhalb litisches Selbstverständnis und Orien- 
der europäischen Sozialdemokratie tierunq noch Sinn macht und worin P r o i e k t  
eine Zeitlang eine relativ linke Position dieser besteht, und welches die sinn- 
ein, eine Zeitlang haben auch die Grü- vollsten politischen Konzeptionen, M o d e r n e r  
nen Teile dieses Potenzials erfasst. Strategien und Taktiken von Soziali- SOziQ~iSmUS 
Mittlerweile besetzt die PDS zuneh- stlnnen in den kommenden Jahr- 
mend diesen Platz, mit aus ihrer Ge- zehnten sind. Um den Rahmen die- 
schichte und einseitigen regionalen ses Textes nicht zu sprengen, setze 
Verankerung in Ostdeutschland be- ich die Sinnhaftigkeit dieser Orientie- 
gründeten spezifischen Problemen. rung voraus und verzichte auch auf 

MeineThese ist nun, dass sich die weitergehende inhaltliche Ausfüh- 
zu Beginn genannten seit 191 7 der rungen, sondern beschränke mich 
Spaltung in Sozialdemokraten und auf die organisationspolitische Fra- 
Kommunisten zugrundeliegenden gestellung. (...) 
Spaltungslinien durch den Unter- Im Unterschied zu einigen ande- 
gang der realsozialistischen Staaten ren halte ich dabei aber die Frage der 
und die noch laufende Neuorientie- politischen Partei(en) der (sozialisti- 
rung der relevanten kommunisti- schen) Linken für sehr wichtig und 
schen und sozialistischen Parteien 
Westeuropas historisch erledigt ha- 
ben. Das gilt auch für die PDS in 
Deutschland. Damit bricht aber keine 
neue ,,Einheit der Arbeiterbewe- 
gung" unter dem weiten Mantel der 
Sozialdemokratie an, sondern auf 
der anderen Seite haben andere 
Spaltungslinien mit  noch längerer 
Tradition eine gewachsene Bedeu- 
tung gewonnen, nämlich 1 .: Unter- 
ordnung unter die Herrschaft des Ka- 
pitals oder Politik sozialistischer Ge- 
sellschaftsreform mit der Perspektive 
der Überwindung der Kapitalherr- 
schaft sowie 2. in Verbindung damit: 
Unterordnung unter imperialistische 
Außen- und Militärpolitik oder eine 
internationalistische und antimilitari- 
stische Politik. Unter der Dominanz 
dieser Spaltungslinien standen die 
Linkssozialistinnen historisch außer- 
halb der SPD. Dabei bin ich wie ge- 
sagt der Auffassung, dass die Unter- 
ordnung der ,,Neuen Sozialdemokra- 
tie" unter die Kapitalherrschaft ein 
historisch neues Niveau erreicht hat, 
das keinevereinbarkeit und Anknüp- 
fungspunkte für sozialistische Posi- 
tionen mehr aufweist. Ich betrachte 
deshalb das Engagement von Sozia- 
listlnnen in der Sozialdemokratie als 
historisches Auslaufmodell und gehe 
davon aus, dass sich in den kom- 
menden Jahrzehnten die allermei- 
sten derjenigen, die sich als Soziali- 
stlnnen im og. Sinne verstehen, auf 
die genannten Parteien links von der 
Sozialdemokratie orientieren werden 
(soweit sie sich überhaupt auf Partei- 
en orientieren). 

Organisationsperspektiven von 
Sozialistlnnen im 21. Jahrhun- 
dert 
Selbstverständlich ist auch die De- 
batte darüber zu führen, ob heutzu- 

denke auch nicht, dass man sich da 
herumdrücken sollte. Das steht nicht 
im Gegensatz zu der Notwendigkeit, 
gesellschaftliche Netzwerke und Be- 
wegung für linke, zukunftsfähige Po- 
litik zu entwickeln und die politische 
Verständigung unter verschiedenen 
Kräften der Linken voranzubringen. 
Unter den gegebenen Bedingungen 
der parlamentarischen Parteiendemo- 
kratie und der Mediengesellschaft 
sind die Parteien nicht nur zentral für 
die staatlich-politische Geltendma- 
chung und Umsetzung sozialistischer 
Politik, sie verfügen - wenn sie rele- 
vant, also in den Parlamenten vertre- 
ten sind - auch über unverzichtbare 
Möglichkeiten der öffentlichen Dar- 
stellung sowie organisatorische und 
finanzielle Ressourcen, auch für die 
Unterstützung außerparlamentari- 
scher Initiativen und Bewegungen. 
Sie und ihre öffentlich bekannten Ver- 
treterlnnen sind auch wichtige Be- 
zugs- und Orientierungspunkte für 
politisch wirksames linkes Massenbe- 
wusstsein, das andererseits in der Un- 
terstützung und Wahl linker Parteien 
eine zentrale Artikulationsform fin- 
det. 

Denkbare Projekte der Neugrün- 
dung einer linken Sammlungspartei 
halte ich für unrealistisch. Sollte ein 
solches Projekt in Konkurrenz zur 
PDS betrieben werden, könnte es so- 
gar zu dem worst-case-Ergebnis füh- 
ren, dass in Westdeutschland und 
evt. auch auf Bundesebene gar keine 
linke Alternative zu SPD und Grünen 
mehr in den Parlamenten vertreten 
ist. Realistischerweise kann eine linke 
Alternative nur auf Basis oder ge- 
meinsam mit der PDS entwickelt wer- 
den, wobei es bei allen damit ver- 
bundenen Problemen am wahr- 
scheinlichsten ist, dass die PDS selbst 
entsprechend weiterentwickelt wer- 

T h e s e n  

R e i h e  

M o d e r n e r  

Sozialismus 

H e f t 1  
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den muss. Das reale Problem mit der 
PDS sind dabei weniger sektiereri- 
sche Kräfte und Politiken in West- 
deutschland. Die sind zwar nervig, 
aber das wird im Zuge der Stärkung 
und Entmarginalisierung der Partei 
eine immer geringere Rolle spielen - 
und der Eintritt ehemaliger linker So- 
zialdemokratlnnen in die PDS könnte 
das erheblich beschleunigen. Das 
Problem für die sozialistischen Linken 
besteht vielmehr darin, dass sich hin- 
ter aller linken Rhetorik in der PDS in 
Ostdeutschland eine ähnliche 
Rechtsentwicklung vollziehen könn- 
te, wie wir sie aus der SPD kennen. 
Meine Zuversicht, dass sich dies in 
der PDS nicht durchsetzen wird, be- 
ruht nicht auf irgendeinem Vertrau- 
en auf die Prinzipienfestigkeit ihrer 
Mitgliedschaft oder Funktionäre, 
sondern darauf, dass die PDS im ei- 
genen Interesse eine politische Positi- 
on im gesamtdeutschen Parteiensy- 
stem einnehmen muss, die sie ein- 
deutig als sozialistische Partei links 
von der SPD profiliert. Ich denke, 
dass eine solche Partei in Gesamt- 
deutschland in den nächsten Jahren 
ein Potenzial von an die 10% hat und 
auch in Westdeutschland die realisti- 
sche Chance, sich über die 5%-Hürde 
zu bewegen (vgl. Infratest dimap). 
Längerfristig können die Potenziale 
noch deutlich höher sein. 

Realistische~weise 
kann eine linke 
Alternative nur auf 
Basis oder gemeinsam 
mit der PDS entwik- 
kelt werden, wobei es 
bei allen damit 
verbundenen 
Problemen am 
wahrscheinlichsten 
ist, dass die PD5 selbst 
entsprechend 
weiterentwickelt 
werden muss. 

8 spw. Zeitschrift für Sozialistische Politik und Wirtschaft. Heft 1 1  1 ,  2000 
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lnsbesondere halte 
ich es für eine Illusion, 

durch bessere 
Argumente und 

Konzepte, die Linke in 
die Debatte einbrin- 

gen, politische 
Richtungsänderungen 

herbeiführen zu 
können. Politik ist 

nicht herrschaftsfreier 
Diskurs. 

Projekt reformistischer Gesellschafts- 
gestaltung begriffen werden konnte, 
sondern als Metamorphose dieser zu 
einer Formation der politischen Mitte, 
die für sozialistische Kräfte mit der 
Perspektive der demokratischen Ein- 
schränkung und Überwindung der 
gesellschaftlichen Herrschaft des Ka- 
pitals keine Anschlussmöglichkeiten 
mehr bietet. Statt an der Weiterent- 
wicklung der bisher im Rahmen des 
Kapitalismus erreichten ,,sozialisti- 
scher Elemente" zu arbeiten, spielt 
die heutige Sozialdemokratie zuneh- 
mend eine aktive Rolle bei deren De- 
montage. 

Die subalterne SPD-Linke 
Ich sehe auf absehbare Zeit keine rea- 
listische Perspektive, diese Entwick- 
lung umzukehren - jedenfalls nicht 
durch Anstrengungen innerhalb der 
SPD. Die offizielle SPD-Linke, insbe- 
sondere die Parlamentarische Linke, 
befindet sich in einer systematisch 
subalternen Position und fungiert un- 
ter den gegebenen Bedingungen als 
Mechanismus der Integration kriti- 
scher Potenziale statt ihrer Organisie- 
rung und Mobilisierung für die 
Durchsetzung eines Kurswechsels. 

Dabei geht es nicht um individuelle 
Schuldzuweisungen, sondern um 
strukturelle Probleme. Es ist anschei- 
nend unter den gegebenen Bedin- 
gungen schlicht nicht möglich, dass 
Linke in der SPD einen effektiven 
Kampf gegen gegnerische Positionen 
und Personen, die die Politik der eige- 
nen Partei dominieren, organisieren 
und führen (vgl. auch Krämer 1996). 
(..J 

Der Zwang, die Politik der Partei 
zumindest grundsätzlich mitzutra- 
gen, insb. wenn sie die Regierung 
stellt, führt dazu, dass die meisten 
Linken in der SPD für die öffentliche 
Artikulation und Mobilisierung linker 
Positionen ausfallen. Statt als Linke 
die SPD zu verändern, verändert der 
Anpassungsdruck an das vermeintli- 
che Interesse der Gesamtpartei - als 
ob diese ein Selbstzweck wäre - die 
ehemals Linken in der SPD. Nur weni- 
ge widerstehen dem auf Dauer, sei es 
aus Opportunismus oder aus man- 
gelnder politisch-inhaltlicher Sub- 
stanz und fehlender Einbindung in 
linke Diskurse und Diskussionszusam- 
menhänge, ohne die es nicht geht. 
Und die das durchhalten, haben 
kaum eine Chance, in Führungsposi- 
tionen zu gelangen und dort ihre lin- 
ken Positionen zur Geltung zu brin- 
gen. Nur Jusos haben da bisher eine 
linke Nische - mal sehen, wie lange 
noch. Die meisten Linken lassen sich 
weichspülen und wirken letztlich mit 
an der innerparteilichen und öffentli- 
chen Durchsetzung und Vertretung 
der sich nach rechts entwickelnden 
Politik. 

Dieses Defensivverhalten wird dar- 
an deutlich, dass seit Jahren immer 
wieder die Kompromisse des jeweils 
letzten Parteitages, die damals weit 
hinter den Forderungen der Linken 
zurückblieben, in den kommenden 
Auseinandersetzungen als Messlatte 
der Linken angelegt werden, was 
nicht verhindern kann, dass sich die 
Führung nicht darum schert. (...). 

Die Behauptung, trotz alledem 
könne man durch konstruktive Mitar- 
beit ,,mitgestalten", trifft normaler- 
weise nur auf politisch sehr beschei- 
dene Detailfragen und Einzelfälle zu, 
nicht auf die Kernfragen und Rich- 
tungsentscheidungen, die von engen 
Führungscliquen getroffen werden. 
Insbesondere halte ich es für eine Illu- 
sion, durch bessere Argumente und 
Konzepte, die Linke in die Debatte 
einbringen, politische Richtungsände- 
rungen herbeiführen zu können. Poli- 
tik ist nicht herrschaftsfreier Diskurs, 
und die Kriterien der Führungen, was 

,,besser" ist, sind nicht die der Linken. 
Es gibt keine Chancengleichheit für 
die politischen Vorstöße von links und 
rechts, weil rechts stehen die gesell- 
schaftlich Mächtigen. Schon Marx 
und Engels wussten, dass die Kritik 
nur dann eine wirksame Waffe wird, 
wenn sie die Massen ergreift. Prinzipi- 
ell kann man mit diesem Argument, 
,,mitgestalten" und ,,Schlimmeres ver- 
hindern", jedes Mitmachen mit jeder 
noch so rechten Politik rechtfertigen, 
denn selbstverständlich könnte es 
auch noch schlimmer kommen. Nicht 
reflektiert wird dabei, welche negati- 
ven Folgen mit dieser Haltung ver- 
bunden sind, wenn man über die Bin- 
nensicht von Partei und Fraktion und 
die dort gepflegte Taktiererei hinaus 
die politische Öffentlichkeit und die 
gesellschaftliche Basis für linke Politik 
in den Blick nimmt. 

Sozialistlnnen in der Sozialde- 
mokratie: ein historisches 
Auslaufmodell 
Ich betrachte diese Entwicklungen 
auch als Bestandteil eines historischen 
und internationalen Prozesses der 
Umgruppierung und Neuformierung 
sozialer und politischer Kräfte. Es wür- 
de den Rahmen sprengen, hier aus- 
führlich auf die Debatte um Postfor- 
dismus und lnformationsgesellschaft, 
Globalisierung und Neoliberalismus 
usw. einzugehen. Es erscheint mir je- 
denfalls als merkwürdig, dass im spw- 
Zusammenhang dabei zwar oft das 
Neue betont wird - gegenüber den 
im fordistisch-wohlfahrtsstaatlichen 
Kapitalismus in Westeuropa entwik- 
kelten Strukturen, nach dem Zusam- 
menbruch des ,,Realsozialismus", in  
Hinsicht auf den Wandel der gesell- 
schaftlichen Milieus und der Rolle der 
Sozialdemokratie, auch im Verhältnis 
zu den Gewerkschaften usw. - das 
traditionelle Engagement von Soziaii- 
stlnnen in der Sozialdemokratie aber 
weitgehend unhinterfragt fortge- 
schrieben wird. (...) 

In den meisten Ländern Westeu- 
ropas hat sich mittlerweile ein Partei- 
ensystem entwickelt, in dem links von 
der Sozialdemokratie linke Parteien 
mit mehr oder minder sozialistischer 
Orientierung ein Potenzial von um die 
10% der Stimmern haben. Diese Par- 
teien haben national unterschiedliche 
Ursprünge aus kommunistischen, un- 
abhängig sozialistischen, radikalde- 
mokratischen und links-grünen Grup- 
pierungen. In der Bundesrepublik 
Deutschland gab es unter den beson- 
deren Bedingungen der Teilung keine 
relevante Linkspartei neben der SPD. 

I m ,,heißen Sommer" 1999 mung für den Regierungskurs ver- 
schlugen die Wogen der Erwar- langt. Unbestritten hat der Parteitag Nadelstiche, die 

1 tunq hoch. Nach dem Schrö- das halbherzige Reformprofil des H - 
der-Blair-Papier, den ersten Wahlnie- Wahlprogramms noch weiter aufge- 
derlaaen. dem Kosovo-Kriea und dem weicht. 

kaum wehtun 
- . , .  ., 

Sparpaket hörte man in den Reihen Zweitens kann es der Linken an Eine kurze Nachlese zum SPD-Bundesparteitag 
der Jusos, der Parteilinken - selbst in Schlüsselfragen durchaus gelingen, 
Teilen des traditionellen Arbeitneh- 
merflügels - die Parole, dass der 99er 
Parteitag „die Entscheidung" über 
den zukünftigen Kurs der SPD brin- 
gen müsse. Die Parlamentarische Lin- 
ke erzählte sich sogar wieder die mut- 
machende Legende von einer Mehr- 
heit in der Bundestagsfraktion. Doch 
bereits das Versanden der Initiative ei- 
ner linken Kerngruppe von MdB'sl 
demonstrierte, über wie wenig Kon- 
flikt- und Bindungskraft die Linke un- 
ter Regierungsbedingungen verfügt. 
Und je näher sich der ,,final count- 
down" Richtung Parteitagstermin be- 
wegte, desto zaghafter wurde - auch 
mit Blick auf die bevorstehenden 
Landtagswahlen in Schleswig-Hol- 
stein und NRW - die Handlungsbe- 
reitschaft. 

Nun wissen wir: der Bundespartei- 
tag 1999 war nicht die ,,letzte 
Schlacht". Für einen detaillierten Be- 
richt sei an dieser Stelle auf die Tages- 
presse oder die Beschlussdokumenta- 
tion im lnternet2 verwiesen. Hervorge- 
hoben werden sollen drei Aspekte. 

Sozialdemokratisches Zentrum, 
Vermögenssteuer und jede 
Menge Wiedervorlage 
Erstens verfügt die SPD nach den Tur- 
bulenzen im Sommer wieder über ein 
politisches Zentrum, das in der Lage 
ist, einen Konsens zu definieren und 
in der Partei zu verankern. Personell 
steht vor allem der neue ,,Generalt' 
Franz Müntefering für dieses Zen- 
trum. Die Initiative eines Leitantrages 
,,Perspektiven sozialdemokratischer 
Regierungspolitik" und die Art und 
Weise, wie die Partei über vier Regio- 
nalkonferenzen als Veranstaltungen 
,,inszenierter Demokratie" auf die vor- 
gegebene Linie eingeschworen wur- 
de, wäre von Schröder allein nicht zu 
leisten gewesen. Die neue Geschlos- 
senheit ist zweifellos ein ,,autoritärer 
Konsens" und keiner, der diskursiv 
entstanden und intellektuell verankert 
ist. Er zeichnet sich dadurch aus, dass 
auf der einen Seite auf den weiteren 
Versuch einer ,,Neo-Ideologisierung" 
bzw. das Bestreben, die Partei pro- 
grammatisch auf einen konsequent 
,,blairistischen" Kurs zu bringen, vor- 
läufig verzichtet wird. Auf der ande- 
ren Seite wird in memoriam der 99er 
Wahlniederlagen unbedingte Zustim- 

dieses Zentrum der Partei zu gewin- 
nen. Die Tatsache, dass Schröder die 
Notwendigkeit sah, bereits im Vorfeld 
des Parteitages einen eigenen Vor- 
schlag in Sachen Vermögensbesteue- 
rung vorzulegen, hat etwas damit zu 
tun, dass selbst zahlreiche gemäßigte 
Bezirks- und Landesvorsitzende in die- 
ser Frage eine unmissverständliche 
Position vertreten haben. Zwar be- 
inhaltet der beschlossene Fünf-Punk- 
te-Plan von Schröder3 keine Lösung 
einer verfassungskonformen Besteue- 
rung der Vemögenssubstanz. An der 
fehlenden erforderlichen Mehrheit im 
Bundesrat kommt jedoch auch die 
Linke nicht vorbei; was nicht heißt, 
dass das Thema nun von der Tages- 
ordnung genommen werden muss. 

Drittens hat sich die Linke be- 
schränkt auf eine Politik von Nadelsti- 
chen, die jedoch kaum wehtun. Die 
durchgesetzten Beschlüsse einer Ab- 
lehnung von Panzerexporten in die 
Türkei sowie einer Liberalisierung der 
Asylrechtspraxis sind wichtig und soll- 
ten auch als Erfolge begriffen wer- 
den. Ob sie jedoch eine Verbindlich- 
keit für die Regierung haben, ist zwei- 
felhaft. PunktuelleAnknüpfungsmög- 
lichkeiten liefern zudem die von den 
Jusos durchgesetzten ,,Wiedervorla- 
gebeschlüsse": im März sollen nach 
den Regionalkonferenzen im Rahmen 
des Ausbildungskonsens weitere „PO- 

litische und gesetzgeberische Maß- 
nahmen" geprüft werden, um ein re- 
gional auswahlfähiges Angebot an 
Ausbildungsplätzen zu erreichen. Des 
weiteren wurden Parteivorstand und 
Fraktion aufgefordert, auf Basis der 
existierenden Berichte eine Aufarbei- 
tung des NATO-Einsatzes in Jugosla- 
wien vorzunehmen und der Partei zur 
Diskussion vorzulegen. Ebenfalls wur- 
de die von der Linken eingeforderte 
Klärung der Position zu den interna- 
tionalen Finanzmärkten in eine nun 
einzurichtende Kommission verlagert. 

Dies darf aber nicht darüber hin- 
wegtäuschen, dass die sozialdemo- 
kratische Linke in den großen Fragen 
des ökonomischen und sozialstaatli- 
chen Umbaus handlungsunfähig ist 
und widersprüchlich agiert. Die glei- 
chen ,,Linken8', die mit Vehemenz für 
das eher zweifelhafte Projekt eines 
,,Werbeverbots für Alkohol" kämp- 
fen, winken die Forderung nach ei- 

Von Benjamin Mikfeld* 

nem Niedriglohnsektor desinteressiert 
durch und haben zum Bündnis für 
Arbeit keine eigene Meinung. Das 
Problem liegt weniger in den Mehr- 
heitskonstellationen, sondern darin, 
dass sich Teile der Linken aus dem Dis- 
kurs über entscheidende Zukunftsfra- 
gen verabschiedet haben. 

Schluss mit dem Selbstmitleid 
Deswegen macht es auch keinen 
Sinn, nach jedem Parteitag aufs Neue 
zu lamentieren, wie böse Schröder ist, 
wie schwach die Linke ist, wie wenig 
Koordinierung stattfindet etc. und 
sich im Selbstmitleid zu suhlen. Das 
Grundproblem liegt darin, dass die 
Linke in der SPD kein geklärtes takti- 
sches, geschweige denn ein strategi- 
sches Verhältnis zur Regierungssitua- 
tion hat. Es ist versäumt worden, 
rechtzeitig ein eigenes Reformpro- 
gramm zu entwickeln und zu kom- 
munizieren. Die Linke ist über (durch- 
aus berechtigte) Initiativen rund um 
einzelne Instrumente, wie die Ausbil- 
dungsumlage oder viele Versionen 
von Zukunftsinvestitionsprogrammen 
nicht hinausgekommen. Die Identi- 
tätskrise der Linken liegt im wesentli- 
chen darin, dass sie auf die komplexe 
ökonomische und gesellschaftliche 
Umbruchssituation bislang keine rea- 
litätstaugliche Antwort gefunden hat. 
Auch der im Vergleich zur Brandt- 
und Schmidt-Regierung komplizierter 
gewordenen Medienlage steht die 
Linke weitestgehend ignorant gegen- 
über. Überwogen haben naive Hoff- 
nungen in den Regierungswechsel 
und Bestrebungen, einzelne pro- 
grammatische Versatzstücke der letz- 
ten Jahrzehnte technokratisch und 
ohne jeden kulturellen Bezug auf die 
Gesellschaft umz~setzen.~ 

* Benjamin Mikfeld ist Juso-Bundesvorsitz~ 

Je näher sich der 
"final countdown" 
Richtung Parteitags- 
termin bewegte, 
desto zaghafter 
wurde - auch mit 
Blick auf die bevorste- 
henden Landtags- 
wahlen - die Hand- 
lungsbereitschafi der 
Parteilinken. 

mndec er studiert Sozialwissen- 
schaften und lebt in Bochum 
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- 
Die SPD wird auf absehbare Zeit 

keine linke Reformpolitik machen. Zu- 
mindest ist eine Erneuerung bzw. ein 
Kurswechsel von innen zum gegen- 
wärtigen Zeitpunkt unrealistisch. 
Dazu muss man ein Verhältnis finden. 
Daher verdienen die jüngsten Austrit- 
te von Personen des spw-Kontextes 
aus der SPD Achtung, wenn auch 
nicht zwingend Zustimmung. Sie sind 
allemal ehrlicher, als sich weiter untä- 
tig im genannten Widerspruchsver- 
hältnis zu bewegen und die Krise der 
Linken mit einem ,,weiter so" zu be- 
antworten. 

Zunächst einmal muss die Linke 
ihren Voluntarismus und ihre ,,Be- 
schlussillusion" überwinden. Die auf 
den Frankfurter Kreis, die Jusos bzw. 
deren Führungspersonen projizierten 
Revolutionswünsche stehen in kei- 
nem Verhältnis zur Fähigkeit, dies im 
eigenen politischen und gesellschaft- 
lichen Umfeld vorzubereiten. Erst 
dann, wenn politische Willensbildung 
breit und vernetzt stattfindet, kann 
die Linke auch auf Bundesparteitagen 
ernsthaft, geordnet und selbstbe- 
wusst auftreten. Die ständige Jamme- 
rei über die Parteiführung geht am 
Problem vorbei. Lassen wir hierzu 
zwei sozialdemokratische ,,Moderni- 

- sierer" zu Wort kommen. Während 
Hombach mit seinem Vorwurf, wer 
noch an Beschlüssen festhalte, sei ein 
,,Fall für die Thera~ ie "~  die autoritäre 
Führung geradezu einfordert, liegt 
das Problem für Peter Glotz in der 
,,Abschirmung der Binnenkommuni- 
kation der Parteien vom Zeitgespräch 
der gesamten Gesell~chaft"~. Seiner 
Auffassung nach ist der fehlende Be- 
zug auf den gesellschaftlichen Diskurs 
dafür verantwortlich, dass die ,,Ver- 
kapselung in Binnenkommunikation 
kompensiert [wird] durch Spitzenfi- 
guren, die mit autoritären Kraftakten 
die demokratische Meinungsbildung 
ihrer Partei konterkarieren."' Recht 
hat er. Wer glaubt, gesellschaftliche 
Defensive mit Siegen auf Parteitagen 
oder gar mit auf reine Symbolik redu- 
ziertem Protest und total radikale 
Wortbeiträge wettmachen zu kön- 
nen, treibt die Linke weiter in die Iso- 
lation. 

Taktischer Realismus und 
langfristige Erneuerung 
Der Linken bleibt keine Alternative, als 
,,taktischen Realismus" und eine lang- 
fristige Erneuerungsstrategie mitein- 
ander zu verbinden. Taktischer Realis- 
mus bedeutet, sich über die interne 
Kraftekonstellation im Klaren zu sein; 
dies verbietet gerade unter Bedingun- 

gen einer weitestgehend ,,feindli- 
chen" Medienöffentlichkeit die Infla- 
tionierung von Niederlagen und sym- 
bolischen Radikalismus. Erforderlich 
sind Bündnisse mit dem sozialdemo- 
kratischen Zentrum und die Mobilisie- 
rung von gesellschaftlicher Zustim- 
mung an entscheidenden Schlüssel- 
fragen im Vorfeld von Entscheidungs- 
verfahren. Das Zentrum kann nur ein- 
gebunden werden, wenn Kompro- 
missbildungen möglich sind, die die 
,,Gesichtswahrung" von Parteispitze 
und Bundesregierung zulassen. Erfor- 
derlich sind daher geeignete Verfah- 
ren der ,,Früherkennung" und abge- 
stimmte ,,Kampagnen". 

Als langfristige Aufgabe stellt sich 
die Herausforderung einer program- 
matischen und strategischen Erneue- 
rung der sozialdemokratischen Lin- 
ken. Ein Erneuerungsprozess kann 
nicht zuerst von der Organisations- 
und Strukturfrage her eingeleitet wer- 
den. Eine bloße Re-Organisation wäre 
zum Scheitern verurteilt. Interne Inter- 
essengegensätze, Trägheiten und die 
Unterschiedlichkeit der politischen 
,,MentalitätenJ' blockieren einen sol- 
chen Weg. Eine Erneuerung muss als 
langfristiger, d.h. sich über einen Zeit- 
raum von fünf bis zehn Jahren er- 
streckender Prozess vollzogen wer- 
den. Zu nennen sind im wesentlichen 
zwei ,,Quellen1' für eine Erneuerung. 
Erstens kann diese sich nur anhand 
von politischen Reformprojekten (z.B. 
Zukunft der Arbeit oder Regulierung 
der Weltwirtschaft) herausbilden. 
Zweitens ist sie nur als Formation jen- 
seits der alten linken Strömungen und 
Lager (als ,,postfordistische" Linke) 
und damit wohl auch nur über den 
Generationenwechsel denkbar. 

Ab in die Falle - Sinn und Unsinn 
der Programmdebatte 
Konkreter Anknüpfungspunkt für 
eine Neuformierung hätte die Erarbei- 
tung eines „Orientierungsrahmens 
2010" im Sinne eines ,,politisch-öko- 
nomischen Minimalkonsenses" sein 
können. Zum einen hätte er der Re- 
gierungspraxis mehr Richtung und 
Verbindlichkeit verliehen. Zum ande- 
ren wären sowohl die Apologeten des 
Dritten Wegs als auch die Linke ge- 
zwungen gewesen, ihre eher allge- 
meinen Vorstellungen in der Entwick- 
lung eines mittelfristigen Modernisie- 
rungsprogramm zu präzisieren, d.h. 
auch auf reale Umbrüche und gesell- 
schaftliche Kräfteverhältnisse zu be- 
ziehen. Die Chance hätte in einem of- 
fenen kommunikativen Aushand- 
lungsprozess über die mittelfristige 
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nen. Aus linker Sicht hat dies den po- 
sitiven Aspekt, dass es zeigt, dass sich 
die Leute auch von SPD und Grünen 
nicht Krieg und Sozialabbau als not- 
wendig, friedlich, modern und ge- 
recht verkaufen lassen. Das Problem 
besteht darin, dass sich diese prinzipi- 
ell von links ansprechbaren Einstellun- 
gen jedenfalls in Westdeutschland 
nicht in der Wahl einer linken Alterna- 
tive niederschlagen, sondern in politi- 
scher Resignation und massiv sinken- 
der Wahlbeteiligung. 

Notwendig ist jedenfalls nicht ein 
Ende oder die Deeskalation der inner- 
parteilichen Debatte, bessere Vermitt- 
lung oder kosmetisch-symbolische 
Detailkorrektur, sondern ein ,,Politik- 
wechseln gegenüber dem aktuellen 
Kurs der SPD-geführten Regierung. 
Dies würde eine grundlegende Um- 
orientierung oder die Ablösung und 
Unterordnung der die Partei dominie- 
renden sozialliberalen Gruppen erfor- 
dern und erscheint daher unreali- 
stisch. (...) 

Neo-Sozialdemokratie und Neue 
Mitte 
Ich betrachte diese Entwicklung als 
Ergebnis eines schon seit geraumer 
Zeit ablaufenden Veränderungspro- 
zesses der Sozialdemokratie, die sich 
seit dem Zusammenbruch der DDR 
und des realsozialistischen Staatensy- 
stems immer mehr nach rechts ent- 
wickelt. Bereits nach der verlorenen 
Bundestagswahl 1994 analysierte ich 
die Politik der SPD als ,,sozialpatrioti- 
sche Wirtschaftsförderungspartei" 
(Krämer 1994). Durch den Parteivor- 
sitzenden Lafontaine wurde dies nur 
eine Zeitlang verdeckt und verzögert. 
Neu ist lediglich, dass bisher in der 
Landes- und kommunalen Politik mit 
gewissem Recht noch darauf verwie- 
sen werden konnte, dass - insb. bei 
einer konservativ-liberalen Bundesre- 
gierung - nur eng begrenzte politi- 
sche und finanzielle Spielräume für 
eine andere Politik vorhanden seien. 
Auf Bundesebene, w o  die wesentli- 
chen finanz- und sozialpolitischen 
und natürlich die außenpolitischen 
Entscheidungen getroffen werden, 
trägt diese Ausrede nicht. In Wirklich- 
keit gibt es nicht ,,keine Alternative", 
sondern es fehlt am politischen Willen 
zur Durchsetzung der möglichen Al- 
ternativen und der damit verbunde- 
nen Konflikte mit mächtigen Gruppen 
in der Gesellschaft und im internatio- 
nalen Rahmen. 

Zwar haben sich in den letzten 
Jahren mit der Debatte um den neuen 
,,Dritten Weg" neue Akzente und 

konzeptionelle Orientierungen ent- 
wickelt, die über eine bloß defensive 
Haltung gegenüber der neoliberalen 
Standort- und Globalisierungsdebatte 
hinausgehen, Stichworte ,,aktivieren- 
der Staat", „inszenierter Korporatis- 
mus", ,,linke Angebotspolitik" (vgl. 
etwa die Beiträge im Schwerpunkt 
der spw 2/99 und Krämer 1998). Die- 
se veränderte Funktionsbestimmung 
des Staates und der Sozialdemokratie 
reflektiert zum einen veränderte öko- 
nomische und gesellschaftliche Be- 
dingungen im Übergang zu ,,postfor- 
distischen" Strukturen, aber ebenso 
zugunsten des Kapitals und der Rech- 
ten veränderte gesellschaftspolitische 
Kräfteverhältnisse. Das neo-sozialde- 
mokratische Konzept des ,,Dritten 
Weges" versucht einen neuen Klas- 
senkompromiss zu beschreiben, der 
aber massiv zugunsten des Kapitals 
verschoben ist. Die sozial schwäche- 
ren, marginalisierten und von Margi- 
nalisierung bedrohten Schichten der 
Lohnabhängigen stellen in diesem 
Konzept keine soziale Basis mehr dar, 
deren Interessen gefördert und die für 
ein Fortschrittsbündnis gewonnen 
werden soll, sondern lediglich noch 
Objekte der Integration und Ruhig- 
stellung. 

Dies reflektiert auch Verschiebun- 
gen in der sozialen Struktur der Mit- 
gliedschaft und insb. der Funktions- 
und Mandatsträgerlnnen der SPD, die 
zunehmend von sozialen Aufsteigern 
und anderen Saturierten geprägt ist, 
deren gesellschaftliches Bewusstsein 
von ihrem relativ privilegierten gesell- 
schaftlichen Sein und Umfeld geprägt 
wird, in dem Diskurse linker Gesell- 
schaftskritik und -veränderung kaum 
noch eine Rolle spielen. Und soweit 
noch aus sozialdemokratischen Wert- 
orientierungen gespeiste innerpartei- 
liche Kritik und Forderungen an die 
Politik der SPD artikuliert werden, 
werden diese durch die fortschreiten- 
de Entmachtung der Parteiorganisati- 
on zugunsten einer auf die Massen- 
medien orientierten Politik der Füh- 
rungszirkel von Partei und Fraktionen 
zur Wirkungslosigkeit verurteilt. 

Diese Neo-Sozialdemokratie oder 
Neuer Sozialliberalismus stellt m.E. 
eine Abkehr vom traditionellen Refor- 
mismus der Sozialdemokratie dar und 
erst recht eine Abkehr von den im Ber- 
liner Programm skizzierten Ansätzen 
eines erweiterten Reformismus des 
sozial-ökologischen Umbaus. Ich be- 
trachte das nicht als eine neue Ent- 
wicklungsetappe der Sozialdemokra- 
tie, wie sie bisher in der Tradition der 
Arbeiterbewegung und mit einem 
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SPD und Grüne in der 
Bundesregierung 

leisten einen aktiven 
Beitrag zur politischen 

Desorientierung und 
Rechtsentwicklung 

des gesellschafilichen 
Bewußtseins. 

bedeutsamsten Bezugspunkte für 
eine langfristig angelegte sozialisti- 
sche Politik." (Ebd.) 

Die implizite Voraussetzung dieser 
Argumentationen war die Annahme 
einer historischen Phase, in der per- 
spektivisch der Übergang zu einer so- 
zialistischen Gesellschaft anzustehen 
schien. Die längerfristige Gesamtten- 
denz der Entwicklung schien durch 
den Ausbau ,,sozialistischer Elemen- 
te" im Kapitalismus gekennzeichnet 
zu sein, die als Ausgangspunkt wei- 
tergehender Perspektiven dienen 
könnten, und an deren Durchsetzung 
die SPD einen entscheidenden Anteil 
hatte. Bei aller Opposition in Einzel- 
punkten und Kritik an ihrer mangeln- 
den Konsequenz und Reichweite war 
zumindest eine gewisse Zustimmung 
zur realen Politik der SPD bzw. ihrer 
gesellschaftspolitischen Grundaus- 
richtung gegeben oder erschien zu- 
mindest in absehbarer Zeit als wieder 
durchsetzbar. Die sozialistische Linke 
agierte real als der linke, immer weiter 
treibende Teil der reformistischen So- 
zialdemokratie. Die Hoffnung auf 
weitergehende sozialistische Verän- 

& Asyl: vom Grundrecht zum 
Gnadenakt C- Bundeswehr- 
Verschwendung C- Europas 
Panzerindustne C-Waffen- 
exporte ohne Moral & PR- 

des Minenverbots & US-Kon- 

Friedensratschlag uvm. 

monatliche Informationen und 
Analysen zu Militär, Friedens- 

forschung und -bewegung 

Abo: 9 Normal-/ 3 Themenhefte DM 50:: 
Ausland: DM 60:: Themenheft DM 5.- 
(+Porto). Prokheft gratis 
Bezug: Verein für friedenspolitische 
Publlzlstlk e.V. Kurfurstenstr. 14. 10785 
Berlin e-mail: ami@zedat.fu-berlin.de 
http://userpage.fu-berlin.de/-ami 
Telefon/Fax: ++30-25 79 7 3  42 

derungen blieb zwar unerfüllt, aber 
getröstet wurden die Linken durch 
den gewissen Zugang zu Machtposi- 
tionen und zumindest partielle real- 
politische Fortschritte, an denen sie 
mitwirkten - und durch die individu- 
ellen Karrieremöglichkeiten in der SPD 
und karrierefördernden Wirkungen 
der SPD-Mitgliedschaft in anderen 
Bereichen. 

Die andere reale Voraussetzung 
war das Fehlen einer sinnvolleren par- 
teipolitischen Alternative, in deren 
Rahmen Sozialistlnnen ihre Politik 
hätten entwickeln und gesellschaft- 
lich wirksam einbringen können. 

In den Austrittsdebatten und -be- 
wegungen, die im Zuge zugespitzter 
innerparteilicher Auseinandersetzun- 
gen immer wieder auftraten (Berufs- 
verbote, Atomenergie, Raketenrü- 
stung, Sozialabbau, Asylrecht ...), 
konnte neben den og. theoretischen 
Begründungen immer auch auf diese 
weiterhin gegebenen realen Voraus- 
setzungen verwiesen werden. Diese 
waren auch die implizite Bedingung 
für die eher pragmatische Begrün- 
dung, dass Mitarbeit in der SPD für 
das Engagement von Sozialistlnnen 
in den verschiedensten Bereichen för- 
derlich sein könne, auch wenn man 
diese- oder irgend eine andere- Par- 
tei keineswegs als entscheidende Or- 
ganisation für eine sozialistische Um- 
gestaltung der Gesellschaft betrachte 
(so Oertzen 1993 in Replik auf 
Brosch-Guesnet). 

Diese Voraussetzungen sind m.E. 
nicht mehr gegeben. Die Mitglied- 
schaft in der und Orientierung auf die 
SPD stellen m.E. mittlerweile ein Hin- 
dernis und eine Desorientierung dar 
in dem notwendigen Bemühen um 
die Formierung sozialer und politi- 
scher Kräfte für eine andere, linke Po- 
litik. 

Die Politik der SPD-Grüne- 
Koalition: ein Schritt vorwärts, 
zwei Schritte zurück 
Nachdem die neugewählte SPD-Grü- 
ne-Regierung zunächst diverse sozial- 
politische Wahlversprechen, die we- 
sentlichen Anteil an ihrem Wahlerfolg 
gehabt hatten, und die positiv zu be- 
wertende erste Stufe der Steuerre- 
form umsetzte, brachen unter Einwir- 
kung des Drucks der Wirtschaft und 
wichtiger Massenmedien die inneren 
Widersprüche im Regierungslager 
immer deutlicher hervor. Der Rücktritt 
Lafontaines war nicht die Ursache, 
aber ein Signal, dass sich die offen ka- 
pitalorientierten Kräfte um Schröder, 
Hombach, Clement u.a. durchsetz- 

spw. Zeitschrift fui 
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ten. Die aktive Rolle Deutschlands im 
NATO-Krieg gegen Jugoslawien einer- 
seits und das ,,Zukunftsprogramm 
2000" genannte Sozialabbau- und 
Sparprogramm markieren in zwei 
Kernfragen, dass Rot-Grün als sozial- 
ökologisches und auch friedenspoliti- 
sches Reformprojekt am Ende ist, be- 
vor es richtig begonnen hatte. Den er- 
sten positiven Schritten hätten weite- 
re in die selbe Richtung folgen müs- 
sen, statt sie als Begründung zu neh- 
men, nun wieder in die Gegenrich- 
tung zu marschieren. In zentralen Fra- 
gen wird nicht nur in der Grundrich- 
tung an die Politik der alten Koalition 
angeknüpft, auch die entsprechende 
rechte Argumentation und Propagan- 
da wird mit einigen neuen Akzenten 
fortgesetzt (vgl. u.a. Krämer 1999). 
Damit leisten SPD und Grüne einen 
aktiven Beitrag zur politischen Desori- 
entierung und Rechtsentwicklung des 
gesellschaftlichen Bewusstseins. 

Statt als potenzielles Feld der Her- 
ausbildung und Artikulation einer 
fortschrittlichen sozialen Bündniskon- 
stellation und der Durchsetzung einer 
von Linken angepeilten neuen, sozial- 
ökologischen Etappe des Reformis- 
mus zu fungieren, orientiert sich die 
SPD unter Führung des modernen So- 
zialliberalismus auf ein Bündnis der 
,,neuen Mitte" mit innovativen Kapi- 
talfraktionen. Die auch in der „neuen 
Mitte" weit verbreiteten solidarischen 
und auf soziale Gerechtigkeit gerich- 
teten Einstellungen werden nicht für 
eine linke Politik aufgegriffen, son- 
dern angeblichen Sachzwängen un- 
tergeordnet (vgl. Vester). Gewerk- 
schaften und andere potenziell fort- 
schrittliche soziale und politische 
Kräfte werden dabei über partielle 
Einbindung und wegen des Fehlens 
einer positiven Regierungsalternative 
neutralisiert, große Teile der sozialen 
Basis in die politische Resignation ge- 
trieben. Nicht sozial-ökologische Re- 
form, sondern der Versuch sozial-in- 
tegrativer Modernisierung des Wett- 
bewerbsstaates steht im Mittelpunkt. 
Politische Prinzipien sind dabei, „kei- 
ne Politik gegen die Wirtschaft" zu 
betreiben und die Unterordnung un- 
ter die von den USA dominierte NATO 
zur ,,Staatsraison" zu erklären (jeweils 
Schröder). 

Weil dies nun von politischen 
Kräften vorgetragen und betrieben 
wird, die mit der Parole des Politik- 
wechsels und der sozialen Gerechtig- 
keit angetreten waren, führt dies zu 
tiefgreifender Desorientierung, Fru- 
stration und Abwendung weiter Teile 
der Bevölkerung von SPD und Grü- 
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Zukunft gelegen. Dieser Vorschlag 
von Jusos und anderen wurde aber 
schnell durch das Bestreben, ein neu- 
es Grundsatzprogramm zu erarbei- 
ten, erledigt. 

Der Parteitag hat dieses Anliegen 
mittlerweile beschlossen. Die SPD 
wird nun in den nächsten Jahren eine 
Programmdebatte führen. Bereits die 
personelle Zusammensetzung der 
Programmkommission verspricht we- 
nig Gutes. Vorsitzender ist Gerhard 
Schröder und geschäftsführender 
Vorsitzender ist Rudolf Scharping. Die 
Stellvertreter sind Wolfgang Clement, 
Reinhard Klimmt, Matthias Platzeck, 
Ute Vogt und Heidi Wieczorek-Zeul. 
Die wenigsten der genannten Perso- 
nen sind dafür bekannt, dass sie intel- 
ligente programmatische Entwürfe 
entwickeln. 

Es ist nicht verwunderlich, dass 
„die notorischen Papierchenschrei- 
ber" (O-Ton Lafontaine) in der Linken 
begeistert auf den Zug aufspringen 
und sich in ihrem Element fühlen. 
Zwar wäre es wenig hilfreich, die Pro- 
grammdiskussion zu ignorieren. Aber 
in die Falle tappen sollte man auch 
nicht. Die Linke wird in der innerpar- 
teilichen Debatte am Katzentisch sit- 
zen. Während Alibipersonen ihre übli- 
chen Alibisätze in den Feldern Um- 
welt, Internationales und Bürgerln- 
nenrechte einbauen können, werden 

die maßgeblichen Impulse die tech- 
nokratische Standortpolitik Clements 
und der spießig-bürgerliche Kommu- 
nitarismus Scharpings sein. Wesentli- 
che Eckpunkte des Berliner Pro- 
gramms sollen - ohne dass auch nur 
eine Sekunde über ihre Realisierung 
nach dem Regierungswechsel nach- 
gedacht wurde - abgeräumt werden. 

Die Linke hat nur die Chance, die 
eigene Erneuerung als Prozess der 
,,organischen Verbindung'' mit gesell- 
schaftlichen Reformpotenzialen zu 
verstehen. Hier kann die Programm- 
debatte genutzt werden. Sie muss 
also eigene offene Strukturen und 
Prozesse entwickeln, neue Bündnisse 
organisieren und sich die Stärke somit 
aus der Gesellschaft holen. Die Ein- 
bringung in die interne Debatte ist 
der zweite Schritt; klassische Doppel- 
strategie eben. Auf keinen Fall darf sie 
sich auf abstrakte Grundwerte- und 
Gerechtigkeitsdebatten beschränken 
und weiter in die Sackgasse - Schrö- 
der kümmert sich um die Standortfra- 
ge und wir um die soziale Wärme - 
laufen. Sie muss sich als Plattform für 
die diskursive Erarbeitung von Alter- 
nativen auf Basis der ,,mitten im Le- 
ben" erfahrbaren Umbrüche und Wi- 
dersprüche begreifen. Wichtige Pro- 
jekte wären: 

Die Verzahnung von ökonomi- 
scher Innovation, ökologischem Um- 

Liebe Leserinnen und Leser, 

Ralf Krämer, seit 1993 Redaktions- 
sekretär (hauptamtlicher Redakteur) 
der spw, ist im Dezember 1999 nach 
23-jähriger Mitgliedschaft aus der 
SPD ausgetreten. Weiter hinten in die- 
sem Heft dokumentieren wir die aus- 
führliche politische Begründung in ei- 
ner gekürzten Fassung. Er hatte dies 
bereits auf der spw-Jahrestagung 
1999 angekündigt und zur Diskussi- 
on gestellt. Dabei zeigte sich zwar ver- 
breitetes Verständnis für diesen 
Schritt und seine Begründung, ande- 

rerseits weitestgehende Übereinstim- 
mung darüber, dass spw auch weiter- 
hin eine Zeitschrift und ein politischer 
Zusammenhang sein wird, der we- 
sentlich in der Sozialdemokratie ver- 
ankert und auf sie orientiert ist. Ralf 
Krämer wird seine Tätigkeit für die 
spw-Redaktion noch bis Mitte des 
Jahres 2000 weiterführen und dann 
beenden. Der spw-Arbeitsausschuss 
wird auf seiner nächsten Sitzung am 
12.03.2000 darüber diskutieren und 
entscheiden, wie und durch wen sei- 
ne bisherigen Aufgaben übernom- 
men werden sollen. 

bau und dezentraler wirtschaftlicher 
Demokratie. 

Die Entwicklung der Perspektive 
einer flexiblen und solidarischen Ar- 
beitsgesellschaft. 

Die Re-Thematisierung internatio- 
naler Solidarität entlang der Frage 
„wer profitiert vom Shareholder-Va- 
lue- bzw. Casino-Kapitalismus ?" 

Die Entwicklung einer Aktiv.De. 
mokratie jenseits von staatlicher Büro- 
kratie und zentralistischen Organisa- 
tionen. SPW 

I Soziale Gerechtigkeit bleibt unsere Auf- 
gabe - Kurshalten statt Neoliberalismus, 
http://www.jusos.org/medien/aktuell/ 
sparpaket/pCpapier.html 
http://www.spd.de/archiv/events/ 
ptt~l299/beschluesse/w-1 .php3 
Reform des Stiftungsrechts; Europäische 
Lösung bei der Kapitaleinkommensbe- 
Steuerung; Bekämpfung von Steuerhinter- 
ziehung; Beteiligung der Arbeitnehmerln- 
nen am Produktivkapital; Reform der steu- 
erlichen Bewertung des Grundbesitzes. 
Vgl. hierzu Bruno Trentin (1999): Befrei- 
ung der Arbeit. Die Gewerkschaften, die 
Linke und die Krise des Fordismus, Ham- 
burg. Das Buch bezieht sich v.a. auf Italien. 
Eine ähnlich radikale Auseinandersetzung 
mit der hegemonialen Krise der deutschen 
Arbeiterlnnenbewegung fehlt leider. 
Bodo Hombach (1998): Aufbruch. Die 
Politik der Neuen Mitte, München, S. 21 
Peter Glotz (1 999): Die beschleunigte Ge- 
sellschaft. Kulturkämpfe im digitalen Ka- 
pitalismus, München. S. 166 
a.a.0. S. 169 

Rainer Zugehör ist Ende letzten 
Jahres aus der spw-Redaktion ausge- 
schieden, weil er wegen zu hoher an- 
derweitiger Arbeitsbelastung eine 
sinnvolle Mitarbeit nicht mehr gewähr- 
leisten kann. Er wird sich aber noch 
mit um den Schwerpunkt des näch- 
sten Heftes zu ,,Arbeit und Demokra- 
tie" kümmern. Die Redaktion wird auf 
ihrer nächsten Klausursitzung über die 
Aufnahme neuer Redaktionsmitglieder 
insb. für den Bereich Wirtschafts- und 
Sozialpolitik diskutieren. 

Die spw-Redaktion 

Das Grundproblem 
liegt darin, dass die 
Linke in der SPD kein 
geklärtes taktisches, 
geschweige denn ein 
strategisches 
Verhältnis zur 
Regierungssituation 
hat. 
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Notizen und 
Hinweise 

Netzwerk für demokratische 
Kontrolle der Finanzmärkte 
gegründet 
Ein Netzwerk für eine demokratische 
Kontrolle der internationalen Finanz- 
märkte gründeten am 22. 1. in 
FrankfurtIM. Vertreter und Vertrete- 
rinnen von über 50 Nichtregierungs- 
organisationen, Verbänden und In- 
itiativen. An dem Treffen nahmen 
u.a. kirchliche Gruppen wie PAX 
CHRISTI, KAIROS Europa und Missio, 
der Dachverband entwicklungspoliti- 
scher Organisationen VENRO, der 
BUND, die lnformationsstelle Latein- 
amerika ila, die Jusos, Stiftung Um- 
verteilen, Germanwatch, WEED so- 
wie lokale Initiativen teil. Neben der 
Einführung einer internationalen 
Spekulationssteuer auf kurzfristige 
Finanztransaktionen (sog. Tobin Tax) 
sind Hauptforderungen die Schlie- 
ßung von Steuerparadiesen und Off- 
Shore Bankzentren. 

Das Netzwerk will mit Publikatio- 
nen, Veranstaltungen, Lobbyarbeit 
und Protestaktionen politischen 
Druck machen. International will man 
eng mit der französischen Bewegung 
ATTAC und ähnlichen Netzwerken in 
den USA und der EU zusammenarbei- 
ten. Das Netzwerk ist offen für Orga- 
nisationen und für Einzelpersonen. 
Kontaktadressen: KAlROS Europa; He- 
genichstr.22, 691 24 Heidelberg, Tel 
06221 712610, Fax 06221 781 183, 
e-mail: kairoshd@aol.com; WEED, 
Bertha von Suttner Platz 13; 531 11 
Bonn, Tel 0228-766130; Fax: 0228 
696470; e-mail: weed@weedbonn. 
org; www.weedbonn.org 

Tagung ,,Rot-Grün - noch ein 
Projekt?" 
Den Versuch einer ersten Bilanz 
dazu will die Loccumer lnitiative Kri- 
tischer Wissenschaftlerlnnen lädt - 
erneut in Zusammenarbeit mit der 
französischen Gruppe Raisons d' 
Agir auf ihrer 6. wissenschaftlich- 
politischen Arbeitstagung am 4. 
und 5. März 2000 in  der HVHS 
Springe bei Hannover unterneh- 
men. Weitere Informationen und 
Anmeldungen bei Michael Buckmil- 
ler, Bödekerstr. 75, 301 61 Hanover, 
Tel. 051 1-664677, Fax 051 1 - 

624730. Im lnternet siehe zur GFPI 
Loccumer lnitiative http://home.t- 
onI ine.de/home/fsie.eefg/2 101 
2lOwgfp.htm und zu Raisons d' 
Agir www.msh-paris.fr/agir/rdaas 
soc.html (französisch). 

Projekt zur Vernetzung der 
Gewerkschaftslinken 
Über 300 Teilnehmerlnnen waren der 
Einladung zum 2. bundesweiten Tref- 
fen der Gewerkschaftslinken am 3.1 
4.1 2.99 in Stuttgart gefolgt. Die Dis- 
kussion und Vernetzung sowie der 
Aufbau regionaler Zusammenhänge 
soll weiter vorangetrieben werden ein 
weiteres Treffen in einigen Monaten 
folgen. Berichte und Einschätzungen 
zu der Konferenz und einen Einblick 
in die Diskussionen vermittelt das um- 
fangreiche Internet-Angebot von 
w . l a b o u r n e t . d e  

Vermögensbesteuerung für 
mehr Gerechtigkeit und mehr 
Beschäftigung 
Die Arbeitsgruppe Alternative Wirt- 
schaftspolitik hat im Dezember 
1999, pünktlich zum SPD-Parteitag 
- half aber auch nichts - ein Son- 
dermemorandum mi t  umfangrei- 
chen Argumenten für die Wiederer- 
hebung der Vermögensteuer vor- 
gelegt, die nach dem dort vorge- 
stellten Modell ein Aufkommen 
von jährlich mindestens 30 Mrd. 
DM erbringen würde. Außerdem 
wird die Wiedereinführung einer 
Kapitalverkehrssteuer sowie die un- 
befristete Besteuerung von Speku- 
lationsgewinnen vorgeschlagen, 
was zusammen weitere rund 36 
Mrd. DM erbringen würde. Damit 
wären alle Sparpakete überflüssig. 
Das Sondermemo ist für DM 1,00 
erhältlich bei der AG Alternative 
Wirtschaftpolitik, Postfach 
330447, 28334 Bremen, Tel. 0421- 
4914480, oder im lnternet zum 
Download unter www.barkhof.uni- 
b r e m e n . d e l k u a / m e m o / d o c s l  
sm9910.pdf 

Arbeitslosengruppen in Deutsch- 
land 
Das Frankfurter Arbeitslosenzen- 
trum hat ein aktuelles bundeswei- 
tes Verzeichnis von Arbeitslosenin- 
itiativen zusammengestellt. Es ent- 
hält auf 170 Seiten nach Postleit- 
zahlen sortiert 795 Kontaktadres- 
sen aus ganz Deutschland, zu be- 
ziehen für 8,00 DM + Porto bei der 
Stiftung Mitarbeit, Bornheimer Str. 
37, 531 11 Bonn, Fax 0228- 
6042422. 

D e r  E i n s t i e g  in dte 

Ökologische 
Steuerreform 
A u < s l i e s  R i i i l r1X l i i rn l .n  und D u r < h i ~ t i u n g  
.,"F, "mwPlf.nl,<l.rhrn T h r m a i  

Geschichte der Ökologischen 
Steuerreform 
Danyel T. Reiche und Carsten Krebs 
haben eine Analyse der Diskussionen 
und bisherigen Durchsetzung der 
Ökologischen Steuerreform in 
Deutschland vorgelegt. Das Buch mit 
337 Seiten ist bei Peter Lang Europäi- 
scher Verlag der Wissenschaften, 
Eschborner Landstr. 42-50, 60489 
Frankfurt, Tel. 069-7807050, erschie- 
nen und kostet DM 69,OO. 

Kohl-Bilanz 
Eine kritische Bilanz der Ära Helmut 
Kohl bietet als ,,Elektronic Book" für 
10,- DM, gedruckt 20,- DM, Dr. Egon 
F. Kasper an, COMTECH-Software, 
UniCenter 1519, 50939 Köln, Fax 
0221 -442007, eMail comtech- 
kasper@t-online.de 

Zwangsarbeit im ,,Dritten Reich" 
Zu diesem Thema weist der Schmetter- 
ling-Verlag, Lindenspürstr. 38b, 70, 
701 76 Stuttgart, Tel. 071 1-626779, 
eMail SCHMEVLG@aol.com, auf die ak- 
tuelle Neuerscheinung ,,Räder müssen 
rollen für den Sieg", hrsg. von der WN- 
BdA Kreisverband Esslingen, hin. Das 
Buch mit 184 Seiten kostet 26,80 DM. 

Leistung und Idylle - Frauen 
zwischen Markt- und Hauswirt- 
schaft 
Monika Domke hat eine Studie vorge- 
legt, die der geschlechtsspezifischen 
Hierarchisierung von Gesellschaft in 
den Bereichen Erwerbsarbeit und Fa- 
milie nachgeht und dabei auch die 
Konzeptionen in Frauen- und Arbei- 
terbewegung sowie die Politik von 
Rot-Grün einer kritischen Analyse un- 
terzieht. Das Buch hat 160 Seiten und 
kostet DM 28,00, erschienen beim 
Papyrossa-Verlag, Petersbergstr.4, 
50939 Köln, Tel. 0221 -448545, eMail 
papyrossa@koeln-online.de 
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Ralf Krämer hat zu seinem Austritts aus der SPD eine ausführliche politische Begründung verfasst und zur Diskussion vor- 
gelegt. Die Redaktion hielt es für angemessen, diesen Text mit einigen Kürzungen in der spw abzudrucken (Langfassung 
beim Autor erhältlich). Anschließend bringen wir einen Beitrag von Stefan Schostok, der noch mal einige wichtige Ge- 
sichtspunkte anführt, weiterhin als Linke in der SPD politisch aktiv zu sein, wie es die überwiegende Mehrheit des spw-Zu- 
sammenhangs für richtig hält. 
Die spw-Redaktion 

N ach mehr als 23 Jahren Mit 
gliedschaft in der SPD und 
politischer Aktivität in der So- 

zialdemokratie bin ich zu der Auffas- 
sung gelangt, dass das weitere Fest- 
halten an der parteipolitischen Orien- 
tierung auf die SPD für Sozialistlnnen 
keine überzeugende Perspektive mehr 
bietet. Wenn dabei hier und im Fol- 
genden von ,,Sozialistlnnen" die Rede 
ist, verstehe ich darunter nicht einfach 
mehr oder minder linke Sozialdemo- 
kratlnnen, sondern Leute, die eine 
Perspektive einer Überwindung der 
gesellschaftlichen Herrschaft des Ka- 
pitals verfolgen (vgl. Editorial 1994). 
Frühere Begründungen für die ,,Sozi- 
aldemokratie-Orientierung", die ich 
selbst mit vertreten habe, haben sich 
m.E. durch die Entwicklung der ge- 
sellschaftlichen und politischen Ver- 
hältnisse und der Rolle der SPD darin 
historisch erledigt. Diese Überzeu- 
gung hat sich bei mir im Verlauf der 
letzten Jahre entwickelt und immer 
weiter verfestigt und wurde durch die 
Entwicklungen im Jahr 1999 endgül- 
tig bestätigt. (...) 

In Bezug auf die parteipolitische 
Ebene halte ich es für die zentrale 
Aufgabe von Sozialistlnnen in den 
kommenden Jahren und Jahrzehnten, 
eine massenwirksame linke, sozialisti- 
sche Alternative zur SPD aufzubauen. 
Eine solche linke Konkurrenz könnte 
für relevante Teile der Bevölkerung 
auch in Westdeutschland als wählbar 
erscheinen, relevanten sozialen Grup- 

pen und Interessen, die früher in der 
SPD ihre Vertretung sahen oder die 
sich neu und bisher ohne parteipoliti- 
schen Bezugspunkt für ihre progressi- 
ven Ansprüche entwickeln, eine neue 
Artikulationsmöglichkeit bieten, und 
als Bezugspunkt für Linke in Gewerk- 
schaften und demokratischen Bewe- 
gungen fungieren. (...). 

Die ,,Sozialdemokratie-Orientie- 
rung" und ihre Voraussetzungen 
In den ,,HerforderThesenU begründete 
die Strömung um die spw 1980 ihre 
politisch-organisatorische Perspektive 
als marxistische Sozialdemokratlnnen 
in Anlehnung an Wolfgang Abendroth 
damit, dass die SPD „die Partei in der 
Bundesrepublik ist, die am stärksten 
sozial und politisch in der Arbeiterklas- 
se verankert ist"; insb. die gewerk- 
schaftlich und politisch engagierten 
Lohnabhängigen orientierten sich auf 
die SPD (47. These). Da diese Klasse 
nach wie vor das potenzielle Subjekt 
sozialistischer Umgestaltung der Ge- 
sellschaft sei (23. These), sei diezentra- 
le und ,,prinzipiell lösbare Kampfauf- 
gaben', eine starke Linke in der SPD auf- 
zubauen und diese zu einer mehrheit- 
lich konsequent sozialistischen Partei 
umzuwandeln (49. These). Dabei wur- 
de die Bedeutung außerparlamentari- 
scher Bewegungen und insb. der Ge- 
werkschaften für einen solchen Pro- 
zess gesehen und für eine Zusammen- 
arbeit mit fortschrittlichen Kräften au- 
ßerhalb der SPD plädiert. 

Die Zukunft der 
Sozialistlnnen liegt 
links - von der SPD 

von Ralf Krämer* 

In den „53 Thesen" des ,,Projekt 
Moderner Sozialismus" von 1989 ist 
von der - unrealistischen - Perspekti- 
ve einer konsequent sozialistischen 
SPD nicht mehr die Rede. Stärker als 
vorher wird auf die historischen Erfol- 
ge des realen sozialdemokratischen 
Reformismus Bezug genommen und 
die Perspektive einer neuen Etappe 
dieses Reformismus entwickelt, in de- 
ren Verlauf ,,zugleich die objektiven 
wie subjektiven Bedingungen und Po- 
tenzen für weitergehende Umgestal- 
tungen zu entwickeln" sind (Thesen 
16, 35 und 36). Als zentrale Aufgabe 
wird die Formierung und politische 
Fundierung eines Fortschrittsblocks 
bzw. ,,Bündnis von Arbeit, Wissen- 
schaft und Kultur" als soziales Subjekt 
dieses Projekts beschrieben, zwar auf 
einer gewerkschaftlich orientierten 
klassenpolitischen Basis, dennoch als 
Erweiterung gegenüber der traditio- 
nellen Bezugnahme auf die Arbeite- 
rlnnenklasse (These 49). Die Erfolgs- 
möglichkeiten auch dafür entschie- 
den sich aber ,,innerhalb der Sozialde- 
mokratie, der SPD mit ihrer sozialen 
Verankerung und ihren gesellschaftli- 
chen und internationalen Beziehun- 
gen. Hier finden sich die strategisch 

Frühere Begründun- 
gen für die ,,Sozialde- 
mokratieorientie- 
rung", die ich selbst 
mit vertreten habe, 
haben sich m.E. durch 
die Entwicklung der 
gesellschafilichen und 
politischen Verhältnis- 
se und der Rolle der 
SPD darin historisch 
erledigt. 

* Ralf Krämec Dortmund, Sozialwissenschaftlec seit 1993 Redaktionssekre- 
tar der spw. 1976- 1999 Mitglied der SPD, 1988- 1993 Landesvorsitzender 

der Jusos in NRW 1992- 1996 Mitglied des SPD-Landesvorstands. 
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Wer auf massenpsy- 
chologische Mecha- 

nismen, Führerfiguren 
und mediale Mei- 
nungssuggestion 

setzt, ignoriert, dass 
die Modernisierung 

der Mentalitäten vor 
allem ein Mündigwer- 
den gegenüber jeder 

Art von Bevormun- 
dung bedeutet. 

gen usw. zu wenig Mitarbeit in den 
modernen jungen Milieus finden, 
dann liegt es daran, dass diesen im- 
mer noch zu selten aktive Rollen und 
Perspektiven angeboten werden. 
Ökonomischer Gewinn und ökonomi- 
sche Risiken schaffen keinen dauer- 
haften sozialen Zusammenhalt und 
keine dauerhafte Moral. 

Auf der Ebene der Emanzipation 
der Lebensstile: Bei dem dauernden 
Gerede über den Zerfall sozialer Zu- 
sammenhänge wird übersehen, wie 
intensiv gerade im Kleinen und in den 
Alltagsmilieus sozialer Zusammenhalt 
aufgebaut wird. Alle Institutionen 
sind mit der Krise, Engagement zu 
mobilisieren, konfrontiert. Aber nicht 
alle sind noch in dieser Krise. Viele ha- 
ben diese Krise durch andere Partizi- 
pationsmodelle, verbunden mit ei- 
nem Generationen- und Elitewechsel, 
überwunden. 

IX. Konkurrierende Eliten in der 
,,neuen Mitte" 
Nicht nur die modernen Arbeitneh- 
mermilieus, sondern auch große Mi- 
lieus der Bildungseliten und der Eliten 
der öffentlichen Dienstleistungen se- 
hen sich durch die Hegemoniepolitik 
der postmodernen Aufsteigermilieus 
herausgefordert oder entmotiviert. Es 
handelt sich dabei insbesondere um 
die beiden Teilgruppen des ,,Liberal- 
Intellektuellen Milieus" im oberen 
Viertel des sozialen Raums. Gemein- 
sam ist beiden ein hohes Ethos der 
Leistung, der Eigenverantwortung 
und der Chancengleichheit und eine 
realistische Reformbereitschaft, durch 
die sie sich gegen konservative Behar- 
rung und zu postmodernem Avant- 
gardismus abgrenzen. Es ist bemer- 
kenswert, wie wenig die Politik der 
,,neuen Mitte" diese Milieus ange- 
sprochen hat. Dabei konzentrieren 
sich hier nach wie vor gesellschaftli- 
che Schlüsselfunktionen und innova- 
tive Potentiale - allerdings verbunden 
mit einer großen Mehrheit für das 
Modell der Arbeitnehmergesellschaft 
(8 3 '10) : 

Die ,,progressive Bildungselite " 
(ca. 5%) umfasst den größten Teil 
der wissenschaftlichen Intelligenz. 
Tatig ist sie insbesondere in den Na- 

dem Sinn für Selbstverwirklichung 
und ~elbstda;stellun~ verbunden, 
aber auch mit dem progressiv-elitä- 
ren Bedürfnis, neue und ungewöhn- 
liche Wege zu gehen und moderne 
Trends zu setzen. 

Das Milieu rekrutiert sich über- 
durchschnittlich aus der gebildeten 
Oberschicht von Freiberuflern, Selb- 
ständigen und höheren Beamten, 
aber auch neuen Aufsteigern der 
Bildungsberufe. Es zeigt ein hohes 
geselliges und politisches Engage- 
ment, in dem es um kulturellen und 
politischen Gedankenaustausch, 
Mitgestaltung und Einflussnahme 
geht. 

Für die Mehrheit des Milieus ist 
die Leistungsorientierung zwar elitär, 
aber mit einem kritischen Engage- 
ment für politische Gleichstellung 
und soziale Gerechtigkeit verbunden. 
Neoliberale Sympathien vertreten nur 
Minderheiten. 

Die ,,mittlere Ven/valtungselite" 
(ca. 4%) konzentriert sich in Berufen 
der mittleren und höheren Verwal- 
tung, oft  im Zusammenhang mit 
neuesten Datentechnologien, im öf- 
fentlichen Dienst, im kaufmänni- 
schen Bereich und im Verlagswesen, 
bei Frauen auch besonders in bera- 
tenden, medizinisch-technischen 
und pädagogischen Tätigkeiten. 

Sie sind meist Aufsteiger aus Mi- 
lieus der qualifizierten Facharbeit. Da- 
her ist ihr Interesse an der hohen Kul- 
tur und an geselligem und politi- 
schem Austausch mit anderen Bil- 
dungsmilieus eher begrenzt. Entspre- 
chend suchen sie einen ungezwunge- 
nen Lebensstil, in Abgrenzung gegen 
die konventionellen Stile der konser- 
vativen Milieus (rechts oben im sozia- 
len Raum) wie auch gegen die zu er- 
lebnisbetonten Lebensstile der ,,pro- 
gressiven" Milieus (weiter links im 
oberen sozialen Raum). 

Gegenüber der großen Politik - 
und auch der Selbstidealisierung und 
-inszenierung von Politikern - 
herrscht eine skeptische bis zynische 
Distanz, während gleichzeitig wenig 
Vorbehalte gegen Ausländer, sozial 
Schwächere, unkonventionelle Le- 
bensformen bestehen. Diesem sozia- 
len Ethos entspricht aber ein eher 

chen" postmodernen Trends folgen. 
Jedoch ist mindestens die ,,progressi- 
ve Bildungselite", ebenso wie das 
oben beschriebene ,,Moderne Arbeit- 
nehmermilieu", ein Milieu von Multi- 
plikatoren. 

Auch wenn diese beiden Milieus 
zusammen nur 1 20h bilden, gehören 
sie im Alltag der Milieus zu den wich- 
tigsten ,,opinion leaders", zu den Leu- 
ten, die weit häufiger als andere Ver- 
antwortung und Ehrenämter über- 
nehmen, die sich das Vertrauen von 
anderen erwerben und die oft um Rat 
und Information gebeten werden. 
Die eigentliche Meinungsbildung der 
Gesellschaft findet hier statt, in den 
Netzen des Alltags - und nicht direkt 
durch die Medien. Als Multiplikatoren 
erreichen sie ein Mehrfaches ihrer ei- 
genen Zahl. 

Diese beiden von der bisherigen 
Politik der ,,neuen Mitte" beiseitege- 
schobenen Milieus unterstützen, 
nach unserer repräsentativen Befra- 
gung, zu 83% bzw. zu 88% das Mo- 
dell der ,,Arbeitnehmergesell- 
schaft". Innovation und Eigenver- 
antwortung können sie sich nur in  
ihrem Rahmen vorstellen. Es ist an- 
zunehmen, dass die großen Wahl- 
enthaltungen zuungunsten der Grü- 
nen und der SPD sich in unzähligen 
intensiven Diskussionen herausge- 
bildet haben, an denenen diese bei- 
den Milieus mehr als jedes andere 
beteiligt waren. 

Wer auf massenpsychologische 
Mechanismen, Führerfiguren und 
mediale Meinungssuggestion setzt, 
ignoriert, dass die Modernisierung 
der Mentalitäten vor allem ein Mün- 
digwerden gegenüber jeder Art von 
Bevormundung bedeutet. Der Autori- 
tarismus im postmodernen Gewande 
kam zu spät - und wurde von den 
Wählerinnen und Wählern, wie es im 
Jargon hieß, ,,abgestraft". SPW 

I Beitrag von Michael Vester auf der Kon- 
ferenz ,,Modernisierung der Sozialde- 
mokratie". veranstaltet am 28.1 1.1999 
in Berlin von der Arbeitsgemeinschaft 
für Arbeitnehmerfragen, der Arbeitsge- 
meinschaft Sozialdemokratischer Frau- 
en und den Jungsozialistlnnen in der 
SPD. Der Beitrag stützt sich auf aktuelle 
Arbeiten einer Forschungsgruppe der 

tur- und lnaenieurwissenschaften. in durchschnittliches aktives Enaaae- Universität Hannover, zu der besonders a - .J 

den Sozial- und Geisteswissenschaf- ment. Daniel Gardemin, Helmut Bremer, Gise- 
la Wiebke und Christel Teiwes-Kügler 

ten, im Buchhandel und im Verlags- Politiker und Politikerinnen der beiaetraaen haben, Ausführlichere Dar. 
2 < 

Wesen, in der Werbung und in den Grünen und der SPD verweisen gele- stellungen erscheinen u.a. demnächst 
Medien - und nicht zuletzt, mit hö- aentlich darauf, dass diese Milieus, in im Suhrkamp Verlag i n  der Neuauflage 

herem Anteil an Frauen, in  pädago- denen Eigenverantwortungund soli- des Buches ,,Soziale Milieus Im gesell- 
schaftlichen Strukturwandel" von Mi -  gischen, psychologischen und thera- darische Einstellungen miteinander chael Vester, Peter von Oertzen, 

peutischen Berufen. Ihr hohes Ar- verbunden sind, relativ klein sind und ~,ii i„, ~h~~~~ H~~~~~~ und Daqmar 
beits- und Leistungsethos ist mit auch mehrheitlich nicht den ,,eigentli- Müller. 

aymond Federmann hat einmal nächst in der Unterstützung des 
in einem Roman über einen al- , ~ r e i - K Ö ~ ~ ~ - M O ~ ~ I I S ' ,  das bei weitem Chronoloqie einknik- 

I I \ten Mann seine zynischen ge- nicht kritikfrei ist, erschöpfte, so 
sellschaftlichen Vorstellungen vom musste es dennoch als Ansatz zu ei- 
21. Jahrhundert skizziert. Damit ner Neuorientierung gewertet wer- kender Sachpolitik 
meint er durchaus eine Neuauflage 
sozialdarwinistischer Gesellschaftsor- 
ganisation, es werden nämlich Behin- 
derte, sozial Schwache, generell alle, 
die nicht den Normalitätskriterien 
entsprechen, in Raumkolonien abge- 
schoben. „Die Welt läuft gut, rei- 
bungslos ... die Politik der Konfronta- 
tion hat ausgespielt ..." Was bei Feder- 
mann die Vorahnungen vom Ende 
des Politischen in einer Totalität sind, 
erscheint unter Gerhard Schröder zu- 
nehmend alltagspolitische Wirklich- 
keit. Gesellschaftspolitische Reform- 
vorschläge, die am Ende gar alternati- 
ven Charakter hätten werden von 
Rot-Grün zumindest hartnäckig um- 
gangen, das Szenario zeigt aus- 
schließlich Katzen, die um den damp- 
fenden Brei herumlavieren. 

Dabei entwickelt die SPD zugege- 
ben ganz neue Qualitäten. Wurde 
bislang das Verweigerungsszenario 
eher durch den Rekurs auf konstruier- 
te und vorgeschobene ,Sachzwanglo- 
gik' geprägt1 (die hinter dem Slogan: 
„Wir machen nicht viel anders, aber 
vieles besser!", im Wahlkampf bereits 
als Reminiszenz beispielsweise an an- 
gebotsorientierte Wirtschaftspolitik 
etc. auffindbar war), so geht in perso- 
na Gerhard Schröder die SPD-Regie- 
rung mittlerweile zur offenen Verwei- 
gerung von Reformvorhaben über, 
die nicht einmal mehr der Mühe einer 
Begründung wert zu sein scheint. 

,,Hierfür ist vor allem politischer 
Wille erforderlich." 
In den Jahren der Opposition hatte 
die SPD unter anderem das Thema 
Bundesausbildungsförderungsgesetz 
als reformnotwendig angemahnt, 
schließlich enthält das Thema ja so so- 
zialdemokratische Komplexe wie 
,Chancengleichheit' und ,Förderung 
von Unterprivilegierten'. So heißt es 
in einer Erklärung von Edelgard Bul- 
mahn aus dem Februar 1997: „Die 
Reform der Ausbildungsfoerderung 
ist unabdingbar notwendig, und sie 
ist möglich. Hierfür ist vor allem poli- 
tischer Wille erforderlich." Mit  Sicher- 
heit hat die Thematisierung sozialer 
Ungerechtigkeit, die gerade bezüg- 
lich der Zugangschancen zu Bildung, 
Ausbildung und Wissenschaft evident 
ist, etliche Menschen bewogen, SPD 
zu wählen. 

Auch wenn sich der politische 
Wille in den Ankündigungen zu- 

den. Im Kern sollte hier die Einfuh- 
rung einer elternunabhängig ausge- 
zahlter Sockelförderung von 400 DM 
für jedEn Studierenden an Stelle des 
Kindergeldes und der Ausbildungs- 
freibeträge betrieben werden. Doch 
schon im Herbst wurden wesentliche 
Punkte ,weggeeichelt': das Dogma 
der Kostenneutralität und des Lei- 
stungszwangs wurden an die ge- 
plante Reform angeheftet - so blie- 
ben die ersten Eckpfeiler einer 
grundsätzlichen Veränderung der 
politischen Praxis am Wegesrand lie- 
gen. Einzig die Elternunabhängigkeit 
der Vergabe blieb; das hätte zumin- 
dest tendenziell eine Veränderung 
der bewusst desaströsen Politik der 
Regierung Kohl in diesem Bereich be- 
deutet. 

Andersherum: Gerhard Schröders 
Politikentwurf beinhaltet bei allen 
Unklarheiten und Widersprüchlich- 
keiten die Überlegung zum abbau- 
enden ,Umbau' des Sozialstaates. 
Komplementär zu den Märkten soll 
die Staatsfunktion nötigenfalls mit 
Zwang regulativ in Erscheinung tre- 
ten. (So erschließen sich Betriebe 
über kurz oder lang mit Hilfe einer 
sozialdemokratisch geführten Bun- 
desregierung den Niedriglohnsektor. 
Das untere Ende des Niedriglohnbe- 
reiches wird staatlich mit Leistungs- 
kürzungen und Arbeitszwang be- 
wirtschaftet.) Die Quintessenz ist 
eine Forderung nach ,Eigeninitiati- 
ve', die an Stelle staatlicher Interven- 
tion tritt, die Privatisierung öffentli- 
chen Raumes schreitet voran, das 
,demokratische Wachstum' wird zu- 
gunsten des ,marktförmigen Wachs- 
tums' (Richard Senett) vernichtet. 
Willkommen in der Berliner Republik, 
in der Lohn- und Bildungsabhängige 
weiter „die Freiheit haben sich zu 
verkaufen, oder zu sterben", um ein 
Wort von Ernst Bloch unwesentlich 
zu erweitern. 

Auch für den Bereich Bildung hat 
diese Politik fatale Konsequenzen, die 
freilich jetzt nur noch im günen Be- 
reich des Slogans sind, wenn er 
heisst: Nichts anders, aber das besser! 

Neoliberal-konservative Bil- 
dungspolitik 
Mit  Thorsten Bultmann und Rolf 
Weitkamp gilt es zunächst den My- 
thos der sozialliberalen Bildungsre- 
form zu entkleiden, denn sie hat 

Über Schröder, BAFÖG und Häuserbau 

von Lennart Laberenz* 

,,...nicht zu vermehrter realer gesell- 
schaftlicher Gleichheit geführt, son- 
dern im Rahmen ständiger Erhöhung 
des durchschnittlichen Qualitätsni- 
veaus zur entsprechenden Reproduk- 
tion neu-alter Hierarchien - nur eben 
auf höherem N i ~ e a u . " ~  (Ebd., 5. 52) 
Bildung ist, und ebendies analysieren 
Edelgard Bulmahn u.a. ja nicht an- 
ders, wichtiger Faktor bei der Vertei- 
lung vorgegebener sozialer Chancen 
in einer kapitalistischen Ökonomie. 
Nur ,vergessen' die SPD-Bildungsstra- 
teglnnen gerne und oft, dass das Bil- 
dungssystem ,,...diese, Chancen je- 
doch nicht [erzeugt] und ist insofern 
ein von den ökonomischen und sozia- 
len Machtverhältnissen abhängiges, 
diesem nachgeordnetes System. Da- 
mit ist auch der Wirkungsgrad von 
Bildungs- und Hochschulpolitik be- 
grenzt, präziser: er ist vom Grad ihrer 
Einordnung in ein gesellschaftspoliti- 
sches Umbaukonzept abhängig." 
(Ebd. 5. 53) 

Ein wichtiges Instrument bei der 
Bestellung eines reformpolitischen 
Feldes wäre nun z.B. die Verände- 
rung der materiellen Ausgangsbasis 
derjeniger, die Bildungseinrichtun- 
gen besuchen und dies fürderhin 
auch zu tun gedenken. Indem eine 
der ersten politischen Entscheidun- 
gen der neugewählten Regierung 
Kohl die Abschaffung des Schülerln- 
nen-BAFöGs war, weiter die BAFÖG- 
Sätze eingefroren und die Förde- 
rungsrichtlinien zu Ungunsten der zu 
Fördernden verändert wurden, hat 
konservative und neoliberale Politik 
diesem Feld eine wichtige Stellung 
für ihre Gesellschaftsideologie einge- 
räumt. So weist der letzte Sozialbe- 
richt des Bundesministeriums für Bil- 
dung und Forschung (bmb-tf) eine 

In persona Gerhard 
Schröder geht die 
SPD-Regierung 
mittle~weile zur 
offenen Verweige- 
rung von Reformvor- 
haben über, die nicht 
einmal mehr der 
Mühe einer Begrün- 
dung wert zu sein 
scheint. 

* Lennart Laberenz, Student der Geschichte, Philosophie und Sozialwissen- 
schaften in Berlin. 
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, - 
bekamen ... 

,Eigeninitiative' wurde auch hier 
gepredigt und das Land schüttelte 
sich unter den rechtskonservativen 
Reden eines Roman „der Ruck" Her- 
zog. Statt die Unterfinanzierung zu 
thematisieren, wurde eine Elitedebat- 
te entfacht und von den so unter- 
schiedlichen Begabungen (unter 
gründlichen Missachtung ihrer gesell- 
schaftlichen Konstruktion) und dem 
allgemein flachen Studieneifer der 
Studierenden gefaselt. 

So kommt es, dass die Grundlage 
einer fundamentalen Bildungs-, und 
Ausbildungsföderungsdebatte eher 
eine morastige Melange von konser- 
vativen Uraltideen (Zuqangsselektion - - 

via erhöhten Nummeri Clausi, 
Spracheingangstests, Auswahl durch 
Studierende u.v.m.) und neoliberaler 
Leistungsdefinition (erhöhte Prü- 
fungsdichte, Studienabstufung 
durch Bachelor/Master etc.), die 
noch dazu von Sozialdemokratlnnen 
dummdreist verbreitet werden. Tat- 
sächlich bekommt etwa der ,SPD-BiI- 
dungsexperte' Peter Glotz kein intel- 
lektuelles Problem, da er generell an- 
nimmt, dass „das bisherige Bildungs- 
system in Deutschland ja so [ist], 
dass der Student dort studiert, w o  
die Waschmaschine seiner Mutter 
~ t e h t . " ~  

Wahlbetrug und Geschwafel 
Da kann ein zugegeben sicherlich 
nicht mit dem Bildungssystem näher 
vertrauter Kanzler schon leicht einmal 
den Überblick verlieren. Zusammen 
mit dem Kollegen Finanzminister wur- 
de das Anliegen also mit einer Hand- 
bewegung weggewischt. Die dabei 
praktizierte Manier lässt wieder ein- 
mal nicht nur viel auf Schröders Rol- 
lenverständnis zwischen den Ge- 
schlechtern schließen, eine neue Qua- 
lität formuliert sich in der ,Begrün- 
dung'. Die Eltern hätten, so der be- 
sorgte Kanzler, das Kindergeld in 
Haus- oder Wohnungsbau gesteckt 
und das Abschneiden dieser monatli- 
che Zuwendung sei den Eltern 
schlicht nicht zumutbar. An dieser 
Stelle müsste zunächst einmal eine 
tiefe, langanhaltende Stille herrschen. 
In der Art und Weise, mit der hier 
Sachpolitik behandelt wird, manife- 
stieren sich neben dem angesproche- 
nen Männlichkeitswahn schon pro- 
funde Unkenntnis und große konzep- 
tionelle Löcher. 

betrügt, trifft der gleiche Vorwurf sein 
Ziel, wenn der Umgang dieser Regie- 
rung mit dem Feld der politischen Ver- 
sprechungen thematisiert werden 
sollte. Nur fällt das leider aus dem Be- 
reich der strafrechtlichen Belangbar- 
keit. Im Koalitionsvertrag heißt es: 
„Mit einer grundlegenden Reform der 
Ausbildungsförderung werden wir 
1999 beginnen. In einem ersten 
Schritt werden wir Einschränkungen 
der 18. BAföG-Novelle zurückneh- 
men und die Freibeträge weiter anhe- 
ben. Für eine grundlegende Reform 
und Verbesserung der Ausbildungs- 
förderung werden wir ein im Bundes- 
tag und Bundesrat zustimmungsfähi- 
qes Konzept bis Ende 1999 vorleqen. 
Dazu werden wir unter anderem alle 
ausbildungsbezogenen staatlichen 
Leistungen zusammenfassen ..." 

Auch dieser Teil des denkwürdi- 
gen Schriftstückes ist also bereits 
nachhaltig in Vergessenheit geraten. 
Dafür gibt es aber auch einen Bil- 
dungskongress im Bonner Wasser- 
werk, auf dem wieder Schlaues und 
weniger Schlaues diskutiert wird. 
Vollmundig sind dort die Ankündi- 
gungen und salbungsvoll die Reden. 
Es ändert sich auch nichts, wenn 
schon der nun wirklich nicht zum Ex- 
pertenkreis zählende Wolfgang Cle- 
ment vor der Presse von der ,,Bildung 
als Standortfaktor Nummer eins" da- 
herschwafeln darf. Auf Papier ge- 
bracht verströmen die Ergebnisse 
schließlich auch den gleichen 
Charme der Über f l~ss i~kei t  wie of- 
fensichtlich alle politischer Erwartun- 
gen in diesen Zeiten. Die Zeit der 
konfrontativen Politik scheint wirk- 
lich vorbei. SDW 

' Vgl: Krämer, Ralf: ,,Es gibt keine Alternati- 
ve."- Dummes Geschwätz! In: spw 5/99, 
8. 38-41. 
Bultmann, ThorstenNVeitkamp, Rolf: 
Hochschule in der Ökonomie. Zwischen 
Humboldt und Standtort Deutschland. 
Marburg 1999, 8. 52. Dieses Buch liefert 
sicher eine der komplettesten Zusammen- 
fassungen neoliberal-konservativer Bil- 
dungspolitik mitsam weitsichtigem Aus- 
blick auf die sich entwicklenden Tenden- 
zen. 
Isserstedt, Wolfgang/Schnitzer, Klausl 
Schreiber, Jochen: Das soziale Bild der 
Studentenschaft in der Bundesrepublik 
Deutschland - 15. Sozialerhebung des 
Deutschen Studentenwerks. Herausgege- 
ben vom bmb+f. Bonn 1998, S. 10f. und 
S. 239ff. 
I n t e ~ i e w  mit Peter Glotz: ..In funf Jahren 
können wir vorne liegen". In: Handels- 
blatt vom 18. Oktober 1999. 

den achtziger Jahren besonders von 
vorübergehender Arbeitslosigkeit 
und stagnierenden Einkommen be- 
troffen sind, besteht seit langem 
große Enttäuschung über alle Partei- 
en. Die Hälfte der ,,Leistungsorien- 
tierten Arbeitnehmer" gehört zu den 
Kerngruppen der sog. ,,politischen 
Verdrossenheit". Der Ärger wird in 
der Regel nicht auf Ausländer oder 
sozial Schwache gelenkt, sondern 
begründet tiefe Zweifel daran, dass 
in der Gesellschaft Leistung sich 
noch lohnt und die Mächtigen nicht 
bevorzugt werden. 

Diese Meinung hat auch die jüng- 
ste Generation, obwohl sie aufgrund 
sehr hoher Qualifikationen eher selten 
arbeitslos ist. Ihre Angehörigen bilden 
das,, Moderne Arbeitnehmermilieu", 
mit derzeit gut 7 Prozent. Als Gruppe 
der weltoffenen praktischen Intelli- 
genz sind sie besonders in innovati- 
ven Branchen und mit neuen Techno- 
logien sowie in Sozial- und Verwal- 
tungsdienstleistungen tätig, häufig 
mit Fachhochschulabschluss. Selbst- 
bestimmung, Selbstverwirklichung 
und soziale Mitverantwortung sind 
zentrale Werte. Dazu gehört die Of- 
fenheit für lebenslanges Lernen und 
unkonventionelle Lebens- und Politik- 
formen. Dieses Milieu setzt postmate- 
rielle Werte und individuelle Freihei- 
ten hoch an - und verbindet dies 
gleichzeitig mit einer hohen Sensibili- 
tät für gerechte Verteilung materieller 
Güter und für soziale Solidarität. - Be- 
sonders dieses Milieu ist von großer 
Bedeutung, weil es immer noch rasch 
wächst und weil zu ihm die wichtig- 
sten Meinungs-Multiplikatoren im 
Alltag gehören. 

Insgesamt vertritt also die ,,neue 
Mitte" der Arbeitnehmer weder ein- 
seitig die alte ,,materialistische" Ver- 
teilungsmentalität noch die neue 
,,postmaterialistische" Individualisie- 
rung. Sie vertritt eine Synthese beider 
innerhalb des Modells der Arbeitneh- 
mergesellschaft: den Ausgleich zwi- 
schen oben und unten in der Gesell- 
schaft und gleichzeitig Ermunterung 
der Eigenverantwortung. Sie will, ar- 
beitend und Steuern zahlend, etwas 
leisten, verlangt aber auch Gegenlei- 
stungen. Gegen Abstriche ist sie nicht 
-aber nur wenn sie gerecht begrün- 
det sind. 

VIII. Modernisierung durch 
Aktivierung sozialer Teilhabe 
l hre Maxime, ,,Leistung gegen Teilha- 
be", beißt sich mit der neuen Massen- 
psychologie, die sie als uneinsichtige 
Kinder, die nur am materiellen Haben 

interessiert sind, bevormundet. Wenn 
gegenüber den Wählern immer wie- 
der betont wird, man habe ihnen 
doch schon -ganz zu Beginn der Re- 
gierungszeit - eine materielle Umver- 
teilung gegeben, die sie nur leider 
jetzt vergessen hätten, so wird der 
wahre Grund der Abwendung ver- 
kannt. Es geht den meisten Milieus 
nicht nur um materielle Vorteile, son- 
dern um Anerkennung und das Aus- 
handeln auf Augenhöhe. 

Wie ist es möglich, dass der neue 
Kanzler die neue Mitte so wenig 
kannte? Sein Auftreten war lange 
durch die Symbole, das Auftrumpfen 
und die Sprunghaftigkeit des Auf- 
steigers gekennzeichnet, der seine 
eigene einfache Herkunft jetzt von 
oben betrachtet. Es gibt durchaus 
Milieus, die sich in diesem Stil, der ja 
nicht nur eine Äußerlichkeit ist, wie- 
dererkennen. Es sind die neuen Auf- 
steiger, die eine Teilgruppe, höch- 
stens ein Drittel, des sog. ,,Postmo- 
dernen Milieus" (ca. 7%) bilden. Zu 
ihm gehören die neuen Gewinner 
der globalen Modernisierung in 
avantgardistischen Kultur- und Medi- 
enberufen und Unternehmen der 
neuen Technologien und symboli- 
schen Dienstleistungen. Sie verste- 
hen sich als ästhetische und kommu- 
nikative Avantgarde und wollen ihr 
Bedürfnis nach edlem Konsum, Er- 
lebnis und Erfolg ohne einschränken- 
de Verpflichtung verwirklichen. Der 
Kanzler muss geglaubt haben, sich 
hier mit  einer wirklichen, von den 
anderen Milieus anerkannten Trend- 
settergruppe verbunden zu haben. 

Hier hat er geirrt. Gerade die Ab- 
lehnung sozialer Verpflichtungen 
provoziert nicht nur die Milieus der 
Arbeitnehmer, sondern auch einen 
großen Teil der gehobenen konserva- 
tiven Milieus wie auch der progressi- 
ven Bildungsmilieus. Auch sie verste- 
hen nicht die argumentlose Politik 
(„Es gibt keine Alternative!"), die bei 
der Bombardierung ziviler Ziele im 
Kosovo-Krieg viele intellektuelle und 
bei der Sparpolitik viele Arbeitneh- 
mer dauerhaft verprellte. Man wollte 
wenigstens einer Begründung ge- 
würdigt und nicht einfach als Kom- 
plize von Milosevic oder Verschwen- 
der von Steuermitteln tituliert wer- 
den. 

Der neue Autoritarismus, verbun- 
den mit der argumentlosen Abwer- 
tung konkurrierender Ansichten, ist 
noch nicht überwunden. Das Chaos 
verschiedener Stimmen, das bis zum 
Sommertheater 1999 den Verfall des 
Vertrauens in die Sozialdemokratie - 

und auch der Grünen - begleitete, 
kann nicht durch eine neue - und 
ebenso argumentlose - ,,Geschlos- 
senheit'' ersetzt werden. Wie Umfra- 
gen zeigen, missbilligen es „die Wäh- 
ler" nicht, wenn in Parteien kontro- 
vers diskutiert wird -solange eine all- 
gemeine Richtung, auf die einigerma- 
ßen Verlass ist, deutlich bleibt. 

Es geht im Klartext darum, wie 
weit neoliberale Positionen, die Inno- 
vationen und Deregulierungen ohne 
soziale Gerechtigkeit wollen, das 
mögliche Spektrum der Sozialdemo- 
kratie repräsentieren können. Bleibt 
die Bildung -auch bei mehr individu- 
eller Eigenverantwortung - ein öf- 
fentliches Gut? Wird ein immer grö- 
ßerer Billiglohn-Sektor mit unsicheren 
Arbeitsverhältnissen entstehen? Wie 
werden die großen Kapitalvermögen 
an der Steuer- und Abgabenlast be- 
teiligt? Wird ein Kasino- und Turboka- 
pitalismus mit hohen spekulativen Ri- 
siken und ruinöser Dumping-Konkur- 
renz weiter begünstigt? Oder nur 
nachträglich saniert - wie Philipp 
Holzmann - anstatt, wie immerhin in 
den gelobten USA, eine minimale 
Aufsicht zu erwägen? Wird es, zur 
Minderung der Arbeitslosigkeit und 
der Prekarität, keine aktive Nachfrage- 
politik geben? - Und vor allem: Wird 
sich dieser demobilisierende Stil nach- 
haltig ändern? 

Eine Modernisierung nach undis- 
kutierbaren objektiven Sachgesetz- 
lichkeiten - sei es der Technik, des 
Marktes oder der Politik - kann keine 
gesellschaftlichen Kräfte mobilisieren 
oder gar bündeln. Wirksam ist nicht 
nur die erste Tendenz der Modernisie- 
rung, die Veränderung der Ökonomie 
durch die technologisch-wissen- 
schaftliche Revolution und die globa- 
le Konkurrenz auf den Märkten. 
Wichtig sind auch die beiden anderen 
Entwicklungen: 

Auf der Ebene der Kompetenz-Re- 
volution: Gerade die zunehmende 
Fach- und Entscheidungskompetenz 
auf allen Ebenen der Gesellschaft 
macht deutlich, wie archaisch auto- 
kratische Entscheidungshierarchien 
und wie notwendig Rechte der Mit- 
bestimmung und der Gegenmächte 
sind. Hier besteht aber auch ein Mo- 
dernisierungsbedarf: die Entbürokra- 
tisierung der Institutionen (der Ge- 
werkschaften, der Verbände, der Be- 
triebe usw.) nicht durch einen myste- 
riösen ,,Marktr', sondern durch indivi- 
duelle Mitentscheidung, durch Aus- 
handeln, durch Dialog. Wenn die Ge- 
werkschaften, die Kirchen, die Ver- 
bände, die Parteien, die Verwaltun- 

Gerade die Ableh- 
nung sozialer 
Verpflichtungen 
provoziert nicht nur 
die Milieus der 
Arbeitnehmer, 
sondern auch einen 
großen Teil der 
gehobenen konserva- 
tiven Milieus wie auch 
der progressiven 
Bildungsmilieus. 
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1022,- bzw. 856,- DM), ist kein Motiv 
zum Faulenzen. Sie liegt längst erheb- 
lich unter dem durchschnittlichen 
Nettoeinkommen (um 2.700,- DM). 
Zu den unterprivilegierten Milieus ge- 
hören auch die meisten der 8,7% Ar- 
men unserer Gesellschaft, die weniger 
als 924,- DM monatlich haben. Die 
Motive, zur Vermeidung eines ,,de- 
klassierten" Lebensstandards auch 
einfache Arbeit anzunehmen, sind 
sehr wirksam. Trotz der Dauerarbeits- 
losen ist die Mehrheit der Milieus, 
wenn auch oft unsicher, beschäftigt. 

Die im Lebensstandard darüber lie- 
genden großen Milieus der gut ausge- 
bildeten und besonders leistungsori- 
entierten Arbeitnehmermitte (64%) 
schwimmen keineswegs im Überfluss. 
In diese Milieus wirken zwei verschie- 
dene soziale Schieflagen hinein. 

Ihr unterer Teil lebt oft im sog. 
prekären (d.h. ungesicherten) Wohl- 
stand. Ein alltäglicher Schicksals- 
schlag - Arbeitslosigkeit, Krankheit, 
Unfall, Scheidung usw. -kann sie un- 
ter die Armutsgrenze bringen. Eine 
neue Untersuchung des Caritas-Ver- 
bands hat festgestellt, dass bei uns 
etwa 20 Millionen (25%) im ,,prekä- 
ren Wohlstand" leben. 

Noch mehr Angehörige der Mi- 
lieus, vermutlich deutlich mehr als 20 
Millionen, waren durch den wirt- 
schaftlichen Strukturwandel seit den 

Esgeht den meisten siebziger Jahren bereits einmal oder 
Milieus nicht nur um mehrmals arbeitslos und mussten sich 

materielle Vorteile, auf neue und sehr oft schlechtere Be- 
sondern um Anerken- schäftigungen umstellen. Nur l ,2% 

nung und das haben es abgelehnt, im Sinne der Zu- 
Aushandeln auf mutbarkeitsregel ein verdienst in Höhe 

Augenhöhe. der bisherigen Arbeitslosengelder bzw. 
-hilfen anzunehmen. Nach Umfragen 
sind insgesamt die meisten Arbeitneh- 
mer bereit, bei Entlassungen schlech- 
tere Arbeitsbedingungen anzuneh- 
men: längere Arbeitswege (74% da- 
für), schlechtere berufliche Positionen 

I 

7 

b 
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(61 %) oder geringeres Verdienst 
(52%). Für viele ist dies inzwischen 
auch Realität. Untersuchungen bestä- 
tigen außerdem seit langem, dass für 
viele der Lebensstandard zwar noch ei- 
nigermaßen sicher ist, aber mit sehr 
hohen Belastungen, Pendlerwegen, 
Mehrarbeit und Abwesenheiten von 
der Familie bezahlt wird. 

Es gibt aber auch relative Gewin- 
ner der Modernisierung in den Arbeit- 
nehmermilieus. Im oberen Viertel der 
Mitte finden sich Gruppen, die sozia- 
len Abstieg wenig fürchten und sich 
durch hohen Arbeitseinsatz und hohe 
Dienstleistungsqualifikationen auch 
relativ gesichert fühlen. Sind hier die 
postmateriellen, an materiellen Ver- 
teilungsfragen nicht mehr interessier- 
ten (weil materiell zufriedengestell- 
ten) Milieus, von denen die neue Tu- 
gendlehre spricht? 

führende gesellschaftliche Milieus 

(Bildung. Macht und Besitz) 

mittlere Arbeitnehmer-Milieus 

(Arbeiter, Angestellte und Dienstleistende. 
kleine Selbständige) 

unterprivilegierte Arbeitnehmer-Milieus 
(gering Qualifizierte) 
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VII. Die Milieus der ,,neuen 
Mitte" 
Die These von der passiven und unver- 
antwortlichen Mentalität trifft nach- 
weislich nur für kleine - und ärgerli- 
che - Minderheiten zu, nicht aber für 
die große Arbeitnehmermehrheit. 
Ebenso wenig trifft zu, dass die Arbei- 
ter, ebenso wie die Angestellten, in ei- 
nem unbeweglichen Traditionalismus 
verharrten. Sie stellen vielmehr die 
Mehrheit der ,,neuen Mitte". Gerade 
die deutsche Entwicklung hat in den 
meisten, wenn auch nicht allen, Mi- 
lieus besonders drei Tendenzen der 
Modernisierung gefördert. 

Erstens die sog. ,,Teilnahme-Revo- 
lution": Seit den fünfziger Jahren wur- 
de mit der Teilhabe und den höheren 
Mitwirkungsrechten in Betrieb und 
Gesellschaft auch der alte Macht- 
Ohnmacht-Gegensatz zurückge- 
drängt. Wer mitwirkt, erwartet auch 
nicht passiv alle Segnungen von 
oben. Es gibt harte Interessengegen- 
sätze, aber sie werden aktiv ausge- 
handelt. - Die ,,Teilhabegesellschaft" 
(stakeholder society) von Blair haben 
wir also schon länger. 

Zweitens die sog. ,,Kompetenz- 
Revolution" der Wissensgesellschaft: 
Seit den sechziger Jahren sind, mit 
den neuen Technologien und intelli- 
genten Arbeitsqualifikationen, die Bil- 
dungsstandards in immer mehr Berei- 
chen erheblich angestiegen. Das 
macht immer mehr Beschäftigte fä- 
hig, ohne Anweisungen von oben ei- 
genverantwortlich zu handeln. 
Machthierarchien verlieren ihre sachli- 
che Grundlage. 

Drittens die Emanzipation der Le- 
bensstile: Auch in der Freizeit sind 
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Selbstverwirklichung und eigene Ge- 
staltung der Lebensentwürfe wichti- 
ger geworden. An die Stelle von Kon- 
formität und Unterordnung ist oft ein 
stärkeres Aushandeln und mehr Re- 
spekt vor den Einzelnen getreten. Die 
Frauen sind hier Schrittmacher. 

Alle diese Veränderungen bekräf- 
tigen, dass die neuen massenpsycho- 
logischen Schemata, die von der Un- 
mündigkeit der Menschen ausgehen, 
den großen gesellschaftlichen Milieus 
nicht mehr gerecht werden. 

Die Modernisierung hat allerdings 
nicht alle Milieus gleichermaßen ver- 
ändert. Doch immerhin ist die klein- 
bürgerliche Traditionslinie, die am al- 
ten Mittelstand orientierte ,,alte Mit- 
te", auf etwa 23% heruntergeschmol- 
Zen. Und unter diesen sind jetzt auch 
8% modernerer Angestellter in Ban- 
ken und Verwaltungen, deren Hierar- 
chiedenken durch tolerantere Lebens- 
stile gemildert ist. 

Am entschiedensten aber hat sich 
die ,,neue Mitte" in den Arbeitneh- 
mermilieus der facharbeiterischen 
Traditionslinie herausgebildet, wo die 
angeblich modernisierungsfeindli- 
chen Stammwähler der SPD zu Hause 
sind. 

Die ,,traditionellen Arbeitermi- 
lieus", für die die Welt noch von den 
Mächtigen beherrscht war und ihnen 
selbst nur eine passive, ohnmächtige 
Rolle zukam, sind auf bloße 5% ge- 
schrumpft, meist resignierte Men- 
schen im Rentenalter. Die Zahlen die- 
ser Gruppe für England und Frank- 
reich liegen weit höher, bei 21 % und 
28%. Dies liegt vermutlich daran, 
dass dort die Hierarchien noch steiler, 
die Mächtigen selbstherrlicher, die 
Mitwirkungsrechte von unten unge- 
wohnter sind. 

Die mittlere Generation der fach- 
arbeiterischen Traditionslinie hat ihre 
Grunderfahrungen im modernisier- 
ten Sozialstaat unter Willy Brandt 
und Helmut Schmidt gemacht. Sie 
konzentriert sich in dem großen ,,Lei- 
stungsorientierten Arbeitnehmermi- 
lieu", das mi t  etwa 18 Prozent fast 
ein Fünftel der (westdeutschen) Be- 
völkerung ausmacht. (In Ostdeutsch- 
land ist die entsprechende Gruppe 
etwa halb so groß.) Das Selbstbe- 
wusstsein gründet sich hier auf mo- 
dernes Fachkönnen, erkämpfte Rech- 
te und die Überwindung der proleta- 
rischen Lebensweise der Not, Enge 
und Unterordnung. Das Milieu er- 
wartet, umfassend an den sozialen 
Chancen und Bildungschancen teil- 
haben zu können. Da es aber auch 
gut qualifizierte Arbeitnehmer seit 

M A G A Z I N  

Demonstration in Seattie 

Massenproteste 
gegen die W O  

Global is ierung:  G e g e n m a c h t  v o n  
u n t e n  f o r m i e r t  sich 

I von Peter Wahl* 

Die Massenproteste gegen die WTO 
scheinen eine neue Qualität von 
Opposition gegen die vorherrschen 
Form der Globalisierung zu markie- 
ren. Nachdem in den neunziger Jah- 
ren der Widerstand gegen den Neo- 
liberalismus hoffnungslos marginali- 
siert war und nur ein paar NGOs mi t  
moderater und,, konstruktiver" Kri- 
tik mitunter an die Öffentlichkeit 
gelangten, hat Seattle den Durch- 
bruch für eine neue Protestbewe- 
gung mit Massenbasis gebracht. Pe- 
ter Wahl, der in  Seattle sowohl in- 
nerhalb als außerhalb der Konfe- 
renzsäle dabei war, analysiert die 
Protestaktionen. 

as der PR-Abteilung der 
WTO in einem halben Jahr- W zehnt nicht gelang, schaff- 

ten die Proteste auf den Straßen von 
Seattle an einem Tag: die W O  ist 
jetzt weltweit bekannt. Allerdings 
nicht als Institution, die mit  den an- 
geblichen Segnungen der Globalisie- 
rung das Wohlergehen der Mensch- 
heit befördert, sondern als umstritte- 

balisierungsprozeß inzwischen welt- 
weit geraten ist. Was mit dem MAI 
begonnen hatte, die Formierung ei- 
ner öffentlichkeitswirksamen Gegen- 
bewegung, fand in Seattle zu einer 
neuen Qualität. 

Ermutigung für die Entwick- 
I lunqsländer - 

Die Ministerkonferenz ist nicht aus- 
schließlich - ja nicht einmal primär - 
an den Protestaktionen gescheitert. 
Die traditionellen Interessenskon- 
flikte zwischen EU und USA spielten 
dabei ebenso eine große Rolle. Aber An der WTO 
auch hier gibt es eine Verbindung kristallisiertsich eine 
zu den Straßenaktionen: zum einen generelle Akzeptanz- 
hat vor allem die Demonstration krise, in die der 

ne, intransparente und undemokrati- 
sche Maschinerie, die dazu beiträgt, 
daß die soziale Polarisierung wächst, 
die Umwelt zerstört und die kulturelle 
Vielfalt eingeebnet wird. 

War die WTO in den ersten Jah- 
ren ihrer Existenz mit dem glitzern- 
den Image einer Avantgarde welt- 
weiter Liberalisierung der Märkte an- 
getreten, so hat sie mit Seattle eine 
öffentliche Delegitimierung und ei- 
nen lmageschaden erfahren, von de- 
nen sie sich möglicherweise nicht 
mehr erholen wird. Denn die Prote- 
ste in Seattle sind nicht mehr als die 
Aktion einer kleinen Minderheit ab- 
zutun, wie dies WO-Generaldirek- 
tor Moore anfangs noch versuchte 
(,,Draußen mögen 50.000 gegen die 
WTO demonstrieren, in China aber 
sind 1,2 Milliarden begierig darauf, 
Mitglied bei uns zu werden."). Die 
Straßenaktionen in Seattle sind viel- 
mehr die Spitze eines Eisberges, und 
die Krise der W O  ist mehr als die Kri- 
se einer internationalen Organisati- 
on. An ihr kristallisiert sich eine gene- 
relle Akzeptanzkrise, in die der Glo- 

von Ca. 50.000 Mitgliedern des AFL- Globalisierungsprozeß 
CIO, dem Dachverband der US-Ge- inzwischen weltweit 
werkschaften, die protektionistische geraten ist. 
Positionen der US-Regierung ver- 
stärkt und die soziale Dimension der 
Globalisierung in den Industrielän- 
dern deutlich gemacht. Zum ande- 
ren zeigt aber auch die Präsenz der 
Verbraucherschützer, der Umwelt- 
bewegung, der Verbände bäuerli- 
cher Familienbetriebe usw., daß 
WTO und Globalisierung keine 
Randthemen mehr sind, sondern in 
der Innenpolitik und im Alltag der 
Industrieländer angekommen sind. 
Clinton muß auf sie Rücksicht neh- 
men, und dies erst recht ein Jahr vor 
den US-Präsidentschaftswahlen. 

* Peter Wahl ist Mitglied des geschäftsführenden Vorstands der Bonner 
Nichtregierungsorganisation Weltwirtschaft Ökologie & Entwicklung - 

WEED (hhtp : l lwweedbonn.org) .  der Text ist entnommen dem WEED 
lnformationsbrief Weltwirtschaft & Entwicklung 1 1 - 1217999. 
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Der vorhernchende 
Diskurs in Seattle war 
sowohl in Form und 

Inhalt deutlich 
 radikale^ als dies auf 
den Alternatiweran- 

staltungen von NGOs 
in den letzten zehn 

Jahren zu vernehmen 
war. 

Mindestens ebenso maßgeblich 
für das Scheitern der Konferenz und 
darüber hinaus von langfristig weit- 
reichender Bedeutung dürfte aber 
das neue Selbstbewußtsein der Ent- 
wicklungsländer gewesen sein, das 
in Seattle zum Ausdruck kam. Dabei 
wurde der Süden durch das verän- 
derte Meinungsklima im Norden be- 
stärkt, seine lnteressen mit einem 
Nachdruck zu vertreten, wie dies 
seit den späten 60er Jahren nicht 
mehr der Fall war. Insofern kann von 
einem strategischen Zusammenwir- 
ken von Entwicklungsländern und 
Protestbewegung bei der Verhinde- 
rung einer neuen ~erhand lun~srun-  
de und damit einer weiteren Dyna- 
misierung des Globalisierungspro- 
zesses gesprochen werden. 

Die Entwicklungsländer wur- 
den in ihrer entschiedenen Ableh- 
nung einer neuen Runde darüber 
hinaus von den offiziellen Reaktio- 
nen von Regierungsseite zu den 
Protesten bestätigt. Die für viele 
überraschend positive Stellung- 
nahme Clintons (,,Ich rate den Leu- 
ten von der WTO, auf die Proteste 
hören"!) wurde dabei von der des 
neuen Handelskommissars der EU 
sogar noch übertroffen. Hatte 
Clinton immerhin noch ein paar 
Worte über die Sachbeschädigun- 
gen am Rande der Aktionen verlo- 
ren, so fand Pascal Lamy nicht ein- 
mal dies der Rede wert (als Franzo- 
se ist er von den einschlägigen 
Bauernprotesten her ohnehin an 
Protestformen gewöhnt, denen 
gegenüber die Autonomen ver- 
gleichsweise harmlos erscheinen). 
Statt dessen sagte er in  seiner Ple- 
narrede: „Die 50.000 oder 

100.000 Demonstranten sind 
nicht zufällig hier. Sicher wäre es 
für einige von uns einfacher, wenn 
sie nicht da wären. Wir könnten 
dann nach unseren alten Gewohn- 
heiten vorgehen und sehr umfang- 
reiche Texte in einem unverständli- 
chem Jargon in kleinem Kreise ver- 
fassen. Manchmal höre ich Teil- 
nehmer an den Handelsverhand- 
lungen von den Nichtregierungs- 
organisationen reden, als ob es 
sich um eine Heuschreckeninvasi- 
on handelte. ... Gleichzeitig hof- 
fen sie, daß die Heuschrecken ver- 
schwinden und sich über ein ande- 
res Feld hermachen. Tatsache ist, 
daß diese Versammlungen ein le- 
gitimes Recht zum Protest besit- 
zen, und wir müssen ihnen zuhö- 
ren." 

Wenn schon die Wortführer der 
beiden Großen in der WTO so viel 
Sympathie für die Proteste zeigten, 
sahen die Entwicklungsländer na- 
türlich noch weniger Anlaß, sich 
einmal mehr den Interessen des 
Nordens zu unterwerfen. 

NGOs und soziale Bewegung 
Seattle wird auch Auswirkungen auf 
das Verhältnis der unterschiedlichen 
Sektoren zivilgesellschaftlicher Ak- 
teure untereinander haben. Waren 
in den neunziger Jahren die alterna- 
tiven Kräfte vor allem durch den 
Aufstieg der Nichtregierungsorgani- 
sationen im Rio-Prozeß und durch 
deren Kultur des Dialogs, durch 
Lobby und einen professionellen Po- 
litiktypus gekennzeichnet, der in 
vielerlei Hinsicht die Form alternati- 
ver Eliten annahm, so könnte mit  
Seattle die politische und kulturelle 
Hegemonie im Lager der Globalsie- 
rungskritiker wieder an die Basisbe- 
wegungen übergehen. Mi t  ATTAC 
(Bewegung für die Tobin Tax) in 
Frankreich hatte sich auch in Europa 
bereits ein solcher Trend angedeu- 
tet. 

Statt auf ,,konstruktive" Vor- 
schläge gegenüber den Regierun- 
gen und einer Politik der kleinen 
Schritte setzt die in Seattle sichtbar 
gewordene Bewegung auf weiter- 
gehende und umfassendere Forde- 
rungen und auf Massenmobilisie- 
rung. Statt single issue Orientierung 
und Expertentum geht der Trend zu 
einer umfassenderen Gesellschafts- 
kritik. 

Allerdings zeigt gerade die Be- 
wegung in den USA, daß sie eine 
undialektische Entgegensetzung 
von NGO-tvoischen Arbeitsweisen 
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und Massenmoblisierung Überwun- 
den hat. Organisationen wie Public 
Citizens und Friends of the Earth 
z.6. spielen ebenso flexibel wie vir- 
tuos auf'der Klaviatur von Gesprä- 
chen mit der Administration, hoch- 
professioneller Medienarbeit und 
der Organisierung auf der Grass- 
Root Ebene. 

Glänzende Leistung der US- 
Bewegung 
Eine Überraschung nicht nur für die 
Polizei war überhaupt die Stärke, 
Motiviertheit und Organisiertheit 
der US-Organsiationen, die die Pro- 
testbewegung trugen. Dies wurde 
schon vor Beginn der offiziellen 
Konferenz an einem zweitägigen 
Teach-In mit über 3.000 Teilneh- 
mern in der überfüllten Konzerthal- 
le von Seattle und an zahlreichen 
kleinere Veranstaltungen in mehre- 
ren Kirchen Seattles deutlich. Das zu 
drei Viertel aus unter 30Jährigen be- 
stehende Publikum, für das Vietnam 
und die sog. neuen sozialen Bewe- 
gungen der 70er und 80er Jahre 
Geschichte ist, hörte stundenlang 
und mit großer Disziplin den Vorträ- 
gen von prominenteRednern und 
Rednerinnen wie Susan George, 
Vandana Shiva, Martin Khor und 
Walden Bello zu. Ein starkes Bedürf- 
nis nach Information und Orientie- 
rung war spürbar, sowie das Bemü- 
hen, praktische Aktionen durch 
theoretische Kenntnisse zu unter- 
mauern. 

Dabei war der vorherrschende 
Diskurs sowohl in Form und Inhalt 
deutlich radikaler, als dies auf den 
Alternativveranstaltungen von 
NGOs in den letzten zehn Jahren - 
bis hin zum Alternativgipfel in Köln 
- zu vernehmen war. So war es 
denn auch kein Zufall, daß der Star 
der Alternativen - auch in vielen US- 
Medien - der Franzose Bove war, 
der vor einigen Monaten durch das 
Abfackeln einer französischen Filiale 
von McDonald bis weit in den politi- 
schen Mainstream hinein auf Sym- 
pathie gestoßen war. 

Ein Beispiel, das Schule machen 
wird 
Es ist davon auszugehen, daß das 
Beispiel von Seattle Schule machen 
wird. So dürfte es eher unwahr- 
scheinlich sein, daß die seit Jahren 
stagnierenden Klimaverhandlungen 
oder IWF- und Weltbanktagungen 
in den nächsten Jahren so ruhig ver- 
laufen werden, wie dies bisher der 
Fall war. SDW 

2 ,  

Demonstration in Seattle 
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for the poor".) Es enthält außerdem Richtig ist zwar, dass der Anteil 
eine besondere Idealisierung der eige- der Dienstleistungen enorm Zuge- 
nen Gruppe. Sie, die Besserverdienen- nommen hat. Die Angestellten sind 
den, werden von der Forderung nach heute mit fast 60% gegenüber den 
Umverteilung ausgenommen. 

Die Diagnose mündet in einen 
neuen puritanischen Tugend-Diskurs. 
Der Staat müsse die Bürger zum Spa- 
ren und zur Verantwortung ,,aktivie- 
ren" und alle Möglichkeiten des 
,,Missbrauchs" und der Verschwen- 
dung der sozialen Leistungen abbau- 
en. 

IV. Ein Sozialmodell nach 
Thatcher 
Die gesamte Argumentation ist, wie 
auch das Schröder-Blair Papier, auf 
das englische Sozialmodell nach That- 
cher abgestimmt. Die Labour Party 
vor Blair klebte tatsächlich noch am 
traditionellen Arbeitermilieu, das dort 
auch noch gut 20% umfasst (viermal 
soviel wie bei uns). Blair hat neue Mi- 
lieus erreicht, aber ihnen auf gewisse 
Weise die alten geopfert. 

Nach Thatcher fand er eine breite 
Lohnspreizung vor: unterhalb der ge- 
sicherten Arbeitnehmermitte war ein 
großes Spektrum ,,prekärer8', also un- 
gesicherter, Arbeits- und Armutsver- 
hältnisse entstanden. Aus dieser Not 
wurde nun eine Tugend gemacht: 
eine gewisse Schadensbegrenzung 
durch sehr niedrige Hilfssätze, die als 
Ansporn wirkten, sich in Niedriglohn- 
bereichen Jobs zu suchen. 

Auch viele frühere leitende Ange- 
stellte und mittlere Unternehmer im 
fraglos etwas unmodernen englischen 
Kapitalismus lagen nach Thatchers 
Rosskur auf der Straße und wanderten 
als ,,neue Unternehmer" in moderne 
Branchen -oder auch in die neuen Bil- 
liqlohnzonen. Sie werden nun als Job- 
giber hofiert. Ein Wiedererstarken der 
Gewerkschaften gilt in diesem Modell 
eher als störend. Im Schröder-Blair-Pa- 
pier fehlt daher auch das korporatisti- 
sche Aushandlungsmodell zwischen 
Unternehmern und Gewerkschaften, 
das auf dem Kontinent für sozialen 
Frieden - und eben auch für hohe Pro- 
duktivität - sorgte. 

V. Die Milieus der Arbeitnehmer- 
gesellschaft 
Die neuen massenpsychologischen 
Theorien beruhen zum größten Teil 
auf Rückschlüssen, die- wie früher im 
orthodoxen Marxismus - aus den 
wirtschaftlichen Veränderungen ab- 
geleitet sind. Direkte Untersuchungen 
der sozialen Lagen und Mentalitäten 
(die bei diesen Theorien fehlen) stüt- 
zen eine ganz andere These. 

industriellen Arbeitern (37%) in der 
Mehrheit. Aber dies ist nur eine hori- 
zontale Verschiebung zwischen den 
Wirtschaftszweigen. Die vertikale Un- 
gleichheit ist dadurch nicht ver- 
schwunden. Auch die Dienstleisten- 
den sind Arbeitnehmer, oft auch in 
unsicheren Lagen. Daher gibt es auch 
ein gemeinsames Interessenbewusst- 
sein gegenüber dem Staat und den 
Unternehmen. 

Die Arbeitnehmermilieus bilden 
mit 76% die große Mehrheit der Be- 
völkerung. Nach ihrer Mentalität teil 
len sie sich in verschiedene Einzelmi- 
lieus. Diese Unterteilungen richten 
sich aber nicht danach, ob sie Dienst- 
leistende sind, sondern eher nach ih- 
rem Qualifikationsniveau, das wieder- 
um wesentlich von der kulturellen Tra- 
dition des jeweiligen Milieus abhängt. 
Die Milieus sind in gewissem Sinne 
die Nachfahren der früheren Stände, 
Klassen und Schichten. Konkret 
drückt sich dies in den drei großen, in 
sich weiter unterteilten Milieu- und 
Mentalitätstraditionen etwa folgen- 
dermaßen aus. 

Zur facharbeiterischen iiaditionsli- 
nie (ca. 30%) gehören Arbeiter und 
Angestellte, die eigenverantwortliche 
und qualifizierte Facharbeit leisten 
und dafür aber auch nicht als Unter- 
tanen im Betrieb behandelt werden 
wollen. 
* .  Zur kleinbürgerliche Traditionslinie 
(ca. 23%) gehoren Arbeiter und An- 
gestellte, für die Pflichterfüllung und 
die Einordnung in Hierarchien wichtig 
sind. Aber dafür erwarten sie im Ge- 
qenzuq auch Fürsorqe und soziale 
Verantwortung von den Unterneh- 
mern und Vorgesetzen. 

Beide Milieutraditionen, die im- 
merhin die gute Hälfte der Bevölke- 
rung bilden, verstehen also die Arbeit- 
nehmergesellschaft als einen Pakt auf 
Gegenseitigkeit. Die facharbeiterische 
Linie erwartet Leistung gegen Lei- 
stung, die kleinbürgerliche Loyalität 
gegen Loyalität. Von der beschwore- 
nen verantwortungslosen Hängemat- 
ten-Mentalität kann keine Rede sein. 

Auch mit den beiden übrigen Ar- 
beitnehmermilieus ist es nicht so ein- 
fach. Sie sind tatsächlich nicht so defi- 
nitiv in die Arbeitswelt integriert. Aber 
dies hat weniger ,,massenpsychologi- 
sche'' als strukturelle Gründe. 

Zum einen gibt es die stark erleb- 
nisorientierten Jugendmilieus (ca. 
11%). die aus den Kindern der ge- 

der alltäglichen Lebensführung 
im sozialen Raum 

technokratisches 

nannten großen Traditionslinien be- 
stehen. Sie befinden sich in der ju- 
gendtypischen Phase der Rebellion 
gegen die Leistungs- und Pflichtethik 
der Eltern. Dies zeigt sich vor allem in 
der Freizeit, während sie ansonsten 
doch zur Schule, zur Hochschule und 
zu ihren Jobs gehen und übrigens die 
arbeitnehmerischen Werte teilen. 

Zum anderen gibt es die Traditi- 
onslinie der Unterprivilegierten (ca. 
12%), die aufgrund geringerer Quali- 
fikation teils auf Gelegenheitsjobs, 
teils auch auf Routinejobs in Industrie 
und Dienstleistungen verwiesen sind. 
Diese Jobs eignen sich nicht zu hoher 
Identifikation und Mitverantwortung, 

Am entschiedensten 
aber hat sich die 
,,neue Mitte" in den 
Arbeitnehmermilieus 
der facharbeiterischen 
Traditionslinie 
herausgebildet, wo  
die angeblich 

sondern sind Mittel zum Zweck des modernisierungs- 
Geldverdienens. Aber die Jobs sind feindlichen Stamm- 
hart und die Verdienste bescheiden, wähler der SPD zu 
so dass die Rede vom Konsum-Mate- Hause sind. 
rialismus an der Realität vorbeigeht. 

VI. Vom sicheren zum prekären 
Wohlstand 
Die sozialen Lagen der Arbeitnehmer- 
milieus sind seit den siebziger Jahren 
schrittweise unsicherer geworden. 

Am stärksten trifft dies die 12% 
Unterprivilegierten. Es trifft aber nicht 
zu, dass sie nur wegen der hohen So- 
zialleistungen nicht arbeiten gehen. 
Die Dauerarbeitslosigkeit, die sich in 
diesen Milieus konzentriert, liegt viel- 
mehr an der Abwanderung der gerin- 
ger qualifizierten lndustriejobs in Bil- 
liglohnländer. Die Arbeitslosen- oder 
Sozialhilfe (1997 im Schnitt ca. 
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Auch die Dienstlei- 
stenden sind Arbeit- 
nehmer, oft auch in 

unsicheren Lagen. 
Daher gibt es auch 

ein gemeinsames 
Interessenbewusst- 

sein gegenüber dem 
Staat und den 
Unternehmen. 

zwar nur durch den Seitenwechsel 
der FDP. Aber die großen Wählerpo- 
tentiale der Union konnte Kohl dauer- 
haft nur halten, solange ertrotz man- 
cher Abstriche die Substanz des ,,rhei- 
nischen Kapitalismus" nicht antaste- 
te. Gemeint ist das Modell sozialer In- 
tegration, das nach dem Zweiten 
Weltkrieg zum Erfolgsrezept konser- 
vativer Volksparteien geworden war, 
vor allem in den am Rhein gelegenen 
Kernländern der Europäischen Ge- 
meinschaft. Alle grundlegenden so- 
zialen Arrangements zwischen Ar- 
beitnehmern, Unternehmern und 
Staat waren bereits unter Adenauer 
vor allem von der Metall- und Bergar- 
beiterschaft erstreikt und ausgehan- 
delt worden: die Mitbestimmung, die 
Betriebsräte, die Vierzig-Stundenwo- 
che und die Lohnfortzahlung für 
Kranke. 

Jahrzehntelang hatte diese kon- 
servative Spielart der ,,Arbeitnehmer- 
gesellschaft" die Abwanderung der 
konservativeren Arbeitnehmer von 
der Union zur SPD gebremst. 1998 
aber verlor die Union so viele dieser 
Wähler, dass sie keine Mehrheitskoali- 
tion mehr bilden konnte. Der von 
Kohl ins Abseits gestellte CDU-Moder- 
nisierer Heiner Geißler hat Recht, 
wenn er diese herbe Niederlage damit 
erklärt, dass die Union den rheini- 
schen Kapitalismus immer mehr 
durch neoliberale Experimente abge- 
baut hat - nicht zuletzt durch den 
Angriff auf die Lohnfortzahlung im 
Krankheitsfall im Herbst 1996. 

Die Parole der ,,neuen Mitte" ist 
zwar eher zufällig, als Werbekonzept 
des Wahlkampfes von 1998, entstan- 
den. Doch reagierte sie durchaus 
auch auf tiefgreifende Veränderun- 
gen der sozialen Klassenstrukturen 
und Milieus, die erst nach den Regie- 
rungsperioden von Brandt und 
Schmidt zum Tragen kamen. Verbun- 
den wurden sie mit Begriffen wie 
,,Dienstleistungsgesellschaft", ,,Wis- 
sensgesellschaft", ,,lndividualisie- 
rung" und ,,Postmaterialismus". Ein 
Diskurs, eine Verständigung darüber, 
was diese Begriffe bedeuten, fand je- 
doch selbst im Wahljahr nicht statt. 
Dies hat zu einem wesentlichen Miss- 
verständnis darüber geführt, wer die 
,,neue Mitte" ist und wie mit ihr um- 
zugehen ist, mit der Folge, dass sie 
nach dem großen Wahlsieg gründlich 
und nachhaltig verprellt wurde. 

II. Wahlergebnisse 
Die SPD gewann die ,,neue Mitte" am 
27. September 1998 tatsächlich. Sie 
zog vor allem frühere CDU/CSU-Wäh- 

ler, Grün-Wähler und Nichtwähler zu 
sich herüber. Der Stimmenzuwachs 
der SPD (von 36,4% auf 40,9%) kam 
vor allem aus der modernen Arbeit- 
nehmermitte; die SPD verbesserte sich 
bei den Arbeitern auf 48% (bei den 
gewerkschaftlich organisierten Arbei- 
tern sogar auf 61 %), bei den Ange- 
stellten auf 42% (CDU/CSU 31%). 
Warum ist der neuen rot-grünen Ko- 
alition inzwischen die so gewonnene 
Mehrheit zerronnen? - Zur Klärung 
dieser Frage müssen wir die sozialen 
Milieus der Gesellschaft und ihren 
Wandel näher betrachten. 

Sträflich ignoriert hat die neue Ko- 
alition, dass sie die untersten sozialen 
Milieus, denen sie den Kampf gegen 
die Arbeitslosigkeit versprochen hat- 
te, von Anfang an kaum mobilisieren 
konnte. Dies ist umso erstaunlicher, 
als die Milieus der soziale Unterprivile- 
gierten, die durch geringe Ausbil- 
dung und unsichere Erwerbschancen 
benachteiligt sind, immerhin 12% der 
Bevölkerung ausmachen. Da die Ar- 
beitsplätze geringer Qualifizierter im- 
mer mehr in die Billiglohn-Länder ab- 
wandern, stellen sie das Gros der 
Dauerarbeitslosen und der unsicher 
Beschäftigten. Eine Wahlkampagne 
zugunsten der Erfolgreichen, d.h. der 
Leistungsträger der ,,neuen Mitte", 
und die Brandmarkung der Arbeitslo- 
sen als Leistungsunwillige und 
Missbraucher des sozialen Netzes 
empfinden sie als Hohn. 

Auch wenn viele der Unterprivile- 
gierten aus früherer Tradition noch 
die großen Volksparteien wählten, 
nahm der Anteil der Nichtwähler und 
der rechten Protestwähler bei ihnen 
zu. Die SPD konnte hier zwar frühere 
CDU-Wähler gewinnen, aber kaum 
den überdurchschnittlich hohen An- 
teil der resignierten Nichtwähler min- 
dern. Die Wahlbeteiligung lag in vie- 
len großstädtischen Problemvierteln 7 
Punkte unter dem Durchschnitt. Die 
Rechtsextremen blieben in Bundes- 
durchschnitt zwar unter der 5%-Hür- 
de. Aber sie erreichten doch 4%, bei 
den Arbeitslosen sogar 7% und bei 
den Männern unter 24 Jahren 1 1 %. 

Die Hessenwahl ging den Rot- 
Grünen dann nicht nur wegen der 
Schwäche der Grünen verloren, son- 
dern auch deswegen, weil die SPD in 
den unterprivilegierten Ortsteilen und 
Milieus kaum mobilisieren konnte. 
Die Demobilisierung dieser Milieus 
zeigte sich noch stärker bei der Euro- 
pawahl im Juni 1999, als die SPD 8 
ihrer 20 Millionen Bundestagswähler 
verlor. Schließlich erlitt sie auch ver- 
heerende Verluste in Brandenburg (- 

14,8%), im Saarland (-5,0%), in Thü- 
ringen (-1 1 , I%) und in den Kornmu- 
nen Nordrhein-Westfalens (-8,4%). 

Diese hohen Verluste, meist noch 
an die Nichtwähler, lassen sich nun 
nicht mehr allein mit den Unterprivile- 
gierten erklären. Die ,,neue Mitte" sel- 
ber war verprellt. -Wie  ist das zu er- 
klären? 

III. Eine neue Massenpsychologie 
Die Reaktion der SPD-Führung wirkte 
zunächst hilflos. Viele Politiker und 
Journalisten griffen zu massenpsy- 
chologischen Erklärungen. In ihrer 
Perspektive dominiert die Sorge u m  
knappe Haushaltsmittel. Daraus wur- 
de, vereinfacht gesagt, geschlossen, 
dass die Wähler nur aufs Geld aus sei- 
en. Vor allem den vermutlichen 
,,Stammwählern" der SPD wurden 
rein materialistische oder genussori- 
entierte Motive unterstellt: man wolle 
nur das Geld bzw. eine lebenslange 
Betreuung des Staates und scheue es, 
selber etwas zu leisten oder Verant- 
wortung zu tragen. 

Viele blickten jetzt auf das Erfolgs- 
rezept von Tony Blairs New Labour. 
Dessen Vordenker, Peter Mandelson 
und Anthony Giddens, rieten der SPD, 
sich von der ,,schrumpfenden Basis 
der traditionellen Arbeiterschicht" zu 
lösen, die nur materielle Umvertei- 
lung wolle, um sich auf der komforta- 
blen Vergangenheit auszuruhen. 
Stattdessen müsse man auf die neuen 
Dienstleistungsschichten und ihre 
,,postmaterialistischen Werte" - Jen- 
seits von links und rechts" setzen: auf 
Ökologie, Gleichstellung der Frauen, 
Multikulturalität, Pluralität der Le- 
bensstile usw.. 

Im ,Stern' definiert Giddens den 
neuen Träger der Politik noch deutli- 
cher als Mitte zwischen den Extre- 
men. Es geht um die Belohnung der 
vollbeschäftigten Leistungsträger. Sie 
grenzt er nach zwei Richtungen ab. 
Nach unten gegen die Arbeitslosen 
und Sozialhilfeempfänger, die auf- 
grund der zu hohen sozialstaatlichen 
Leistungen kein Motiv zum Arbeiten 
haben und daher die Arbeitslosigkeit 
hauptsächlich verursachen. Nach 
oben gegen die Reichen, die nur von 
ihrem Erbe leben: eine Umverteilung 
durch Erbschaftssteuer sei durchaus 
angebracht. 

Giddens' Dreistufen-Modell ent- 
hält nicht nur eine starke Abwertung 
der anderen Gruppen, die, nach der 
alten puritanischen Arbeitsmoral, als 
faul, sittenlos und selbstsüchtig dar- 
gestellt werden. (Eine Rechtfertigung 
für das sozialdarwinistische ,,no pity 
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Zerstorte Schule in Grosny 

E s ist nachgerade banal, auf die 
historische Stereotype zu ver 
weisen, dass die russische Bevöl- 

kerung auf den Guten Zaren wartet, 
aber es gibt doch Momente, in denen 
sie der Wahrheit nahe kommt. Vladimir 
Putin ist nun amtierender Präsident und 
damit der Kandidat bei den kommen- 
den Wahlen für das russische Staats- 
oberhauptes Ende März und gleichzei- 
tig der heisseste Anwärter für den Titel 
des Guten Zaren. Der schnelle Wechsel 
von Jelzin zu Putin war eine taktische 
Meisterleistung der regierenden Clique, 
mit der sie dafür gesorgt hat, dass sie 
mit der ein oder anderen personellen 
Veränderung ihren Zugriff auf die ma- 
teriellen Ressourcen und die Infrastruk- 
tur des Staates erhalten konnte. Der er- 
bärmliche Jelzin durfte endlich in Rente 
gehen und bekam als erste Amtshand- 
lung seines provisorischen Nachfolgers 
mit der Verleihung der ewigen Immuni- 
tät die Absolution für seine Verbrechen 
der letzten zehn Jahre erteilt. 

Der Wechsel verlief - wie in Rus- 
sland seit einigen Jahren in Mode- un- 
ter Einsatz schwülstiger Symbolik und 
reaktionären Geschwätzes pünktlich 
zum Beginn Milleniums. Letztlich ging 
es bei diesem Handstreich darum, so- 
wohl die Kommunisten als auch die 
feindliche Gruppe um Luschkov aus 
dem Kreml herauszuhalten -vorerst je- 
denfalls. 

Gescheiterte Transformation 
Es ist nicht die Aufgabe dieses Kom- 
mentars die Entwicklung in Russland 
enttäuscht zu kommentieren, da diese 
nicht entscheidend anders verläuft als 
in anderen ehemaligen Republiken der 
Sowjetunion und wir niemals Anhän- 
ger der Theorie waren, dass Liberalisie- 
rung und Schocktherapie nach Rezep- 
ten des Internationalen Währungs- 
fonds (IWF) und der Weltbank Demo- 
kratie, Wohlstand und Frieden in dieser 

Region sichern würden. Dazu gab es zu 
Beginn der 90erJahre in anderen Teilen 
der Welt schon genügend negative Bei- 
spiele. Die Entwicklung der letzten paar 
Jahre und insbesondere des späten Jah- 
res 1999 zeigen, dass die Transformati- 
on in Russland im Sinne ihrer neolibera- 
len Apologeten gescheitert ist. 

Belustigend bis peinlich wirkte hin- 
gegen der ein oder andere Kommentar 
zum Machtwechsel in Moskau. Selbst 
ein Vertreter der Deutschen Gesellschaft 
für Auswärtige Politik kam in der ARD 
am 31. Dezember 1999 zu dem 
Schluss, Jelzin sei ein großer Reformer 
gewesen, obwohl dieses Bild des Präsi- 
denten in den letzten Jahren aufgrund 
verschiedenster Skandale ziemlich gelit- 
ten hatte. Auch meinte er, Putin schrei- 
te auf dem Weg der Reformen weiter. 
Neben dem recht zynisch wirkenden 
Versuch der Ehrenrettung für den ab- 
getretenen Präsidenten, der sich selbst 
bei der russischen Bevölkerung für seine 
Missetaten entschuldigte, stellt sich zu- 
nehmend die Frage, mit welcher Be- 
rechtigung die Worte Reformer und 
Reformen im Zusammenhang mit der 
nun seit mehr als zehn Jahren andau- 
ernden Transformation Russlands ange- 
wandt werden. Reformen bedürfen 
m.E. einer strategisch angelegten Ziel- 
setzung, die in der politischen und wirt- 
schaftlichen Entwicklung Russland aller- 
dings fehlt. Außerdem ist der Begriff 
Reform mit einer positiven Konnotation 
verbunden, die unter den sich konstant 
verschlechternden Bedingungen für die 
breite Bevölkerung nicht angewandt 
werden kann. Der Begriff der Reform ist 
in Russland und den anderen Transfor- 
mationsländern aus meiner Sicht nicht 
mehr angebracht. 

In Russland ist weder eine funktio- 
nierende Marktwirtschaft entstanden, 
noch gibt es ein Anzeichen für eine Er- 
holung der Wirtschaft, wie sie von den 
Neoliberalen für jedes Jahr seit dem Be- 

Deus ex machina 
Ein Kommentar zur Lage in Russland 

von Frank Schauff* 

ginn der 90er Jahre vorausgesagt wor- 
den waren.   in schränkend ist hier zu 
sagen, dass sich die Situation in Rus- 
sland seit dem Zusammenbruch von 
1998 etwas gebessert hat, aber die 
Wirtschaftsentwicklung in Russland 
spätestens seit der Mitte der achtziger 
Jahre insgesamt negativ verläuft. 

Terror und Krieg 
Die politischen Verhältnisse in Russland 
sprechen der prophezeiten demokrati- 
schen Entwicklung Hohn. Die politische 
Führung nahm die m.E. von ihr selbst 
initiierten Bombenattentate auf die Be- 
völkerung ohne jeden Beweis zum An- 
lass, einen anderen, ohnehin historisch 
stigmatisierten Teil der Bevölkerung, die 
Tschetschenen, zu drangsalieren und er- 
neut mit Krieg zu überziehen. Fragen 
drängen sich auf: Warum sollten plötz- 
lich Bombenattentate großen Ausma- 
ßes passieren und es ausgerechnet den 
schlecht funktionierenden russischen Si- 
cherheitsdiensten nach kürzester Zeit 
gelingen, was ihren Kollegen in 
Deutschland, Frankreich, Großbritanni- 
en, Israel, Spanien, den USA nie gelun- 
gen ist, nämlich solche terroristischen 
Anschläge zu verhindern und die 
Sprengsätze mit 100%iger Sicherheit 
vor ihrer Detonation zu entdecken? 
Warum hat sich nie eine Organisation 
zu diesen Anschlägen bekannt? Die rus- 
sische Führung brauchte offensichtlich 
starke Argumente, um den neuen 
Tschetschenien-Feldzug zu begründen. 

Es ist ihr jedoch gelungen, einen 
Großteil der Wählerschaft mit einem 
Gemisch aus Großmachtrhetorik mit 
vornehmlich antiwestlicher Stoßrich- 
tung, aggressivem Rassismus und einer 
sinnlos brutalen Kriegführung hinter 
sich zu bringen. 

Putin ist der rettende deus ex ma- 
china für die Regierenden in Russland, 
die seine Vorgänger als Ministerpräsi- 
denten nicht sein konnten, wollten 
oder durften. Für das Gros der russi- 
schen Gesellschaft hingegen bedeutet 
der Auftritt dieses neuen Hoffnungsträ- 
gers jedoch statt der Rettung wieder 
eine Runde in dem zynischem Spiel rus- 
sischer Politik. SPW 

* Frank Schau% Historiker, 11 

Es ist nachgerade 
banal, auf die 
historische Stereotype 
zu verweisen, dass die 
russische Bevölkerung 
auf den Guten Zaren 
wartet, aber es gibt 
doch Momente, in 
denen sie der 
Wahrheit nahe 
kommt. 

~ternat ionaler  Sekretar der Jusos 

suw Zeitschrift für Sozialistische Politik und Wirtschaft. Heft 1 1  1, 2000 



Comandante 
presidente Hugo 
Chavez Frias 
von Niels Annen * 

S eit dem 6. Dezember 1998 re- 
giert in Venezuela der ehemali- 
ge Putschist und Oberst Hugo 

Chavez Frias (45). Sein fulminanter 
Wahlsieg und seine populistische 
Rhetorik haben das Interesse der 
Welt auf den Erdölstaat im Nord- 
osten des Kontinents gelenkt. Medi- 
en und Politik tun sich schwer die 
venezolanische Entwicklung einzu- 
ordnen. Das scheint insbesondere 
für linke Kreise in und außerhalb La- 
teinamerikas zu gelten, deren Hal- 
tung gegenüber Chavez nicht selten 
die nötige analytische Distanz ver- 
missen Iäßt. Im folgenden soll daher 
der Versuch unternommen werden, 
etwas Licht ins Dunkel zu bringen: 

Hugo Chavez ,,surftn 
auf einer Welle der 
Zustimmung, ohne 

bisher verraten zu 
haben, was, außer 

persönlicher Macht, 
er aus diesem Votum 
abzuleiten gedenkt. 

* Niels Annen, Hamburg 
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Rückblick 
Nach vierzig Jahren ist das bis dahin 
in Venezuela herrschende Zweipar- 
teiensystem aus sozialdemokrati- 
scher Accion Democratica (AD) und 
christdemokratischer Copei an sein 
Ende gekommen. Die beiden domi- 
nierenden Parteien hatten das Land 
mit geradezu endemischer Korrupti- 
on überzogen und ein ökonomi- 
sches und politisches Machtkartell 
gebildet. Den Erdölboom, der Ven- 
zuelas wichtigstes Exportprodukt 
privilegierte, verpraßten die Regie- 
renden, ohne die Chance zur Diver- 
sifizierung der Wirtschaft zu nutzen 
und Zukunftsinvestitionen zu täti- 
gen. Eine Einkommensverteilung, 
die weniger als 20% der Bevölke- 
rung bevorzugte und heute 80% 
der Bevölkerung in Armut leben 
Iäßt, sowie die andauernde Talfahrt 
der venzolanischen Volkswirtschaft 
führten zu sozialen Unruhen und ei- 
nem nachhaltigen Vertrauensver- 
lust in die Parteien des ,,ancien re- 
gime" ' .  

Bereits 1992 nahm dies ein jun- 
ger teniente coronel einer Fall- 

schirmspringerbrigade zum Anlaß, 
um gegen die Regierung des dama- 
ligen (sozialdemokratischen) Präsi- 
denten Carlos Andres Perez zu put- 
schen. 

Das der gescheiterte Putsch 
letztlich zum Ausgangspunkt der 
,,friedlichen Revolution" (Hugo Cha- 
vez) wurde, erscheint absurd und 
Iäßt sich wohl nur durch den Fern- 
sehauftritt erklären, den sich der 
Aufständische, dessen rotes Barett 
später zu seinem Markenzeichen 
werden sollte, im Gegenzug zu sei- 
ner Kapitulation ausbedungen hatte 
und der ihn im ganzen Land be- 
rühmt machte. 

Chavez, dessen Coup Hunderten 
das Leben kostete, wurde t u  einer 
langen Gefängnisstrafe verurteilt 
und später von Präsident Caldera 
begnadigt. Er bewies genügend Ge- 
duld und Geschicklichkeit, um auf 
den richtigen Augenblick für ein po- 
litische Comeback zu warten und 
derweil sein Image als ,,Antipoliti- 
ker" und Vertreter der Interessen 
der marginalisierten Bevölkerungs- 
mehrheit zu pflegen. 

Für die Präsidentschaftswahlen 
im Dezember vergangenen Jahres 
stellte er eine bunte Koalition, den 
polo patriotico, zusammen. Chavez, 
in Camouflage und Barett, ver- 
sprach, mit  der korrupten Politiker- 
kaste aufzuräumen, und fügte sei- 
nem teilweise messianisch anmu- 
tenden Diskurs das Element des 
,,bolivarianischen" zu, indem er sich 
in die Tradition seines Vorbildes, des 
,,Befreiersn Simon Bolivar stellte. 
Seine Kampagne löste in Venezuela 
eine bisher unbekannte Euphorie 
aus, der sich nur die gebildete Ober- 
schicht, angeführt von den traditio- 
nellen Parteien, entzog. 

Aus den nach allgemeinem Ur- 
teil sauberen Wahlen ging der Kan- 
didat des ,,Polon, der Chavez unter- 
stützenden Allianz, mit  56,2% ge- 
gen den einzigen verbliebenen Kan- 
didaten der Opposition, dem kon- 
servativen Enrique Salas Römer, als 
eindeutiger Sieger hervor2. 

Programm? 
Doch was will Hugo Chavez? Sein 
Wahlprogramm blieb in allen ent- 
scheidenden ökonomischen Punk- 
ten mehr als unklar. Kernstück seiner 
Politik sollte die Schaffung einer 
neuen ,,Bolivarianischen Republik" 
sein, wozu die alte Verfassung 
durch eine neuen ,,wahrhaft boliva- 
rianische" ersetzt werden sollte. Sei- 
nen Amtseid leistete Chavez dann 

spw. Zeitschrift fui 
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auch folgerichtig auf die im Sterben 
liegende ,,moribunde" Verfassung, 
womit er einen ersten Skandal aus- 
löste. Der Unterstützung der Bevöl- 
kerung sicher, ließ er eine Verfas- 
sunggebende Versammlung (ANC) 
wählen, in der sich fast nur Anhän- 
ger seiner Bewegung befanden, und 
deren Ergebnis nun den Venezola- 
nern erneut zur Abstimmung vorge- 
legt wurde. 

Chavez und die Linke 
Es soll nun aber in Folgenden weni- 
ger um die Details der chavistischen 
Regierungspolitik, sondern vielmehr 
um die Rezeption seiner Politik in- 
nerhalb der Linken gehen. 

Offensichtlich ist, daß in Zeiten 
von schweren sozialen Verwerfun- 
gen und einer gewissen ideologi- 
schen Konzeptionslosigkeit die ,,Per- 
formance" eines Hugo Chavez bei 
großen Teilen der lateinamerikani- 
schen Linken auf fruchtbaren Boden 
stößt. Der Pragmatismus vieler 
Linksparteien und der Erfolg von 
technokratischen Politikern wie 
Fernando de la Rua in Argentinien 
lassen viel Raum für die populisti- 
schen Attacken eines Hugo Chavez. 
Dies kombiniert mit verbalen Rund- 
umschlägen gegen die USA und ei- 
ner gerade bei einem Baseball-Spiel 
am Rande des lberoamerikagipfels 
noch einmal zelebrierten Freund- 
schaft mit  Fidel Castro machen das 
Beispiel Venezuela offenbar für viele 
Linke attraktiv. 

Dabei sind progressive Seiten 
auf Chavezs' Bilanz nicht zu leug- 
nen. Die neue Verfassung schreibt 
die individuellen und sozialen Men- 
schenrechte fest, verurteilt die To- 
desstrafe und verpflichtet den Staat, 
Verbrechen gegen die Menschlich- 
keit zu verfolgen. Die Fürsorge- 
pflicht des Staates und das Recht 
auf Arbeit, der Achtstundentag so- 
wie die Einschränkung von Nachtar- 
beit gehören ebenso zum Pro- 
gramm, wie das Verbot der Privati- 
sierung der Rentenkassen und des 
staatlichen Erdölkonzerns. 

Aber ist Chavez deswegen ein 
Linker? Seine Aussagen geben dar- 
über wenig Auskunft: ,,Ich bin ein 
Revolutionär, aber ein demokrati- 
scher Revolutionär, der sich nach 
den jeweiligen Umständen orien- 
tiert. Ideologisch ein Bolivarianer. 
Ich glaube das sich der Unterschied 
zwischen links und rechts überlebt 
hat. Die Mauer von Berlin ist gefal- 
len, das Sektierertum hat sich über- 
lebt und heute müssen wir mit ei- 
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ie SPD steht vor einem kon- 
zeptionellen Problem. Die Sie- 
gesformel der Bundestags- D. 

wahl 1998 - lnnovation und Gerech- 
tigkeit - wirkt heute hohl. Verspro- 
chen war 1998 eine Politik, die die 
Kräfte der Gesellschaft mobilisiert und 
zugleich besser integriert. lnnovation 
und Gerechtigkeit. Im Klartext sollte 
dies zweierlei heißen. Erstens Aktivie- 
rung der eigenverantwortlichen Lei- 
stung, in der Wirtschaft wie auch im 
sozialen Engagement. Zweitens soll- 
ten die sozialen Ungleichheiten wie- 
der abnehmen. ,,Am Abbau der Ar- 
beitslosigkeit wollen wir bei der näch- 
sten Wahl gemessen werden", ver- 
kündete der neue Kanzler, Gerhard 
Schröder. 

Im Wahlkampf von 1998 waren 
auch die sozialen Gruppen neu ent- 
deckt worden, die diese Modernisie- 
rung tragen sollten: die Berufsgrup- 
pen der ,,neuen Mitte". Das SPD- 
Wahlprogramm nannte sie: ,,hoch- 
qualifizierte Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer, vorausschauende und 
engagierte Manager und Unterneh- 
mer, innovative und flexible Mittel- 
ständler, Handwerker und Freiberuf- 
ler, mutige Existenzgründer, hervorra- 
gend ausgebildete Informatikerlnnen, 
Ärztlnnen und Ingenieurlnnen, erfin- 
dungsreiche Techniker und Wissen- 
schaftler." 

Für Schröder waren diese ,,gesell- 
schaftlichen Leistungsträgerinnen 
und Leistungsträger" die neuen und 
produktiven Kräfte der Gesellschaft, 
die Helmut Kohls CDU nicht mobilisie- 
ren, nicht bündeln und nicht ins neue 
Jahrtausend führen konnte. Ihnen bot 
er einen ,,neuen Gesellschaftsvertrag" 
an, „ein großes Bündnis der Moderni- 
sierer aller gesellschaftlichen Grup- 
pen." -Wirklich aller Gruppen? 

Zunächst schien er auf diesem 
Weg. Am 27. September 1998 erziel- 
ten SPD und Grüne zusammen 
47,6%, fast einen ,,Erdrutsch-Sieg". 
Das waren fast 4 Prozent mehr als mit 
Scharping 1994, knapp 9 Prozent 
mehr als mit Lafontaine 1990. Die 
SPD alleine kam mit 40,9 wieder et- 
was näher an die 45,8% heran, die 
Willy Brandt 1973 erzielt hatte. Zu- 
sammen mit den Grünen lag sie sogar 
1,8% höher. Es lohnt durchaus, einen 
Vergleich der neuen Mobilisierung 
von 1998 mit früheren Konzepten 
großer sozialer Bündnisse anzustel- 
len. 

I. lntegrationsmodelle 
In der Geschichte der Bundesrepublik 
haben verschiedene gesellschaftspoli- 

tische Integrationsmodelle, die stu- 
fenförmig aufeinander aufbauten, 
einander abgewechselt. Daraus hat 
sich ein spezifischer ,,Pfad" des west- 
deutschen regulierten Kapitalismus 
und der westdeutschen regulierten 
Klassengesellschaft entwickelt, der 
sich von den „Pfaden1' der übrigen 
hochentwickelten Gesellschaften un- 
terscheidet. Der westdeutsche Pfad 
kann mit einigem Recht als ,,Arbeit- 
nehmergesellschaft" bezeichnet wer- 
den: durch eine nicht gleiche, aber 
doch bedeutsame Teilhabe der Ar- 
beitnehmer an der Gesellschaft. Dies 
war mit einer Veränderung der Klas- 
senstrukturen verbunden. 

Von 1950 bis 1990 schrumpfte 
der konservativ-ständische alte Mittel- 
stand der kleinen Landwirte, Kaufleu- 
te und Handwerker von etwa 25% 
auf weniger als 5% der Bevölkerung. 

Zugleich wuchs der neue Mittel- 
stand der Angestellten von 20% auf 
fast 60%, zu einer großen Arbeitneh- 
mergruppe, die den alten ständischen 
Dünkel nach und nach aufgab und 
sich an die industrielle Arbeiterschaft 
annäherte. 

Für dieArbeiter schwanden die al- 
ten Merkmale der sog. ,,Proletarität", 
d.h. die unsichere Beschäftigung, die 
soziale Rechtlosigkeit und die eher 
geringe Fachqualifikation. Durch er- 
kämpfte Rechte, hohes Fachkönnen 
und relative soziale Sicherheit erlang- 
ten sie ihrerseits Standards der sozia- 
len ,,Mitte8'. 

Die Voraussagen einer Verbürger- 
lichung oder blinden Konsumhörig- 
keit der Arbeiter erfüllten sich da- 
durch nicht. Vielmehr verloren die 
erodierenden bürgerlichen und klein- 
bürgerlichen Gruppen ihre Bedeu- 
tung als Leitmilieus. Dadurch verlor 
auch die CDU/CSU in den sechziger 
Jahren zum ersten Mal ihre kulturelle 
und politische Hegemonie an die SPD. 

Der westdeutsche Pfad unter- 
scheidet sich in wichtigen Zügen von 
dem Pfad der DDR-Gesellschaft, ins- 
besondere von deren Modernisie- 
rungshemmnissen, die in der Über- 
nahme des altindustriellen Stahlmo- 
dells von der Sowjetunion und in der 
staatsbürokratischen Blockierung der 
Produktivkräfte begründet lagen. An- 
dererseits gibt es hier trotz allem et- 
was Gemeinsames: die DDR war, wie 
Wolfgang Engler es nennt, eine „ar- 
beiterische" Gesellschaft. In beiden 
Gesellschaften war, wenn auch unter 
verschiedenen politischen Regulie- 
rungsformen, die Arbeiterklasse in die 
Mitte aufgerückt, deren sichere sozia- 
le Standards zuvor dem alten Mittel- 

Gibt es eine 
I neue Mitte'? 

Die gesellschaftliche Basis für eine 
sozialdemokratische Reformpolitik ' 

von Michael Vester* 

stand (den kleinen Eigentümern) und 
dem neuen Mittelstand (den ,,besse- 
ren" Angestellten) vorbehalten gewe- 
sen waren. 

Willy Brandt hat den historischen 
SPD-Sieg von 1972 als Erfolg eines 
großen lntegrationskonzepts, der 
,,Arbeitnehmergesellschaft", und zu- 
gleich auch der Mobilisierung der Bil- 
dungsschichten erklärt. Das Modell 
der Arbeitnehmergesellschaft symbo- 
lisierte die Verminderung sozialer 
Ausgrenzung, Rechtlosigkeit und Not 
und eine höhere Teilhabe (fast) aller 
am Zuwachs der Einkommen, an Mit- 
bestimmungsrechten, am Bildungssy- 
stem und an der Sicherung bei Krank- 
heit, Arbeitslosigkeit und Alter. Die 
Mobilisierung der Bildungsschichten 
symbolisierte eine tolerantere, kultu- 
rell vielfältigere Politik, die in der Au- 
ßenpolitik Verständigung suchte und 
die nach innen mehr Teilhabe der 
Frauen, der Ausländer und sozialer 
Minderheiten sowie mehr Mitwir- 
kung aller Bürger versprach - also 
das, was heute ,,Bürgergesellschaft" 
oder ,,Zivilgesellschaft" genannt wird. 

Brandts Nachfolger, Helmut 
Schmidt, erwarb hohes Ansehen da- 
für, dass er vor allem den ersten Teil 
dieses Programms unter dem Namen 
,,Modell Deutschland" bis 1982 eini- 
germaßen durch die seit 1973 die 
Vollbeschäftigung und den Staats- 
haushalt einschränkende Wirtschafts- 
krise steuerte. Die modernen Bil- 
dungsschichten dagegen konnte die 
SPD nur teilweise binden. Aus den 
Protesten gegen Atomkraft, Raketen- 
rüstung und manche Arroganz der 
Mächtigen entstand der Rückenwind 
für die neue Partei der Grünen. 

Schmidts Nachfolger, Helmut 
Kohl, gewann seine Mehrheit 1982 

* Michael Vester; Professor für Politische 1 

Sträflich ignoriefi hat 
die neue Koalition, 
dass sie die untersten 
sozialen Milieus, 
denen sie den Kampf 
gegen die Arbeitslo- 
sigkeit versprochen 
hatte, von Anfang an 
kaum mobilisieren 
konnte. 

Nissenschaft an der Universität 
Hannover 



den Geheimnissen des Zeitmanagements zu. Was schla- 

(1) 
Dringend -Wichtig 

Sofort tun 
(111) 

Dringend - nicht wichtig 
Delegieren 

gen die weisen Zeitmanager vor, wie mit  Effektivitäts- 

(11) 
Nicht dringend -wichtig 
Regenerationsquadrant 
Später 

Nicht dringend - nicht wichtig 
Papierkorb 

wahn, Zeitdieben und Strategien der Zeit umzugehen ist? 
Viele trojanische Pferde sind in die Zeitarena als Zeitretter 
getragen worden: Checklisten, Zeitplanbücher, PC-Pro- 
gramme und Palm-Pilots helfen Ordnung zu halten und 
verschaffen uns Überblick, damit wir uns von den vielfäl- 
tigen Aufgaben nicht erschlagen lassen müssen. Telefone, 
Faxe, e-mails und voice-mails lassen die Kommunikation 
im lnformationszeitalter ins Zentrum des Handelns treten. 
Dank der technischen Bedingtheit ist diese Zeitnutzung in 
aller Regel eine Zeitersparnis im Sinne der Beschleuni- 

LS-"-Jg. 
Pareto-Prinzip, Alpen-Methode, Eisenhower-Quadrat, 

Delegationsprinzip und biologische Uhr sind die Zutaten. 
Wer sie einübt und anwenden kann, dem wird verspro- 

chen, mindestens eine Stunde 
am Tag zu sparen. Das funktio- 

Zum Scheitern verurteilt sind alle Zeit- niert tatsächlich. Allerdings 

manaaementtechniken. wenn sie aus- gibt es eine Voraussetzung, die 
d 

erfüllt sein muss: Man muss ei- 
schließlich zu Beschleunigung oder nen persönlichen Zeitgewinn 
zur effizienteren 

werden sollen. 

Vertaktung genutzt wollen und man muss geplant 
haben, was man mit der ge- 
wonnenen Zeit anfangen will. 
Zum Scheitern verurteilt sind 

alle Zeitmanagementtechniken, wenn sie ausschließlich zu 
Beschleunigung oder zur effizienteren Vertaktung genutzt 
werden sollen. Denn: Was werden Sie mit der freien Stun- 
de anfangen? Sie werden noch mehr arbeiten und wie 
beim Hungern gibt es den Jojo-Effekt. Sehr schnell reicht 
diese Zeit für die vorhandenen oder übernommen Arbeiten 
nicht mehr aus und sie müssen wieder eine Stunde mehr 
Zeit haben - doch unser Zeitvorrat ist nicht unbegrenzt, 
und so wird der Zeitmangel bei Mehrarbeit noch schneller 
eintreten. 

Das Wichtige zuerst! 
Es gibt eine Managementhilfe aus dem klassischen Zeitma- 
nagement, auf die Steven Covey in seinem Buch: ,,Sieben 
Wege der Effektivität" hinweist. Grundlage bildet das so- 
genannte Eisenhowerquadrat mit seinen vier Feldern in 
den Achsen ,,Wichtig1' und ,,Dringend1'. 

Im ersten Quadranten sind alle Aufgaben gleicherma- 
ßen wichtig und dringend, haben also höchste Priorität. 
Das hat eine erhebliche Dauerstressbelastung zur Folge. 
Dazu gehören Krisenmanagement, Reparaturverhalten 
und Fremdbestimmung. Dr. Schnell ist ein typischer ,,Qua- 
drant I -ArbeiterJ'. 

Aufgaben des zweiten Quadranten werden auf- 
grund ihrer Nicht-Dringlichkeit auf die lange Bank ge- 
schoben: ,,Wenn ich einmal Zeit und Muße habe, nehme 
ich mir Zeit für das Wichtige...". Um dem Burnout vor- 
zubeugen,, gehören Reflexion über Bestehendes, Ent- 
wicklung neuer Möglichkeiten und Perspektiven ebenso 
dazu, wie die Pflege von langfristigen Beziehungen und 
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Kontakten. Der Erhalt der körperlichen und geistigen Fit- 
ness im Sinne der eigenen Produktionskapazität hat hier 
ebenso ihren Platz. 

Im dritten Quadranten steht die Dringlichkeit im Vor- 
dergrund. Es geht um kurzfristige Aktivitäten, zu denen 
Telefonanrufe, Ablenkungen und Unterbrechungen, man- 
cherlei Post, beliebige Konferenzen und Sitzungen gehö- 
ren. 

Im vierten Quadranten gibt es weder Wichtiges noch 
Dringendes. Deshalb trägt dieser oftmals das Zeichen des 
Papierkorbs. Zeitverschwender und -räuber, wie PC Abstür- 
ze durch Spielinstallationen, spontane Diskussionen, end- 
lose Telefonate haben hier ihren Platz. 

Effektives Management bedeutet, das Wichtige 
voranzustellen 
Dies findet sich als häufigster Faktor bei langfristig erfolg- 
reichen Menschen. Einige Grundvoraussetzungen seien 
genannt: Es ist unbedingt notwendig, nicht nur die Unter- 
scheidung zwischen dringend und wichtig zu treffen, son- 
dern auch zu entscheiden, was ist unwichtig! Die Konse- 
quenz muss dann heißen, zu unwichtigen Punkten auch 
klar ,,neinu sagen zu können. 

Eine Entscheidungshilfe kann die Vorstellung sein, dass 
das Wichtige aktiv von innen heraus als Bedürfnis und En- 
gagement entsteht - sie wissen, was lhnen gut tut und tun 
es aufgrund der gegebenen Dringlichkeiten doch nicht - 
und jene dringenden Aspekte zerren von außen, reaktiv an 
der Substanz. 

Es ist an dieser Stelle erforderlich, alte Denkschemata 
zu verlassen, um in Möglichkeiten und nicht in Problemen 
zu denken. Natürlich ist das Zeitgut insgesamt knapp - 
woher sollen Sie die Zeit nehmen, um für die Aktivitäten im 
11. Quadranten Zeit zu finden? Sie können diese Zeit nur 
aus den Quadranten I I I  und IV holen. Dazu brauchen Sie 
ein engagiertes lautstarkes und überzeugendes ,,JA für 
die lhnen im Leben wichtigen Dinge. 

Für die praktische Umsetzung wird es erforderlich sein, 
den roten Faden von der persönlichen Vision, den verschie- 
denen Rollen, Zielen, über Prioritäten bis zu den Wünschen 
sichtbar zu machen für die eigene Orientierung. 

Ein anderer Aspekt zur beständigen Arbeit am Wichti- 
gen ist die gleichwertige Betrachtung der verschiedenen 
Rollen, insbesondere beruflich und privat. Sie sichert eine 
Ausgewogenheit, die eine solide Grundlage für die Bean- 
spruchung aus Q,uadrant I darstellen. 

Zeitsouveränität und Zeitwohlstand als Lebenskul- 
tur 
Entschleunignung ist das Zauberwort der Zeitgeister. Sie 
ist nicht ausschließlich als Verlangsamung zu sehen, son- 
dern als (bekannte) Flexibilität, als Sicherheit und als Sta- 
bilität. Entschleunigung kann durch ein klares Bekenntnis 
zur Fehlerfreundlichkeit den Stress erheblich vermindern 
und somit zu einer ausgeprägten Zeitsouveränität führen. 
So gehören beispielsweise individuelle Pausenregelun- 
gen, Freistunden für kulturelle Aktivitäten während des 
Arbeitstages, Jahresarbeitszeitmodelle, Vertrauensar- 
beitszeit - ohne Stechuhr und andere Kontrolle - zu den 
erfolgreichen Entschleunigern und nachweisbaren Effek- 
tivitätsförderern in Unternehmen. So ist Zeitmanagement 
nur dann sinnvoll, wenn wir die Zeitersparnis nutzen, um 
uns im Regenerationsquadranten zu bewegen, abschal- 
ten vom Alltagsstress, auftanken und somit eine neue 
Qualität im Umgang mit unserem Kostbaren Gut ,,Zeitr' 
erleben. SPW 
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nem neuen ideologischen Konzept 
auf das 21. Jahrhundert blicken. Ich 
glaube ich habe meine eigene, au- 
tonome Definition dafür3" 

Was ist davon zu halten? In 
dem Verfassungsentwurf der ANC 
sind deutlich autoritäre Tendenzen 
auszumachen, die durch die lyri- 
sche Sprache des Textes nur 
schlecht verschleiert werden. Ne- 
ben der Möglichkeit der Wieder- 
wahl und der Verlängerung der Le- 
gislaturperiode wird die Machtstel- 
lung des Präsidenten ausgebaut 
und vor allem die Militärs gesell- 
schaftlich aufgewertet und prak- 
tisch jeder parlamentarischen Kon- 

statt zu Fidel Castro, der seiner neo- 
liberalen Wirtschaftspolitik auch 
durch eine verbalradikale Rhetorik 
zum Durchbruch verhalf4. 

Hugo Chavez ,,surft" auf einer 
Welle der Zustimmung, ohne bisher 
verraten zu haben, was, außer per- 
sönlicher Macht, er aus diesem Vo- 
tum abzuleiten gedenkt. Vieles deu- 
tet darauf hin, daß er die vorherseh- 
bar kurze Phase dieser Zustimmung 
und des Enthusiasmus nutzen wird, 
um sich eine dauerhafte Machtstel- 
lung zu sichern. Der Gedanke an die 
Zeit sinkender Popularität erfüllt 
schon heute viele Beobachter mit  
Sorge, die in den letzten Tagen noch 

trolle entzogen. Durch die Abschaf- gemehrt wurde, als enge Vertraute Leben Venezuelas und der meisten 
fung der zweiten Parlamentskam- und Familienmitglieder auf einfluß- lateinamerikanischen Staaen über 
mer werden ausserdem die Provin- reiche Posten gehievt wurden. Jahrhunderte geprägt hat und die 
Zen aus den Entscheidungsprozes- Im Rahmen des Referendums Clan oder Familienzugehärigkeit 
sen auf nationaler Ebene herausge- über die neue Verfassung, von Cha- über ideologische Differenzen ge- 
drängt und die dritte Gewalt durch vez zärtlich die ,,muchachita" (das stellt hat. 
eine ominöse ,,oberste Gewalt" in kleine Mädchen) benannt, organi- Venezuelas demokratisches Sy- 
ihren Befugnissen eingeschränkt. siert sich zum ersten Mal deutlich stem der letzten 40 Jahre hatte zu- 
Starke plebiszitäre Elemente lassen vernehmlicher Widerstand aus den mindest in Ansätzen den Weg in 
im übrigen die Gefahr einer Dauer- Provinzen sowie der Unternehmer- Richtung einer pluralistischen, de- Heuteerscheint das 
mobilisierung der Bevölkerung und schaft. In seiner bekannten Art hat mokratischen Gesellschaft gewie- demokratischeSystem 
eine damit einhergehende Stär- der Präsident allen Gegnern der sen, mit  Mitgliedsparteien als ge- alsSynonym für 
kung populistisch-autoritärer ,,muchachita" den Krieg erklärt und sellschaftlichen Protagonisten, die Mißwie~haf tund 
Machtpraxis befürchten. seine jugendlichen Anhänger aufge- sich durchaus mit europäischen Korruption. Die 

rufen, Kommandos für das „si" zu Maßstäben messen lassen konnten. Schulddafürträgt 
Praxis organisieren. Heute erscheint das demokratische nicht Hugo ChAvez, 
Das diese Befürchtung nicht unbe- Die just während der Abstim- System als Synonym für Mißwirt- sonderndie Parteien 
rechtigt ist, konnte man schon wäh- mung über Venezuela hereinbre- schaft und Korruption. Die Schuld des,,ancien regime". 
rend des Konfliktes zwischen der chenden Unwetter konnten den dafür trägt nicht Hugo Chavez, son- 
ANC und dem alten, von den tradi- Präsidenten nicht davon abhalten, dern die Parteien des ,,ancien re- 
tionellen Parteien dominierten Par- die Abstimmung trotzdem durch- gime" SPW 

lament konstatieren, in dem der neu führen zu lassen. Im Geqenteil, er 
gewählte Präsident nicht vor massi- ließ sogar die Öffnungszeiten der 

I Nach einer Umfrage von 1996 uber das 
ven Einschüchterungen und Ge- Wahllokale verlängern und trägt so- Vertrauen in werden die 

waltanwendung zurückschreckte. mit  zumindest eine Mitschuld an Dolitischen Parteien mit 15% als letzte, 
Trotz seiner messianischen Rhe- dem katastrophalen Krisenmanage- knapp vor dem Nationalkongress mit  

torik und seinem Rückhalt bei der ment der Regierung. Ob die Zustim- 23% genannt. Vgl. Welsch. Friedrich; 

verarmten Bevölkerung haben sich mung von 71,2% für die neue Ver- Carrasquerto, Desconsolidacion de 
una democracia establecida? In: Heng- 

die Grundlagen der Wirtschaftspoli- fassung daher wirklich trägt, wird Stenberg,KohutlMaihoId (Hrsg,: Socie- 
tik seit seinem Amtsantritt nicht ge- sich erst noch herausstellen müssen. dad civil en America Latina: re~resenta- 

ändert. Im Gegenteil, der ~ i r t s c h a f t  cion de intereses y gobernabilidad, Cara- 

aeht es schlechter als ie zuvor und Probleme der Demokratie in cas 1999 

vor allem die Bevölkerung leidet dar- Lateinamerika Die AD hatte nach einer internen Ausein- 
andersetzung wenige Tage vor der Wahl 

unter. Der in  der neuen Verfassung Mi t  des Erstarken des Phänomens ihren Kandidaten und Ge. 

angekündigte Kurswechsel bleibt Hugo Chavez sind nicht zuletzt im neralsekretär Luis Alfaro Ucero zuruck- 

aus. Der Präsident versichert statt- europäischen Ausland Sorqen um gezogen und bei dieser ~elegenheit  aus 

dessen gegenüber den internationa- das Wiedererstarken autoritärer Re- der Partei ausgeschlossen, um die Kam- 
pagen des konservativen Salas Römer zu 

len Finanzinstitutionen, dass alles gime in Lateinamerika gewachsen, „terstützen, Zu Ergebnissen und politi- 
beim alten bliebe, und wirbt etwa in gerade nachdem die letzte Dekade „her Einschatzung der Wahlprozesse in 
Deutschland um Investitionen. zumindest durch formale Demokra- Venezuela 1998 siehe: Maignon, Thais; 

Gleichzeitig greift seine Regierung tisierung geprägt war. Sonntag, Heinz R.: Sorpersas trae la tran- 

die Stellung der Gewerkschaften an Chavez bedient mit seiner sicion: las elecciones regionales, del con- 
greso Nacional y presidencial en Vene- 

und drückt den Durchschnittslohn Rethorik und seinen Verweisen auf In: FLACSO (Hrsq,): Anuario Social 
auf gerade noch 75% des Niveaus den ,,Befreier" Bolivar genau die Ele- y Politico de America [atina y EI Caribe, 

unter der Reaieruna seines Voraän- mente. die klassischerweise als Caracas 1998 - < 

gers Caldera. ,,caudillismo" bezeichnet werden. ,,Soy el mismo de la boina roja y el fusil". 
Interview in EI Pais, 25. Oktober 1999 

Der venezolanische Politologe Eine durch persönlicher Autorität , Diaz, Rolando: Los diaz de 

Rolando Diaz zieht dann auch eher und Loyalitäten gekennzeichnete unveröffentlicht„ Manuskript, Caraca; 

eine Parallele zu Carlos Menem an- Herrschaftsform, die das politische 1998 
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spw: Welche Aufgaben hat das 
neue Institut, welche Forschungs- 
vorhaben sind geplant? 

W. Zellner: CORE versteht sich 
als ein politisch unabhängiges For- 
schungszentrum und will Grundla- 
genforschung zu verschiedenen 
Aspekten der OSZE-Entwicklung 
mit politiknahen Analysen aktueller 
Themenstellungen verbinden. Im 
Mittelpunkt steht dabei die Frage, 
wie das gewaltpräventive Potential 
der OSZE ausgebaut werden kann. 
Deswegen befasst sich unser erstes 
Projekt mit  der Wirksamkeit des 
Hohen Kommissars für nationale 
Minderheiten der OSZE, der neben 
den Langzeitmissionen das Präven- 
tionsinstrument per excellence der 
OSZE darstellt. Weitere Projekte be- 
handeln die Arbeit der verschiede- 
nen Vor-Ort-Aktivitäten der OSZE, 
die Angemessenheit und Wirksam- 
keit ihrer Demokratisierungsarbeit 
sowie die Zusammenarbeit der ver- 
schiedenen europäischen Sicher- 
heitsorganisationen bei Gewaltprä- 
vention und Konfliktregulierung. 
Neben der Forschungstätigkeit be- 
treibt CORE eine Reihe publizisti- 
scher Aktivitäten, die wichtigste 
davon ist die Herausgabe des 
,,OSZE-Jahrbuchs" in Deutsch, Eng- 
lisch und Russisch. Dies wird in ab- 
sehbarer Zeit durch eine Reihe 
,,Working Papers'' und einen Info- 
dienst ,,CORE News" ergänzt wer- 
den. Im Aufbau ist eine sog. ,,OSCE 

Leiter des Centre for OSCE Research (CORE) 

Depositary Library", die OSZE-Do- 
kumente und -Literatur vorrätig 
hält. Schließlich arbeiten wir auch 
am Ausbildungsgang des Auswärti- 
gen Amtes für künftige Mitglieder 
ziviler Missionen von OSZE und VN 
mit.  Überhaupt ist zu sagen, dass 
eine Reihe unserer Aktivitäten erst 
durch die Förderung des Auswärti- 
gen Amtes möglich geworden ist. 

Große Probleme in Südosteu- 
ropa und Russland 
spw: Wie beurteilen Sie heute, 
knapp ein Jahr nach dem Beginn 
des Kosovokrieges,' die Situation 
und die Perspektiven im Kosovo 
und auf dem Balkan? 

W. Zellner: Im Kosovo und ins- 
gesamt auf dem Balkan wird noch 
auf lange Sicht in unterschiedlichen 
Formen ein externer Stabilisie- 
rungsbeitrag notwendig sein. M i t  
ihren Missionen in Bosnien-Herze- 
gowina, im Kosovo, in Kroatien, 
Mazedonien und ihrer Präsenz in 
Albanien ist die OSZE in nahezu al- 
len Balkanstaaten mit einem sehr 
weiten Aufgabenspektrum vertre- 
ten, allein im Kosovo hat die Orga- 
nisation rund 1.400 Mitarbeiterln- 
nen eingesetzt. Aktuell geht es dar- 
um, die Arbeit dieser verschiede- 
nen Missionen in einer Strategie für 
Südosteuropa zusammenzufassen, 
ein erster Schritt in diese Richtung 
wurde auf dem Gipfeltreffen im 
November 1999 in  lstanbul getan. 
Mittelfristig ist auch nicht auszu- 
schließen, dass die OSZE im Kosovo 
von den VN Aufgaben übernehmen 
muss, etwa dann, wenn die Verein- 
ten Nationen in anderen Weltregio- 
nen vor neue Herausforderungen 
gestellt werden und von daher ihr 
Engagement in Europa reduzieren 
wollen oder müssen. 

spw: Wie beurteilen Sie die der- 
zeitige Situation in Russland und 
insbesondere den Krieg im Kauka- 
sus? 

W. Zellner: Russland befindet 
sich -wahrscheinlich noch am An- 
fang - äußerst schwieriger, lang- 
wieriger und von außen nur sehr 
begrenzt zu beeinflussender Trans- 
formationsprozesse von Wirtschaft 
(eine Art ,ursprüngliche Akkumula- 
tion'), Gesellschaft und staatlichen 
Strukturen. Das Ergebnis dessen ist 
bisher eine spezifische Mischung 
demokratischer und autoritärer 
Elemente, etwas, was wir im  poli- 
tikwissenschaftlichen Jargon etwas 
missverständlich als ,,defekte De- 
mokratien" bezeichnen. Die russi- 
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sche Kriegführung in Tschetscheni- 
en ist zu verurteilen, sie stellt eine 
massive Verletzung von Menschen- 
rechts- und anderen OSZE-Normen 
dar, die Russland mit unterschrie- 
ben hat. Nur: Viel, viel schwieriger 
als Russland zu kritisieren ist es, der 
Russischen Föderation einen kon- 
kreten Rat zu geben, wie sie sich im 
Kaukasus verhalten sollte. In der 
Sache musste hier der ,Westen' ge- 
nauso passen wie die OSZE. Nie- 
mand verfügt derzeit über eine um- 
setzbare Konfliktregulierungsstra- 
tegie für diese Region. Hier wäre 
zuallererst anzusetzen. Dabei wür- 
de der Versuch einer politischen 
Isolierung Russlands nichts nützen, 
sondern eher schaden. 

Aufgaben von EU und OSZE 
spw: Wie beurteilen Sie die Versu- 
che der EU, sich militärisch unab- 
hängiger von den USA zu machen? 
Inwieweit besteht die Gefahr einer 
Militarisierung der EU-Außen- und 
Sicherheitspolitik? 

W. Zellner: Nach wie vor gelten 
zwei schon fast banal zu nennende 
Erkenntnisse, die in den vergange- 
nen zehn Jahren sehr häufig dekla- 
miert worden sind, nach denen je- 
doch sehr viel weniger häufig ge- 
handelt worden ist: Erstens, die al- 
lermeisten Konflikte und Kriege im 
OSZE-Raum entstehen aus innen- 
politischen Gründen, und zwei- 
tens: Seit dem Ende der Ost-West- 
Konfrontation ist der Stellenwert 
des militärischen Faktors gesunken. 
Praktisch heißt das, dass die Chan- 
cen für zivile Gewaltprävention ge- 
stiegen sind. Gleichzeitig muss je- 
doch festgestellt werden, dass die- 
se Chancen bei weitem nicht hin- 
reichend genutzt werden und das 
entsprechende Instrumentarium 
auch nach zehn Jahren noch reich- 
lich unterentwickelt ist. Von daher 
sollte die in bestimmten Aspekten 
durchaus notwendige Aufgabe, die 
Militärpolitik der EU-Staaten zu in- 
tegrieren, danach beurteilt werden, 
inwieweit sie von der eigentlichen 
Kernaufgabe ablenkt, nämlich eine 
,,Kultur der Prävention" (Kofi An- 
nan) zu entwickeln und vor allem 
praktisch wirksam werden zu las- 
sen. Ganz sicher ist nicht jeder Kon- 
flikt - und schon gar nicht in höher 
eskalierten Phasen - mit  zivilen 
Mitteln zu verhüten. Der Hauptfeh- 
ler besteht aber bisher darin, dies 
gar nicht erst zu versuchen, oder 
zu spät oder mit  zu wenig Einsatz 
und Mitteln. SPW 
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4. Die Entrhythmisierung - also Störungen im Rhyth- 
mus unserer Lebensgewohnheiten kennen wir im Alltag als 
„Jet-lag," das uns tagelang mit einem durcheinanderge- 
kommenen Biorhythmus konfrontiert. Andere Beispiel sind 
Schichtdienste, die Nachtarbeit abverlangen, aber auch die 
alljährliche Eingewöhnung der Sommer- und Winterzeit, 
die nicht nur den Tieren in der Landwirtschaft Probleme 
bereitet. Viele Strömungen aus der Esoterik wirken der Ent- 
rhythmisierung bewusst entgegen. So werden bspw. unter 
Beachtung der Naturgesetze, die sich in Phänomenen wie 
Ebbe und Flut niederschlagen, auch Zimmerpflanzen ge- 
gossen, Haare geschnitten und Arztbesuche gelegt. Den 
hier geltend machenden Einfluss hat, laut Fachwelt, der 
Mond. 

Diese vier Zeitstrategien sind Ausdruck und Ursache für 
die Entkopplung der äußeren von der inneren Uhr des 
Menschen. Wir leben in einer Zeit, in der alles schnell ge- 
hen muss. Es stellt sich die Frage, wie wir in unserer wohl- 
habenden und an Überfluss berstenden Gesellschaft so 
süchtig nach Effizienz und Perfektionismus und dabei so 
ungeheuer arm an Zeit werden konnten. 

Gehören Effizienz und Zeitarmut zusammen? 
Der ewige Run auf die Geschwindigkeit, immer schneller 
zu werden, immer effektiver zu arbeiten und sich dabei 
immer weniger zu bewegen, ist hinlänglich bekannt. Auch 
die Regenerationszeiten sind nicht nur verkürzt, sondern 
beschleunigt. Dauerte früher die Kur für den gestressten 
Parteifunktionär noch sechs Wochen, so reichen heute laut 

noch besser erledigen wollen, dann frisst die Umsetzung 
unsere Zeitreserven auf. Bei den knappen Auszeiten, wie 
Wochenenden und Urlaub, ist der Wechsel vom taktierten 
Alltag eine akute Belastung des Körpers und der Psyche, so 
dass auch in diesen Zeiten vorsorglich Beschäftigung ge- 
bucht wird. Ein Grund, weshalb sich die Freizeitindustrie 
zum boomenden Geschäft mit dem Zeitpart der Regenera- 
tion entwickelt hat. Sie soll uns vor dem Nichtstun schüt- 
zen, denn nichts zu tun impliziert offensichtlich Wert- und 
Sinnlosigkeit. 

Zeitdiebe haben sich als Freunde getarnt 
Wenn wir davon ausgehen, dass Arbeit und Pause wie in 
der Musik in einem ausgewogenen Verhältnis zueinander 
stehen, stoßen wir im Alltag immer wieder auf Zeitdiebe. 
Als Zeitdiebe bezeichnen wir jene Tätigkeiten und Men- 
schen, die viel vom kostbaren Gut verbrauchen, ohne uns 
einen Gegenwert zu vermitteln. Allen voran steht das Fern- 
sehen, gefolgt vom Computer und seinen Tücken, dann 
kommt das Auto und der Stau und dann später, viel später 
kommen wir in den Bereich, indem sich Menschen gegen- 
seitig durch endlose Sitzungen und Diskussionen um Nich- 
tigkeiten die Zeit stehlen. 

Michael Ende, in dessen Erfolgsroman ,,Memo" die 
Zeitdiebe als ,,graue Männer" personifiziert sind, schreibt: 
,,Aber die Zeit ist Leben und 
das Leben wohnt im Herzen ES stellt sich die Fraae, wie wir in unse- 
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und je mehr Menschen daran 
sparten, desto weniger hatten rer wohlhabenden und an Überfluss 

Krankenkasse zweieinhalb Wochen völlig aus! Einen Zuge- sie." Unsere Bereitschaft, Herr berstenden Gesellschaft so süchtiq - 
winn an Lebensqualität können wir bei steigender Effekti- und Frau Wichtig zu spielen, 
vität nicht automatisch verzeichnen. Heinrich BöII hat dies treibt bisweilen tödliche BIü- nach Effizienz und Perfektionismus 

in einer eindrücklichen (hier nacherzählten) Geschichte be- 
schrieben: 

Ein Mann liegt in der Sonne, erholt sich vom Fischen 
und hat nicht allzu viel im Netz. Gerade soviel, dass seine 
Familie davon eine Mahlzeit bekommt und der Katze ge- 
nug zum Überleben bleibt. Die Netze sind geflickt und das 
Boot ist gereinigt. Ein Schläfchen ist angesagt. Da kommt 
ein deutscher Urlauber dahergelaufen. 

„Sie sind sicher der Fischer. Wissen sie, ich glaube Sie 
könnten ein wunderbares Leben haben." Sie müssten jetzt 
weiter fischen, auch wenn sie vermutlich wenig fangen. 
Dann sollten sie am Nachmittag und am Abend noch ein- 
mal rausfahren. Bald können sie sich einige Knechte an- 
heuern, die ihnen helfen. Sie werden viele Fische fangen 
und verkaufen können. Von dem Geld kaufen Sie sich neue 
Boote und können sich ein tolles Haus am See bauen." 
,,Aber warum sollte ich das machen", fragte der Fischer. 
Unserem Westeuropäer tritt angesichts dieser Frage der 
Schweiß auf die Stirn. „Ja, dann könnten Sie auf der Terras- 
se Ihres neuen Hauses in der Sonne liegen und auf den See 
gucken!". Daraufhin der Fischer: ,,Lieber Freund, das tue 
ich doch jetzt schon!" 

Wir haben immer weniger Zeit und damit einherge- 
hend immer weniger Kontakt zu anderen Menschen, ge- 
schweige denn Zeit zum Faulenzen, Nachdenken und Re- 
generieren. In meinen Zeitmanagementseminaren wird ein 
,,regelmäßiger Termin mit  sich selbst" als ausgesprochen 
schwierig befunden. Zwar denken wir im Zeitalter der Mo- 
derne, über Raum und Zeit verfügen zu können, doch 
scheitern wir oft an der Schwelle der Langsamkeit. Das 
Licht auf den Straßen, in den Geschäften bleibt über Nacht 
an, Maschinen laufen ohne Pause ebenso wie Kraftwerke 
und Krankenhäuser. Offensichtlich gehören Effizienz und 
Zeitarmut zusammen. Wenn wir immer alles schneller und 

ten. Nehmen wir den enga- und dabei so ungeheuer arm an Zeit 
gierten und erfolgreichen 
Kommunalpolitiker Herrn Dr. 

werden konnten. 

Schnell. Vor zwei Jahren hatte 
er den richtigen Riecher. Eine kurze, aber prägnante Rede 
und ein guter Draht zum Volk ermöglichten ihm, in kür- 
zester Zeit ein beeindruckendes Wahlergebnis zu erzielen. 
Eine angenehme Arbeitskultur mit einer ungeheuren 
Schnelligkeit machten ihn bekannt, beliebt und erfolg- 
reich. Urlaub hat er in vier Jahren nicht gemacht. Die letz- 
ten Termine am Tag liegen eine Stunde vor Mitternacht 
und morgens steht ist er vor dem Aufstehen unterwegs in 
Sachen Partei. Alte Freunde haben ihn lange nicht mehr 
gesehen, die langjährige Freundin hat sich getrennt. Er 
verlangt sich in hoher Selbstdisziplin immer mehr ab. Sein 
Time-Planer gibt ihm Struktur und seine Sekretärin und 
Assistentinnen arbeiten ohne Ende. Dann auf einmal 
bleibt die Zeit für ihn stehen. Er erwacht im Krankenwa- 
gen. Zu diesem Zeitpunkt hat er seinen körperlichen Tief- 
punkt schon überlebt - der psychische hält noch Wochen 
an. In dieser Zeit muss er schmerzlich lernen, wie schnell 
er ersetzbar ist und dass, wenn auch alles anders und viel- 
leicht sogar schlechter läuft, die Zeit unbeirrt weitergeht. 
Er hat den Wettlauf verloren. 

Dennoch war sein Pensum innerhalb eines Tages nicht 
zu schaffen. Er bräuchte mindestens noch vier Stunden 
zusätzlich und weniger als vier Stunden Schlaf haben ihm 
das Aus beschert. - Übrigens hat die durchschnittliche 
Schlafdauer in den letzen 100 Jahren um 20% abgenom- 
men. - 

Die Weisheit vom besseren Umgang mit der Zeit 
Damit es nun nicht allen ergeht wie Kommunalpolitiker 
Schnell, wenden sich gerade politisch tätige Menschen 
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Foto Christian Kiel (Berlin) 
#---H- diese Versuche eher dazu, sich der Zeit als ,,Macht der 

Verganglichkeit" zu unterwerfen Im Gegenzug gab es 
seit der Erfindung der Turmuhr unzahlige Versuche, die 

%+3 Zeit als Waffe einzusetzen In den meisten Fallen hat die ;I C I .  Zeit - mit ihrer positiven Eigenschaft der Unbestechlich- 

abzustimmen, gelingt uns nur bei strenger Gewohnheit, 
so dass die Verlässlichkeit unseres Zeitgefühls trotz der 
Vielzahl unserer Chronometer beschränkt bleibt. Wer auf 
das ersehnte Treffen mit dem oder der Liebsten wartet 
oder im Wartezimmer der Arztpraxis seinem Befund ent- 

gegensieht, bei dem versagt 
oft das Zeitgefühl. Wir erleben 

Erst durch eine Uhr wird Zeit zur ob- zeit situationsabhängig und 

jektiven Größe stilisiert und völlig ver- ausgesprochen subjektiv und 
in den beschriebenen Situatio- 

kannt, dass unser Handeln, wie auch nen unerträglich lang, Hin. 

unser emotionales Erleben anderen gegen sich das Erleben im 
Wartezimmer sofort verän- 

Rhythmen folgt. dert, wenn man ein spannen- 
des Buch dabei hat oder einen 

alten Bekannten trifft. Erst durch eine Uhr wird Zeit zur 
objektiven Größe stilisiert und völlig verkannt, dass unser 
Handeln, wie auch unser emotionales Erleben anderen 
Rhythmen folgt. 

Die hieraus erwachsenen Widerstände gegen die 
Vergänglichkeit, die Uhren symbolisieren, sind vielfältig: 
Ein märchenhafter Befreiungsschlag menschlichen Han- 
delns von der Zeit ist der Versuch, sich dem ewigen 
Jungbrunnen zu verschreiben. Menschen lassen sich zu 
Lebzeiten einfrieren, um nach 100 Dornröschen-Jahren 
wieder zum Leben erweckt zu werden. Leider führen 

keit - über Zorn, Liebeskummer, Trennungsschmerz und 
den Verlust der goldenen Kugel am Brunnen sowohl lei- 
se als auch triumphierend gesiegt. ,,Denn selbst eine ste- 
hengebliebene Uhr zeigt noch zweimal am Tag die Zeit 
an", sagt Alfred Polgar, ,,es komme nur darauf an, wann 
man hinschaut." 

Das Dilemma unserer Zeit-Strategien 
Um effizient zu arbeiten, müssen wir unsere Zeit strukturie- 
ren. Karlheinz Geißler hat dazu ,,vier Zeitstrategien" be- 
nannt. Sie beschreiben je'eine Umgangsform mit der vor- 
handenen Zeit und stellen gleichzeitig Überzeugungen 
dar, die sich im Umgang mit Zeit und Menschen widerspie- 
geln. 

1. Nachdem unsere Datenübertragung die schnell- 
ste Form der Beschleunigung erreicht hat, die der Lichtge- 
schwindigkeit, können wir nichts mehr beschleunigen. 
Mit der Beschleunigung, sagt Geißler, sind wir zum ersten 
Mal an ein wirkliches Ende gekommen. Als praktisches 
Beispiel sei hier die Entwicklung der Beschleunigung im 
Verhältnis zur Zeitersparnis auf der Bahnlinie Hamburg- 
Berlin genannt: Der ,,Fliegende Holländer" hatte 1930 
eine Fahrzeit von 194 Minuten (3,14 Stunden) bei einer 
durchschnittlichen Reisegeschwindigkeit von 91 km/h. 
Genau 55 Jahre später, also 1995 betrug die Fahrzeit nur 
noch 2,59 Stunden. Das entspricht einer Beschleunigung 
von 91 kmlh auf 99 kmlh und einer Zeitersparnis von 15 
Minuten. 

Im Jahre 1999 reduzierte sich die Fahrzeit auf 2,22 
Stunden bei einem Tempo von 125 kmlh. Mit  einem un- 
geheuren Energie-, Kosten- und Ressourcenaufwand 
bräuchte der Transrapid nur noch eine Stunde. Das ent- 
spricht einer Beschleunigung um 175 kmlh mit einer ver- 
qleichsweise niedriqen Zeitersparnis von nur 82 Minuten 
(1,22 Stunden) Der Realisierungsaufwand würde laut 
Deutscher Bahn AG über mehrere Jahre 5 Mio. DM pro 
Tag kosten und somit den Potsdamer Platz als Deutsch- 
land größtes und teuerstes Bauvorhaben noch in den 
Schatten stellen. 

Fazit: Die Zeitersparnis wächst nicht proportional zur 
Beschleunigung und ist mit einem sehr hohen Aufwand 
(materiellen wie immateriellen) verbunden! 

2. Die Vertaktung bedeutet, den eigenen Arbeits- 
rhythmus dem der Maschine anzupassen, schneller in den 
Ergebnissen zu werden und sich gegen menschelnde Aus- 
fälle abzusichern. So überlegte die Firmenleitung eines auf- 
steigenden mittelständischen Unternehmens, Roboter zu 
kaufen und die Frauen zu entlassen, weil Roboter zuverläs- 
siger, schneller und störungsfreier am Fließband arbeiten 
als die alteingesessenen und erfahrenen Frauen. 

3. Die Zeitkontrolle ist hinsichtlich des Einflusses von 
Uhren schon angeschnitten worden. Eine andere Form der 
Zeitkontrolle ist die Stechuhr. Sie schafft Objektivität über 
die Anwesenheitszeit, erfasst Arbeitsunterbrechungen so- 
wie die Gesamtarbeitszeit für den Monat und das Jahr. In- 
teressanterweise ist die Kritik an dieser Arbeitszeiterfassung 
sehr schnell nach deren Einführung aufgeflammt. Kern der 
Diskussion bestand darin, zu behaupten, dass Anwesen- 
heit nicht gleich Produktivität bedeutet und somit das Kri- 
terium der ,,genutzten Zeit" nicht ausreichend berücksich- 
tigt ist. 

an muss nicht vom Millenniums-Fieber ergriffen 
sein, um festzustellen, dass die Zeiten sich än- 
dern. Auch wenn nach unserer Zeitrechnung 

das 21. Jahrhundert erst am 1.  Januar 2001 beginnt, so er- 
scheint uns das 20. Jahrhundert bereits als Vergangenheit. 
Dieses Jahrhundert war wie kein anderes durch den Um- 
gang mit der Zeit geprägt. Der Faktor Zeit spielte eine 
Hauptrolle bei der Entwicklung von Wirtschaft und Ar- 
beitsleben, bei der Entstehung von Philosophie und Politik 
sowie bei der Ausprägung von individuellen Lebensent- 
würfen. ,,Beschleunigung" hieß das Zauberwort des 20. 
Jahrhunderts: die industrielle Entwicklung war ohne be- 
ständige Zeiteinsparung im Produktionsprozess nicht 
denkbar, räumliche Distanzen wurden immer schneller 
überwunden, Kommunikation wurde von Raum und Zeit 
gänzlich entkoppelt. Im privaten Raum wurde der Satz ,,Ich 
habe keine Zeit." zur vermeintlichen Garantie für ein aus- 
gefülltes und selbstbestimmtes Leben - die Zeit war kom- 
plett verplant. Genügend Zeit hatten nur Kinder, Rentner 
oder Arbeitslose ... 

Die Beschleunigung erreichte ihren Gipfel in der Ent- 
koppelung der allgemeinen Zeitplanung von der „inneren 
Uhr" des Menschen, ohne die Massenproduktion und 
Massenkonsum nicht möglich waren. Maschinenlaufzeiten 
sind heute unabhängig vom Biorhythmus ihrer Bedienerln- 
nen, in vielen Teilen der Welt ist Konsum zu jeder Tages- 
und Nachtzeit möglich und die Berieselung durch Radio, 
Fernsehen und lnternet hat keine Sperrstunde. Moderne 
Kommunikation und ein neuer Dienstleistungsbegriff ha- 
ben dafür gesorgt, dass im ausgehenden 20. Jahrhundert 
kein Wunsch offen blieb. Wenn die ,,innere Uhr" eigentlich 
Nachtruhe anzeigte und man trotzdem auf der Suche nach 
der billigsten Flugreise, dem schönsten Geschenk oder der 
besten Seminararbeit war, wurde man nicht enttäuscht. 
Alles war lieferbar - schnell, preiswert und flexibel. 

Arbeitszeit ist nur ein Teilsystem des Komplexes 
,,Zeitu 
Die gewerkschaftliche und sozialdemokratische Debatte 
hat das Thema Zeit vor allem unter dem Blickwinkel der 
Arbeitszeiten definiert. Hermann Groß und Eva Munz so- 
wie Rainer Dollase ~räsentieren in diesem Heft interessan- 
te ~orschun~ser~ebnisse zum Thema: Während die neue 
Arbeitzeitbefragung des Kölner ISO-Instituts wenig überra- 
schendes bietet - die meisten Arbeitnehmerlnnen wün- 
schen kürzere Arbeitszeiten, weniger Überstunden und 
mehr Zeitsouveränität - entlarvt Dollase den Mythos vom 
allseits flexiblen Arbeitsmenschen. Die von ihm befragten 
Studierenden wünschten in der großen Mehrheit starre 
Unizeiten, die ihnen tägliche, kompakte Freizeitblöcke so- 
wie ein freies Wochenende ermöglichten. Diese Arbeits- 
zeitwünsche stehen freilich im Widers~ruch zu dem 
Wunsch nach freier Wahl der Seminarveranstaltungen und 
Vorlesungen. Feste Unizeiten würden somit entweder zu- 
größerer Verschulung des Studienalltags oder zu weniger 
Auswahlmöglichkeiten führen. Zur Zeit scheinen die Stu- 
dierenden ihre reichlich ,,zerfledderten" Stundenpläne zu- 
gunsten ihres Lieblingsseminars in Kauf zu nehmen .... 

In der Politik spielte das Thema ,,Zeitu vor allem in wirt- 
schaftlichen Zusammenhängen eine Rolle. Die Tarifpartner 
verhandeln über Arbeits- und Maschinenlaufzeiten, der 
Gesetzgeber regelt die Ladenöffnungszeiten, die kommu- 
nale Selbstverwaltung entscheidet über die Öffnungszeiten 
von Behörden und Betreuungseinrichtungen. In den letz- 
ten Jahrzehnten ist eine sehr unterschiedliche Entwicklung 
von Zeitsystemen zu beobachten. Dabei wird in der gesell- 

schaftlichen Diskussion vernachlässigt, dass die Teilsysteme 
untereinander starke Wechselwirkungen verursachen. 

lnterdepedenz verschiedener Zeitströme 
Ein Beispiel: Während die allgemeine Arbeitszeit sich im- 
mer weiter verkürzte, weitete sich die Gesamtarbeitszeit 
der Frauen spätestens seit den 70er Jahren stetig aus. Die- 
se Auseinanderentwicklung 
der Zeitströme barg gesell- ,,Beschleunigung" hieß das Zauber- 
schaftliches Konfliktpotenzial: 
Frauen bestanden auf der Wort des 20. Jahrhunderts: die indu- 
gleichberechtigten Verteilung strielle Entwicklung war ohne bestän- 
der Haus- und Familienarbeit, 
die dur;h die Angleichung der dige Zeiteinsparung im Produktions- 
~rwerbsarbeitszeiten möglich Prozess nicht denkbar 
und zugleich notwendig wur- 
de. Andererseits kollidierte die Ausweitung der Arbeitszei- 
ten von Frauen mit den weiterhin starren Öffnungszeiten 
von Kaufhäusern, Kindergärten und anderen öffentlichen 
Einrichtungen. Sabine lssa stellt das Modellprojekt ,,Zeiten 
der Stadt" vor, in dem das Hamburger Senatsamt für 
Gleichstellung kommunale Zeitströme und Zeitwünsche 
von Frauen verglichen hat. Ein Ergebnis war, dass (zur Zeit 
des alten Ladenschlussgesetzes) fast alle befragten berufs- 
tätigen Mütter die Ausweitung der Ladenöffnungszeiten 
bis 20.00 Uhr an Wochentagen und am Samstagnachmit- 
tag wünschten. 

Es ist sehr fraglich, ob Frauen auch die Ausweitung der 
Ladenöffnungszeiten z.B. am Sonntag befürworten wür- 
den. Denn auch diese Zeitentwicklung hätte wiederum 
Auswirkungen auf andere Zeitsysteme: Zunächst würde sie 
eine unfreiwillige Ausweitung der Arbeitszeiten von Ver- 
käuferlnnen, Bediensteten von Verkehrsbetrieben und an- 
deren bedeuten - das Ende des arbeitsfreien Sonntages 
wäre eingeläutet. Dies wäre ein enormer Eingriff in die pri- 

* Barbara Konig, Jugendbildungsreferentin des Juso-Landesverbandes NRW, M~tgl ied der spw- 
Redaktion, lebt in Bonn. 
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vate Zeitplanung vieler Familien und anderer Beziehungs- 
geflechte, gemeinsame Freizeit oder soziale Aktivität wür- 
de unmöglich gemacht. 

Offenbar macht es also keinen Sinn, sich auf eine Art 
Zeit zu konzentrieren, z.B. die'Arbeitszeit, ohne andere 
Zeit-Arten zu berücksichtigen. Den Rahmen für die Ausprä- 

gung selbstbestimmter Le- 

~ ~ ~ ~ ä ~ h l i ~ h  sind F~~~~~ bei der verein- bensentwürfe und der Befriedi- 
gung menschlicher Bedürfnisse 

barung verschiedenster Lebensberei- kann man nur dann wtzen, 

ehe eher auf die Harmonisierung von wenn man alle Zeitströme glei- 
chermaßen in den Blick nimmt 

Zeitströmen angewiesen als Männer. und ,ine größtmögliche Har. 
monisierung anstrebt. Hier gibt 

es auch für die Politik noch viel zu tun. 
Innere und äußere Zeit müssen wieder zusammenge- 

bracht werden 
Der augenfälligste Widerspruch bei der Betrachtung 

von Zeitströmen scheint jedoch bei der Berücksichtigung 
der ,,inneren Uhr" aufzutreten. Karlheinz Geissler be- 
schreibt, wie sich seit dem Mittelalter die zunächst gottge- 
gebene Zeit den ökonomischen Entwicklungen anpasste. 
Jahrhundertelang konnten Menschen Zeit überhaupt nur 
nach ihrer ,,inneren Uhr" und den Naturzeiten messen: 
Ackerbau und Viehzucht waren von den Jahreszeiten und 
dem Wechsel von Tag und Nacht abhängig, die Stunden 
wurden nur von den Gebetsglocken der Kirchen gezählt. 
Im Mittelalter entwickelte das städtische Handwerk eigene 
Formen der Zeitmessung: die Marktglocke läutete den 
Markttag ein, die Ratsglocke rief die Ratsherren zur Ver- 
sammlung und die Zinsglocke kündigte Bankgeschäfte an. 
Erst mit der Erfindung der mechanischen Zahnraduhr wur- 
de der Streit zwischen kirchlicher und weltlicher Zeit ent- 
schieden: Die ökonomischen Strukturen in den Städten er- 
hoben sich zu den Herren über die Zeit. 

Geissler stellt zu Recht die Frage, inwieweit die Zeit- 
souveränität vor allem im 20. Jahrhundert den Händen 
der Menschen entglitt. Im Zeitalter von Stechuhren, Digi- 

Die Uhr geht mit der Zeit 
von Karlheinz A. Geißler* 

,,Früh um 6 Uhr habe ich schon 24 Stunden Verspätung" 
(B. Brecht) 

W ir sind zu Hochgeschwindigkeitsmenschen ge- 
worden. Wir kommunizieren mit Lichtge- 

schwindigkeit, hetzen durch den Alltag und 
entschuldigen uns dafür mit der Formel: „Tut mir leid, kei- 
ne Zeit!" 

,,Zeit", überall wo man hinschaut findet man sie. Und 
trotzdem, wir suchen sie unentwegt. Wir haben keine Zeit, 
nehmen sie uns aber immer öfters und immer länger, um 

* Karlheinz A. Geißler ist Professor für Wirtschafts- und Sozialpadagogik an der Universität der 
Bundeswehr in München, Gastprofessuren u.a. in Bremen U. Innsbruck. 
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taluhren und Teilchenbeschleunigern, die Millionstel Se- 
kunden messen können, erscheint uns das Hören der „in- 
neren Uhr" unmodern. Kaum jemand nimmt die Bedürf- 
nisse des Körpers nach genügend Schlaf und Reprodukti- 
on zur Kenntnis. Es ist wissenschaftlich erwiesen, dass un- 
terschiedliche Schlaf-Wach-Typen existieren und sich nur 
mit  größter Mühe verändern lassen. Die Frühaufsteherin 
wird bei Abendsitzungen weniger leistungsfähig sein als 
der ,,Morgenmuffel", der wiederum beim morgendlichen 
Meeting nur die nächste Tasse Kaffee im Kopf hat. Gleit- 
zeiten und individuelle Pausenregelungen sind ein wichti- 
ger Schritt hin zur (Wieder)Entdeckung der ,,inneren 
Uhr". 

Trotzdem existiert vor allem unter hochmotivierten und 
gut ausgebildeten Arbeitnehmerlnnen unbeirrt der My- 
thos, dass man 12 und mehr Stunden am Tag gleicherma- 
ßen leistungsfähig sein kann, wenn man sich nur brav 
selbst organisiert und diszipliniert. Derldie ,,neue Arbeit- 
nehmerln" ist für die persönliche Beschleunigung heute 
selbst verantwortlich. Fleißig werden Belegschaften in Se- 
minare für Selbstorganisation und Zeitmanagement ge- 
schickt und Time-Systems und Palm-Pilots beworben. Der 
Zeitmanagement-Trainer Mario Sander berichtet, dass oft 
genug intelligentes Zeitmanagement zur Erledigung von 
zusätzlicher Bürotätigkeit anstatt zu mehr persönlicher frei- 
er Zeit führt. Die gewerkschaftliche und feministische De- 
batte zur Arbeitszeitverkürzung und Abschaffung von 
Mehrarbeit stößt hier auf ihre Grenzen. 

Auffällig ist dennoch, dass man bei der Beschäftigung 
mit dem Thema ,,Zeitr' allerorten auf Frauen stößt. Tatsäch- 
lich sind Frauen bei der Vereinbarung verschiedenster Le- 
bensbereiche eher auf die Harmonisierung von Zeitströ- 
men angewiesen als Männer. Es bleibt zu hoffen, dass sie 
ihre oft nur privaten Diskussionen in Betriebe und Einzel- 
handelsgeschäfte, in Banken und Kindergärten, in Rathäu- 
ser und Parlamente tragen - und dass die Zeitpolitik ihr bis- 
lang exotisches Dasein beendet und zur neuen Quer- 
schnittsaufgabe wird, die uns alle betrifft! SPW 

über den Zeitdruck zu klagen, zu reden oder ihn mit Hilfe 
von Ratgebern und Zeitmanagementseminaren zu be- 
kämpfen. So gesehen ist es eine gute Zeit für das Thema 
Zeit. Mit den Zeiten haben sich die Zeiten verändert und sie 
werden dies in der Zukunft wieder tun. 

Will man die Entwicklung unseres Zeitverständnisses 
auf eine Kurzformel bringen, so stellt sie sich folgenderma- 
ßen dar: 

Zuerst fanden wir die Zeit in der Natur und am gestirn- 
ten Himmel über uns, dann in den Uhren und bei den 
Glocken und heute entdecken wir sie in Zeitplansystemen, 
Zeitvorträgen und Zeitsymposien und nicht zuletzt auch in 
Artikeln und Büchern über Zeit. 

Die historische Veränderung des Zeitbewussteins 
Die Vormoderne, das war die Zeit vor der Renaissance, war 
durch die enge Verbindung des gesamten Lebens - auch 
des Arbeitslebens - mit den Dynamiken des Kosmos und 
der Natur charakterisiert. Alles hatte damals seine Zeit: Die 
zyklischen Wiederholungen der Natur, der Wechsel der 
Gestirne, Regenzeiten und Trockenzeiten, der Umlauf der 
Erde um die Sonne, der Rhythmus des tierischen und 
pflanzlichen Wachstums prägten das Leben, also das Ar- 
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drei Punkte)? Und auch die Familien werden unter einer 
weiteren Flexibilisierung zu leiden haben. Diese Nachteile 
müssen wir auch mit den Einkommen in diesem Bereich in 
Verbindung bringen. Denn die Löhne sind ausgesprochen 
niedrig. Wer mit 2000 DM im Monat nach Hause geht, hat 
schon Glück gehabt. 

So zeigt sich einmal mehr die soziale Kälte der angeb- 
lich ach so modernen Liberalisierer. Und es zeigen sich un- 
terschiedliche Vorstellungen von gesellschaftlicher Kultur. 
Wir sagen, dass die Gesellschaft nicht ausschließlich wirt- 
schaftlichen Zwängen und dem Gewinnstreben unterwor- 
fen werden darf. Darin sind wir uns einig mit den Kirchen 
und den Gewerkschaften. Für uns heiligt nicht die Gewin- 
nerwartung fast jedes Mittel! 

Fakten und Gutachten 
Damit komme ich zum dritten Punkt. Es ist nicht redlich, 
die Aufhebung des Ladenschlusses mit erwarteten höhe- 
ren Gewinnen und neuen Arbeitsplätzen zu begründen. 
Schon 1989 und 1996 lagen diese Argumente voll dane- 
ben. Es wurde erklärt, dass durch Iängere Ladenöffnungs- 
zeiten mehr Kaufkraft mobilisiert würde. Ifo sprach 19951 
96 von einem ,,zusätzlichen Marktpotential" in einer Grö- 
ßenordnung von 20 Milliarden DM - tatsächlich ist der 
Umsatz seit 1994 real um 1,7 Prozent gesunken. Beson- 
ders grotesk war diese Argumentation auch, weil die Re- 
gierung, die den Ladenschluss geändert hat, es gleichzeitig 
zu verantworten hatte, dass die Kaufkraft der Arbeitneh- 
merinnen und Arbeitnehmer über viele Jahre hinweg ge- 
sunken ist - zum Leidwesen des Einzelhandels. Öffnen al- 
lein genügt also nicht. 

Wie falsch die Argumentation war und ist, belegen die 
Anfang Oktober 1999 veröffentlichten Gutachten der Sozi- 
alforschungsstelle Dortmund (sfs) und des ifo-Institutes 
München. Letzteres spielt übrigens in dieser Debatte eine 
überaus fragwürdige Rolle, denn obwohl alle Prognosen 
des Institutes sich als falsch erwiesen haben, tritt es völlig 
unbeeindruckt von den selbst zu Tage geförderten Fakten 
unverdrossen für die Freigabe der Öffnungszeiten ein. Die 
Gutachten beweisen, dass auch das zweite Argument, 
nämlich dass durch Iängere Ladenöffnungszeiten Arbeits- 

,,...gebraucht die Zeit, sie geht von hinnen, doch Ordnung 
lehrt euch Zeit gewinnen!" 
(J.W.Goethe, Faust) 

plätze geschaffen würden, völlig falsch ist. Das genaue Ge- 
genteil ist eingetreten. Im Untersuchungszeitraum sind 
Zehntausende Arbeitsplätze (sechs Prozent) im Einzelhan- 
del abgebaut worden. Und: Vollzeitarbeitsplätze nehmen 
mehr und mehr ab, bereits ein 
Viertel arbeitet bereits in ge- ES spricht für soziale Arroganz, dass 
ringfügigen Beschäftigungsver- 
hältnissen. die Gruppe der Betroffenen aus den 

Hinzu kommen Fra- Überlegungen, die Öffnungszeiten zu 
gen, auf die die Anhänger der 
Freigabe der öffnungszeiten liberalisieren, vollkommen ausgeblen- 
Antworten geben müssen: det sind. 

Wird es zu noch mehr Kon- 
zentration von Großunternehmen kommen? 

Verlagern sich mehr Betriebe aus den Stadtzentren ins 
Umland? 

Findet eine Konzentration in den Stadtzentren statt? 
Leidet das Angebot in kleineren Stadtteilen? 
Entsprechende Trends sind bereits absehbar. Denn von 

der Gesetzesänderung 1996 haben einzig und allein Groß- 
unternehmen profitiert, die große Verkaufsflächen mit ge- 
ringer Personalbesetzung aufweisen. Diese Entwicklung 
stellt eine ernste Gefahr für unserer Städte, aber auch für 
unsere gesellschaftliche Kultur dar, wenn Einkaufen eines 
Tages nur noch auf der grünen Wiese stattfindet und die 
noch lebendigen innerstädtischen Einkaufsgebiete verödet 
sind. Der Verdrängungswettbewerb gegen die kleineren 
und mittleren Fachgeschäfte ist bereits in vollem Gange. 

Die Bundesregierung hat eine vernünftige Vorgehens- 
weise vorgeschlagen, die wir unterstützen. Denn wir sehen 
im Moment keinen akuten Handlungsbedarf. Wir werden 
zunächst im Detail die vorgelegten Gutachten prüfen und 
dann das Gespräch mit allen Betroffenen -aus dem Han- 
del, den Gewerkschaften, den Kirchen oder den Familien- 
verbänden - suchen. Danach werden wir prüfen, inwieweit 
eine Änderung des Ladenschlussgesetzes mit dem weite- 
ren Bestand sozialer Schutzgesetze in Einklang zu bringen 
ist. Wir sind grundsätzlich der Überzeugung, dass Sozial- 
gesetzgebung auf diese Schutzfunktion, auf ihre Akzep- 
tanz und dann auch auf ihren ökonomischen Nutzen hin 
geprüft werden muss. SPW 

Arm an Zeit und reich 
an Uhren 

Grenzen des Zeitmanagements 

von Mario Sander* 
W ie sehr wir uns auch beeilen, wir werden die 

vergangene Zeit nicht einholen. Wir kön- 
nen die Zeit managen, um effizienter zu arbei- 

ten, mehr Aufgaben zu übernehmen oder mehr Freizeit zu 
haben. Doch die Entscheidung, ob wir mit den Ergebnis- 
sen der Zeiteinteilung unseres Tagwerkes zufrieden sind, 
hängt neben den Zeitmanagementstrategien wesentlich 
von unserer Grundhaltung gegenüber der Zeit ab. Ob Zeit Es gibt fast keinen Raum mehr, der ohne Uhr ist; 
für uns ein kostbares und allzu knappes Gut, oder ausrei- schon gar kein technisches Gerät ist ohne dieses Wunder- 
chend vorhanden ist, hat einen wesentlichen Einfluss auf werk, zu dem die Alten ,,Chronometer" sagten, ausge- 
unsere Lebensqualität. Und diese bestimmt sich nicht allein stattet. Dazu trägt jede und jeder noch eine am Handge- 
durch die quantitative Bewältigung anstehender Aufga- lenk. Die innere und die äußere Uhr sicher aufeinander 
ben. 

Unsere Uhren bestimmen uns die Zeit ... 
Haben Sie schon einmal die Uhren in Ihrer Wohnung ge- 
zählt? 

* Mario Sander, Managementtrainer und Organisationsberater, Geschäftsführer der 
Sander-Consulting 
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al- und des Europäischen Regionalfonds grundfinanziert. 
Zunächst waren Universitäten in den Städten Hamburg, 
Mailand und Paris und beteiligt. Seit Sommer 1998 wer- 
den außerdem Studienmöglichkeiten in Irland und Spanien 
angeboten. 

Und last but not least wurde ,,Zeiten der Stadt" auch 
als Projekt in die Kommunale Agenda 21 Hamburg aufge- 
nommen. 

Das Gesamtprojekt wird Mitte 2000 ausgewertet und 
umfangreich dokumentiert. Es wird hoffentlich nicht nur in 
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den Kooperationsstädten Hannover und Bremen Nachah- 
mung finden. SPW 
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mie-und ihreökologischen Folgen, in: Held, M. U. Geißler, K.(Hg.): 
Okologie der Zeit, Stuttgart 1993, S. 1 1 1 - 120. 
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Öffnen allein genügt nicht 
Zur neuerlichen Debatte uber den Ladenschluss 

von Konrad Gllges* 

E s ist wieder einmal so weit. Mit großer Hingabe wird 
seit Monaten über die Zukunft des Ladenschlusses 
diskutiert. Dabei ist es zum Beispiel in Berlin zu beina- 

he irrwitzigen Situationen gekommen, denn jedes Wo- 
chenende wird ein neuer Vorwand, ein Brunnen-Fest oder 
ähnliches, organisiert, um Öffnungen an Samstag oder 
Sonntag zu rechtfertigen. inzwischen sprechen sich auch 
Teile der Grünen (so auf dem Landesparteitag der Berliner 
Grünen Mitte Dezember) und der SPD für eine großzügige- 
re Freigabe der Öffnungszeiten aus. 

Die Inhalte der aktuellen Debatte entsprechen dabei 
denen aus dem Jahre 1996, als zuletzt das Ladenschluss- 
gesetz geändert wurde, bis ins Detail. Die SPD-Bundestags- 
fraktion hat damals die Änderung für falsch gehalten. Die 

von uns angemeldeten Zweifel 
Seit jeher ist es der Grundgedanke des hinsichtlich Umsatz- und Be- 

Ladenschlusses, Arbeitnehmerinnen schäftigungsentwicklung ha- 
ben sich bestätigt. Das belegen 

und Arbeitnehmer vor unbilliger AUS- die 1996 versprochenen 

beutung zu schützen und zu verhin- achten zu den Auswirkungen 
der Änderung, die jetzt vorlie- 

dem, dass sie zur Verfügungsmasse gen, eindrucksvoll, ( ~ ~ 1 .  spw 6, 

der Arbeitgeber und Besitzenden wer- '99, s 24-26 Anm. d r ~ e d )  
Die Diskussionen der letz- 

den. ten Monate zeigen aber zu- 
gleich, dass es großen Bedarf 

an einer breiten Debatte darüber gibt, wie wir zukünftig 
leben und arbeiten wollen. Wir sollten daher die aktuelle 
Auseinandersetzung über das Ladenschlussgesetz als er- 
gebnisoffenen Prozess hinsichtlich der Notwendigkeit einer 
Neuregelung sehen und den Dialog mit allen gesellschaft- 
lichen Interessengruppen suchen. 

Drei Aspekte sind in der aktuellen Debatte meines Er- 
achtens von besonderer Bedeutung: 

der Arbeitnehmerlnnenschutz, 
die sozialen und kulturellen Aspekte (welche konkreten 

Auswirkungen hätte eine Änderung, z.B. ,,Läden auf, Be- 
hörden zu"?) und 

* Konrad Gilges, Köln, ist SPD-Bundestagsabgeordneter und Berichterstatier im Ausschuß für 
Arbeit und  Sozialordnung für das Ladenschlussgesetz. 

die Verbraucher-, Arbeitnehmer- und die Unterneh- 
mensinteressen. 

Ladenschluss ist Arbeitnehmerlnnenschutz 
Betrachten wir den ersten der drei Punkte, so stellt sich un- 
weigerlich die Frage: wissen die Befürworter der Freigabe 
eigentlich, was sie tun? Anscheinend nicht, denn kaum je- 
mand weiß um den Hintergrund des Ladenschlussgesetz- 
tes. So wird wieder einmal der Eindruck erweckt, als könn- 
te man es allein vor einem wirtschaftlichen Hintergrund 
sehen und bewerten. Das ist ebenso einäugig wie falsch. 
Denn von seiner Idee und Geschichte her handelt es sich 
um ein Arbeitnehmerlnnenschutzgesetz. Seit jeher ist es 
der Grundgedanke des Ladenschlusses, Arbeitnehmerin- 
nen und Arbeitnehmer vor unbilliger Ausbeutung zu 
schützen und zu verhindern, dass sie zur Verfügungsmas- 
se der Arbeitgeber und Besitzenden werden. Das belegen 
die Protokolle der Reichstagsdebatten aus dem Jahre 1900, 
als erstmals der werktägliche Ladenschluss gesetzlich gere- 
gelt wurde. Schon damals sollte das Gesetz Arbeitszeiten 
verhindern, die die Familien der Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer zerstört hätten. Um diesen Grundgedanken 
ging es auch bei allen Neuregelungen und Diskussionen in 
den 50er und 60er Jahren. 

Die entscheidende Frage für uns lautet daher auch heu- 
te: müssen die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer ge- 
schützt werden? Und unsere Antwort ist eindeutig ja. Es 
spricht für soziale Arroganz, dass die Gruppe der Betroffe- 
nen aus den Überlegungen, die Öffnungszeiten zu libera- 
lisieren, vollkommen ausgeblendet sind. Man muss sich 
nur die Beschäftigten einmal genauer ansehen, um die es 
hier geht. Es handelt sich zur überwiegenden Mehrheit um 
Frauen. Wie aber sollen Alleinerziehende ihre Kinder ver- 
sorgen, wenn die Läden bis weit in den Abend geöffnet 
haben, aber die Betreuungseinrichtungen um 16.00 oder 
17.00 Uhr schließen (vgl. den zweiten der oben genannten 
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beitstempo und das, was wir heute ,,Zeitbewusstsein" nen- 
nen. Die Einheit von Arbeit und Leben kannte und brauch- 
te keine abstrakten Maße, wie das der Uhrzeit. Im Empfin- 
den der Menschen war ,,Zeit" kein Besitz der Menschen, 
sondern gehörte Gott. Die Zeiterfahrung war naturgege- 
ben. Homer rechnete nach Morgenröten, Cäsar nach 
Nachtwachen, christliche Mönche nach Gebetszeiten, die 
sich weitgehend am Sonnenzeitmaß orientierten. ,,Zeit" 
war in der Vormoderne zuallererst der Zusammenhang von 
Erlebnissen und Erfahrungen. Zeit wurde im Alltag nicht 
gemessen, letztlich gar nicht erwähnt. 

In der Moderne, speziell in der fortgeschrittenen Mo- 
derne des 19. und des 20. Jahrhunderts, wird Zeit mit Geld 
verrechnet. Die Erfindung der mechanischen Uhr machte 
es möglich, Zeit objektiv, also unabhängig von menschli- 

s chem Handeln und von naturnahen Erfahrungen, zu kenn- 
zeichnen. Der Mensch, nicht mehr Gott, nahm von da an 
Maß. Jeder Tag bekam ein Datum. Turmuhren dienten zur 
Orientierung bei der Arbeit und beim Geschäft. Nach dem 
Stundenzeiger wurde der Minutenzeiger, später dann der 
Sekundenzeiger erfunden. Pünktlichkeit wurde zur Verhal- 
tensmaxime und zur allseits geforderten Tugend. Nicht 
mehr die Natur und der eine Gott, es war das Geld und es 
waren die Maschinen, die zu den maßgebenden Zeitge- 
bern der Moderne wurden. Entrhythmisierung, Beschleuni- 
gung, Vertaktung und Zeit-Kontrolle waren und sind die 
vier wichtigsten Zeitstrategien moderner Lebensführung. 
Mechanische Gleichförmigkeit, die sich im Takt der Maschi- 
ne ausgedrückt, wird zum Ideal der modernen Zeitauffas- 
sung. 

Die neue Zeitordnung 
Es ist dieser äußerst folgenreiche neuartige Umgang mit 
der Zeit, der die Historiker dazu motivierte, diese Epoche 
,,NeuzeitT' bzw. ,,Moderne Zeit" zu nennen. Das auffällig- 
ste Zeichen dieser modernen Zeit ist der zunehmend grö- 
ßerer Ordnungsaufwand gegenüber zeitlichen Prozessen. 
Wenn man Ordnung macht, und sich nicht nur an einevor- 
gegebene Ordnung anpasst, muss man eine eigene bildli- 
che Vorstellung von dieser Ordnung vor Augen haben. Die- 
se ist, was die moderne Zeitordnung betrifft, zweifach ge- 
prägt. Einerseits ist dies die Vorstellung, dass Zeit durch 
Zeitmessung zu kontrollieren sei. Und andererseits, dass 
sich zeitliche Ereignisse in gerader, in linearer Art und Wei- 
se miteinander verketten lassen. Nicht nur die Uhr (Zeit- 
messung), sondern ebenso die Uhrkette (Linearität) sind 
daher für die moderne Zeitvorstellung prägend. Das vom 
geraden Weg Abweichende, das Krumme und Unebene, 
ist bei einer solcher Vorstellung unerwünscht. Der gradlini- 
ge Verlauf des Lebens wird zum anzustrebenden Ideal, die 
Einzelmenschen gleichsam zu Gliedern einer Uhrkette. 

Diese Ordnung der Zeit brachte uns und bringt uns 
noch heute viele Vor-, aber auch eine größere Anzahl von 

1 
Nachteilen. Wir verlieren die Zeiten der Natur in uns und 
um uns herum aus den Augen, und was bedrohlicher ist, 
schließlich auch aus dem Sinn. Die Zeiten werden zuneh- 
mend weniger farbig, weil die Zeitformen, die wir haben 
und die wir leben können, geringer und eintöniger wer- 
den. Zeitliche Umwege sind uns kaum mehr erlaubt, sie 
sind nur noch mit schlechtem Gewissen zu begehen bzw. 
zu befahren. Ordentlich aufzuräumen, wie vieles um uns 
herum, haben wir auch unsere Zeitwohnungen, in denen 
wir den Alltag verbringen. Dafür erhalten wir die Sicher- 
heit, zu jeder Zeit über die richtige Uhrzeit informiert zu 
sein. Wir sind in der Lage, das Leben und die Arbeit zweck- 
rational zu planen, und zu kontrollieren, und wir können 

die Natur- und auch immer häufiger die sozialen Systeme 
und uns selbst - zeitlich beherrschen. Das hat uns zu einem 
bisher nie dagewesenen Güterwohlstand geführt, an dem 
jedoch nicht alle Menschen dieser Welt gleichmäßigen An- 
teil haben. Jene, die Zeit haben, sind diesbezüglich meist 
benachteiligt. Die anderen sehen ,,immer so verhetzt aus" 
(Büchner). 

Die Indizien mehren sich, dass die mit der Erfindung 
und der Verbreitung der mechanischen Uhr entstandene 
naturferne Zeitorganisation Akzeptanzprobleme be- 
kommt. Denn wir haben nicht nur die Uhr, sondern auch 
uns selbst mit Hilfe der Uhr an die Kette gelegt. Wie ehe- 
mals den undurchschauten Naturverhältnissen unterwer- 
fen wir uns jetzt der selbst ge- 
schaffenen Uhr-Zeitordnung. 
Die hat seit dem Die Zeiterfahrung war naturgegeben. 
Beginn der Moderne vieles ,,in Homer rechnete nach Morgenröten, 
die Hand" genommen, aber 
nichts war und ist dabei mit so. Cäsar nach Nachtwachen, christliche 

viel Illusionen ausgestattet, wie Mönche nach Gebetszeiten. 
die Zeit und deren menschen- 
gemachte Ordnung. Wir glau- 
ben nämlich, die Zeit beherrschen zu können, und doch 
werden wir jeden Tag mit dem Misslingen eben dieses Vor- 
habens konfrontiert. 

Das beschleunigungsorientierte gradlinige Zeitideal, das 
die Überschreitung der räumlich-zeitlichen Grenzen, die uns 
von der Natur gesetzt sind, als einen Fortschritt feiert, ist 
heute nicht mehr unumstritten. Das Bemühen, nach Gut- 
dünken über Raum und Zeit verfügen zu können, das We- 
sensmerkmal der technisch-industriellen Dynamik, zeigt sei- 
ne Schattenseiten. Das Misstrauen in das Prinzip der ,,allsei- 
tigen Zeitmaximierung" und in die Zwillingsvorstellung von 
zeitlicher Ordnung und Allmacht ist gestiegen, nicht zuletzt 
durch die Erfahrung, dass Beschleunigung auch dann zu ei- 
nem schnelleren Ende führt, wenn man dieses weder erwar- 
tet noch erhofft. In einer inzwischen flächendeckenden Me- 
diengesellschaft ist daran zu erinnern, dass eine der ersten 
uns bekannten eiligen Nachrichtenübermittlungen, die vom 
Sieg der Athener in der Schlacht von Marathon, mit dem 
Tode des sich hetzenden Botschafters endete. Die hetzende 
Unvernunft unserer Tage macht es offensichtlich: Die Be- 
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schleunigungslogik ist dann, wenn sie grenzenlos d.h. maß- 
los ist, tödlich. Dies sowohl für die Natur um uns herum wie 
auch für das Naturwesen Mensch. Die unauffälligsten Mor- 
de und Selbstmorde geschehen durch Beschleunigung. 

Was bleibt von den Zeitgewinnen übrig? 
Dass wir mit mehr Schnelligkeit größeren materiellen Er- 
folg erringen, wurde zur Selbstverständlichkeit, dass aber 
jene Qualitäten unserer Existenz, die nicht in geldwerter 
Zeit zu verrechnen sind, wie etwa Zuneigung, Dankbarkeit, 
Liebe, Geschmack und Würde, andere Zeitformen benöti- 
gen, dies spüren wir immer deutlicher. Die Wünsche, ab 
und zu einmal hinter sich blicken zu können, einmal aufzu- 

atmen, um den Dauergalopp 

Die Indizien mehren sich, dass die mit ZU den rasch und jmmer ra- 
scher wechselnden Zielen zu 

der Erfindung und der Verbreitung der unterbrechen, sie nehmen zu. 

mechanischen Uhr entstandene natur- Der Ausstieg aus der unbefrie- 
digenden Hetze der zirkulären 

ferne Zeitorganisation Akzeptanzpro- Alltagsrationalität, wird inzwi- 

bleme bekommt. schen hörbar als Forderung 
und Hoffnung artikuliert. Die 
Frage: „Was bleibt von den 

Zeitgewinnen übrig?" stellt man inzwischen nicht mehr 
nur leise. Alle sind wir auf der Suche nach der gewonnenen 
Zeit. Die Vermutung, dass die Zeitgewinne zum Teile trüge- 
risch sind und nicht unbedingt das erwartete und verspro- 
chene Mehr an Lebensqualität erbringen, wandelt sich zur 
Sicherheit. So stellt sich die Frage: Ist die moderne Zeitord- 
nung so vernünftig, wie sie sich immer wieder gibt? Ist die 
tägliche kräftezehrende Anstrengung, die Zeit ordnend 
unter Kontrolle zu bringen, eventuell eine Strategie, die 
uns vom Ziel des guten Lebens immer weiter entfernt? 

Heute nun, und dafür gibt es sichtbare Indizien, scheint 
die Uhr des Uhrzeitmonopols abgelaufen. Die Uhr hat ihre 
Schuldigkeit getan, die Uhr kann gehen. Folgende drei 
Auffälligkeiten zeigen, dass das bis vor kurzem noch relativ 
unumstrittene moderne Zeitverständnis, das sich am Uhr- 
zeitmaß orientierte, ins Wanken gerät: 

Die vielen, ehemals im öffentlichen Raum angebrach- 
ten Uhren verschwinden zunehmend. 

Die Transportgeschwindigkeit unserer wichtigsten Gü- 
ter, der Informationen, ist bei Lichtgeschwindigkeit und 
damit am Ende der Beschleunigung angekommen. 

Die Pünktlichkeitsmoral verliert an Akzeptanz. Sie wird 
immer deutlicher von der Flexibilitätsmoral abgelöst. 

Das natürliche (!) Ende der Beschleunigungsmöglich- 
keiten ist erreicht. Die Börsenereignisse in New York wer- 
den gleichzeitig, in sogenannter ,,EchtzeitU, in Frankfurt, in 
Buenos Aires, in Moskau und Tokio wahrgenommen. Es 
gibt also keinen lnformationsvorsprung, keinen durch 
räumliche Distanzen verursachten Zeitunterschied mehr. Es 
ist die Lichtgeschwindigkeit, die uns allen den in der Mo- 
derne bisher nicht gekannten Zwang zum ,,genug" aufer- 
legt. 

Von weiterer Beschleunigung ist daher in Zukunft kein 
Impuls für das wirtschaftliche Wachstum mehr zu erwar- 
ten. Sie ist nicht mehr länger ein Instrument, um Wettbe- 
werbsvorteile zu erlangen. Da der Zeitvorsprung technisch 
zunichte gemacht wurde, gibt es für die Uhren nichts mehr 
zu messen. Aus Zeitvorsprüngen, die nicht mehr existieren, 
kann auch kein Profit mehr gezogen werden. Mi t  dem 
Ende der Beschleunigungsmöglichkeiten endet auch das 
beliebte, aber äußerst ernste Spiel, die negativen Folgen 
der Beschleunigung durch noch mehr Beschleunigung 
zum Verschwinden zu bringen. Ab diesem Moment lassen 
sich die Grenzen desTempos, die bisher immer wieder wei- 
tergeschoben wurden, nicht mehr Iänger ausdehnen. 
Wenn Zeitvorsprüngefür Geldgewinne maßgeblich verant- 
wortlich sind und solche grundsätzlich nur mehr in einge- 
schränkter Art und Weise realisiert werden können, dann 
stellen sich neue, überraschende Fragen: ,,Gibt es andere 
Zeitformen, die profitabel gemacht werden können?" ,,Exi- 
stieren jenseits der Uhrzeit Zeiten und Zeitmaße, die für die 
Entwicklung der Gesellschaft, der Kultur und der Ökono- 
mie nützlich sein könnten?" Oder noch radikaler: „Wie 
sähe eine Welt, und wie sähe deren Wirtschaft aus, die sich 
nicht mehr in allererster Linie an der Uhrzeit orientierten?" 

Wie sähe eine Welt und deren Wirtschaft aus, die 
sich nicht mehr der Uhrzeit unterordneten? 
Es gibt Gründe genug, auch aus ökonomischer Sicht, über 
sinnvolle Alternativen zur Monokultur von Uhrzeit und Be- 
schleunigung nachzudenken. Solche bestehen z.B. in fol- 
genden drei Perspektiven: 

1) Zeitwohlstand 
Zeitwohlstand wäre als ein Element der Lebensqualität zu 
verstehen und damit als Indikator in die einschlägigen 
volkswirtschaftlichen Wohlstandsberechnungen aufzuneh- 
men. 

Eine Gesellschaft ist bei Berücksichtigung dieser Per- 
spektive dann reich, wenn sie nicht nur viele Waren und 
Güter produziert und besitzt, sondern auch viele Zeitfor- 
men zuläßt und ermöglicht. Konkret: Wenn sie ihren Mit- 
gliedern beispielsweise vielfältige Möglichkeit eröffnet, Ei- 
genzeiten zu leben, elastisch mit Zeitvorgaben Umzuge- 
hen, das erwünschte Tempo im Alltag zu beeinflussen, sich 
und ihr Umfeld rhythmisch zu organisieren und ihre Zeit- 
souveränität im Arbeitsprozess zu erhöhen. Das Zeitwohl- 
standskonzept macht mit der von Nietzsche geäußerten 
Ermahnung ernst, im Menschen mehr als nur ein geldver- 
dienendes Wesen zu sehen. Es erweitert unseren engen in- 
dividualistischen Wohlstandsbegriff, der sich im Immer- 
mehr, Immer-öfters, Immer-schneller und Immer-neuer er- 
schöpft. 

2) Kultur der Zeitvielfalt 
Bei der Entwicklung einer Kultur der Zeitvielfalt geht es 
nicht darum, die Beschleunigung durch die Verlangsa- 
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boten werden, wurden dennoch von rund der Hälfte der be- 
fragten Frauen begrüßt, um Angelegenheiten klären zu kön- 
nen, die sich am Terminal nicht erledigen lassen. 

Die Befragung ergab für den Bereich Ämter, dass die Öff- 
nungszeiten kaum bekannt sind. Ein Grund für den gerin- 
gen Bekanntheitsgrad liegt in der Tatsache, dass Behörden- 
gänge für den Großteil der befragten Frauen relativ selten, 
d.h. ein- bis dreimal pro Jahr, notwendig sind und sich die 
Öffnungszeiten daher nur wenig einprägen. Hinzu kommt, 
dass die Dienststellen des Ortsamtes auf verschiedene Ge- 
bäude verteilt sind und z.1 unterschiedliche Öffnungszeiten 
angeboten wurden. Das Ortsamt Barmbek-Uhlenhorst bie- 
tet deshalb seit dem 1. Juli 1997 veränderte Zeiten an, und 
zudem wurde eine einheitliche Regelung der Öffnungstage 
mit Kernsprechzeiten getroffen, an denen man ohne Anmel- 
dung kommen kann. Die bereits vorher bestehenden Früh- 
und Spätsprechstunden wurden beibehalten. Darüber hin- 
aus besteht nun grundsätzlich die Möglichkeit, auch außer- 
halb der Kernsprechzeiten individuelle Terminvereinbarun- 
gen zu treffen, und zwar an allen Tagen von Montag bis 
Freitag. Damit die Besucherinnen und Besucher hierüber in- 
formiert sind, wurde ein Dienststellenwegweiser entwickelt, 
der auf einer Kartezeigt, wo welche Dienststellen liegen und 
wie sie mit öffentlichen Verkehrsmittel zu erreichen sind. Das 
Faltblatt enthält außerdem eine übersichtliche Darstellung 
der Öffnungszeiten und die Telefonnummern für die Verein- 
barung individueller Termine. 

Um Wartezeiten zu verkürzen, Vorab-Informationen 
geben zu können und den Besucherinnen und Besuchern 
das Aufsuchen verschiedener Büros für nur ein Anliegen zu 
ersparen (z.B. Kasse für Gebührenmarken, Ausgabe von 
Pässen) wurde im Ortsamt ein zentraler Service-Counter 
eingerichtet, der diese Dienstleistungen zusammenfaßt. 

Die Untersuchung im Bereich der Arzt- und Zahnarzt- 
Praxen ergab, dass die Sprechstundenzeiten oft parallel zu 
den Arbeits- und Kinderbetreuungszeiten berufstätiger 
Mütter liegen. Um Arzttermine unabhängig von der Arbeit 
und ohne Kinder oder zusammen mit Kindern wahrneh- 
men zu können, wurden Früh- und Spätsprechstunden so- 
wie Sprechstunden am Samstagvormittag gewünscht. 

Hier ist es gelungen, 13 Arzt- und Zahnarztpraxen, in 
denen 30 Ärztinnen und Ärzte tätig sind, für den Modell- 
versuch zu gewinnen. Diese haben seit Sommer 1997 ihre 
Öffnungszeiten berufstätigen- und frauenfreundlich ver- 
ändert. Die Praxen, die am Modellprojekt teilnehmen, kön- 
nen bei der Kassenärztlichen Vereinigung bzw. bei der 
Zahnärztekammer erfragt werden. Außerdem war es den 
Arztpraxen, nicht aber den Zahnarztpraxen erlaubt, ihre 
neuen Sprechzeiten durch ein Zeitungsinserat bekannt zu 
machen. Dieses Modellprojekt wurde inzwischen evaluiert. 
Um die Erfahrungen der Modellpraxen auch anderen Ärz- 
tinnen und Ärzten zugänglich zu machen, wurde mit der 
Kassenärztlichen Vereinigung und der Zahnärztekammer 
Kontakt aufgenommen und ihnen die Evaluierungsergeb- 
nisse zur Verfügung gestellt. 

Größtes Problem: die Kinderbetreuung 
Die Befragung berufstätiger Mütter ergab für den Bereich 
der Kinderbetreuung, dass hier nicht nur zusätzliche Zei- 
ten, sondern vor allem zusätzliche Dienstleistungsangebo- 
te gewünscht wurden, mit deren Hilfe der Zeitstress gemil- 
dert werden kann. 

Für Betreuungsangebote an Samstagvormittagen wur- 
de modellhaft ein Projekt mit Vätern initiiert, die zunächst 
unter Anleitung und jetzt selbstorganisiert die Kinderbe- 
treuung übernehmen. 

Eine besonders große Nachfrage berufstätiger Mütter 
wurde im Hinblick auf eine Versorgung von Schulkindern 
mit Mittagessen festgestellt, und zwar besonders dann, 
wenn diese aus dem Hortalter heraus sind. Bei einer Kon- 
taktaufnahme mit allen Schulleiterlnnen bestätigten mehr 
als zwei Drittel diese Eltern- 
wünsche und waren bereit, in Das Besondere an ,,Zeiten der Stadt" 
ihrer Schule eine Bedarfserhe- 
bung durchzuführen, Diese er. ist, dass es als Aktionsforschungspro- 
gaben je nach Schultyp und jekt durchgeführt wird: Auf Untersu- 
Schulgröße einen Nachfrage 
von 25 bis 00 Mittagessen chungsergebnisse folgen gleich Taten! 
pro Tag. Von den interessierten 
Schulen konnten bisher folgende Projekte umgesetzt wer- 
den: In fünf Schulen wurden Mittagstische aufgebaut, in 
einer weiteren Grundschule besteht eine Kooperation mit 
einem benachbarten Kindergarten. 

Neben dem Mittagstisch wurden insbesondere Betreu- 
ungsangebote in Notsituationen, wie z.B. bei Krankheit des 
Kindes oder der Mutter, sowie flexible Betreuungsangebote, 
z.B. stunden- oder tageweise, gewünscht. Hierfür konnte 
der Verein Jung und Alt in Zuwendung e.V. in Hohenfeldezu 
einer Teilnahme am Modellprojekt gewonnen werden. Das 
Interesse dieses Vereins liegt in der Förderung des Dialogs 
und der gegenseitigen Hilfeleistung zwischen den Genera- 
tionen. Der Verein hat seine Öffnungszeiten, in denen Kin- 
derbetreuung in Notfällen vermittelt wird, ausgeweitet. Das 
Mütterzentrum Hohenfelde will nach dem Bezug von neuen 
Räumen flexible Betreuungszeiten nach Absprache mit den 
Müttern anbieten und zwar in der Zeit von 7:00 bis 19:OO 
Uhr. Neben diesem Betreuungsangebot gibt es an bestimm- 
ten Tagen auch einen Mittagstisch für Eltern und Kinder. 

Gibt es innerhalb der Bundesrepublik Kooperatio- 
nen? 
Das Hamburger Projekt wurde im Kooperationsverbund 
mit den Städten Hannover und Bremen, die sich ebenfalls 
mit städtischer Zeitpolitik befassen, als weltweites Projekt 
der EXPO 2000 registriert. Außerdem ist es als beispielhaf- 
tes Projekt in den europäischen Studiengang ,,EUREXCTER 
-Zeiten und Qualität der Stadt" eingebunden. Dieser Studi- 
engang, der sich an Praktikerinnen und Praktiker vor allem 
aus der öffentlichen Verwaltung richtet, ist ein Gemein- 
schaftsprojekt des Spitzenverbandes der europäischen Öf- 
fentlichen Arbeitgeber und des Europäischen Gewerk- 
schaftsbundes und wird aus Mittel des Europäischen Sozi- 
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ausgingen, sondern noch immer auf der traditionellen ge- 
sellschaftlichen Arbeitsteilung zwischen Mann und Frau ba- 
sierten. Nach diesem Zeitmodell ist der erwerbstätige Mann 
mindestens 8 Stunden von zu Hause fort, während sich sei- 
ne Frau genau in dieser Zeit um Kinder und Haushalt küm- 
mert. Dies bedeutet, dass sie auch alle mit Hausarbeit und 
Familie zusammenhängenden Aufgaben außerhalb des 
Hauses zu erledigen hat: Einkaufen, Arztbesuche, Bring- 
und Holdienstefür die Kinder - sei es zum Kindergarten, zur 
Schule oder zum Musik- oder Sportunterricht - oder Behör- 
dengänge hat sie während der Normalarbeitszeit, in die 
auch die meisten Öffnungszeiten von Dienstleistungsein- 
richtungen fallen, zu erledigen. 

Natürlich wurde und wird diese Rollenverteilung auch 
heute noch oft gelebt. Andererseits hat die Erwerbsbeteili- 
gung von Frauen und insbesondere von Müttern in den 
vergangenen Jahrzehnten sowohl in Italien als auch in 
Deutschland und anderen europäischen Ländern kontinu- 
ierlich zugenommen. Das Ziel dieser engagierten Italiene- 
rinnen war es deshalb, die städtischen Zeitstrukturen den 
Bedürfnissen der Bewohnerinnen und Bewohner anzupas- 
sen. Um sich näher über die daraus entstandenen Zeitpro- 
jekte zu informieren, lud der Hamburger Senat 1992 Kom- 
munalpolitikerinnen und Urbanisten aus Italien ein. Seit 
Herbst 1995 führt das Senatsamt für die Gleichstellung 
nun selbst ein Forschungs- und Modellprojekt mit dem Ti- 
tel ,,Zeiten der Stadt" durch. 

,,Zeiten der Stadt" in einem repräsentativen 
Hamburger Stadtteil 
Die Stadt Hamburg wählte den Bereich des Ortsamtes 
Barmbek-Uhlenhorst aus, weil dessen fünf Stadtteile recht 
gut die Einkommens- und Sozialstruktur Hamburgs abbil- 
den. Auf diese Weise können sowohl die Zeitbedürfnisse 
und Zeitangebote in einem Stadtteil wie Dulsberg, der im 
Rahmen des Hamburger Armutsbekämpfungsprogramms 
als Pilotgebiet ausgewiesen wurde, erfaßt werden, als auch 
in einem eher wohlhabenden Stadtteil wie Uhlenhorst so- 
wie in Stadtteilen wie Barmbek-Nord, Barmbek-Süd und 

Hohenfelde, die von der Bevöl- 

Es wurde erkannt, dass die Zeiten der kerungsstruktur zwischen die- 
sen beiden ,,Polen" liegen. 

Stadt von veralteten ,,normalenu Ar- Außerdem ist Barmbek-Uh- 

beits- und Freizeiten ausgingen und knhorst für ein Forschungs- 
und Modellprojekt deshalb so 

auf der traditionellen Arbeitsteilung gut geeignet, weil es kein rei- 
zwischen Mann und Frau basierten. nes Wohngebiet ist, sondern 

alle Dienstleistungen des kurz-, 
mittel- und langfristigen Be- 

darfs anbietet und über die beiden großen zusammenhän- 
genden Einkaufsgebiete in der Hamburger Straße und der 
Fuhlsbütteler Straße verfügt. 

Das Forschungs- und Modellprojekt verfolgt verschie- 
dene Ziele: 

Zunächst soll Frauen und ihren Familien eine bessere 
Nutzung von Dienstleistungen und somit eine optimale 
Vereinbarkeit der unterschiedlichen Lebensbereiche, wie 
Erwerbs- und Familienarbeit und Freizeitgestaltung ermög- 
licht werden. Dies bedeutet, dass das Projekt zur Verbesse- 
rung der Lebensqualität jener Bevölkerungsgruppe bei- 
trägt, die die größten Schwierigkeiten bei der Koordinie- 
rung von Zeiten hat und deshalb die ,,zeitärmste" ist. Na- 
türlich kommen diese Verbesserungen auch allen anderen 
Bevölkerungsgruppen zu Gute. 

Außerdem will das Projekt mit seinem geschlechtsspe- 
zifischen Ansatz erreichen, dass der öffentliche Diskussi- 
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onsprozeß zur Zeitproblematik vorangetrieben wird, so 
dass Zeitnöte und Zeitkonflikte als gesellschaftspolitisches 
Problem erkannt und nicht länger als individuelles, in be- 
sonderem Maße erwerbstätige Mütter betreffendes ange- 
sehen werden. 

Das Senatsamt für die Gleichstellung hat deshalb die 
Gruppe der erwerbstatigen Mütter in den Mittelpunkt des 
Projekts ,,Zeiten der Stadt" gestellt. Außerdem wurden er- 
werbstätige Frauen mit Kinderwunsch und Mütter, die wie- 
der in den Beruf zurückkehren wollen, in die Untersuchung 
einbezogen. 

Das Besondere an ,,Zeiten der Stadt" ist, dass es als Ak- 
tionsforschungsprojekt durchgeführt wird. Auf Untersu- 
chungsergebnisse folgen gleich Taten, es werden also neue 
Zeiten oder zeitentlastende Angebote entwickelt, die ei- 
nem Praxistest unterzogen werden. Diese können im wei- 
teren Verlauf des Projekts noch korrigiert und, wenn sie 
sich bewähren, verstetigt werden. Bei ,,Zeiten der Stadt" 
sind - anders als bei herkömmlichen Forschungsvorhaben 
- diejenigen, die untersucht werden, nicht nur ,,For- 
schungsobjekte", sondern aktiv am Prozeß beteiligt. 
Schließlich werden alle für dieses Vorhaben relevanten ge- 
sellschaftlichen Institutionen, wie Gewerkschaften, Kam- 
mern, Verbände, Kirche und Fachbehörden, in den Diskus- 
sionsprozeß einbezogen, da der Erfolg eines solchen Pro- 
jektes nicht nur von der Akzeptanz, sondern der aktiven 
Beteiligung dieser Gruppen abhängt. So war und ist die 
Beteiligung der Gewerkschaften z.B. deshalb so wichtig, 
weil neue Zeitangebote im Dienstleistungsbereich sozial- 
verträglich gestaltet werden müssen, damit sie bei den Be- 
schäftigten nicht zu neuen Zeitnöten führen 

Erste Phase: Vergleich von Zeitwünschen und 
Zeitwirklichkeit 
Zunächst wurden die bereits genannten Frauen in schriftli- 
chen und mündlichen Interviews und in einem Workshop 
zu ihren Zeitnöten und Zeitwünschen befragt, gleichzeitig 
wurden alle Dienstleistungsunternehmen im Untersu- 
chungsgebiet (Ämter, Einzelhandel und einzelhandelsnahe 
Dienstleistungsanbieter, wie Friseurläden oder Banken, Kin- 
derbetreuungseinrichtungen, Schulen, Arztpraxen, Frei- 
zeiteinrichtungen sowie der Verkehrsverbund) mit ihren 
Zeitangeboten erfaßt. Darüber hinaus wurden zahlreiche 
Expertengespräche geführt, so zum Beispiel bei Kinderbe- 
treuungseinrichtungen, im Einzelhandel, mit Freizeitein- 
richtungen usw. 

Die Befragungsergebnisse zeigten, dass in den Berei- 
chen Kinderbetreuung, Ämter, Arzt- und Zahnarztpraxen 
sowie beim Einzelhandel und den Banken und Sparkassen 
neue Angebote an Öffnungszeiten bzw. zusätzliche zeit- 
entlastende Dienstleistungsangebote als notwendig erach- 
tet wurden. 

Beim Einzelhandel war die Besonderheit, dass das alte 
Ladenschlußgesetz noch existierte, als die Befragung durch- 
geführt wurde. Sie ergab, dass eine große Nachfrage nach 
Öffnungszeiten bis ca. 19:OO Uhr und eine etwas geringere 
bis 20:OO Uhr bestand. An Sonnabenden gab es den 
Wunsch, in den frühen Nachmittagsstunden einkaufen zu 
können. Durch das neue Ladenschlußgesetz werden diese 
Zeiten nun vielfach angeboten. Bei den Banken und Spar- 
kassen war das Öffnungszeitenproblem nicht so gravierend, 
da viele Zweigstellen mittlerweile über Kundenserviceräume 
mit Geldautomaten und teilweise mit Überweisungstermi- 
nals verfügen. Durchgehende Schalteröffnungszeiten bis 
17:OO bzw. 18:OO Uhr, wie sie jetzt in der Filiale der Hambur- 
ger Sparkasse im Einkaufszentrum Hamburger Straße ange- 
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mung zu ersetzen. Anzustreben ist vielmehr der Erhalt 
mannigfaltiger Zeitformen und die Fähigkeit, sie in ihrer 
Wirksamkeit zu erkennen, zu kultivieren und sie produktiv 
zu nutzen. 

Reine Tempoversessenheit Iäßt sich ökonomisch nicht 
rational begründen. Hingegen die temporale Vielfalt. Sie 
nämlich sichert die notwendige Elastizität und Stabilität 
von ökonomischen, ökologischen und sozialen Systemen. 
Zeitvielfalt besitzt eine weit größere Fehlerfreundlichkeit als 
das Monopol der Uhrzeit. Sie bietet mehr zeitliche Frei- 
heitsgrade und führt zu höherer Zeitsouveränität. 

3) Ökologie der Zeit 
Der Mensch ist als Teil der Natur in seinem Denken und 
Handeln nicht frei. In ökologischer Sicht ist er grundsätz- 

I lich abhängig. Er ist an die Prozessabläufe der Natur ge- 
bunden. Das merkt er beim Älterwerden, spätestens beim 
Nahen des Todes. Menschen leben in Zeitrhythmen, die 
durch die innere und durch die äußere Natur bestimmt 
werden (z.B. durch Tages- und Jahresrhythmen). Sie sind in 
ihrem zeitlichen Handeln notwendigerweise an die Zeitmu- 
ster des Lebendigen gebunden, wollen sie selbst lebendig 
sein und auch lebendig bleiben. Es ist daran zu erinnern, 
dass bei allem Streben, sich mit Hilfe der Technik von den 
Zeitmaßen und den Rhythmen der Natur abzukoppeln, die 
Menschen nach wie vor Naturwesen sind und dies auch 
bleiben. Es gilt daher bei der zeitlichen Gestaltung unseres 
Lebens, stärker als bisher, die Naturgebundenheit des Men- 
schen und damit auch die Einbettung allen Wirtschaftens 
in den allgemeinen Naturzusammenhang zu berücksichti- 
gen. Denn immer mehr Pflanzen und Ökosysteme, deren 
zeitliche Vielfalt eingeschränkt werden, sterben ab, z.B. 
durch Krankheiten, Schädlinge oder durch's sogenannte 

D er Vergleich von Arbeitszeitwirklichkeit und 
-wunsch gibt zu erkennen, welche Arbeitszeitzu- 

friedenheit besteht; welche Potentiale der Arbeits- 
umverteilung bei welchen Beschäftigtengruppen existie- 
ren; welche Beschäftigtengruppen unter zu starren, wel- 
che unter zu flexiblen Arbeitszeitregimes leiden; welche Be- 
schäftigtengruppen sich eher kürzere, welche sich eher 
längere Arbeitszeiten wünschen; welche Beschäftigten- 
gruppen eher immateriellen Zeitwohlstand, welche eher 
materiellen Wohlstand präferieren. Ein Vergleich von Ar- 
beitszeitwunsch und -wirklichkeit ist insbesondere im Zu- 
sammenhang mit den außerberuflichen Anforderungen 
der Beschäftigten bedeutsam: Sind die Arbeitszeitwünsche 
der Beschäftigten bzw. bestimmter Beschäftigtengruppen 
weit von ihrer Arbeitszeitrealität entfernt, so kann dies dar- 
auf verweisen, dass die Koordination des beruflichen und 
außerberuflichen Zeitbedarfs nicht oder nur unter großen 
Schwierigkeiten gelingt (Bauer/Groß/Schilling 1996, 31). 

Mit steigender Erwerbsbeteiligung der Frauen wächst 
die Bedeutung des außerberuflichen Zeitbedarfs für die Ar- 
beitszeitgestaltung. Je mehr das traditionelle Modell der 
Versorgerehe, demzufolge einer vollzeiterwerbstätigen Per- 
son eine zweite in der Regel nicht- oder nur eingeschränkt 
erwerbstätige Person hinsichtlich der außerberuflichen An- 
forderungen den Rücken freihält, erodiert, desto prekärer 
wird die Vereinbarung der außerberuflichen und berufli- 
chen Anforderungen für die einzelnen Beschäftigten. Da- 
bei ist zu berücksichtigen, dass das Ausmaß des berufli- 

,,Umkippen8,. Eine ,,Ökologie der Zeit" könnte sowohl die 
Einzelnen als auch die Gesellschaft beim Finden der rech- 
ten Zeitmaße einen Schritt voranbringen. 

Die Rio-Erklärung der UN-Konferenz für Umwelt und 
Entwicklung (1992, Agenda 21) fordert eine Politik. die 
darauf hinausläuft, die Zeiten der Ökonomie denen der 
Natur anzunähern. Die ökologisch orientierten Lebensstil- 
und Politikkonzepte, die mit den Begriffen der ,,Nachhal- 
tigkeit", der ,,~orsor~lichkeit" 
und der ,,Zukunftsverträglich- 
keit" argumentieren, zeigen Eine Gesellschaft ist dann reich, wenn 
deutlich in diese Richtung. Das sie nicht nur viele waren und Güter 
von allen Inhalten abstrahie- 
rende Maß der Uhrzeit Iäßt produziert und besitzt, sondern auch 
sich mit den Anforderungen an viele Zeitformen zuläßt und ermög- 
Nachhaltigkeit und ökologi- 
sche Einbettung nicht verein- licht. 

baren. Daraus ist im Hinblick 
auf eine ,,Ökologie der Zeit" die Forderung nach dem 
Schutz unterschiedlicher Zeitmaße und vielfältiger Zeitfor- 
men abzuleiten. 

Der Mensch macht seit 500 Jahren Zeit-Geschichte. 
Aber er weiß nicht, was dabei herauskommt. Und weil er 
es nicht weiß, ist Zeitvielfalt besser als eine zeitliche Mono- 
kultur. Wie diese Zeitvielfalt aber aussehen soll, das gilt es 
immer neu zu diskutieren und zu entscheiden. Dazu sollten 
wir uns Zeit nehmen. SPW 

Zum Weiterlesen 
Karlheinz A. Geißler: Zeit - verweile doch, du bist so schön. 4. Auflage, 

Berlin 1998. 
Karlheinz A. Geißler, Vom Tempo der Welt - Am Ende der Uhrzeit. Frei- 

burg 1999. 

Arbeitszeitwunsch und 

von Herrnann Groß und Eva Munz* 

chen wie des außerberuflichen Zeitbedarfs geschlechts- 
und lebensphasenspezifisch variiert. Im Folgenden werden 
daher differenziert nach Familienstand und Geschlecht zu- 
nächst die gewünschten1, vertraglichen und tatsächlichen 
Arbeitszeiten miteinander verglichen. 

Das alltägliche Zeitarrangement ist aber nicht nur von 
der Dauer, sondern auch von der Lage und Verteilung der 
Arbeitszeit beeinflusst. Nur noch 15% der abhängig Be- 
schäftigten arbeiten unter Bedingungen des Normalar- 
beitszeitstandards2. Unter Normalarbeitszeit verstehen wir 
eine Vollzeitbeschäftigung mit einer regelmäßigen wö- 
chentlichen Arbeitszeit zwischen 35 und 40 Stunden, die 

* Eva Munz U. Hermann Groß sind Mitarbeiterlnnen beim Institut zur Erforschung sozialer 
Chancen und forschen zum Schwerpunkt ,,Arbeit und Lebenswelt". 
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sich auf 5 Wochentage verteilt, in der Lage nicht variiert 
und von montags bis freitags tagsüber ausgeübt wird. 
85% der abhängig Beschäftigten sind dementsprechend in 
irgendeiner, von diesem Normalarbeitszeitstandard abwei- 
chenden, Form flexibler Arbeitszeit (Teilzeit-, Gleitzeit-, 
Überstunden-, Wochenend-, Schicht- und Nachtarbeit 
oder schwankende Arbeitszeitverteilung) tätig. Die aktuell- 
ste und größte Zuwachsraten aufweisende Form der Ar- 
beitszeitflexibilisierung sind Arbeitszeitkontenmodelle. Für 
37% der Beschäftigten wird zur Steuerung der Arbeitszeit- 
verteilung ein Arbeitszeitkonto geführt. Damit dürfte eher 
noch die Untergrenze erfasst sein, denn die häufig von den 

Beschäftigten nicht als Arbeits- 
zeitkontenmodell wahrgenom- 

Sind die Arbeitszeitwünsche der Be- menen Freie-Tage- oder Frei- 
schichten-Regelungen, die 

schäftigten weit von ihrer Arbeitszeit- aber faktisch über ein Arbeits- 
realität entfernt, so kann dies auf qro- zeitkonto bewirtschaftet wer- - 

den, sind hier größtenteils 
ße Schwierigkeiten für die Koor- nicht enthalten, Die verschie- 

dination des beruflichen und außer- denen flexiblen Arbeitszeitfor- 

beruflichen Zeitbedarfs verweisen. men können das alltägliche 
Zeitmanaqement der Beschäf- 
tigten erschweren oder erleich- 

tern. Anhaltspunkte hierfür liefern unter anderem die auf 
die einzelnen flexiblen Arbeitszeitformen bezogenen Ar- 
beitszeitwünsche der Beschäftigten. 

Vergleich der tatsächlichen, vertraglichen und 
gewünschten Arbeitszeiten 
Vergleicht man die Wunscharbeitszeit der Beschäftigten 
mit der tatsächlichen wöchentlichen Arbeitszeitdauer (die- 
se beträgt im Durchschnitt 37,5 S t~nden)~ ,  so ergibt sich 
ein Reduktionspotential von durchschnittlich 2,3 Wochen- 
stunden pro Beschäftigten. Dieses entspricht rein rechne- 
risch einem Arbeitsplatzäquivalent von 1,6 Millionen Voll- 
zeitarbeitsplätzen. Damit hat sich das Reduktionspotential 
gegenüber 1995 zwar halbiert4, ist aber nach wie vor von 
hoher beschäftigungspolitsicher Bedeutung. Die durch- 
schnittliche gewünschte Arbeitszeit entspricht mit 35,2 
Stunden ziemlich genau der durchschnittlichen vertragli- 
chen Arbeitszeit (35,3 Stunden). Dies resultiert aus einer 

Saldierung des Wunsches der Vollzeitbeschäftigten nach 
einer durchschnittlichen Verkürzung und dem Wunsch der 
Teilzeitbeschäftigten nach einer durchschnittlichen Verlän- 
gerung der vertraglichen Arbeitszeit (GroßIMunz, 1999a). 

Sowohl in West- als auch in Ostdeutschland liegt das 
größte Reduktionspotential bei den in Paarhaushalten le- 
benden Männern. Männer in Paarhaushalten ohne Kinder 
wünschen sich durchschnittlich eine Reduktion der tat- 
sächlichen Wochenarbeitszeit um 3,8 Stunden, Männer in 
Paarhaushalten mit Kind/ern um 3,4 Stunden. Damit wün- 
schen sich diese Männer faktisch eine Wiederherstellung 
ihrer vertraglichen Arbeitszeiten, die durchschnittlich um 
etwas mehr als drei Wochenstunden kürzer als die tatsäch- 
lichen Arbeitszeiten sind. Die Reduktionswünsche beziehen 
sich also hauptsächlich auf diese Differenz und damit auf 
den Abbau der Überstunden. 

Obwohl Frauen in Paarhaushalten mit Kindlern in 
Westdeutschland mit 25,5 Stunden die niedrigsten 
Wunscharbeitszeiten aufweisen, ist in dieser Gruppe kein 
Reduktionspotential vorhanden. Der Anstieg der Teilzeit- 
quote der westdeutschen Frauen in Paarhaushalten mit 
Kindlern (1 995: 65%; 1999: 69%) und der Anstieg der ge- 
ringfügigen Beschäftigungsverhältnisse (1 995 arbeiteten 
13% der westdeutschen Frauen in Paarhaushalten mit 
Kind/ern mit einer vertraglichen Arbeitszeit unter 15 Stun- 
den, 1999 sind es 18%) dürfte für die verhältnismäßig ge- 
ringe vertragliche Arbeitszeit von 24,9 Wochenstunden 
verantwortlich sein (1995: 26,2 Wochenstunden). Die 
durchschnittliche tatsächliche Arbeitszeit von 25,8 Wo- 
chenstunden entspricht in dieser Beschäftigtengruppe 
ziemlich genau der Wunscharbeitszeit. 

Auch in Ostdeutschland ist bei Frauen in Paarhaushal- 
ten mit Kindlern fast kein Reduktionspotential feststellbar. 
Hier liegt die durchschnittliche Wunscharbeitszeit von 
Frauen in Paarhaushalten mit Kind/ern mit 35,9 Wochen- 
stunden um rund 10 Stunden über der der westdeutschen 
Vergleichsgruppe. Ostdeutsche Frauen orientieren sich of- 
fenkundig trotz veränderter Rahmenbedingungen nach 
wie vor eher an einer kontinuierlichen Vollzeitbeschäfti- 
gung. Sowohl die Wunscharbeitszeiten als auch die tat- 
sächlichen Arbeitszeiten von ostdeutschen Frauen mit und 
ohne Kinder unterscheiden sich kaum. 

Bei den (zu 80% weiblichen) Alleinerziehenden ent- 
spricht in Westdeutschland die durchschnittliche Wunsch- 
arbeitszeit von 32,6 Wochenstunden ziemlich genau der 
tatsächlichen Arbeitszeit (32,5 Wochenstunden). In Ost- 
deutschland verhält es sich ähnlich. Hier liegt die ge- 
wünschte Arbeitszeit mit 38,O Wochenstunden ebenfalls 
ziemlich nahe bei der tatsächlichen von 38,9 Wochenstun- 
den. Man kann vermuten, dass Alleinerziehende aufgrund 
der Alleinzuständigkeit sowohl für die Kinderbetreuung 
und -erZiehung als auch für die Beschaffung eines subsi- 
stenzsichernden Einkommens so gut wie keinen Redukti- 
onsspielraum haben -weder bei der Zeit noch beim Geld. 

Flexible Arbeitszeiten aus Beschäftigtensicht 
Teilzeitarbeit ist nach wie vor fast ausschließlich Frauensa- 
che. Während in Westdeutschland jedoch die Teilzeitquote 
der Frauen bei 42% liegt, arbeiten in Ostdeutschland nur 
ein Viertel der Frauen in Teilzeit. In Westdeutschland vari- 
iert die Teilzeitquote deutlich mit dem Familienstand: Nur 
17% der alleinstehenden Frauen arbeiten in Teilzeit, Frauen 
in Paarhaushalten mit Kindlern dagegen zu 69%. In Ost- 
deutschland besteht dagegen kein nennenswerter Zusam- 
menhang zwischen der Teilzeitquote und dem Familien- 
stand. 

Bewertungskriterien - ,,schwachJ'. Die ,,Schichtvariab- 
1e"z.B. hat immer und überall nur wenig Varianz aufge- 
klärt.) Unter diesen Effekten sind allerdings einige, die so 
manchen Modernisierer beunruhigen könnten: besonders 
leistungswillige, aufstiegsorientierte, gewissenhafte, ratio- 
nal kalkulierende und planende Studierende. Wer es mit 
dem Studum nicht so ganz eilig hat, wem Freizeit wichti- 
ger ist als das Studium, der kann die zerplitterten Stunden- 
pläne besser leiden. Ist also die Flexibilisierung der Arbeits- 
zeiten ein Affront gegenüber den Tüchtigen und ein Ge- 
schenk für die Bummelanten? 

Ehe weitreichende Schlussfolgerungen gezogen wer- 
den - die, zugegebenermaßen, aufgrund der Daten sehr 
nahe liegen -sind ,,weitere Forschungen nötig". Mit  dieser 
salvatorischen Klausel will man sich nicht aus der Verant- 
wortung für Resultate herauswinden, aber man muss 
Rücksicht nehmen auf die noch ausstehenden offenen Fra- 
gen. Beispiel: Wie sehen Wunschpläne bei Erwerbstätigen 
unterschiedlichen Alters, unterschiedlicher Branchen aus? 
Unter welchen Bedingungen werden Wunschpläne geän- 
dert? Inwiefern findet eine Anfreundung mit Nicht- 
Wunschplänen statt? Führt die Realisierung von Wunsch- 
plänen zu größerer Zufriedenheit oder Leistung? Fragen, 
für die sich die wissenschaftlichen Forschungsförderinstitu- 
tionen leider noch kaum interessieren. 

Ursachen des Zeittraditionalismus 
Die Zentralfrage lautet aber: Warum sehen ideale Wochen- 
zeitpläne junger Menschen so konservativ aus? Leicht ant- 
wortet man mit ,,Gewöhnungu: Studierende haben die 
Schule noch nicht lange hinter sich und sind folglich an 
deren Rhythmus gewöhnt. Gegenargument: auch ältere 
Studierende, die sich ja schon an den zeitlich chaotischen 
Betrieb der Universität gewöhnt haben könnten, haben 
ähnliche Idealpläne wie Anfängerlnnen. Stichhaltiger wirkt 
da schon das Argument ,,Synchronisationserfordernis": 
Um andere Leute zu treffen, Freunde, Bekannte und Ver- 
wandte, um Öffnungstermine von Ämtern, öffentlichen 
Einrichtungen etc. wahrnehmen zu können, muss man 
sich hinsichtlich seiner eigenen Pflichtzeiten an andere an- 
passen. Und dabei kommen dann doch eher konservativer 
Idealpläne heraus. Gegenargument: auch bei dem 0.g. Ex- 
periment, in dem die Befragten keine Rücksicht auf ihre 

z eitstrukturen wirken sich nicht nur auf Wirtschaft, Ar- 
beit und Ökologie aus, sondern beeinflussen auch 
die privaten Lebensverhältnisse. Vor allem Frauen 

sind täglich mit dem Balanceakt konfrontiert, Zeiten ihrer 
beruflichen Tätigkeit mit den Öffnungszeiten von Kinder- 
garten, Behörden, Läden und Banken sinnvoll zu kombi- 
nieren. Oft genug verzweifen sie nicht zuletzt daran, dass 
in ihrer Stadt Zeitstrukturen kaum oder überhaupt nicht 
auf einander abgestimmt sind. 

Seit Herbst 1995 hat sich deshalb das Hamburger Se- 
natsamt für Gleichstellung die Harmonisierung kommuna- 
ler Zeitstrukturen zum Ziel gesetzt: ,,Zeiten der Stadt" lau- 
tet ein ehrgeiziges Forschungs- und Modellprojekt, wel- 
ches im folgenden beschrieben wird. 

Die durchaus feministisch gefärbte Debatte um die Er- 
fassung und Veränderung kommunaler Zeitströme entstand 
Mitte der 80er Jahre in Italien, als in Modena und Bologna 
Frauen diese Städte regierten. Sowohl diese Bürgermeiste- 

Terminzwänge nehmen sollten, entstanden konservative 
Zeitpläne. Eine weitere naheliegend anzunehmende Ursa- 
che stammt aus der Biologie und Physiologie: der mensch- 
lichen physis wohnen Rhythmen inne - es gibt leistungs- 
starke und leistungsschwache Tageszeiten, einen ohne ne- 
gative Nebenwirkungen kaum änderbaren Schlaf- Wach- 
rhythmus, ja auch Jahresrhythmen, die wohl mit der tägli- 
chen Lichtmenge kovariieren. Wunschpläne können also 
anthropogene Konstanten widerspiegeln. 

Im Forschungsprojekt ,,Temporale Muster" spielte noch 
eine andere Erklärung eine Rolle: die Logik oder Psycholo- 
gik der Tätigkeiten, die eine bestimmte Reihenfolge erfor- 
dern. Gefragt wurden die Studierenden z.B. in welcher Rei- 
henfolge sie die drei Tätigkei- 
ten- ,,Freund/in besuchen", Die Befunde zu den idealen Zeitplänen 
„Referat vorbereiten", ,,im 
Haushalt arbeiten" ausführen haben wir das ,,Flexibilisierungspara- 
wollten. Die Reihenfolge A f e -  doxonU genannt: unter Bedingungen 
rat - Haushalt - Freundln" wird 
von allen sechs Reihenfolge. der völligen Wahlfreiheit legen Befrag- 
möglichkeiten am besten be- te  ihre Arbeitszeiten so, wie es bisher 
wertet - am schlechtesten die 
Reihenfolge ,,FreundIn - Haus- üblich war. 
halt - Referat". Wer sich in 
Handlungsplanung hineindenkt, kann dies Resultat be- 
stens verstehen: die Regel ,,erst die Arbeit, dann das Spiel" 
ist nicht nur Ergebnis von Gesellschaft, Erfahrung und Ge- 
wöhnung, sondern unmittelbar ein Reflex auf innere Be- 
findlichkeiten bei der Handlungsplanung. Krasses Beispiel: 
Wenn Sie um 11 Uhr ihre Abschlussprüfung haben, kön- 
nen Sie den Sekt nicht schon um 10 Uhr trinken, er folgt 
mit universalistischer PsychoLogik natürlich erst nach der 
Prüfung. SPW 

I Mitarbeiterlnnen des Projekts waren Tanja Schatz, Arnd Ridder, Kai 
Christian Koch, Renate Freericks, Holger Brillen, Melanie Gecius, 
Daniel Gronloh, Berhard Ruhl, Bettina Schaffrath-Franke und Kurt 
Sornbert, Kooperationspartner waren Hartrnut Lüdtke (Marburg), 
Manfred Garharnmer (Bamberg). Anfang 2000 erscheint eine ab- 
schließende Publikation im Leske und Budrich Verlag: Dollase, R.. 
Harnrnerich, K., Tokarski, W. (Hrsg.) (2000) Temporale Muster. Die 
ideale Reihenfolge der Tätigkeiten. Opladen: Leske und Budrich, 
Belege fur die im Artikel erwähnten empirischen Resultate finden 
sich in dieser Publikation und in einer Dissertation von Tanja Schatz 
.,Temporale Musterpräferenzen" Berlin: Logos, 1999 

I r  Zeiten der Stadt" 
Ein Forschungs- und  Modellprojekt des Hamburger Senatsamtes 

fü r  die Gleichstellung 

von Sabine Issa * 

rinnen als auch engagierte Gewerkschafterinnen hatten er- 
kannt, dass die Zeiten der Stadt -vor allem die Öffnungszei- 
ten im öffentlichen und privaten Dienstleistungsbereich - 
nicht nur von veralteten ,,normalen" Arbeits- und Freizeiten 

* Sabine Issa, Senatsamt f Gleichstellung, Freie Hansestadt Hamburg 
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Befragt wurden Studierende (über 1000 in verschiede- 
nen Studien) mit einem Durchschnittsalter deutlich unter 
30 Jahren, also keine Alten, die sich nicht mehr umstellen 
können. Die Studierenden wurden nach ihren Arbeitszei- 
ten, nämlich den Vorlesungen und Seminaren gefragt, da- 
mit ein konkretes zeitliches Problem aus ihrem eigenen All- 
tag gelöst werden sollte und nicht eines, dass sie selbst 
später betrifft oder das stellvertretend für andere, etwa die 
werktätige Bevölkerung, gelöst wird. Sonst käme es zu so 
merkwürdigen Paradoxien wie ,,Es sollen nicht alle studie- 
ren - nur die besten" sagen alle Eltern -und hoffen natür- 
lich alle, dass ihre eigenen Sprößlinge dabei sind. Oder: auf 

das Problem der Zeitflexibilisie- 

fangend, mal um 10 Uhr), b) Blockpläne, bei denen man 
das Arbeitszeitkontingent so auf wenige Tage reduzierte, 
dass möglichst noch ein weiterer Tag freibleibt (am besten 
der Freitag, wenn möglich auch der Montag) und einen C) 
,,Siesta Pläne" die eine ausgiebige Mittagspause vorsehen, 
ansonsten aber den Vormittagsplänen ähneln. Enttäu- 
schend normal und herkömmlich also, was man von ,,jun- 
gen Leuten" zu hören bekommt - wenn es um die Gestal- 
tung der eigenen Arbeitszeit geht, wird man zeitkonserva- 
tiver. 

Das zeigt sich deutlich, wenn man die prototypischen 
Idealpläne auf ihre strukturellen Kennzeichen hin unter- 
sucht. Für ideale Pläne gilt: 

-a) Sie haben von Tag zu Tag wiederkehrende, identische 
Zeitstrukturen, Arbeitszeiten fangen täglich zur selben Zeit 
an und hören zur selben Zeit auf (identische Tagesrhyth- 
men); 

b) Abendstunden,' ,,Frühschichten", Samstage und 
Sonntage werden als Arbeitszeiten in idealen Plänen nicht 
genannt (Randzeiten und Wochenenden arbeitsfrei); 

C) Ideale Arbeitszeiten werden in Wochenplänen so ge- 
legt, dass möglichst viele Tage am Stück - meist um das 
Wochenende herum -frei sind. (Blockung von Arbeit und 
Freizeit in der Woche). 

Punkt C) gibt Anlass, über das Verhältnis von Arbeit und 
Freizeit nachdenken - bestimmten die Rücksichtnahmen 
auf die Arbeit oder die auf Freizeit die idealen Pläne? Es 
zeigte sich, dass diese beiden Bereiche nicht trennbar sind. 
Ordne ich die Arbeitszeiten ideal an, ergibt sich dafür auch 
eine bestimmte Ordnung der Freizeiten und umgekehrt. 
Überraschenderweise werden die idealen Pläne (S.O.) so- 
wohl hinsichtlich ,,Eignung fürs Studium" als auch hin- 
sichtlich der ,,Eignung für die Freizeit" positiv beurteilt. Ar- 

Die demos~opisch Befragten werden rung gewendet: ,,Ich bin schon beits- und Freizeiteignung idealer Pläne korreliert also po- 
dafür, dass wir eine rund um sitiv. 

nicht mit den logischen Folgen, gesell- die Uhr Gesellschaft haben, Die Befunde zu den idealen Zeitplänen haben wir das 

schaftlichen lmplikationen sowie den aber ich selbst möchte aber 
doch einen geregelten Dienst 

Konflikten, Widersprüchen Von Zeitfle- haben,,,", ~i~ Befragunq von - - 

xibilisierung, Selbstbestimmung oder Studierenden war auch sonst 
keine Verlegenheitslösung: be- 

Nachteinkauf konfrontiert. zogen auf die Lage von Vorle- 
sungen und Seminaren durch- 

laufen diese eine extreme Schule der Zeitflexibilisierung, 
d.h. sie sind es gewöhnt, dass die Leh~eranstaitungen in 
ungeordneter Weise über die Wochen verteilt sind, dass 
Springstunden vorkommen oder gar die Freizeit vor der Ar- 
beit liegen muss. Andererseits ist ihre Selbstbestimmung 
über Arbeitszeitstrukturen größer als bei anderen Berufen 
- man kann partiell (nicht schrankenlos) auswählen oder 
ausfallen lassen. 

Merkmale idealer Wochenpläne 
Erwartet wurden Ergebnisse ganz im Sinne der modernen 
Trends - individuelle Stundenpläne, Nutzung von Samsta- 
gen oder auch Sonntagen, unkonventionelle Lagen von 
Veranstaltungen etc. -und heraus kam .... eher das Gegen- 
teil, nämlich eher traditionelle Wunscharbeitszeiten. Beste 
Noten erhielten Vormittagspläne, d.h. Lehrveranstaltun- 
gen von morgens bis mittags, danach frei. Schlecht beno- 
tet wurden alle irgendwie zerplitterten Pläne und auch ex- 
treme Blockungen von Veranstaltungen auf einen oder 
zwei Tage (mit acht oder neun Stunden täglich). Und wenn 
die Befragten ihre Wunschpläne in einen leeren Stunden- 
plan eintrugen, ließen sich die Wünsche auf drei Prototy- 
pen reduzieren: a) die Vormittagspläne (mal um 8 Uhr an- 

,,Flexibilisierungsparadoxon" genannt: unter Bedingungen 
der völligen Wahlfreiheit legen Befragte ihre Arbeitszeiten 
so, wie es bisher üblich war. Unter Wunschbedingungen 
würde sich die Zeitstruktur von Arbeit und Freizeit auch bei 
jungen Leuten nicht grundlegend ändern. 

Individuelle Unterschiede 
Es ist nun beileibe nicht so, dass es keine individuellen 

Unterschiede in den Wunschplänen gibt. Individualität er- 
gibt sich als kleine Abweichung von einem der drei Protop- 
pen -da wird hier mal ein Doppelstündchen weggelassen 
und dort eines hinzugefügt. Es gibt durchaus hunderte 
von individuellen Wunsch - Zeitplänen -sie lassen sich al- 
lerdings auf die drei Grundmuster (Vormittagspläne, Block- 
pläne und Siesta Pläne) empirisch (mittels Clusteranalyse) W 

reduzieren. Noch deutlicher konnte die Stabilität der Proto- 
typen gemacht werden, als in einem Experiment (d.h. Zu- 
fallsaufteilung auf die experimentellen Bedingungen) mal 
die Berücksichtigung individueller Zeitzwänge (Nebenjob, 
Kinderbetreuung etc.) und mal die explizite Nichtberück- 
sichtigung solcher Zwänge verlangt wurde. Ergebnis: die 
Wunschzeitpläne ändern sich kaum je nach Berücksichti- 
gung/Nichtberücksichtigung der Zwänge. 

Individuelle Unterschiede in den Wunschzeitplänen er- 
geben sich im übrigen nur in geringfügiger Stärke gemäß 
Geschlecht, Fachrichtung des Studums, Alter oder Neben- 
job. Weniger die demographischen Kennzeichen einer Per- 
son sind für die Art der Wunschpläne entscheidend als viel- 
mehr ihre psychologischen - wenngleich im Effekt eben- 
falls nicht dramatisch. (Effekte nahezu aller sozialwissen- 
schaftlichen Variablen sind - unter den hier verwendeten 

MODERNE ZEITEN 

In Westdeutschland wird die Teilzeitarbeit von Frauen 
nach wie vor in großem Umfang gewollt oder wird zumin- 
dest akzeptiert: 84% der teilzeitbeschäftigten Frauen ge- 
ben an, dass sie weiterhin in Teilzeit arbeiten möchten. Al- 
lerdings ist der Anteil derer, die eine Vollzeitbeschäftigung 
wünschen, gegenüber 1995 um vier Prozentpunkte auf 
1 2%,gestiegen. In Ostdeutschland ging der Anteil der teil- 
zeitbeschäftigten Frauen mit Vollzeitwunsch um 10 Pro- 
zentpunkte und damit deutlich zurück, liegt jedoch nach 
wie vor weit über dem Anteil in Westdeutschland: Gut vier 
Zehntel der teilzeitbeschäftigten Frauen in Ostdeutschland 
(39%) würden eine Vollzeitbeschäftigung bevorzugen. 

Während der Anteil der männlichen Vollzeitbeschäftig- 
ten, die sich vorübergehend oder dauerhaft eine Teilzeitar- 
beit wünschen, auf niedrigem Niveau stagniert (1995 
wünschten sich 6% eine Teilzeitbeschäftigung, 1999 sind 
es 5%), ist der Anteil der weiblichen Vollzeitbeschäftigten, 
die sich eineTeilzeitbeschäftigung wünschen, in West- und 
Ostdeutschland um 5 Prozentpunkte gesunken (in West- 
deutschland von 20% im Jahr 1995 auf 15% 1999; in Ost- 
deutschland von 14% auf 9%). Die an Teilzeit interessierten 
Vollzeitbeschäftigten wollen im Durchschnitt ihre vertrag- 
liche Wochenarbeitszeit auf 27,l Stunden reduzieren: ge- 
wünscht sind also weniger ,Halbtagsstellen' sondern eher 
,Zwei-Drittel-, oder ,Drei-Viertel-Stellen'. 

Deutlich angestiegen ist auch die durchschnittliche 
Wunscharbeitszeit bei den Teilzeitbeschäftigten in West- 
deutschland: die gewünschte Arbeitszeit ist hier in den 
letzten vier Jahren um 1.9 Stunden auf 23,6 Stunden ge- 
stiegen. Damit liegt die Wunscharbeitszeit der westdeut- 
schen Teilzeitbeschäftigten immer noch um 7,9 Stunden 
unter der Wunscharbeitszeit der Teilzeitbeschäftigten in 
Ostdeutschland. Diese hat sich kaum verändert und liegt 
mit 31,5 Stunden nach wie vor nahe bei einer Vollzeitbe- 
schäftigung. 

Der Anteil der Beschäftigten, die regelmäßig Überstun- 
den leisten, ist weiter angestiegen. (1 995 waren es 45%, 
1999 sind es 56%). Die Bereitschaft zur Überstundenarbeit 
ist dagegen deutlich gesunken: Wollten 1995 54% derer, 
die regelmäßig Überstunden leisten, weniger oder keine 
Überstunden mehr machen, so lehnen 1999 knapp zwei 
Drittel die Überstundenarbeit ab. In Ostdeutschland ist der 
Anteil derer, die Überstunden abbauen wollen, mit 69% 
noch etwas höher als in Westdeutschland (61%). Der 
Hauptgrund für die Überstundenarbeit sind nicht finanziel- 
le Motive, sondern betriebliche Zwänge: In Westdeutsch- 
land geben 67% an, dass sie Überstunden leisten, weil sich 
ihre Arbeit ohne Überstunden nicht bewältigen Iäßt, bzw. 
weil sie sich der Überstundenarbeit nicht entziehen kön- 
nen. In Ostdeutschland trifft dies sogar auf 72% der Über- 
stundenbeschäftigten zu. Nach wie vor sind Männer mehr 
von der Überstundenarbeit betroffen als Frauen. In West- 
und insbesondere in Ostdeutschland leisten Männer in 
Paarhaushalten mit Kindlern am häufigsten regelmäßige 
Überstundenarbeit (West: 68%; Ost: 72%). Auch in dieser 
Beschäftigtengruppe sind dafür nicht die finanziellen 
Gründe ausschlaggebend, sondern betriebliche Zwänge 
(dies geben in Westdeutschland 71 % und in Ostdeutsch- 
land 80% der Überstunden leistenden Väter an). 

Der Anteil derer, die regelmäßig Samstags undIoder 
Sonntagsarbeit leisten, ist seit 1989 langsam, aber stetig 
angestiegen (regelmäßige Samstagsarbeit 1989: 30% 
1999: 35%; regelmäßige Sonntagsarbeit: 1989: 10%; 
1999: 16%). 64% der Samstagsbeschäftigten wollen die 
Samstagsarbeit einschränken oder ganz aufgeben. Be- 
schäftigte, die regelmäßig Sonntagsarbeit leisten, wollen 

diese zu 66% reduzieren oder ganz aufgeben. Bei den al- 
leinstehenden Beschäftigten ist die Akzeptanz der Wo- 
chenendarbeit noch am größten, aber auch sie wollen 
mehrheitlich die Samstagsarbeit (zu 58%) und die Sonn- 
tagsarbeit (zu 55%) reduzieren. Am größten ist die Ableh- 
nung der Sonntagsarbeit bei Beschäftigten mit Kindlern 
(72%). 

Die Schicht- und Nachtarbeit hat im Vergleich zu 1995 
an Verbreitung zugenommen: 1995 arbeiteten 13% der 
Beschäftigten regelmäßig in Schicht- undIoder Nachtar- 
beit, 1999 sind es in West- und Ostdeutschland 18%. Et- 
was mehr als die Hälfte (51 %), der Schichtbeschäftigten 
sind mit der Schichtarbeit zufrieden. Die Akzeptanz der 
Schicht- und Nachtarbeit steigt, wenn die persönlichen 
Belange bei der Schichtplangestaltung hinreichend berück- 
sichtigt werden. Ist dies der Fall, so geben 57% der Schicht- 
und Nachtbeschäftigten an, genauso oft oder häufiger 
Schicht- und Nachtarbeit leisten zu wollen. 

Gleitende Arbeitszeit genießt nach wie vor eine hohe 
Akzeptanz. Für 85% der Gleitzeitbeschäftigten in West- 
deutschland und 77% in Ostdeutschland überwiegen die 
Vorteile der Gleitzeit; für nur 2% (West: 1%; Ost 3%) über- 
wiegen die Nachteile. Besteht die Möglichkeit, ein Gleit- 
zeitkonto zu führen, die tägliche Arbeitszeit also nicht nur 
in ihrer Lage, sondern auch ihrer Dauer zu variieren, so fällt 
die Beurteilung noch positiver aus. Beschäftigte mit einem 
Gleitzeitkonto bewerten die Gleitzeitarbeit in West- 
deutschland zu 88% und in Ostdeutschland zu 82% posi- 
tiv. Die breite Befürwortung der Gleitzeit erklärt sich dar- 
aus, dass diese sich vorzüglich dazu nutzen Iäßt, die Ar- 
beitszeit dem außerberuflichen 

Zeitbedarf anzupassen. Dabei Das größte Reduktionspotential liegt 
ist Gleitzeitarbeit nicht mit ei- 
nem ständigen , , ~ ~ ~ m e n  und bei den in Paarhaushalten lebenden 
Gehen" verbunden, Männern mit Kindern und bezieht sich 
die Beschäftigten in Gleitzeitar- 
beit entwickeln zum größten auf den Abbau der Überstunden. 
Teil individuelle Zeitroutinen, 
die nur bei (meist lebensweltlich motiviertem) Bedarf ver- 
lassen werden. So geben auch 72% der Beschäftigten mit 
einem Gleitzeitkonto als wesentlichen Zweck die Anpas- 
sung der Arbeitszeit an den außerberuflichen Zeitbedarf 
an. 

Arbeitszeitkonten 
Der anhaltende Trend zu einer wachsenden Verbreitung 
flexibler Arbeitszeitformen verweist auf den hohen Stellen- 
wert, den das Arbeitszeit- und Betriebszeitmanagement 
bei der Bewältigung der betrieblichen Flexibilisierungsan- 
forderungen einnimmt. In diesem Zusammenhang werden 
seit Anfang der 90er Jahre zur Steuerung der Arbeitszeit 
verstärkt Arbeitszeitkonten eingesetzt. Bereits mehr als je- 
der dritte Beschäftigte (37%) verfügt über ein Arbeitszeit- 
konto (GroßIMunz 1999b). Diese erweitern die Möglich- 
keiten beträchtlich, die tägliche und wöchentliche Arbeits- 
zeit zu variieren: vor dem Hintergrund eines Arbeitszeit- 
standards ist der Auf- und Abbau von Zeitguthaben und - 
schulden möglich; die vertragliche Arbeitszeit muss nur 
noch als Durchschnittswert innerhalb des vereinbarten 
Ausgleichszeitraums erreicht werden. Dies birgt für die Be- 
schäftigten potentiell die Chance, ihren außerberuflichen 
Zeitbedarf bei der Festlegung der Lage und Dauer der täg- 
lichen Arbeitszeit mit zu berücksichtigen. Das Interesse der 
Beschäftigten nach einer besseren Anpassung der Arbeits- 
zeit an ihren außerberuflichen Zeitbedarf und das betrieb- 
liche Interesse an einer besseren Synchronisierung der Ar- 
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beitszeit mit den betrieblichen Erfordernissen kommen je- 
doch nicht automatisch zur Deckung. Die Bündelung mög- 
lichst vieler Interessen hängt davon ab, inwieweit Regelun- 
gen ausgehandelt werden, welche die unterschiedlichen 
Interessen der betrieblichen Akteure zu berücksichtigen 
und auszugleichen vermögen. Nach Ergebnissen einer Be- 
triebs- und Personalrätebefragung des Wirtschafts- und 
Sozialwissenschaftlichen Instituts in der Hans- Böckler-Stif- 
tung (WSI) ist der hauptsächliche Grund der Einführung 
von Kontenmodellen zwar in der Anpassung der Arbeits- 
zeit an die betrieblichen Erfordernisse zu sehen; dennoch 
geht die Mehrheit der Betriebs- und Personalräte davon 
aus, dass die Konten den zeitlichen Spielraum der Beschäf- 
tigten erweitern (WSI-Projektgruppe 1998, 660). 

Die Ergebnisse unserer Beschäftigtenbefragung bestä- 
tigen diese Einschätzung: Befragt nach dem wesentlichen 
Zweck der Kontenführung geben die Beschäftigten unge- 
fähr gleich häufig die Anpassung der Arbeitszeit an den 
außerberuflichen Zeitbedarf und an die betrieblichen Erfor- 
dernisse an. In Westdeutschland werden die außerberufli- 
chen Zwecke (52%) etwas häufiger genannt als die be- 
trieblichen Erfordernisse (47%). In Ostdeutschland ist es 

umgekehrt: 55% geben an, 

Arbeitszeitkonten bergen für die Be- die Kontenführung der 
Anpassung der Arbeitszeit an 

schäftigten potenziell die Chance, ih- die betrieblichen Erfordernisse 

ren außerberuflichen Zeitbedarf bei dient, 50% nennen außerbe- 
rufliche Z w e ~ k e . ~  Bei der Beur- 

der Festlegung der Lage und Dauer teilung des Zwecks der Konten- 

der täglichen Arbeitszeit mit zu be- führuns gibt es deutliche ge- 
schlechtsspezifische Unter- 

rücksichtigen. schiede. Frauen geben wesent- 
lich häufiger als Männer an, 

dass die Kontenführung der Anpassung der Arbeitszeit an 
den außerberuflichen Zeitbedarf dient. Bei den Männern 
steht dagegen die Anpassung der Arbeitszeit an die be- 
trieblichen Erfordernisse im Vordergrund (GroßIMunz, 
199913). 

Ob die Beschäftigten über eine Kontenregelung verfü- 
gen, die es ihnen ermöglicht, den außerberuflichen und 
beruflichen Zeitbedarf besser zu koordinieren, hängt aller- 
dings stark von ihrer beruflichen Stellunq ab. Anqestellte 

MODERNE ZEITEN 

Ein hohes Reduktionspotential liegt dagegen bei den 
Vätern. Diese wünschen sich hauptsächlich einen Abbau der 
Überstunden. Ursache für die Überstundenarbeit sind in der 
überwiegenden Mehrheit betriebliche Zwänge. Die Betriebe 
sind zur Anpassung der Arbeitszeit an den Arbeitsanfall häu- 
fig auf Überstundenarbeit angewiesen. Mit Arbeitszeitkon- 
ten verfügt die betriebliche Personalpolitik jedoch über ein 
funktionalesÄquivalent zur Überstundenarbeit. Diese bieten 
die Möglichkeit, die Arbeitszeit auch kurzfristig dem Arbeits- 
anfall anzupassen, ohne auf die (beschäftigungsmindern- 
den) bezahlten oder unbezahlten Überstunden zurückgrei- 
fen zu müssen. Dementsprechend leisten Beschäftigte mit 
einem Arbeitszeitkonto pro Woche durchschnittlich knapp 
eine Stunde weniger bezahlte oder unbezahlte Überstunden 
als Beschäftigte ohne Arbeitszeitkonto (Groß/Munz/Seifert, 
1999). Arbeitszeitkonten können dazu genutzt werden, 
durch die Umwandlung von (beschäftigungsmindernden) 
bezahlten und unbezahlten Überstunden in (beschäfti- 
gungsneutrale) über Freizeit ausgeglichene Überstunden die 
tatsächliche mit der vertraglichen Arbeitszeit zur Deckung zu 
bringen. Dies würde sowohl den meist lebensweltlich moti- 
vierten Reduktionswünschen der Beschäftigten Rechnung 
tragen als auch ein nicht zu unterschätzendes beschäfti- 
gungspolitisches Potential eröffnen. SPW 
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' Bei der in standardisierten Umfragen schwierigen Ermittlung von 

und ~ ~ ~ ~ t ~ / ~ ~ ~ ~ t i ~ ~ ~ ~  sind hier aeaenüber den ~ ~ b ~ i -  Arbeitszeitwünschen versuchen wir, soweit dies möglich ist, die Er- 
., ., ~ - 

Zeugung fiktiver Entscheidungssituationen zu vermeiden. So wei- 
tern und Arbeiterinnen privilegiert. Arbeiter und Arbeite- sen wir in der Frageformulierung darauf hin, dass eine womöglich 
rinnen geben nur zu 39% an, dass ihr Arbeitszeitkonto gewünschte Arbeitszeitreduktion mit einer in etwa dazu ~ r o ~ o r t i o -  , , 

zum Zweck der Anpassung der Arbeitszeit an ihren außer- naien Einkommensreduktion verbunden ist. 

beruflichen Zeitbedarf aeführt wird; bei Beamten und Be. Sämtliche Angaben zur Verbreitung von Arbeitszeitformen und zu 

amtinnen ist dies bei 570h und bei den Angestellten sogar Arbeitszeitwunschen in diesem Artikel stammen aus der vom ISO 

bei 60% der Fall. 
(Institut zur Erforschung sozialer Chancen) durchgeführten und 
vom NRW-Ministerium für Arbeit, Soziales und Kultur, Sport und 

Resümee 
Stadtentwicklung finanziell geförderten kontinuierlichen Arbeits- 
zeitberichterstattung. In diesem Rahmen wurden bislanq fünf re- 

~~~h wie vor sind insbesondere dann, wenn ~ i ~ d ~ ~  ins pr2sentative Beschäftigtenbefragungen in den Jahren 1987, 1989, 
1993, 1995 und zuletzt 1999 durchgeführt. In der aktuellen Be- 

kommen, die Erwerbsbeteiligungsmuster der Ge- schäftigtenbefragung des ]SO wurden 4024 abhängig Beschäftig- 
schlechter höchst different. Männer in Paarhaushalten te zwischen 18 und 65 ~~h~~~ in west- und ostdeutschland nach 
mit Kindlern haben aufqrund lanqer vertraqlicher Arbeits- ihren Arbeitszeitformen, Arbeitszeitwünschen und ihrer Zeitver- 

zeiten und aufarund der Überstundenarbeit die Iänasten wendung befragt. 
- ~- ~ - -  2- - -  

tatsächlichen Arbeitszeiten, Frauen reduzieren dagegen Bei der Frage nach dergewunschten Arbeitszeit wurde, wie gesagt, 
von einer entsprechenden Einkommensverminderung bzw. -erhö- 

in der Regel ihre Arbeitszeit, wenn Kinder im Haushalt le- hung ausgegangen. In den tatsächlichen Arbeitszeiten sind neben 
ben. Dies trifft jedoch uneingeschränkt nur auf die West- dervertraalichen Arbeitszeit auch Überstunden und Rüst- und Vor- 
deutschen Frauen ZU. Ostdeutsche Frauen arbeiten häufia bereitunqszeiten enthalten, Pausenzeiten sind hier daqeqen aus- 

a 

in Ermangelung einer Vollzeitbeschäftigung und nicht nicht mit 
Bei der 1995 durchgeführten Beschäftigtenbefragung ergab sich 

wegen einer besseren Vereinbarung von Beruf und Fami- 
aus den Reduktionswunschen der abhängig Beschäftigten ein 

lie in Teilzeit. Die Ausweitung der Teilzeitarbeit für die Be- rechnerisches ~ ~ b ~ i ~ ~ ~ l ~ ~ ~ ä ~ ~ i ~ ~ l ~ ~ ~  von 3,2 ~ ~ l l i ~ ~ ~ ~  vollzeitar. 
schäftigtengruppe der Frauen mit Kindlern hat zur Konse- beitsplätzen (BauerIGroßlSchilling, 1996, 164). 

quenz, dass hier das Reduktionspotential weitgehend Aufgrund von Mehrfachnennungen können sich die Prozentanga- 

ausgeschöpft ist. ben auf mehr als 100% aufsummieren. 

MODERNE ZEITEN 

I n der Konfrontation mit dem modernen Schlagwort 
cocktail - Zeitflexibilisierung, Mobilzeiten, Zeitkonten, 
Telearbeit, Gleitzeit, ,,atmende" Fabrik, Rund-um-die- 

Uhr-Gesellschaft etc. - bekommt man leicht das Gefühl, 
dass der erfolgreiche Mensch der Zukunft prinzipiell zu je- 
der Tages- und Nachtzeit, samstags, Sonntags wie feiertags 
zur Arbeit bereit sein muss. Mehr noch: Arbeits- und Frei- 
zeiten liegen auf dem Wochenstundenplan nicht kompakt 
und geordnet, sondern wie ein gesprenkeltes Muster, d.h. 
mal liegen Freizeitpartikel vor der Arbeit, mal zwischen Ar- 
beitszeiten und gelegentlich - wie früher - auch mal da- 
nach. Und jeder Mensch lebt in einem anderen Stunden- 
plan ... 

Widersprüche der Zeitentregelung 
Können wir uns, so muss man nun fragen, so etwas lei- 
sten? Ja -sagt die Logik der globalisierten Wirtschaft - wir 
können es, weil es andere Länder auch tun und wir müssen 
es tun, um konkurrenzfähig zu bleiben. Nein -warnen die 
Humanwissenschaften, Gewerkschaften und Kirchen - 
weil die Auswirkungen zerstörerisch sind. Bislang sind die 
möglichen Auswirkungen der Zerstörung kollektiver Zeit- 
strukturen vor allem unter zwei Gesichtspunkten studiert 
worden: 1. Verlust der Synchronisation von Kontakten: Fa- 
milienleben, Beziehungspflege und Freundschaften gedei- 
hen nicht, wenn sich aufgrund individualisierter Stunden- 
pläne keine Termine dafür mehr finden lassen und 2. medi- 
zinische und psychische Folgen ungeordneter Arbeits- und 
Freizeiten: die sog. ,,Schichtarbeitsforschung" hat längst 
belegt, wie relativ schnell die Grenzen der Belastbarkeit des 
menschlichen Organismus durch Entregelung von Zeitord- 
nungen erreicht sind. 

In der gegenwärtigen medialen Diskussion des Themas 
wird gerne so getan, als sei es eine Frage des ,,Rucks", der 
laut Herzog durch DeutsThland gehen müsse, bzw. der 
Pensionierung von senilen ,,Bedenkenträgern0', um den 
Einstieg in die Rund um die Uhr Gesellschaft ,,endlich" 
schaffen zu können. Mit  Rattenfängerargumenten wird 
schließlich auch auf den Gewinn an individueller ,,Zeitsou- 
veränität" durch Zeitflexibilisierung hingewiesen: man kön- 
ne ja, Wenns Baby mal krank ist, später anfangen oder ein- 
kaufen, wenn man Lust dazu hat (2.B. um 23.1 5 Uhr) etc. 
Unbedarfte Gemüter erkennen in solchen Lockvogel-Argu- 
menten sogleich die Vorboten eines Zeit-Schlaraffenlan- 
des, den Einstieg in wunderbare Möglichkeiten individuel- 
ler und kollektiver Selbstverwirklichung. 

Wie immer funktioniert das Argument der Entregelung, 
des Abbaus von Beschränkungen nach dem Muster der pu- 
bertären Befreiung von Triebimpulsen aus der Herrschaft von 
Zwängen: wenn die bösen Vorschriften nicht wären, könn- 
te das Leben ja so schön sein. Dass die ,,Zwänge", die ,,Vor- 
schriften" - eine sinnvolle Regelung zum Schutz der Ge- 
meinschaft und des Individuums darstellen - dass kann man 
den Zeitpionieren heute genauso wenig klarmachen wie Pu- 
bertierenden die Erkenntnis, dass Rauchen schädlich oder 
Parties bis zum Wecken für 13jährige ein Risiko darstellen. 
Alle Entregelungs- und Liberalisierungsargumente wenden 
sich an das unvernünftige Kind in uns - sonst könnten sie 
nicht ernsthaft erfolgreich sein. Folgt man den Argumenten 
sind bittere Folgen -wie immer - unausweichlich. Zeitflexi- 
bilisierung kann zu Stress, Synchronisationsproblemen in 
Kontakten, Vernichtung von Zeit durch Langeweile, Warte- 
und Wegezeiten, zu Gefühlen von Sinnlosigkeit, zu Lei- 
stungsvernichtung etc. führen ... 

Soweit die Hypothese. Wäre sie zweifelsfrei belegt, 
gäbe es an ihr kein deuteln - alle würden sich danach rich- 

Das Flexibilisierungs- 
paradoxon 

Arbeitszeitpräferenzen Studierender 

von Rainer Dollase* 

ten. Kosten und Nutzen würden - auch von der Wirtschaft 
- nüchtern gegeneinander aufgerechnet werden. Wie weit 
kann die Hypothese empirisch bestätigt werden? 

Forschungsprojekt ,,Temporale Muster" 
Eine Annäherung an eine Prüfung der Hypothese bieten 
Daten, die in dem nordrhein-westfälischen Forschungsver- 
bund ,,Temporale Muster", finanziert durch das Innovati- 
onsprogramm Forschung des Wissenschaftsministeriums, 
in den Jahren 1996 bis 1998 gefördert wurden. Beteiligt 
waren die Hochschulen Aachen (Kurt Hammerich), Biele- 
feld (der Verfasser) und die Sporthochschule Köln (Walter 
Tokarski). 

Der besondere Zugang des Programms zu Fragen der 
Zeitflexibilisierung ist die Suche nach einer Antwort auf die 
Frage „Wie würden wöchentliche Arbeitszeiten gelegt, 
wenn der Mensch sie so legen könnte, wie er wollte?" Es 
geht also um seine Wünsche, um die Erfassung von Ideen 
zur Gestaltung von idealen Wochenplänen. Diese einfache 
Frage weicht nun in zwei Aspekten wesentlich von den her- 
kömmlichen demoskopischen Fragen ab: 1. Es wird ver- 
mieden, moderne, positiv besetzte Reizvokabeln zur de- 
moskopischen Abstimmung zu stellen. Beispiel: ,,Wün- 
schen Sie mehr Zeitflexibilisierung?", ,,Würden Sie ihre Ar- 
beitszeiten gerne selbst bestimmen?" oder ,,Finden Sie es 
gut, wenn Sie auch nachts noch einkaufen können?'' - Er- 
gebnisse auf solche pauschalen Fragen mit starker Sugge- 
stion, was nun die richtige Antwort sei, sind überflüssig, 
weil aus einer verdeckt affirmativen modernistischen Ge- 
sinnung konstruiert - sie belegen nur die sozial akzeptierte 
Konnotation von ,,Zeitflexibilisierung", ,,Selbstbestim- 
mung" oder ,,nachts einkaufen können". Die Befragten 
werden bei derlei Demoskopie nicht mit den logischen Fol- 
gen, gesellschaftlichen lmplikationen sowie den Konflik- 
ten, Widersprüchen von Zeit- 
flexibilisierung, Selbstbestim- Wie immer funktioniert das Argument 
muna oder Nachteinkauf kon- - 
frontiert. Ob sie es dann noch der Entregelung, des Abbaus von Be- 
wollten, ist mehr als fraglich. 2. schränkungen nach dem Muster der 
Im Projekt ,,Temporale Muster" 
werden stattdessen entweder pubertären Befreiung von Triebimpul- 
vorgegebene Wochenarbeits- Sen, 
pläne bewertet (in Schulnoten) 
oder aber in einem leeren Wochenplan schraffieren die Be- 
fragten die Zeiten (zu einem vorgegebenen Stundenvolu- 
men - z.B. 20 Stunden), an denen sie arbeiten möchten. 
Auf diese Art und Weise sollte ganz unverfänglich, neutral, 
konkret und nicht suggestiv nach den spontanen Zeitpräfe- 
renzen gefahndet werden. 

* Prof. Dr. Rainer Dollase, Universität Bielefeld, Abt. Psychologie und Institut für interdisziplinare 
Konflikt- und  Gewaltforschung' 
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beitszeit mit den betrieblichen Erfordernissen kommen je- 
doch nicht automatisch zur Deckung. Die Bündelung mög- 
lichst vieler Interessen hängt davon ab, inwieweit Regelun- 
gen ausgehandelt werden, welche die unterschiedlichen 
Interessen der betrieblichen Akteure zu berücksichtigen 
und auszugleichen vermögen. Nach Ergebnissen einer Be- 
triebs- und Personalrätebefragung des Wirtschafts- und 
Sozialwissenschaftlichen Instituts in der Hans- Böckler-Stif- 
tung (WSI) ist der hauptsächliche Grund der Einführung 
von Kontenmodellen zwar in der Anpassung der Arbeits- 
zeit an die betrieblichen Erfordernisse zu sehen; dennoch 
geht die Mehrheit der Betriebs- und Personalräte davon 
aus, dass die Konten den zeitlichen Spielraum der Beschäf- 
tigten erweitern (WSI-Projektgruppe 1998, 660). 

Die Ergebnisse unserer Beschäftigtenbefragung bestä- 
tigen diese Einschätzung: Befragt nach dem wesentlichen 
Zweck der Kontenführung geben die Beschäftigten unge- 
fähr gleich häufig die Anpassung der Arbeitszeit an den 
außerberuflichen Zeitbedarf und an die betrieblichen Erfor- 
dernisse an. In Westdeutschland werden die außerberufli- 
chen Zwecke (52%) etwas häufiger genannt als die be- 
trieblichen Erfordernisse (47%). In Ostdeutschland ist es 

umgekehrt: 55% geben an, 

Arbeitszeitkonten bergen für die Be- die Kontenführung der 
Anpassung der Arbeitszeit an 

schäftigten potenziell die Chance, ih- die betrieblichen Erfordernisse 

ren außerberuflichen Zeitbedarf bei dient, 50% nennen außerbe- 
rufliche Z w e ~ k e . ~  Bei der Beur- 

der Festlegung der Lage und Dauer teilung des Zwecks der Konten- 

der täglichen Arbeitszeit mit zu be- führuns gibt es deutliche ge- 
schlechtsspezifische Unter- 

rücksichtigen. schiede. Frauen geben wesent- 
lich häufiger als Männer an, 

dass die Kontenführung der Anpassung der Arbeitszeit an 
den außerberuflichen Zeitbedarf dient. Bei den Männern 
steht dagegen die Anpassung der Arbeitszeit an die be- 
trieblichen Erfordernisse im Vordergrund (GroßIMunz, 
199913). 

Ob die Beschäftigten über eine Kontenregelung verfü- 
gen, die es ihnen ermöglicht, den außerberuflichen und 
beruflichen Zeitbedarf besser zu koordinieren, hängt aller- 
dings stark von ihrer beruflichen Stellunq ab. Anqestellte 
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Ein hohes Reduktionspotential liegt dagegen bei den 
Vätern. Diese wünschen sich hauptsächlich einen Abbau der 
Überstunden. Ursache für die Überstundenarbeit sind in der 
überwiegenden Mehrheit betriebliche Zwänge. Die Betriebe 
sind zur Anpassung der Arbeitszeit an den Arbeitsanfall häu- 
fig auf Überstundenarbeit angewiesen. Mit Arbeitszeitkon- 
ten verfügt die betriebliche Personalpolitik jedoch über ein 
funktionalesÄquivalent zur Überstundenarbeit. Diese bieten 
die Möglichkeit, die Arbeitszeit auch kurzfristig dem Arbeits- 
anfall anzupassen, ohne auf die (beschäftigungsmindern- 
den) bezahlten oder unbezahlten Überstunden zurückgrei- 
fen zu müssen. Dementsprechend leisten Beschäftigte mit 
einem Arbeitszeitkonto pro Woche durchschnittlich knapp 
eine Stunde weniger bezahlte oder unbezahlte Überstunden 
als Beschäftigte ohne Arbeitszeitkonto (Groß/Munz/Seifert, 
1999). Arbeitszeitkonten können dazu genutzt werden, 
durch die Umwandlung von (beschäftigungsmindernden) 
bezahlten und unbezahlten Überstunden in (beschäfti- 
gungsneutrale) über Freizeit ausgeglichene Überstunden die 
tatsächliche mit der vertraglichen Arbeitszeit zur Deckung zu 
bringen. Dies würde sowohl den meist lebensweltlich moti- 
vierten Reduktionswünschen der Beschäftigten Rechnung 
tragen als auch ein nicht zu unterschätzendes beschäfti- 
gungspolitisches Potential eröffnen. SPW 
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' Bei der in standardisierten Umfragen schwierigen Ermittlung von 

und ~ ~ ~ ~ t ~ / ~ ~ ~ ~ t i ~ ~ ~ ~  sind hier aeaenüber den ~ ~ b ~ i -  Arbeitszeitwünschen versuchen wir, soweit dies möglich ist, die Er- 
., ., ~ - 

Zeugung fiktiver Entscheidungssituationen zu vermeiden. So wei- 
tern und Arbeiterinnen privilegiert. Arbeiter und Arbeite- sen wir in der Frageformulierung darauf hin, dass eine womöglich 
rinnen geben nur zu 39% an, dass ihr Arbeitszeitkonto gewünschte Arbeitszeitreduktion mit einer in etwa dazu ~ r o ~ o r t i o -  , , 

zum Zweck der Anpassung der Arbeitszeit an ihren außer- naien Einkommensreduktion verbunden ist. 

beruflichen Zeitbedarf aeführt wird; bei Beamten und Be. Sämtliche Angaben zur Verbreitung von Arbeitszeitformen und zu 

amtinnen ist dies bei 570h und bei den Angestellten sogar Arbeitszeitwunschen in diesem Artikel stammen aus der vom ISO 

bei 60% der Fall. 
(Institut zur Erforschung sozialer Chancen) durchgeführten und 
vom NRW-Ministerium für Arbeit, Soziales und Kultur, Sport und 

Resümee 
Stadtentwicklung finanziell geförderten kontinuierlichen Arbeits- 
zeitberichterstattung. In diesem Rahmen wurden bislanq fünf re- 

~~~h wie vor sind insbesondere dann, wenn ~ i ~ d ~ ~  ins pr2sentative Beschäftigtenbefragungen in den Jahren 1987, 1989, 
1993, 1995 und zuletzt 1999 durchgeführt. In der aktuellen Be- 

kommen, die Erwerbsbeteiligungsmuster der Ge- schäftigtenbefragung des ]SO wurden 4024 abhängig Beschäftig- 
schlechter höchst different. Männer in Paarhaushalten te zwischen 18 und 65 ~~h~~~ in west- und ostdeutschland nach 
mit Kindlern haben aufqrund lanqer vertraqlicher Arbeits- ihren Arbeitszeitformen, Arbeitszeitwünschen und ihrer Zeitver- 

zeiten und aufarund der Überstundenarbeit die Iänasten wendung befragt. 
- ~- ~ - -  2- - -  

tatsächlichen Arbeitszeiten, Frauen reduzieren dagegen Bei der Frage nach dergewunschten Arbeitszeit wurde, wie gesagt, 
von einer entsprechenden Einkommensverminderung bzw. -erhö- 

in der Regel ihre Arbeitszeit, wenn Kinder im Haushalt le- hung ausgegangen. In den tatsächlichen Arbeitszeiten sind neben 
ben. Dies trifft jedoch uneingeschränkt nur auf die West- dervertraalichen Arbeitszeit auch Überstunden und Rüst- und Vor- 
deutschen Frauen ZU. Ostdeutsche Frauen arbeiten häufia bereitunqszeiten enthalten, Pausenzeiten sind hier daqeqen aus- 

a 

in Ermangelung einer Vollzeitbeschäftigung und nicht nicht mit 
Bei der 1995 durchgeführten Beschäftigtenbefragung ergab sich 

wegen einer besseren Vereinbarung von Beruf und Fami- 
aus den Reduktionswunschen der abhängig Beschäftigten ein 

lie in Teilzeit. Die Ausweitung der Teilzeitarbeit für die Be- rechnerisches ~ ~ b ~ i ~ ~ ~ l ~ ~ ~ ä ~ ~ i ~ ~ l ~ ~ ~  von 3,2 ~ ~ l l i ~ ~ ~ ~  vollzeitar. 
schäftigtengruppe der Frauen mit Kindlern hat zur Konse- beitsplätzen (BauerIGroßlSchilling, 1996, 164). 

quenz, dass hier das Reduktionspotential weitgehend Aufgrund von Mehrfachnennungen können sich die Prozentanga- 

ausgeschöpft ist. ben auf mehr als 100% aufsummieren. 
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I n der Konfrontation mit dem modernen Schlagwort 
cocktail - Zeitflexibilisierung, Mobilzeiten, Zeitkonten, 
Telearbeit, Gleitzeit, ,,atmende" Fabrik, Rund-um-die- 

Uhr-Gesellschaft etc. - bekommt man leicht das Gefühl, 
dass der erfolgreiche Mensch der Zukunft prinzipiell zu je- 
der Tages- und Nachtzeit, samstags, Sonntags wie feiertags 
zur Arbeit bereit sein muss. Mehr noch: Arbeits- und Frei- 
zeiten liegen auf dem Wochenstundenplan nicht kompakt 
und geordnet, sondern wie ein gesprenkeltes Muster, d.h. 
mal liegen Freizeitpartikel vor der Arbeit, mal zwischen Ar- 
beitszeiten und gelegentlich - wie früher - auch mal da- 
nach. Und jeder Mensch lebt in einem anderen Stunden- 
plan ... 

Widersprüche der Zeitentregelung 
Können wir uns, so muss man nun fragen, so etwas lei- 
sten? Ja -sagt die Logik der globalisierten Wirtschaft - wir 
können es, weil es andere Länder auch tun und wir müssen 
es tun, um konkurrenzfähig zu bleiben. Nein -warnen die 
Humanwissenschaften, Gewerkschaften und Kirchen - 
weil die Auswirkungen zerstörerisch sind. Bislang sind die 
möglichen Auswirkungen der Zerstörung kollektiver Zeit- 
strukturen vor allem unter zwei Gesichtspunkten studiert 
worden: 1. Verlust der Synchronisation von Kontakten: Fa- 
milienleben, Beziehungspflege und Freundschaften gedei- 
hen nicht, wenn sich aufgrund individualisierter Stunden- 
pläne keine Termine dafür mehr finden lassen und 2. medi- 
zinische und psychische Folgen ungeordneter Arbeits- und 
Freizeiten: die sog. ,,Schichtarbeitsforschung" hat längst 
belegt, wie relativ schnell die Grenzen der Belastbarkeit des 
menschlichen Organismus durch Entregelung von Zeitord- 
nungen erreicht sind. 

In der gegenwärtigen medialen Diskussion des Themas 
wird gerne so getan, als sei es eine Frage des ,,Rucks", der 
laut Herzog durch DeutsThland gehen müsse, bzw. der 
Pensionierung von senilen ,,Bedenkenträgern0', um den 
Einstieg in die Rund um die Uhr Gesellschaft ,,endlich" 
schaffen zu können. Mit  Rattenfängerargumenten wird 
schließlich auch auf den Gewinn an individueller ,,Zeitsou- 
veränität" durch Zeitflexibilisierung hingewiesen: man kön- 
ne ja, Wenns Baby mal krank ist, später anfangen oder ein- 
kaufen, wenn man Lust dazu hat (2.B. um 23.1 5 Uhr) etc. 
Unbedarfte Gemüter erkennen in solchen Lockvogel-Argu- 
menten sogleich die Vorboten eines Zeit-Schlaraffenlan- 
des, den Einstieg in wunderbare Möglichkeiten individuel- 
ler und kollektiver Selbstverwirklichung. 

Wie immer funktioniert das Argument der Entregelung, 
des Abbaus von Beschränkungen nach dem Muster der pu- 
bertären Befreiung von Triebimpulsen aus der Herrschaft von 
Zwängen: wenn die bösen Vorschriften nicht wären, könn- 
te das Leben ja so schön sein. Dass die ,,Zwänge", die ,,Vor- 
schriften" - eine sinnvolle Regelung zum Schutz der Ge- 
meinschaft und des Individuums darstellen - dass kann man 
den Zeitpionieren heute genauso wenig klarmachen wie Pu- 
bertierenden die Erkenntnis, dass Rauchen schädlich oder 
Parties bis zum Wecken für 13jährige ein Risiko darstellen. 
Alle Entregelungs- und Liberalisierungsargumente wenden 
sich an das unvernünftige Kind in uns - sonst könnten sie 
nicht ernsthaft erfolgreich sein. Folgt man den Argumenten 
sind bittere Folgen -wie immer - unausweichlich. Zeitflexi- 
bilisierung kann zu Stress, Synchronisationsproblemen in 
Kontakten, Vernichtung von Zeit durch Langeweile, Warte- 
und Wegezeiten, zu Gefühlen von Sinnlosigkeit, zu Lei- 
stungsvernichtung etc. führen ... 

Soweit die Hypothese. Wäre sie zweifelsfrei belegt, 
gäbe es an ihr kein deuteln - alle würden sich danach rich- 

Das Flexibilisierungs- 
paradoxon 

Arbeitszeitpräferenzen Studierender 

von Rainer Dollase* 

ten. Kosten und Nutzen würden - auch von der Wirtschaft 
- nüchtern gegeneinander aufgerechnet werden. Wie weit 
kann die Hypothese empirisch bestätigt werden? 

Forschungsprojekt ,,Temporale Muster" 
Eine Annäherung an eine Prüfung der Hypothese bieten 
Daten, die in dem nordrhein-westfälischen Forschungsver- 
bund ,,Temporale Muster", finanziert durch das Innovati- 
onsprogramm Forschung des Wissenschaftsministeriums, 
in den Jahren 1996 bis 1998 gefördert wurden. Beteiligt 
waren die Hochschulen Aachen (Kurt Hammerich), Biele- 
feld (der Verfasser) und die Sporthochschule Köln (Walter 
Tokarski). 

Der besondere Zugang des Programms zu Fragen der 
Zeitflexibilisierung ist die Suche nach einer Antwort auf die 
Frage „Wie würden wöchentliche Arbeitszeiten gelegt, 
wenn der Mensch sie so legen könnte, wie er wollte?" Es 
geht also um seine Wünsche, um die Erfassung von Ideen 
zur Gestaltung von idealen Wochenplänen. Diese einfache 
Frage weicht nun in zwei Aspekten wesentlich von den her- 
kömmlichen demoskopischen Fragen ab: 1. Es wird ver- 
mieden, moderne, positiv besetzte Reizvokabeln zur de- 
moskopischen Abstimmung zu stellen. Beispiel: ,,Wün- 
schen Sie mehr Zeitflexibilisierung?", ,,Würden Sie ihre Ar- 
beitszeiten gerne selbst bestimmen?" oder ,,Finden Sie es 
gut, wenn Sie auch nachts noch einkaufen können?'' - Er- 
gebnisse auf solche pauschalen Fragen mit starker Sugge- 
stion, was nun die richtige Antwort sei, sind überflüssig, 
weil aus einer verdeckt affirmativen modernistischen Ge- 
sinnung konstruiert - sie belegen nur die sozial akzeptierte 
Konnotation von ,,Zeitflexibilisierung", ,,Selbstbestim- 
mung" oder ,,nachts einkaufen können". Die Befragten 
werden bei derlei Demoskopie nicht mit den logischen Fol- 
gen, gesellschaftlichen lmplikationen sowie den Konflik- 
ten, Widersprüchen von Zeit- 
flexibilisierung, Selbstbestim- Wie immer funktioniert das Argument 
muna oder Nachteinkauf kon- - 
frontiert. Ob sie es dann noch der Entregelung, des Abbaus von Be- 
wollten, ist mehr als fraglich. 2. schränkungen nach dem Muster der 
Im Projekt ,,Temporale Muster" 
werden stattdessen entweder pubertären Befreiung von Triebimpul- 
vorgegebene Wochenarbeits- Sen, 
pläne bewertet (in Schulnoten) 
oder aber in einem leeren Wochenplan schraffieren die Be- 
fragten die Zeiten (zu einem vorgegebenen Stundenvolu- 
men - z.B. 20 Stunden), an denen sie arbeiten möchten. 
Auf diese Art und Weise sollte ganz unverfänglich, neutral, 
konkret und nicht suggestiv nach den spontanen Zeitpräfe- 
renzen gefahndet werden. 

* Prof. Dr. Rainer Dollase, Universität Bielefeld, Abt. Psychologie und Institut für interdisziplinare 
Konflikt- und  Gewaltforschung' 
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Befragt wurden Studierende (über 1000 in verschiede- 
nen Studien) mit einem Durchschnittsalter deutlich unter 
30 Jahren, also keine Alten, die sich nicht mehr umstellen 
können. Die Studierenden wurden nach ihren Arbeitszei- 
ten, nämlich den Vorlesungen und Seminaren gefragt, da- 
mit ein konkretes zeitliches Problem aus ihrem eigenen All- 
tag gelöst werden sollte und nicht eines, dass sie selbst 
später betrifft oder das stellvertretend für andere, etwa die 
werktätige Bevölkerung, gelöst wird. Sonst käme es zu so 
merkwürdigen Paradoxien wie ,,Es sollen nicht alle studie- 
ren - nur die besten" sagen alle Eltern -und hoffen natür- 
lich alle, dass ihre eigenen Sprößlinge dabei sind. Oder: auf 

das Problem der Zeitflexibilisie- 

fangend, mal um 10 Uhr), b) Blockpläne, bei denen man 
das Arbeitszeitkontingent so auf wenige Tage reduzierte, 
dass möglichst noch ein weiterer Tag freibleibt (am besten 
der Freitag, wenn möglich auch der Montag) und einen C) 
,,Siesta Pläne" die eine ausgiebige Mittagspause vorsehen, 
ansonsten aber den Vormittagsplänen ähneln. Enttäu- 
schend normal und herkömmlich also, was man von ,,jun- 
gen Leuten" zu hören bekommt - wenn es um die Gestal- 
tung der eigenen Arbeitszeit geht, wird man zeitkonserva- 
tiver. 

Das zeigt sich deutlich, wenn man die prototypischen 
Idealpläne auf ihre strukturellen Kennzeichen hin unter- 
sucht. Für ideale Pläne gilt: 

-a) Sie haben von Tag zu Tag wiederkehrende, identische 
Zeitstrukturen, Arbeitszeiten fangen täglich zur selben Zeit 
an und hören zur selben Zeit auf (identische Tagesrhyth- 
men); 

b) Abendstunden,' ,,Frühschichten", Samstage und 
Sonntage werden als Arbeitszeiten in idealen Plänen nicht 
genannt (Randzeiten und Wochenenden arbeitsfrei); 

C) Ideale Arbeitszeiten werden in Wochenplänen so ge- 
legt, dass möglichst viele Tage am Stück - meist um das 
Wochenende herum -frei sind. (Blockung von Arbeit und 
Freizeit in der Woche). 

Punkt C) gibt Anlass, über das Verhältnis von Arbeit und 
Freizeit nachdenken - bestimmten die Rücksichtnahmen 
auf die Arbeit oder die auf Freizeit die idealen Pläne? Es 
zeigte sich, dass diese beiden Bereiche nicht trennbar sind. 
Ordne ich die Arbeitszeiten ideal an, ergibt sich dafür auch 
eine bestimmte Ordnung der Freizeiten und umgekehrt. 
Überraschenderweise werden die idealen Pläne (S.O.) so- 
wohl hinsichtlich ,,Eignung fürs Studium" als auch hin- 
sichtlich der ,,Eignung für die Freizeit" positiv beurteilt. Ar- 

Die demos~opisch Befragten werden rung gewendet: ,,Ich bin schon beits- und Freizeiteignung idealer Pläne korreliert also po- 
dafür, dass wir eine rund um sitiv. 

nicht mit den logischen Folgen, gesell- die Uhr Gesellschaft haben, Die Befunde zu den idealen Zeitplänen haben wir das 

schaftlichen lmplikationen sowie den aber ich selbst möchte aber 
doch einen geregelten Dienst 

Konflikten, Widersprüchen Von Zeitfle- haben,,,", ~i~ Befragunq von - - 

xibilisierung, Selbstbestimmung oder Studierenden war auch sonst 
keine Verlegenheitslösung: be- 

Nachteinkauf konfrontiert. zogen auf die Lage von Vorle- 
sungen und Seminaren durch- 

laufen diese eine extreme Schule der Zeitflexibilisierung, 
d.h. sie sind es gewöhnt, dass die Leh~eranstaitungen in 
ungeordneter Weise über die Wochen verteilt sind, dass 
Springstunden vorkommen oder gar die Freizeit vor der Ar- 
beit liegen muss. Andererseits ist ihre Selbstbestimmung 
über Arbeitszeitstrukturen größer als bei anderen Berufen 
- man kann partiell (nicht schrankenlos) auswählen oder 
ausfallen lassen. 

Merkmale idealer Wochenpläne 
Erwartet wurden Ergebnisse ganz im Sinne der modernen 
Trends - individuelle Stundenpläne, Nutzung von Samsta- 
gen oder auch Sonntagen, unkonventionelle Lagen von 
Veranstaltungen etc. -und heraus kam .... eher das Gegen- 
teil, nämlich eher traditionelle Wunscharbeitszeiten. Beste 
Noten erhielten Vormittagspläne, d.h. Lehrveranstaltun- 
gen von morgens bis mittags, danach frei. Schlecht beno- 
tet wurden alle irgendwie zerplitterten Pläne und auch ex- 
treme Blockungen von Veranstaltungen auf einen oder 
zwei Tage (mit acht oder neun Stunden täglich). Und wenn 
die Befragten ihre Wunschpläne in einen leeren Stunden- 
plan eintrugen, ließen sich die Wünsche auf drei Prototy- 
pen reduzieren: a) die Vormittagspläne (mal um 8 Uhr an- 

,,Flexibilisierungsparadoxon" genannt: unter Bedingungen 
der völligen Wahlfreiheit legen Befragte ihre Arbeitszeiten 
so, wie es bisher üblich war. Unter Wunschbedingungen 
würde sich die Zeitstruktur von Arbeit und Freizeit auch bei 
jungen Leuten nicht grundlegend ändern. 

Individuelle Unterschiede 
Es ist nun beileibe nicht so, dass es keine individuellen 

Unterschiede in den Wunschplänen gibt. Individualität er- 
gibt sich als kleine Abweichung von einem der drei Protop- 
pen -da wird hier mal ein Doppelstündchen weggelassen 
und dort eines hinzugefügt. Es gibt durchaus hunderte 
von individuellen Wunsch - Zeitplänen -sie lassen sich al- 
lerdings auf die drei Grundmuster (Vormittagspläne, Block- 
pläne und Siesta Pläne) empirisch (mittels Clusteranalyse) W 

reduzieren. Noch deutlicher konnte die Stabilität der Proto- 
typen gemacht werden, als in einem Experiment (d.h. Zu- 
fallsaufteilung auf die experimentellen Bedingungen) mal 
die Berücksichtigung individueller Zeitzwänge (Nebenjob, 
Kinderbetreuung etc.) und mal die explizite Nichtberück- 
sichtigung solcher Zwänge verlangt wurde. Ergebnis: die 
Wunschzeitpläne ändern sich kaum je nach Berücksichti- 
gung/Nichtberücksichtigung der Zwänge. 

Individuelle Unterschiede in den Wunschzeitplänen er- 
geben sich im übrigen nur in geringfügiger Stärke gemäß 
Geschlecht, Fachrichtung des Studums, Alter oder Neben- 
job. Weniger die demographischen Kennzeichen einer Per- 
son sind für die Art der Wunschpläne entscheidend als viel- 
mehr ihre psychologischen - wenngleich im Effekt eben- 
falls nicht dramatisch. (Effekte nahezu aller sozialwissen- 
schaftlichen Variablen sind - unter den hier verwendeten 
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In Westdeutschland wird die Teilzeitarbeit von Frauen 
nach wie vor in großem Umfang gewollt oder wird zumin- 
dest akzeptiert: 84% der teilzeitbeschäftigten Frauen ge- 
ben an, dass sie weiterhin in Teilzeit arbeiten möchten. Al- 
lerdings ist der Anteil derer, die eine Vollzeitbeschäftigung 
wünschen, gegenüber 1995 um vier Prozentpunkte auf 
1 2%,gestiegen. In Ostdeutschland ging der Anteil der teil- 
zeitbeschäftigten Frauen mit Vollzeitwunsch um 10 Pro- 
zentpunkte und damit deutlich zurück, liegt jedoch nach 
wie vor weit über dem Anteil in Westdeutschland: Gut vier 
Zehntel der teilzeitbeschäftigten Frauen in Ostdeutschland 
(39%) würden eine Vollzeitbeschäftigung bevorzugen. 

Während der Anteil der männlichen Vollzeitbeschäftig- 
ten, die sich vorübergehend oder dauerhaft eine Teilzeitar- 
beit wünschen, auf niedrigem Niveau stagniert (1995 
wünschten sich 6% eine Teilzeitbeschäftigung, 1999 sind 
es 5%), ist der Anteil der weiblichen Vollzeitbeschäftigten, 
die sich eineTeilzeitbeschäftigung wünschen, in West- und 
Ostdeutschland um 5 Prozentpunkte gesunken (in West- 
deutschland von 20% im Jahr 1995 auf 15% 1999; in Ost- 
deutschland von 14% auf 9%). Die an Teilzeit interessierten 
Vollzeitbeschäftigten wollen im Durchschnitt ihre vertrag- 
liche Wochenarbeitszeit auf 27,l Stunden reduzieren: ge- 
wünscht sind also weniger ,Halbtagsstellen' sondern eher 
,Zwei-Drittel-, oder ,Drei-Viertel-Stellen'. 

Deutlich angestiegen ist auch die durchschnittliche 
Wunscharbeitszeit bei den Teilzeitbeschäftigten in West- 
deutschland: die gewünschte Arbeitszeit ist hier in den 
letzten vier Jahren um 1.9 Stunden auf 23,6 Stunden ge- 
stiegen. Damit liegt die Wunscharbeitszeit der westdeut- 
schen Teilzeitbeschäftigten immer noch um 7,9 Stunden 
unter der Wunscharbeitszeit der Teilzeitbeschäftigten in 
Ostdeutschland. Diese hat sich kaum verändert und liegt 
mit 31,5 Stunden nach wie vor nahe bei einer Vollzeitbe- 
schäftigung. 

Der Anteil der Beschäftigten, die regelmäßig Überstun- 
den leisten, ist weiter angestiegen. (1 995 waren es 45%, 
1999 sind es 56%). Die Bereitschaft zur Überstundenarbeit 
ist dagegen deutlich gesunken: Wollten 1995 54% derer, 
die regelmäßig Überstunden leisten, weniger oder keine 
Überstunden mehr machen, so lehnen 1999 knapp zwei 
Drittel die Überstundenarbeit ab. In Ostdeutschland ist der 
Anteil derer, die Überstunden abbauen wollen, mit 69% 
noch etwas höher als in Westdeutschland (61%). Der 
Hauptgrund für die Überstundenarbeit sind nicht finanziel- 
le Motive, sondern betriebliche Zwänge: In Westdeutsch- 
land geben 67% an, dass sie Überstunden leisten, weil sich 
ihre Arbeit ohne Überstunden nicht bewältigen Iäßt, bzw. 
weil sie sich der Überstundenarbeit nicht entziehen kön- 
nen. In Ostdeutschland trifft dies sogar auf 72% der Über- 
stundenbeschäftigten zu. Nach wie vor sind Männer mehr 
von der Überstundenarbeit betroffen als Frauen. In West- 
und insbesondere in Ostdeutschland leisten Männer in 
Paarhaushalten mit Kindlern am häufigsten regelmäßige 
Überstundenarbeit (West: 68%; Ost: 72%). Auch in dieser 
Beschäftigtengruppe sind dafür nicht die finanziellen 
Gründe ausschlaggebend, sondern betriebliche Zwänge 
(dies geben in Westdeutschland 71 % und in Ostdeutsch- 
land 80% der Überstunden leistenden Väter an). 

Der Anteil derer, die regelmäßig Samstags undIoder 
Sonntagsarbeit leisten, ist seit 1989 langsam, aber stetig 
angestiegen (regelmäßige Samstagsarbeit 1989: 30% 
1999: 35%; regelmäßige Sonntagsarbeit: 1989: 10%; 
1999: 16%). 64% der Samstagsbeschäftigten wollen die 
Samstagsarbeit einschränken oder ganz aufgeben. Be- 
schäftigte, die regelmäßig Sonntagsarbeit leisten, wollen 

diese zu 66% reduzieren oder ganz aufgeben. Bei den al- 
leinstehenden Beschäftigten ist die Akzeptanz der Wo- 
chenendarbeit noch am größten, aber auch sie wollen 
mehrheitlich die Samstagsarbeit (zu 58%) und die Sonn- 
tagsarbeit (zu 55%) reduzieren. Am größten ist die Ableh- 
nung der Sonntagsarbeit bei Beschäftigten mit Kindlern 
(72%). 

Die Schicht- und Nachtarbeit hat im Vergleich zu 1995 
an Verbreitung zugenommen: 1995 arbeiteten 13% der 
Beschäftigten regelmäßig in Schicht- undIoder Nachtar- 
beit, 1999 sind es in West- und Ostdeutschland 18%. Et- 
was mehr als die Hälfte (51 %), der Schichtbeschäftigten 
sind mit der Schichtarbeit zufrieden. Die Akzeptanz der 
Schicht- und Nachtarbeit steigt, wenn die persönlichen 
Belange bei der Schichtplangestaltung hinreichend berück- 
sichtigt werden. Ist dies der Fall, so geben 57% der Schicht- 
und Nachtbeschäftigten an, genauso oft oder häufiger 
Schicht- und Nachtarbeit leisten zu wollen. 

Gleitende Arbeitszeit genießt nach wie vor eine hohe 
Akzeptanz. Für 85% der Gleitzeitbeschäftigten in West- 
deutschland und 77% in Ostdeutschland überwiegen die 
Vorteile der Gleitzeit; für nur 2% (West: 1%; Ost 3%) über- 
wiegen die Nachteile. Besteht die Möglichkeit, ein Gleit- 
zeitkonto zu führen, die tägliche Arbeitszeit also nicht nur 
in ihrer Lage, sondern auch ihrer Dauer zu variieren, so fällt 
die Beurteilung noch positiver aus. Beschäftigte mit einem 
Gleitzeitkonto bewerten die Gleitzeitarbeit in West- 
deutschland zu 88% und in Ostdeutschland zu 82% posi- 
tiv. Die breite Befürwortung der Gleitzeit erklärt sich dar- 
aus, dass diese sich vorzüglich dazu nutzen Iäßt, die Ar- 
beitszeit dem außerberuflichen 

Zeitbedarf anzupassen. Dabei Das größte Reduktionspotential liegt 
ist Gleitzeitarbeit nicht mit ei- 
nem ständigen , , ~ ~ ~ m e n  und bei den in Paarhaushalten lebenden 
Gehen" verbunden, Männern mit Kindern und bezieht sich 
die Beschäftigten in Gleitzeitar- 
beit entwickeln zum größten auf den Abbau der Überstunden. 
Teil individuelle Zeitroutinen, 
die nur bei (meist lebensweltlich motiviertem) Bedarf ver- 
lassen werden. So geben auch 72% der Beschäftigten mit 
einem Gleitzeitkonto als wesentlichen Zweck die Anpas- 
sung der Arbeitszeit an den außerberuflichen Zeitbedarf 
an. 

Arbeitszeitkonten 
Der anhaltende Trend zu einer wachsenden Verbreitung 
flexibler Arbeitszeitformen verweist auf den hohen Stellen- 
wert, den das Arbeitszeit- und Betriebszeitmanagement 
bei der Bewältigung der betrieblichen Flexibilisierungsan- 
forderungen einnimmt. In diesem Zusammenhang werden 
seit Anfang der 90er Jahre zur Steuerung der Arbeitszeit 
verstärkt Arbeitszeitkonten eingesetzt. Bereits mehr als je- 
der dritte Beschäftigte (37%) verfügt über ein Arbeitszeit- 
konto (GroßIMunz 1999b). Diese erweitern die Möglich- 
keiten beträchtlich, die tägliche und wöchentliche Arbeits- 
zeit zu variieren: vor dem Hintergrund eines Arbeitszeit- 
standards ist der Auf- und Abbau von Zeitguthaben und - 
schulden möglich; die vertragliche Arbeitszeit muss nur 
noch als Durchschnittswert innerhalb des vereinbarten 
Ausgleichszeitraums erreicht werden. Dies birgt für die Be- 
schäftigten potentiell die Chance, ihren außerberuflichen 
Zeitbedarf bei der Festlegung der Lage und Dauer der täg- 
lichen Arbeitszeit mit zu berücksichtigen. Das Interesse der 
Beschäftigten nach einer besseren Anpassung der Arbeits- 
zeit an ihren außerberuflichen Zeitbedarf und das betrieb- 
liche Interesse an einer besseren Synchronisierung der Ar- 
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sich auf 5 Wochentage verteilt, in der Lage nicht variiert 
und von montags bis freitags tagsüber ausgeübt wird. 
85% der abhängig Beschäftigten sind dementsprechend in 
irgendeiner, von diesem Normalarbeitszeitstandard abwei- 
chenden, Form flexibler Arbeitszeit (Teilzeit-, Gleitzeit-, 
Überstunden-, Wochenend-, Schicht- und Nachtarbeit 
oder schwankende Arbeitszeitverteilung) tätig. Die aktuell- 
ste und größte Zuwachsraten aufweisende Form der Ar- 
beitszeitflexibilisierung sind Arbeitszeitkontenmodelle. Für 
37% der Beschäftigten wird zur Steuerung der Arbeitszeit- 
verteilung ein Arbeitszeitkonto geführt. Damit dürfte eher 
noch die Untergrenze erfasst sein, denn die häufig von den 

Beschäftigten nicht als Arbeits- 
zeitkontenmodell wahrgenom- 

Sind die Arbeitszeitwünsche der Be- menen Freie-Tage- oder Frei- 
schichten-Regelungen, die 

schäftigten weit von ihrer Arbeitszeit- aber faktisch über ein Arbeits- 
realität entfernt, so kann dies auf qro- zeitkonto bewirtschaftet wer- - 

den, sind hier größtenteils 
ße Schwierigkeiten für die Koor- nicht enthalten, Die verschie- 

dination des beruflichen und außer- denen flexiblen Arbeitszeitfor- 

beruflichen Zeitbedarfs verweisen. men können das alltägliche 
Zeitmanaqement der Beschäf- 
tigten erschweren oder erleich- 

tern. Anhaltspunkte hierfür liefern unter anderem die auf 
die einzelnen flexiblen Arbeitszeitformen bezogenen Ar- 
beitszeitwünsche der Beschäftigten. 

Vergleich der tatsächlichen, vertraglichen und 
gewünschten Arbeitszeiten 
Vergleicht man die Wunscharbeitszeit der Beschäftigten 
mit der tatsächlichen wöchentlichen Arbeitszeitdauer (die- 
se beträgt im Durchschnitt 37,5 S t~nden)~ ,  so ergibt sich 
ein Reduktionspotential von durchschnittlich 2,3 Wochen- 
stunden pro Beschäftigten. Dieses entspricht rein rechne- 
risch einem Arbeitsplatzäquivalent von 1,6 Millionen Voll- 
zeitarbeitsplätzen. Damit hat sich das Reduktionspotential 
gegenüber 1995 zwar halbiert4, ist aber nach wie vor von 
hoher beschäftigungspolitsicher Bedeutung. Die durch- 
schnittliche gewünschte Arbeitszeit entspricht mit 35,2 
Stunden ziemlich genau der durchschnittlichen vertragli- 
chen Arbeitszeit (35,3 Stunden). Dies resultiert aus einer 

Saldierung des Wunsches der Vollzeitbeschäftigten nach 
einer durchschnittlichen Verkürzung und dem Wunsch der 
Teilzeitbeschäftigten nach einer durchschnittlichen Verlän- 
gerung der vertraglichen Arbeitszeit (GroßIMunz, 1999a). 

Sowohl in West- als auch in Ostdeutschland liegt das 
größte Reduktionspotential bei den in Paarhaushalten le- 
benden Männern. Männer in Paarhaushalten ohne Kinder 
wünschen sich durchschnittlich eine Reduktion der tat- 
sächlichen Wochenarbeitszeit um 3,8 Stunden, Männer in 
Paarhaushalten mit Kind/ern um 3,4 Stunden. Damit wün- 
schen sich diese Männer faktisch eine Wiederherstellung 
ihrer vertraglichen Arbeitszeiten, die durchschnittlich um 
etwas mehr als drei Wochenstunden kürzer als die tatsäch- 
lichen Arbeitszeiten sind. Die Reduktionswünsche beziehen 
sich also hauptsächlich auf diese Differenz und damit auf 
den Abbau der Überstunden. 

Obwohl Frauen in Paarhaushalten mit Kindlern in 
Westdeutschland mit 25,5 Stunden die niedrigsten 
Wunscharbeitszeiten aufweisen, ist in dieser Gruppe kein 
Reduktionspotential vorhanden. Der Anstieg der Teilzeit- 
quote der westdeutschen Frauen in Paarhaushalten mit 
Kindlern (1 995: 65%; 1999: 69%) und der Anstieg der ge- 
ringfügigen Beschäftigungsverhältnisse (1 995 arbeiteten 
13% der westdeutschen Frauen in Paarhaushalten mit 
Kind/ern mit einer vertraglichen Arbeitszeit unter 15 Stun- 
den, 1999 sind es 18%) dürfte für die verhältnismäßig ge- 
ringe vertragliche Arbeitszeit von 24,9 Wochenstunden 
verantwortlich sein (1995: 26,2 Wochenstunden). Die 
durchschnittliche tatsächliche Arbeitszeit von 25,8 Wo- 
chenstunden entspricht in dieser Beschäftigtengruppe 
ziemlich genau der Wunscharbeitszeit. 

Auch in Ostdeutschland ist bei Frauen in Paarhaushal- 
ten mit Kindlern fast kein Reduktionspotential feststellbar. 
Hier liegt die durchschnittliche Wunscharbeitszeit von 
Frauen in Paarhaushalten mit Kind/ern mit 35,9 Wochen- 
stunden um rund 10 Stunden über der der westdeutschen 
Vergleichsgruppe. Ostdeutsche Frauen orientieren sich of- 
fenkundig trotz veränderter Rahmenbedingungen nach 
wie vor eher an einer kontinuierlichen Vollzeitbeschäfti- 
gung. Sowohl die Wunscharbeitszeiten als auch die tat- 
sächlichen Arbeitszeiten von ostdeutschen Frauen mit und 
ohne Kinder unterscheiden sich kaum. 

Bei den (zu 80% weiblichen) Alleinerziehenden ent- 
spricht in Westdeutschland die durchschnittliche Wunsch- 
arbeitszeit von 32,6 Wochenstunden ziemlich genau der 
tatsächlichen Arbeitszeit (32,5 Wochenstunden). In Ost- 
deutschland verhält es sich ähnlich. Hier liegt die ge- 
wünschte Arbeitszeit mit 38,O Wochenstunden ebenfalls 
ziemlich nahe bei der tatsächlichen von 38,9 Wochenstun- 
den. Man kann vermuten, dass Alleinerziehende aufgrund 
der Alleinzuständigkeit sowohl für die Kinderbetreuung 
und -erZiehung als auch für die Beschaffung eines subsi- 
stenzsichernden Einkommens so gut wie keinen Redukti- 
onsspielraum haben -weder bei der Zeit noch beim Geld. 

Flexible Arbeitszeiten aus Beschäftigtensicht 
Teilzeitarbeit ist nach wie vor fast ausschließlich Frauensa- 
che. Während in Westdeutschland jedoch die Teilzeitquote 
der Frauen bei 42% liegt, arbeiten in Ostdeutschland nur 
ein Viertel der Frauen in Teilzeit. In Westdeutschland vari- 
iert die Teilzeitquote deutlich mit dem Familienstand: Nur 
17% der alleinstehenden Frauen arbeiten in Teilzeit, Frauen 
in Paarhaushalten mit Kindlern dagegen zu 69%. In Ost- 
deutschland besteht dagegen kein nennenswerter Zusam- 
menhang zwischen der Teilzeitquote und dem Familien- 
stand. 

Bewertungskriterien - ,,schwachJ'. Die ,,Schichtvariab- 
1e"z.B. hat immer und überall nur wenig Varianz aufge- 
klärt.) Unter diesen Effekten sind allerdings einige, die so 
manchen Modernisierer beunruhigen könnten: besonders 
leistungswillige, aufstiegsorientierte, gewissenhafte, ratio- 
nal kalkulierende und planende Studierende. Wer es mit 
dem Studum nicht so ganz eilig hat, wem Freizeit wichti- 
ger ist als das Studium, der kann die zerplitterten Stunden- 
pläne besser leiden. Ist also die Flexibilisierung der Arbeits- 
zeiten ein Affront gegenüber den Tüchtigen und ein Ge- 
schenk für die Bummelanten? 

Ehe weitreichende Schlussfolgerungen gezogen wer- 
den - die, zugegebenermaßen, aufgrund der Daten sehr 
nahe liegen -sind ,,weitere Forschungen nötig". Mit  dieser 
salvatorischen Klausel will man sich nicht aus der Verant- 
wortung für Resultate herauswinden, aber man muss 
Rücksicht nehmen auf die noch ausstehenden offenen Fra- 
gen. Beispiel: Wie sehen Wunschpläne bei Erwerbstätigen 
unterschiedlichen Alters, unterschiedlicher Branchen aus? 
Unter welchen Bedingungen werden Wunschpläne geän- 
dert? Inwiefern findet eine Anfreundung mit Nicht- 
Wunschplänen statt? Führt die Realisierung von Wunsch- 
plänen zu größerer Zufriedenheit oder Leistung? Fragen, 
für die sich die wissenschaftlichen Forschungsförderinstitu- 
tionen leider noch kaum interessieren. 

Ursachen des Zeittraditionalismus 
Die Zentralfrage lautet aber: Warum sehen ideale Wochen- 
zeitpläne junger Menschen so konservativ aus? Leicht ant- 
wortet man mit ,,Gewöhnungu: Studierende haben die 
Schule noch nicht lange hinter sich und sind folglich an 
deren Rhythmus gewöhnt. Gegenargument: auch ältere 
Studierende, die sich ja schon an den zeitlich chaotischen 
Betrieb der Universität gewöhnt haben könnten, haben 
ähnliche Idealpläne wie Anfängerlnnen. Stichhaltiger wirkt 
da schon das Argument ,,Synchronisationserfordernis": 
Um andere Leute zu treffen, Freunde, Bekannte und Ver- 
wandte, um Öffnungstermine von Ämtern, öffentlichen 
Einrichtungen etc. wahrnehmen zu können, muss man 
sich hinsichtlich seiner eigenen Pflichtzeiten an andere an- 
passen. Und dabei kommen dann doch eher konservativer 
Idealpläne heraus. Gegenargument: auch bei dem 0.g. Ex- 
periment, in dem die Befragten keine Rücksicht auf ihre 

z eitstrukturen wirken sich nicht nur auf Wirtschaft, Ar- 
beit und Ökologie aus, sondern beeinflussen auch 
die privaten Lebensverhältnisse. Vor allem Frauen 

sind täglich mit dem Balanceakt konfrontiert, Zeiten ihrer 
beruflichen Tätigkeit mit den Öffnungszeiten von Kinder- 
garten, Behörden, Läden und Banken sinnvoll zu kombi- 
nieren. Oft genug verzweifen sie nicht zuletzt daran, dass 
in ihrer Stadt Zeitstrukturen kaum oder überhaupt nicht 
auf einander abgestimmt sind. 

Seit Herbst 1995 hat sich deshalb das Hamburger Se- 
natsamt für Gleichstellung die Harmonisierung kommuna- 
ler Zeitstrukturen zum Ziel gesetzt: ,,Zeiten der Stadt" lau- 
tet ein ehrgeiziges Forschungs- und Modellprojekt, wel- 
ches im folgenden beschrieben wird. 

Die durchaus feministisch gefärbte Debatte um die Er- 
fassung und Veränderung kommunaler Zeitströme entstand 
Mitte der 80er Jahre in Italien, als in Modena und Bologna 
Frauen diese Städte regierten. Sowohl diese Bürgermeiste- 

Terminzwänge nehmen sollten, entstanden konservative 
Zeitpläne. Eine weitere naheliegend anzunehmende Ursa- 
che stammt aus der Biologie und Physiologie: der mensch- 
lichen physis wohnen Rhythmen inne - es gibt leistungs- 
starke und leistungsschwache Tageszeiten, einen ohne ne- 
gative Nebenwirkungen kaum änderbaren Schlaf- Wach- 
rhythmus, ja auch Jahresrhythmen, die wohl mit der tägli- 
chen Lichtmenge kovariieren. Wunschpläne können also 
anthropogene Konstanten widerspiegeln. 

Im Forschungsprojekt ,,Temporale Muster" spielte noch 
eine andere Erklärung eine Rolle: die Logik oder Psycholo- 
gik der Tätigkeiten, die eine bestimmte Reihenfolge erfor- 
dern. Gefragt wurden die Studierenden z.B. in welcher Rei- 
henfolge sie die drei Tätigkei- 
ten- ,,Freund/in besuchen", Die Befunde zu den idealen Zeitplänen 
„Referat vorbereiten", ,,im 
Haushalt arbeiten" ausführen haben wir das ,,Flexibilisierungspara- 
wollten. Die Reihenfolge A f e -  doxonU genannt: unter Bedingungen 
rat - Haushalt - Freundln" wird 
von allen sechs Reihenfolge. der völligen Wahlfreiheit legen Befrag- 
möglichkeiten am besten be- te  ihre Arbeitszeiten so, wie es bisher 
wertet - am schlechtesten die 
Reihenfolge ,,FreundIn - Haus- üblich war. 
halt - Referat". Wer sich in 
Handlungsplanung hineindenkt, kann dies Resultat be- 
stens verstehen: die Regel ,,erst die Arbeit, dann das Spiel" 
ist nicht nur Ergebnis von Gesellschaft, Erfahrung und Ge- 
wöhnung, sondern unmittelbar ein Reflex auf innere Be- 
findlichkeiten bei der Handlungsplanung. Krasses Beispiel: 
Wenn Sie um 11 Uhr ihre Abschlussprüfung haben, kön- 
nen Sie den Sekt nicht schon um 10 Uhr trinken, er folgt 
mit universalistischer PsychoLogik natürlich erst nach der 
Prüfung. SPW 

I Mitarbeiterlnnen des Projekts waren Tanja Schatz, Arnd Ridder, Kai 
Christian Koch, Renate Freericks, Holger Brillen, Melanie Gecius, 
Daniel Gronloh, Berhard Ruhl, Bettina Schaffrath-Franke und Kurt 
Sornbert, Kooperationspartner waren Hartrnut Lüdtke (Marburg), 
Manfred Garharnmer (Bamberg). Anfang 2000 erscheint eine ab- 
schließende Publikation im Leske und Budrich Verlag: Dollase, R.. 
Harnrnerich, K., Tokarski, W. (Hrsg.) (2000) Temporale Muster. Die 
ideale Reihenfolge der Tätigkeiten. Opladen: Leske und Budrich, 
Belege fur die im Artikel erwähnten empirischen Resultate finden 
sich in dieser Publikation und in einer Dissertation von Tanja Schatz 
.,Temporale Musterpräferenzen" Berlin: Logos, 1999 

I r  Zeiten der Stadt" 
Ein Forschungs- und  Modellprojekt des Hamburger Senatsamtes 

fü r  die Gleichstellung 

von Sabine Issa * 

rinnen als auch engagierte Gewerkschafterinnen hatten er- 
kannt, dass die Zeiten der Stadt -vor allem die Öffnungszei- 
ten im öffentlichen und privaten Dienstleistungsbereich - 
nicht nur von veralteten ,,normalen" Arbeits- und Freizeiten 

* Sabine Issa, Senatsamt f Gleichstellung, Freie Hansestadt Hamburg 
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ausgingen, sondern noch immer auf der traditionellen ge- 
sellschaftlichen Arbeitsteilung zwischen Mann und Frau ba- 
sierten. Nach diesem Zeitmodell ist der erwerbstätige Mann 
mindestens 8 Stunden von zu Hause fort, während sich sei- 
ne Frau genau in dieser Zeit um Kinder und Haushalt küm- 
mert. Dies bedeutet, dass sie auch alle mit Hausarbeit und 
Familie zusammenhängenden Aufgaben außerhalb des 
Hauses zu erledigen hat: Einkaufen, Arztbesuche, Bring- 
und Holdienstefür die Kinder - sei es zum Kindergarten, zur 
Schule oder zum Musik- oder Sportunterricht - oder Behör- 
dengänge hat sie während der Normalarbeitszeit, in die 
auch die meisten Öffnungszeiten von Dienstleistungsein- 
richtungen fallen, zu erledigen. 

Natürlich wurde und wird diese Rollenverteilung auch 
heute noch oft gelebt. Andererseits hat die Erwerbsbeteili- 
gung von Frauen und insbesondere von Müttern in den 
vergangenen Jahrzehnten sowohl in Italien als auch in 
Deutschland und anderen europäischen Ländern kontinu- 
ierlich zugenommen. Das Ziel dieser engagierten Italiene- 
rinnen war es deshalb, die städtischen Zeitstrukturen den 
Bedürfnissen der Bewohnerinnen und Bewohner anzupas- 
sen. Um sich näher über die daraus entstandenen Zeitpro- 
jekte zu informieren, lud der Hamburger Senat 1992 Kom- 
munalpolitikerinnen und Urbanisten aus Italien ein. Seit 
Herbst 1995 führt das Senatsamt für die Gleichstellung 
nun selbst ein Forschungs- und Modellprojekt mit dem Ti- 
tel ,,Zeiten der Stadt" durch. 

,,Zeiten der Stadt" in einem repräsentativen 
Hamburger Stadtteil 
Die Stadt Hamburg wählte den Bereich des Ortsamtes 
Barmbek-Uhlenhorst aus, weil dessen fünf Stadtteile recht 
gut die Einkommens- und Sozialstruktur Hamburgs abbil- 
den. Auf diese Weise können sowohl die Zeitbedürfnisse 
und Zeitangebote in einem Stadtteil wie Dulsberg, der im 
Rahmen des Hamburger Armutsbekämpfungsprogramms 
als Pilotgebiet ausgewiesen wurde, erfaßt werden, als auch 
in einem eher wohlhabenden Stadtteil wie Uhlenhorst so- 
wie in Stadtteilen wie Barmbek-Nord, Barmbek-Süd und 

Hohenfelde, die von der Bevöl- 

Es wurde erkannt, dass die Zeiten der kerungsstruktur zwischen die- 
sen beiden ,,Polen" liegen. 

Stadt von veralteten ,,normalenu Ar- Außerdem ist Barmbek-Uh- 

beits- und Freizeiten ausgingen und knhorst für ein Forschungs- 
und Modellprojekt deshalb so 

auf der traditionellen Arbeitsteilung gut geeignet, weil es kein rei- 
zwischen Mann und Frau basierten. nes Wohngebiet ist, sondern 

alle Dienstleistungen des kurz-, 
mittel- und langfristigen Be- 

darfs anbietet und über die beiden großen zusammenhän- 
genden Einkaufsgebiete in der Hamburger Straße und der 
Fuhlsbütteler Straße verfügt. 

Das Forschungs- und Modellprojekt verfolgt verschie- 
dene Ziele: 

Zunächst soll Frauen und ihren Familien eine bessere 
Nutzung von Dienstleistungen und somit eine optimale 
Vereinbarkeit der unterschiedlichen Lebensbereiche, wie 
Erwerbs- und Familienarbeit und Freizeitgestaltung ermög- 
licht werden. Dies bedeutet, dass das Projekt zur Verbesse- 
rung der Lebensqualität jener Bevölkerungsgruppe bei- 
trägt, die die größten Schwierigkeiten bei der Koordinie- 
rung von Zeiten hat und deshalb die ,,zeitärmste" ist. Na- 
türlich kommen diese Verbesserungen auch allen anderen 
Bevölkerungsgruppen zu Gute. 

Außerdem will das Projekt mit seinem geschlechtsspe- 
zifischen Ansatz erreichen, dass der öffentliche Diskussi- 
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onsprozeß zur Zeitproblematik vorangetrieben wird, so 
dass Zeitnöte und Zeitkonflikte als gesellschaftspolitisches 
Problem erkannt und nicht länger als individuelles, in be- 
sonderem Maße erwerbstätige Mütter betreffendes ange- 
sehen werden. 

Das Senatsamt für die Gleichstellung hat deshalb die 
Gruppe der erwerbstatigen Mütter in den Mittelpunkt des 
Projekts ,,Zeiten der Stadt" gestellt. Außerdem wurden er- 
werbstätige Frauen mit Kinderwunsch und Mütter, die wie- 
der in den Beruf zurückkehren wollen, in die Untersuchung 
einbezogen. 

Das Besondere an ,,Zeiten der Stadt" ist, dass es als Ak- 
tionsforschungsprojekt durchgeführt wird. Auf Untersu- 
chungsergebnisse folgen gleich Taten, es werden also neue 
Zeiten oder zeitentlastende Angebote entwickelt, die ei- 
nem Praxistest unterzogen werden. Diese können im wei- 
teren Verlauf des Projekts noch korrigiert und, wenn sie 
sich bewähren, verstetigt werden. Bei ,,Zeiten der Stadt" 
sind - anders als bei herkömmlichen Forschungsvorhaben 
- diejenigen, die untersucht werden, nicht nur ,,For- 
schungsobjekte", sondern aktiv am Prozeß beteiligt. 
Schließlich werden alle für dieses Vorhaben relevanten ge- 
sellschaftlichen Institutionen, wie Gewerkschaften, Kam- 
mern, Verbände, Kirche und Fachbehörden, in den Diskus- 
sionsprozeß einbezogen, da der Erfolg eines solchen Pro- 
jektes nicht nur von der Akzeptanz, sondern der aktiven 
Beteiligung dieser Gruppen abhängt. So war und ist die 
Beteiligung der Gewerkschaften z.B. deshalb so wichtig, 
weil neue Zeitangebote im Dienstleistungsbereich sozial- 
verträglich gestaltet werden müssen, damit sie bei den Be- 
schäftigten nicht zu neuen Zeitnöten führen 

Erste Phase: Vergleich von Zeitwünschen und 
Zeitwirklichkeit 
Zunächst wurden die bereits genannten Frauen in schriftli- 
chen und mündlichen Interviews und in einem Workshop 
zu ihren Zeitnöten und Zeitwünschen befragt, gleichzeitig 
wurden alle Dienstleistungsunternehmen im Untersu- 
chungsgebiet (Ämter, Einzelhandel und einzelhandelsnahe 
Dienstleistungsanbieter, wie Friseurläden oder Banken, Kin- 
derbetreuungseinrichtungen, Schulen, Arztpraxen, Frei- 
zeiteinrichtungen sowie der Verkehrsverbund) mit ihren 
Zeitangeboten erfaßt. Darüber hinaus wurden zahlreiche 
Expertengespräche geführt, so zum Beispiel bei Kinderbe- 
treuungseinrichtungen, im Einzelhandel, mit Freizeitein- 
richtungen usw. 

Die Befragungsergebnisse zeigten, dass in den Berei- 
chen Kinderbetreuung, Ämter, Arzt- und Zahnarztpraxen 
sowie beim Einzelhandel und den Banken und Sparkassen 
neue Angebote an Öffnungszeiten bzw. zusätzliche zeit- 
entlastende Dienstleistungsangebote als notwendig erach- 
tet wurden. 

Beim Einzelhandel war die Besonderheit, dass das alte 
Ladenschlußgesetz noch existierte, als die Befragung durch- 
geführt wurde. Sie ergab, dass eine große Nachfrage nach 
Öffnungszeiten bis ca. 19:OO Uhr und eine etwas geringere 
bis 20:OO Uhr bestand. An Sonnabenden gab es den 
Wunsch, in den frühen Nachmittagsstunden einkaufen zu 
können. Durch das neue Ladenschlußgesetz werden diese 
Zeiten nun vielfach angeboten. Bei den Banken und Spar- 
kassen war das Öffnungszeitenproblem nicht so gravierend, 
da viele Zweigstellen mittlerweile über Kundenserviceräume 
mit Geldautomaten und teilweise mit Überweisungstermi- 
nals verfügen. Durchgehende Schalteröffnungszeiten bis 
17:OO bzw. 18:OO Uhr, wie sie jetzt in der Filiale der Hambur- 
ger Sparkasse im Einkaufszentrum Hamburger Straße ange- 
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mung zu ersetzen. Anzustreben ist vielmehr der Erhalt 
mannigfaltiger Zeitformen und die Fähigkeit, sie in ihrer 
Wirksamkeit zu erkennen, zu kultivieren und sie produktiv 
zu nutzen. 

Reine Tempoversessenheit Iäßt sich ökonomisch nicht 
rational begründen. Hingegen die temporale Vielfalt. Sie 
nämlich sichert die notwendige Elastizität und Stabilität 
von ökonomischen, ökologischen und sozialen Systemen. 
Zeitvielfalt besitzt eine weit größere Fehlerfreundlichkeit als 
das Monopol der Uhrzeit. Sie bietet mehr zeitliche Frei- 
heitsgrade und führt zu höherer Zeitsouveränität. 

3) Ökologie der Zeit 
Der Mensch ist als Teil der Natur in seinem Denken und 
Handeln nicht frei. In ökologischer Sicht ist er grundsätz- 

I lich abhängig. Er ist an die Prozessabläufe der Natur ge- 
bunden. Das merkt er beim Älterwerden, spätestens beim 
Nahen des Todes. Menschen leben in Zeitrhythmen, die 
durch die innere und durch die äußere Natur bestimmt 
werden (z.B. durch Tages- und Jahresrhythmen). Sie sind in 
ihrem zeitlichen Handeln notwendigerweise an die Zeitmu- 
ster des Lebendigen gebunden, wollen sie selbst lebendig 
sein und auch lebendig bleiben. Es ist daran zu erinnern, 
dass bei allem Streben, sich mit Hilfe der Technik von den 
Zeitmaßen und den Rhythmen der Natur abzukoppeln, die 
Menschen nach wie vor Naturwesen sind und dies auch 
bleiben. Es gilt daher bei der zeitlichen Gestaltung unseres 
Lebens, stärker als bisher, die Naturgebundenheit des Men- 
schen und damit auch die Einbettung allen Wirtschaftens 
in den allgemeinen Naturzusammenhang zu berücksichti- 
gen. Denn immer mehr Pflanzen und Ökosysteme, deren 
zeitliche Vielfalt eingeschränkt werden, sterben ab, z.B. 
durch Krankheiten, Schädlinge oder durch's sogenannte 

D er Vergleich von Arbeitszeitwirklichkeit und 
-wunsch gibt zu erkennen, welche Arbeitszeitzu- 

friedenheit besteht; welche Potentiale der Arbeits- 
umverteilung bei welchen Beschäftigtengruppen existie- 
ren; welche Beschäftigtengruppen unter zu starren, wel- 
che unter zu flexiblen Arbeitszeitregimes leiden; welche Be- 
schäftigtengruppen sich eher kürzere, welche sich eher 
längere Arbeitszeiten wünschen; welche Beschäftigten- 
gruppen eher immateriellen Zeitwohlstand, welche eher 
materiellen Wohlstand präferieren. Ein Vergleich von Ar- 
beitszeitwunsch und -wirklichkeit ist insbesondere im Zu- 
sammenhang mit den außerberuflichen Anforderungen 
der Beschäftigten bedeutsam: Sind die Arbeitszeitwünsche 
der Beschäftigten bzw. bestimmter Beschäftigtengruppen 
weit von ihrer Arbeitszeitrealität entfernt, so kann dies dar- 
auf verweisen, dass die Koordination des beruflichen und 
außerberuflichen Zeitbedarfs nicht oder nur unter großen 
Schwierigkeiten gelingt (Bauer/Groß/Schilling 1996, 31). 

Mit steigender Erwerbsbeteiligung der Frauen wächst 
die Bedeutung des außerberuflichen Zeitbedarfs für die Ar- 
beitszeitgestaltung. Je mehr das traditionelle Modell der 
Versorgerehe, demzufolge einer vollzeiterwerbstätigen Per- 
son eine zweite in der Regel nicht- oder nur eingeschränkt 
erwerbstätige Person hinsichtlich der außerberuflichen An- 
forderungen den Rücken freihält, erodiert, desto prekärer 
wird die Vereinbarung der außerberuflichen und berufli- 
chen Anforderungen für die einzelnen Beschäftigten. Da- 
bei ist zu berücksichtigen, dass das Ausmaß des berufli- 

,,Umkippen8,. Eine ,,Ökologie der Zeit" könnte sowohl die 
Einzelnen als auch die Gesellschaft beim Finden der rech- 
ten Zeitmaße einen Schritt voranbringen. 

Die Rio-Erklärung der UN-Konferenz für Umwelt und 
Entwicklung (1992, Agenda 21) fordert eine Politik. die 
darauf hinausläuft, die Zeiten der Ökonomie denen der 
Natur anzunähern. Die ökologisch orientierten Lebensstil- 
und Politikkonzepte, die mit den Begriffen der ,,Nachhal- 
tigkeit", der ,,~orsor~lichkeit" 
und der ,,Zukunftsverträglich- 
keit" argumentieren, zeigen Eine Gesellschaft ist dann reich, wenn 
deutlich in diese Richtung. Das sie nicht nur viele waren und Güter 
von allen Inhalten abstrahie- 
rende Maß der Uhrzeit Iäßt produziert und besitzt, sondern auch 
sich mit den Anforderungen an viele Zeitformen zuläßt und ermög- 
Nachhaltigkeit und ökologi- 
sche Einbettung nicht verein- licht. 

baren. Daraus ist im Hinblick 
auf eine ,,Ökologie der Zeit" die Forderung nach dem 
Schutz unterschiedlicher Zeitmaße und vielfältiger Zeitfor- 
men abzuleiten. 

Der Mensch macht seit 500 Jahren Zeit-Geschichte. 
Aber er weiß nicht, was dabei herauskommt. Und weil er 
es nicht weiß, ist Zeitvielfalt besser als eine zeitliche Mono- 
kultur. Wie diese Zeitvielfalt aber aussehen soll, das gilt es 
immer neu zu diskutieren und zu entscheiden. Dazu sollten 
wir uns Zeit nehmen. SPW 

Zum Weiterlesen 
Karlheinz A. Geißler: Zeit - verweile doch, du bist so schön. 4. Auflage, 

Berlin 1998. 
Karlheinz A. Geißler, Vom Tempo der Welt - Am Ende der Uhrzeit. Frei- 

burg 1999. 

Arbeitszeitwunsch und 

von Herrnann Groß und Eva Munz* 

chen wie des außerberuflichen Zeitbedarfs geschlechts- 
und lebensphasenspezifisch variiert. Im Folgenden werden 
daher differenziert nach Familienstand und Geschlecht zu- 
nächst die gewünschten1, vertraglichen und tatsächlichen 
Arbeitszeiten miteinander verglichen. 

Das alltägliche Zeitarrangement ist aber nicht nur von 
der Dauer, sondern auch von der Lage und Verteilung der 
Arbeitszeit beeinflusst. Nur noch 15% der abhängig Be- 
schäftigten arbeiten unter Bedingungen des Normalar- 
beitszeitstandards2. Unter Normalarbeitszeit verstehen wir 
eine Vollzeitbeschäftigung mit einer regelmäßigen wö- 
chentlichen Arbeitszeit zwischen 35 und 40 Stunden, die 

* Eva Munz U. Hermann Groß sind Mitarbeiterlnnen beim Institut zur Erforschung sozialer 
Chancen und forschen zum Schwerpunkt ,,Arbeit und Lebenswelt". 
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schleunigungslogik ist dann, wenn sie grenzenlos d.h. maß- 
los ist, tödlich. Dies sowohl für die Natur um uns herum wie 
auch für das Naturwesen Mensch. Die unauffälligsten Mor- 
de und Selbstmorde geschehen durch Beschleunigung. 

Was bleibt von den Zeitgewinnen übrig? 
Dass wir mit mehr Schnelligkeit größeren materiellen Er- 
folg erringen, wurde zur Selbstverständlichkeit, dass aber 
jene Qualitäten unserer Existenz, die nicht in geldwerter 
Zeit zu verrechnen sind, wie etwa Zuneigung, Dankbarkeit, 
Liebe, Geschmack und Würde, andere Zeitformen benöti- 
gen, dies spüren wir immer deutlicher. Die Wünsche, ab 
und zu einmal hinter sich blicken zu können, einmal aufzu- 

atmen, um den Dauergalopp 

Die Indizien mehren sich, dass die mit ZU den rasch und jmmer ra- 
scher wechselnden Zielen zu 

der Erfindung und der Verbreitung der unterbrechen, sie nehmen zu. 

mechanischen Uhr entstandene natur- Der Ausstieg aus der unbefrie- 
digenden Hetze der zirkulären 

ferne Zeitorganisation Akzeptanzpro- Alltagsrationalität, wird inzwi- 

bleme bekommt. schen hörbar als Forderung 
und Hoffnung artikuliert. Die 
Frage: „Was bleibt von den 

Zeitgewinnen übrig?" stellt man inzwischen nicht mehr 
nur leise. Alle sind wir auf der Suche nach der gewonnenen 
Zeit. Die Vermutung, dass die Zeitgewinne zum Teile trüge- 
risch sind und nicht unbedingt das erwartete und verspro- 
chene Mehr an Lebensqualität erbringen, wandelt sich zur 
Sicherheit. So stellt sich die Frage: Ist die moderne Zeitord- 
nung so vernünftig, wie sie sich immer wieder gibt? Ist die 
tägliche kräftezehrende Anstrengung, die Zeit ordnend 
unter Kontrolle zu bringen, eventuell eine Strategie, die 
uns vom Ziel des guten Lebens immer weiter entfernt? 

Heute nun, und dafür gibt es sichtbare Indizien, scheint 
die Uhr des Uhrzeitmonopols abgelaufen. Die Uhr hat ihre 
Schuldigkeit getan, die Uhr kann gehen. Folgende drei 
Auffälligkeiten zeigen, dass das bis vor kurzem noch relativ 
unumstrittene moderne Zeitverständnis, das sich am Uhr- 
zeitmaß orientierte, ins Wanken gerät: 

Die vielen, ehemals im öffentlichen Raum angebrach- 
ten Uhren verschwinden zunehmend. 

Die Transportgeschwindigkeit unserer wichtigsten Gü- 
ter, der Informationen, ist bei Lichtgeschwindigkeit und 
damit am Ende der Beschleunigung angekommen. 

Die Pünktlichkeitsmoral verliert an Akzeptanz. Sie wird 
immer deutlicher von der Flexibilitätsmoral abgelöst. 

Das natürliche (!) Ende der Beschleunigungsmöglich- 
keiten ist erreicht. Die Börsenereignisse in New York wer- 
den gleichzeitig, in sogenannter ,,EchtzeitU, in Frankfurt, in 
Buenos Aires, in Moskau und Tokio wahrgenommen. Es 
gibt also keinen lnformationsvorsprung, keinen durch 
räumliche Distanzen verursachten Zeitunterschied mehr. Es 
ist die Lichtgeschwindigkeit, die uns allen den in der Mo- 
derne bisher nicht gekannten Zwang zum ,,genug" aufer- 
legt. 

Von weiterer Beschleunigung ist daher in Zukunft kein 
Impuls für das wirtschaftliche Wachstum mehr zu erwar- 
ten. Sie ist nicht mehr länger ein Instrument, um Wettbe- 
werbsvorteile zu erlangen. Da der Zeitvorsprung technisch 
zunichte gemacht wurde, gibt es für die Uhren nichts mehr 
zu messen. Aus Zeitvorsprüngen, die nicht mehr existieren, 
kann auch kein Profit mehr gezogen werden. Mi t  dem 
Ende der Beschleunigungsmöglichkeiten endet auch das 
beliebte, aber äußerst ernste Spiel, die negativen Folgen 
der Beschleunigung durch noch mehr Beschleunigung 
zum Verschwinden zu bringen. Ab diesem Moment lassen 
sich die Grenzen desTempos, die bisher immer wieder wei- 
tergeschoben wurden, nicht mehr Iänger ausdehnen. 
Wenn Zeitvorsprüngefür Geldgewinne maßgeblich verant- 
wortlich sind und solche grundsätzlich nur mehr in einge- 
schränkter Art und Weise realisiert werden können, dann 
stellen sich neue, überraschende Fragen: ,,Gibt es andere 
Zeitformen, die profitabel gemacht werden können?" ,,Exi- 
stieren jenseits der Uhrzeit Zeiten und Zeitmaße, die für die 
Entwicklung der Gesellschaft, der Kultur und der Ökono- 
mie nützlich sein könnten?" Oder noch radikaler: „Wie 
sähe eine Welt, und wie sähe deren Wirtschaft aus, die sich 
nicht mehr in allererster Linie an der Uhrzeit orientierten?" 

Wie sähe eine Welt und deren Wirtschaft aus, die 
sich nicht mehr der Uhrzeit unterordneten? 
Es gibt Gründe genug, auch aus ökonomischer Sicht, über 
sinnvolle Alternativen zur Monokultur von Uhrzeit und Be- 
schleunigung nachzudenken. Solche bestehen z.B. in fol- 
genden drei Perspektiven: 

1) Zeitwohlstand 
Zeitwohlstand wäre als ein Element der Lebensqualität zu 
verstehen und damit als Indikator in die einschlägigen 
volkswirtschaftlichen Wohlstandsberechnungen aufzuneh- 
men. 

Eine Gesellschaft ist bei Berücksichtigung dieser Per- 
spektive dann reich, wenn sie nicht nur viele Waren und 
Güter produziert und besitzt, sondern auch viele Zeitfor- 
men zuläßt und ermöglicht. Konkret: Wenn sie ihren Mit- 
gliedern beispielsweise vielfältige Möglichkeit eröffnet, Ei- 
genzeiten zu leben, elastisch mit Zeitvorgaben Umzuge- 
hen, das erwünschte Tempo im Alltag zu beeinflussen, sich 
und ihr Umfeld rhythmisch zu organisieren und ihre Zeit- 
souveränität im Arbeitsprozess zu erhöhen. Das Zeitwohl- 
standskonzept macht mit der von Nietzsche geäußerten 
Ermahnung ernst, im Menschen mehr als nur ein geldver- 
dienendes Wesen zu sehen. Es erweitert unseren engen in- 
dividualistischen Wohlstandsbegriff, der sich im Immer- 
mehr, Immer-öfters, Immer-schneller und Immer-neuer er- 
schöpft. 

2) Kultur der Zeitvielfalt 
Bei der Entwicklung einer Kultur der Zeitvielfalt geht es 
nicht darum, die Beschleunigung durch die Verlangsa- 
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boten werden, wurden dennoch von rund der Hälfte der be- 
fragten Frauen begrüßt, um Angelegenheiten klären zu kön- 
nen, die sich am Terminal nicht erledigen lassen. 

Die Befragung ergab für den Bereich Ämter, dass die Öff- 
nungszeiten kaum bekannt sind. Ein Grund für den gerin- 
gen Bekanntheitsgrad liegt in der Tatsache, dass Behörden- 
gänge für den Großteil der befragten Frauen relativ selten, 
d.h. ein- bis dreimal pro Jahr, notwendig sind und sich die 
Öffnungszeiten daher nur wenig einprägen. Hinzu kommt, 
dass die Dienststellen des Ortsamtes auf verschiedene Ge- 
bäude verteilt sind und z.1 unterschiedliche Öffnungszeiten 
angeboten wurden. Das Ortsamt Barmbek-Uhlenhorst bie- 
tet deshalb seit dem 1. Juli 1997 veränderte Zeiten an, und 
zudem wurde eine einheitliche Regelung der Öffnungstage 
mit Kernsprechzeiten getroffen, an denen man ohne Anmel- 
dung kommen kann. Die bereits vorher bestehenden Früh- 
und Spätsprechstunden wurden beibehalten. Darüber hin- 
aus besteht nun grundsätzlich die Möglichkeit, auch außer- 
halb der Kernsprechzeiten individuelle Terminvereinbarun- 
gen zu treffen, und zwar an allen Tagen von Montag bis 
Freitag. Damit die Besucherinnen und Besucher hierüber in- 
formiert sind, wurde ein Dienststellenwegweiser entwickelt, 
der auf einer Kartezeigt, wo welche Dienststellen liegen und 
wie sie mit öffentlichen Verkehrsmittel zu erreichen sind. Das 
Faltblatt enthält außerdem eine übersichtliche Darstellung 
der Öffnungszeiten und die Telefonnummern für die Verein- 
barung individueller Termine. 

Um Wartezeiten zu verkürzen, Vorab-Informationen 
geben zu können und den Besucherinnen und Besuchern 
das Aufsuchen verschiedener Büros für nur ein Anliegen zu 
ersparen (z.B. Kasse für Gebührenmarken, Ausgabe von 
Pässen) wurde im Ortsamt ein zentraler Service-Counter 
eingerichtet, der diese Dienstleistungen zusammenfaßt. 

Die Untersuchung im Bereich der Arzt- und Zahnarzt- 
Praxen ergab, dass die Sprechstundenzeiten oft parallel zu 
den Arbeits- und Kinderbetreuungszeiten berufstätiger 
Mütter liegen. Um Arzttermine unabhängig von der Arbeit 
und ohne Kinder oder zusammen mit Kindern wahrneh- 
men zu können, wurden Früh- und Spätsprechstunden so- 
wie Sprechstunden am Samstagvormittag gewünscht. 

Hier ist es gelungen, 13 Arzt- und Zahnarztpraxen, in 
denen 30 Ärztinnen und Ärzte tätig sind, für den Modell- 
versuch zu gewinnen. Diese haben seit Sommer 1997 ihre 
Öffnungszeiten berufstätigen- und frauenfreundlich ver- 
ändert. Die Praxen, die am Modellprojekt teilnehmen, kön- 
nen bei der Kassenärztlichen Vereinigung bzw. bei der 
Zahnärztekammer erfragt werden. Außerdem war es den 
Arztpraxen, nicht aber den Zahnarztpraxen erlaubt, ihre 
neuen Sprechzeiten durch ein Zeitungsinserat bekannt zu 
machen. Dieses Modellprojekt wurde inzwischen evaluiert. 
Um die Erfahrungen der Modellpraxen auch anderen Ärz- 
tinnen und Ärzten zugänglich zu machen, wurde mit der 
Kassenärztlichen Vereinigung und der Zahnärztekammer 
Kontakt aufgenommen und ihnen die Evaluierungsergeb- 
nisse zur Verfügung gestellt. 

Größtes Problem: die Kinderbetreuung 
Die Befragung berufstätiger Mütter ergab für den Bereich 
der Kinderbetreuung, dass hier nicht nur zusätzliche Zei- 
ten, sondern vor allem zusätzliche Dienstleistungsangebo- 
te gewünscht wurden, mit deren Hilfe der Zeitstress gemil- 
dert werden kann. 

Für Betreuungsangebote an Samstagvormittagen wur- 
de modellhaft ein Projekt mit Vätern initiiert, die zunächst 
unter Anleitung und jetzt selbstorganisiert die Kinderbe- 
treuung übernehmen. 

Eine besonders große Nachfrage berufstätiger Mütter 
wurde im Hinblick auf eine Versorgung von Schulkindern 
mit Mittagessen festgestellt, und zwar besonders dann, 
wenn diese aus dem Hortalter heraus sind. Bei einer Kon- 
taktaufnahme mit allen Schulleiterlnnen bestätigten mehr 
als zwei Drittel diese Eltern- 
wünsche und waren bereit, in Das Besondere an ,,Zeiten der Stadt" 
ihrer Schule eine Bedarfserhe- 
bung durchzuführen, Diese er. ist, dass es als Aktionsforschungspro- 
gaben je nach Schultyp und jekt durchgeführt wird: Auf Untersu- 
Schulgröße einen Nachfrage 
von 25 bis 00 Mittagessen chungsergebnisse folgen gleich Taten! 
pro Tag. Von den interessierten 
Schulen konnten bisher folgende Projekte umgesetzt wer- 
den: In fünf Schulen wurden Mittagstische aufgebaut, in 
einer weiteren Grundschule besteht eine Kooperation mit 
einem benachbarten Kindergarten. 

Neben dem Mittagstisch wurden insbesondere Betreu- 
ungsangebote in Notsituationen, wie z.B. bei Krankheit des 
Kindes oder der Mutter, sowie flexible Betreuungsangebote, 
z.B. stunden- oder tageweise, gewünscht. Hierfür konnte 
der Verein Jung und Alt in Zuwendung e.V. in Hohenfeldezu 
einer Teilnahme am Modellprojekt gewonnen werden. Das 
Interesse dieses Vereins liegt in der Förderung des Dialogs 
und der gegenseitigen Hilfeleistung zwischen den Genera- 
tionen. Der Verein hat seine Öffnungszeiten, in denen Kin- 
derbetreuung in Notfällen vermittelt wird, ausgeweitet. Das 
Mütterzentrum Hohenfelde will nach dem Bezug von neuen 
Räumen flexible Betreuungszeiten nach Absprache mit den 
Müttern anbieten und zwar in der Zeit von 7:00 bis 19:OO 
Uhr. Neben diesem Betreuungsangebot gibt es an bestimm- 
ten Tagen auch einen Mittagstisch für Eltern und Kinder. 

Gibt es innerhalb der Bundesrepublik Kooperatio- 
nen? 
Das Hamburger Projekt wurde im Kooperationsverbund 
mit den Städten Hannover und Bremen, die sich ebenfalls 
mit städtischer Zeitpolitik befassen, als weltweites Projekt 
der EXPO 2000 registriert. Außerdem ist es als beispielhaf- 
tes Projekt in den europäischen Studiengang ,,EUREXCTER 
-Zeiten und Qualität der Stadt" eingebunden. Dieser Studi- 
engang, der sich an Praktikerinnen und Praktiker vor allem 
aus der öffentlichen Verwaltung richtet, ist ein Gemein- 
schaftsprojekt des Spitzenverbandes der europäischen Öf- 
fentlichen Arbeitgeber und des Europäischen Gewerk- 
schaftsbundes und wird aus Mittel des Europäischen Sozi- 
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al- und des Europäischen Regionalfonds grundfinanziert. 
Zunächst waren Universitäten in den Städten Hamburg, 
Mailand und Paris und beteiligt. Seit Sommer 1998 wer- 
den außerdem Studienmöglichkeiten in Irland und Spanien 
angeboten. 

Und last but not least wurde ,,Zeiten der Stadt" auch 
als Projekt in die Kommunale Agenda 21 Hamburg aufge- 
nommen. 

Das Gesamtprojekt wird Mitte 2000 ausgewertet und 
umfangreich dokumentiert. Es wird hoffentlich nicht nur in 
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den Kooperationsstädten Hannover und Bremen Nachah- 
mung finden. SPW 
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Öffnen allein genügt nicht 
Zur neuerlichen Debatte uber den Ladenschluss 

von Konrad Gllges* 

E s ist wieder einmal so weit. Mit großer Hingabe wird 
seit Monaten über die Zukunft des Ladenschlusses 
diskutiert. Dabei ist es zum Beispiel in Berlin zu beina- 

he irrwitzigen Situationen gekommen, denn jedes Wo- 
chenende wird ein neuer Vorwand, ein Brunnen-Fest oder 
ähnliches, organisiert, um Öffnungen an Samstag oder 
Sonntag zu rechtfertigen. inzwischen sprechen sich auch 
Teile der Grünen (so auf dem Landesparteitag der Berliner 
Grünen Mitte Dezember) und der SPD für eine großzügige- 
re Freigabe der Öffnungszeiten aus. 

Die Inhalte der aktuellen Debatte entsprechen dabei 
denen aus dem Jahre 1996, als zuletzt das Ladenschluss- 
gesetz geändert wurde, bis ins Detail. Die SPD-Bundestags- 
fraktion hat damals die Änderung für falsch gehalten. Die 

von uns angemeldeten Zweifel 
Seit jeher ist es der Grundgedanke des hinsichtlich Umsatz- und Be- 

Ladenschlusses, Arbeitnehmerinnen schäftigungsentwicklung ha- 
ben sich bestätigt. Das belegen 

und Arbeitnehmer vor unbilliger AUS- die 1996 versprochenen 

beutung zu schützen und zu verhin- achten zu den Auswirkungen 
der Änderung, die jetzt vorlie- 

dem, dass sie zur Verfügungsmasse gen, eindrucksvoll, ( ~ ~ 1 .  spw 6, 

der Arbeitgeber und Besitzenden wer- '99, s 24-26 Anm. d r ~ e d )  
Die Diskussionen der letz- 

den. ten Monate zeigen aber zu- 
gleich, dass es großen Bedarf 

an einer breiten Debatte darüber gibt, wie wir zukünftig 
leben und arbeiten wollen. Wir sollten daher die aktuelle 
Auseinandersetzung über das Ladenschlussgesetz als er- 
gebnisoffenen Prozess hinsichtlich der Notwendigkeit einer 
Neuregelung sehen und den Dialog mit allen gesellschaft- 
lichen Interessengruppen suchen. 

Drei Aspekte sind in der aktuellen Debatte meines Er- 
achtens von besonderer Bedeutung: 

der Arbeitnehmerlnnenschutz, 
die sozialen und kulturellen Aspekte (welche konkreten 

Auswirkungen hätte eine Änderung, z.B. ,,Läden auf, Be- 
hörden zu"?) und 

* Konrad Gilges, Köln, ist SPD-Bundestagsabgeordneter und Berichterstatier im Ausschuß für 
Arbeit und  Sozialordnung für das Ladenschlussgesetz. 

die Verbraucher-, Arbeitnehmer- und die Unterneh- 
mensinteressen. 

Ladenschluss ist Arbeitnehmerlnnenschutz 
Betrachten wir den ersten der drei Punkte, so stellt sich un- 
weigerlich die Frage: wissen die Befürworter der Freigabe 
eigentlich, was sie tun? Anscheinend nicht, denn kaum je- 
mand weiß um den Hintergrund des Ladenschlussgesetz- 
tes. So wird wieder einmal der Eindruck erweckt, als könn- 
te man es allein vor einem wirtschaftlichen Hintergrund 
sehen und bewerten. Das ist ebenso einäugig wie falsch. 
Denn von seiner Idee und Geschichte her handelt es sich 
um ein Arbeitnehmerlnnenschutzgesetz. Seit jeher ist es 
der Grundgedanke des Ladenschlusses, Arbeitnehmerin- 
nen und Arbeitnehmer vor unbilliger Ausbeutung zu 
schützen und zu verhindern, dass sie zur Verfügungsmas- 
se der Arbeitgeber und Besitzenden werden. Das belegen 
die Protokolle der Reichstagsdebatten aus dem Jahre 1900, 
als erstmals der werktägliche Ladenschluss gesetzlich gere- 
gelt wurde. Schon damals sollte das Gesetz Arbeitszeiten 
verhindern, die die Familien der Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer zerstört hätten. Um diesen Grundgedanken 
ging es auch bei allen Neuregelungen und Diskussionen in 
den 50er und 60er Jahren. 

Die entscheidende Frage für uns lautet daher auch heu- 
te: müssen die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer ge- 
schützt werden? Und unsere Antwort ist eindeutig ja. Es 
spricht für soziale Arroganz, dass die Gruppe der Betroffe- 
nen aus den Überlegungen, die Öffnungszeiten zu libera- 
lisieren, vollkommen ausgeblendet sind. Man muss sich 
nur die Beschäftigten einmal genauer ansehen, um die es 
hier geht. Es handelt sich zur überwiegenden Mehrheit um 
Frauen. Wie aber sollen Alleinerziehende ihre Kinder ver- 
sorgen, wenn die Läden bis weit in den Abend geöffnet 
haben, aber die Betreuungseinrichtungen um 16.00 oder 
17.00 Uhr schließen (vgl. den zweiten der oben genannten 
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beitstempo und das, was wir heute ,,Zeitbewusstsein" nen- 
nen. Die Einheit von Arbeit und Leben kannte und brauch- 
te keine abstrakten Maße, wie das der Uhrzeit. Im Empfin- 
den der Menschen war ,,Zeit" kein Besitz der Menschen, 
sondern gehörte Gott. Die Zeiterfahrung war naturgege- 
ben. Homer rechnete nach Morgenröten, Cäsar nach 
Nachtwachen, christliche Mönche nach Gebetszeiten, die 
sich weitgehend am Sonnenzeitmaß orientierten. ,,Zeit" 
war in der Vormoderne zuallererst der Zusammenhang von 
Erlebnissen und Erfahrungen. Zeit wurde im Alltag nicht 
gemessen, letztlich gar nicht erwähnt. 

In der Moderne, speziell in der fortgeschrittenen Mo- 
derne des 19. und des 20. Jahrhunderts, wird Zeit mit Geld 
verrechnet. Die Erfindung der mechanischen Uhr machte 
es möglich, Zeit objektiv, also unabhängig von menschli- 

s chem Handeln und von naturnahen Erfahrungen, zu kenn- 
zeichnen. Der Mensch, nicht mehr Gott, nahm von da an 
Maß. Jeder Tag bekam ein Datum. Turmuhren dienten zur 
Orientierung bei der Arbeit und beim Geschäft. Nach dem 
Stundenzeiger wurde der Minutenzeiger, später dann der 
Sekundenzeiger erfunden. Pünktlichkeit wurde zur Verhal- 
tensmaxime und zur allseits geforderten Tugend. Nicht 
mehr die Natur und der eine Gott, es war das Geld und es 
waren die Maschinen, die zu den maßgebenden Zeitge- 
bern der Moderne wurden. Entrhythmisierung, Beschleuni- 
gung, Vertaktung und Zeit-Kontrolle waren und sind die 
vier wichtigsten Zeitstrategien moderner Lebensführung. 
Mechanische Gleichförmigkeit, die sich im Takt der Maschi- 
ne ausgedrückt, wird zum Ideal der modernen Zeitauffas- 
sung. 

Die neue Zeitordnung 
Es ist dieser äußerst folgenreiche neuartige Umgang mit 
der Zeit, der die Historiker dazu motivierte, diese Epoche 
,,NeuzeitT' bzw. ,,Moderne Zeit" zu nennen. Das auffällig- 
ste Zeichen dieser modernen Zeit ist der zunehmend grö- 
ßerer Ordnungsaufwand gegenüber zeitlichen Prozessen. 
Wenn man Ordnung macht, und sich nicht nur an einevor- 
gegebene Ordnung anpasst, muss man eine eigene bildli- 
che Vorstellung von dieser Ordnung vor Augen haben. Die- 
se ist, was die moderne Zeitordnung betrifft, zweifach ge- 
prägt. Einerseits ist dies die Vorstellung, dass Zeit durch 
Zeitmessung zu kontrollieren sei. Und andererseits, dass 
sich zeitliche Ereignisse in gerader, in linearer Art und Wei- 
se miteinander verketten lassen. Nicht nur die Uhr (Zeit- 
messung), sondern ebenso die Uhrkette (Linearität) sind 
daher für die moderne Zeitvorstellung prägend. Das vom 
geraden Weg Abweichende, das Krumme und Unebene, 
ist bei einer solcher Vorstellung unerwünscht. Der gradlini- 
ge Verlauf des Lebens wird zum anzustrebenden Ideal, die 
Einzelmenschen gleichsam zu Gliedern einer Uhrkette. 

Diese Ordnung der Zeit brachte uns und bringt uns 
noch heute viele Vor-, aber auch eine größere Anzahl von 

1 
Nachteilen. Wir verlieren die Zeiten der Natur in uns und 
um uns herum aus den Augen, und was bedrohlicher ist, 
schließlich auch aus dem Sinn. Die Zeiten werden zuneh- 
mend weniger farbig, weil die Zeitformen, die wir haben 
und die wir leben können, geringer und eintöniger wer- 
den. Zeitliche Umwege sind uns kaum mehr erlaubt, sie 
sind nur noch mit schlechtem Gewissen zu begehen bzw. 
zu befahren. Ordentlich aufzuräumen, wie vieles um uns 
herum, haben wir auch unsere Zeitwohnungen, in denen 
wir den Alltag verbringen. Dafür erhalten wir die Sicher- 
heit, zu jeder Zeit über die richtige Uhrzeit informiert zu 
sein. Wir sind in der Lage, das Leben und die Arbeit zweck- 
rational zu planen, und zu kontrollieren, und wir können 

die Natur- und auch immer häufiger die sozialen Systeme 
und uns selbst - zeitlich beherrschen. Das hat uns zu einem 
bisher nie dagewesenen Güterwohlstand geführt, an dem 
jedoch nicht alle Menschen dieser Welt gleichmäßigen An- 
teil haben. Jene, die Zeit haben, sind diesbezüglich meist 
benachteiligt. Die anderen sehen ,,immer so verhetzt aus" 
(Büchner). 

Die Indizien mehren sich, dass die mit der Erfindung 
und der Verbreitung der mechanischen Uhr entstandene 
naturferne Zeitorganisation Akzeptanzprobleme be- 
kommt. Denn wir haben nicht nur die Uhr, sondern auch 
uns selbst mit Hilfe der Uhr an die Kette gelegt. Wie ehe- 
mals den undurchschauten Naturverhältnissen unterwer- 
fen wir uns jetzt der selbst ge- 
schaffenen Uhr-Zeitordnung. 
Die hat seit dem Die Zeiterfahrung war naturgegeben. 
Beginn der Moderne vieles ,,in Homer rechnete nach Morgenröten, 
die Hand" genommen, aber 
nichts war und ist dabei mit so. Cäsar nach Nachtwachen, christliche 

viel Illusionen ausgestattet, wie Mönche nach Gebetszeiten. 
die Zeit und deren menschen- 
gemachte Ordnung. Wir glau- 
ben nämlich, die Zeit beherrschen zu können, und doch 
werden wir jeden Tag mit dem Misslingen eben dieses Vor- 
habens konfrontiert. 

Das beschleunigungsorientierte gradlinige Zeitideal, das 
die Überschreitung der räumlich-zeitlichen Grenzen, die uns 
von der Natur gesetzt sind, als einen Fortschritt feiert, ist 
heute nicht mehr unumstritten. Das Bemühen, nach Gut- 
dünken über Raum und Zeit verfügen zu können, das We- 
sensmerkmal der technisch-industriellen Dynamik, zeigt sei- 
ne Schattenseiten. Das Misstrauen in das Prinzip der ,,allsei- 
tigen Zeitmaximierung" und in die Zwillingsvorstellung von 
zeitlicher Ordnung und Allmacht ist gestiegen, nicht zuletzt 
durch die Erfahrung, dass Beschleunigung auch dann zu ei- 
nem schnelleren Ende führt, wenn man dieses weder erwar- 
tet noch erhofft. In einer inzwischen flächendeckenden Me- 
diengesellschaft ist daran zu erinnern, dass eine der ersten 
uns bekannten eiligen Nachrichtenübermittlungen, die vom 
Sieg der Athener in der Schlacht von Marathon, mit dem 
Tode des sich hetzenden Botschafters endete. Die hetzende 
Unvernunft unserer Tage macht es offensichtlich: Die Be- 
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vate Zeitplanung vieler Familien und anderer Beziehungs- 
geflechte, gemeinsame Freizeit oder soziale Aktivität wür- 
de unmöglich gemacht. 

Offenbar macht es also keinen Sinn, sich auf eine Art 
Zeit zu konzentrieren, z.B. die'Arbeitszeit, ohne andere 
Zeit-Arten zu berücksichtigen. Den Rahmen für die Ausprä- 

gung selbstbestimmter Le- 

~ ~ ~ ~ ä ~ h l i ~ h  sind F~~~~~ bei der verein- bensentwürfe und der Befriedi- 
gung menschlicher Bedürfnisse 

barung verschiedenster Lebensberei- kann man nur dann wtzen, 

ehe eher auf die Harmonisierung von wenn man alle Zeitströme glei- 
chermaßen in den Blick nimmt 

Zeitströmen angewiesen als Männer. und ,ine größtmögliche Har. 
monisierung anstrebt. Hier gibt 

es auch für die Politik noch viel zu tun. 
Innere und äußere Zeit müssen wieder zusammenge- 

bracht werden 
Der augenfälligste Widerspruch bei der Betrachtung 

von Zeitströmen scheint jedoch bei der Berücksichtigung 
der ,,inneren Uhr" aufzutreten. Karlheinz Geissler be- 
schreibt, wie sich seit dem Mittelalter die zunächst gottge- 
gebene Zeit den ökonomischen Entwicklungen anpasste. 
Jahrhundertelang konnten Menschen Zeit überhaupt nur 
nach ihrer ,,inneren Uhr" und den Naturzeiten messen: 
Ackerbau und Viehzucht waren von den Jahreszeiten und 
dem Wechsel von Tag und Nacht abhängig, die Stunden 
wurden nur von den Gebetsglocken der Kirchen gezählt. 
Im Mittelalter entwickelte das städtische Handwerk eigene 
Formen der Zeitmessung: die Marktglocke läutete den 
Markttag ein, die Ratsglocke rief die Ratsherren zur Ver- 
sammlung und die Zinsglocke kündigte Bankgeschäfte an. 
Erst mit der Erfindung der mechanischen Zahnraduhr wur- 
de der Streit zwischen kirchlicher und weltlicher Zeit ent- 
schieden: Die ökonomischen Strukturen in den Städten er- 
hoben sich zu den Herren über die Zeit. 

Geissler stellt zu Recht die Frage, inwieweit die Zeit- 
souveränität vor allem im 20. Jahrhundert den Händen 
der Menschen entglitt. Im Zeitalter von Stechuhren, Digi- 

Die Uhr geht mit der Zeit 
von Karlheinz A. Geißler* 

,,Früh um 6 Uhr habe ich schon 24 Stunden Verspätung" 
(B. Brecht) 

W ir sind zu Hochgeschwindigkeitsmenschen ge- 
worden. Wir kommunizieren mit Lichtge- 

schwindigkeit, hetzen durch den Alltag und 
entschuldigen uns dafür mit der Formel: „Tut mir leid, kei- 
ne Zeit!" 

,,Zeit", überall wo man hinschaut findet man sie. Und 
trotzdem, wir suchen sie unentwegt. Wir haben keine Zeit, 
nehmen sie uns aber immer öfters und immer länger, um 

* Karlheinz A. Geißler ist Professor für Wirtschafts- und Sozialpadagogik an der Universität der 
Bundeswehr in München, Gastprofessuren u.a. in Bremen U. Innsbruck. 
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taluhren und Teilchenbeschleunigern, die Millionstel Se- 
kunden messen können, erscheint uns das Hören der „in- 
neren Uhr" unmodern. Kaum jemand nimmt die Bedürf- 
nisse des Körpers nach genügend Schlaf und Reprodukti- 
on zur Kenntnis. Es ist wissenschaftlich erwiesen, dass un- 
terschiedliche Schlaf-Wach-Typen existieren und sich nur 
mit  größter Mühe verändern lassen. Die Frühaufsteherin 
wird bei Abendsitzungen weniger leistungsfähig sein als 
der ,,Morgenmuffel", der wiederum beim morgendlichen 
Meeting nur die nächste Tasse Kaffee im Kopf hat. Gleit- 
zeiten und individuelle Pausenregelungen sind ein wichti- 
ger Schritt hin zur (Wieder)Entdeckung der ,,inneren 
Uhr". 

Trotzdem existiert vor allem unter hochmotivierten und 
gut ausgebildeten Arbeitnehmerlnnen unbeirrt der My- 
thos, dass man 12 und mehr Stunden am Tag gleicherma- 
ßen leistungsfähig sein kann, wenn man sich nur brav 
selbst organisiert und diszipliniert. Derldie ,,neue Arbeit- 
nehmerln" ist für die persönliche Beschleunigung heute 
selbst verantwortlich. Fleißig werden Belegschaften in Se- 
minare für Selbstorganisation und Zeitmanagement ge- 
schickt und Time-Systems und Palm-Pilots beworben. Der 
Zeitmanagement-Trainer Mario Sander berichtet, dass oft 
genug intelligentes Zeitmanagement zur Erledigung von 
zusätzlicher Bürotätigkeit anstatt zu mehr persönlicher frei- 
er Zeit führt. Die gewerkschaftliche und feministische De- 
batte zur Arbeitszeitverkürzung und Abschaffung von 
Mehrarbeit stößt hier auf ihre Grenzen. 

Auffällig ist dennoch, dass man bei der Beschäftigung 
mit dem Thema ,,Zeitr' allerorten auf Frauen stößt. Tatsäch- 
lich sind Frauen bei der Vereinbarung verschiedenster Le- 
bensbereiche eher auf die Harmonisierung von Zeitströ- 
men angewiesen als Männer. Es bleibt zu hoffen, dass sie 
ihre oft nur privaten Diskussionen in Betriebe und Einzel- 
handelsgeschäfte, in Banken und Kindergärten, in Rathäu- 
ser und Parlamente tragen - und dass die Zeitpolitik ihr bis- 
lang exotisches Dasein beendet und zur neuen Quer- 
schnittsaufgabe wird, die uns alle betrifft! SPW 

über den Zeitdruck zu klagen, zu reden oder ihn mit Hilfe 
von Ratgebern und Zeitmanagementseminaren zu be- 
kämpfen. So gesehen ist es eine gute Zeit für das Thema 
Zeit. Mit den Zeiten haben sich die Zeiten verändert und sie 
werden dies in der Zukunft wieder tun. 

Will man die Entwicklung unseres Zeitverständnisses 
auf eine Kurzformel bringen, so stellt sie sich folgenderma- 
ßen dar: 

Zuerst fanden wir die Zeit in der Natur und am gestirn- 
ten Himmel über uns, dann in den Uhren und bei den 
Glocken und heute entdecken wir sie in Zeitplansystemen, 
Zeitvorträgen und Zeitsymposien und nicht zuletzt auch in 
Artikeln und Büchern über Zeit. 

Die historische Veränderung des Zeitbewussteins 
Die Vormoderne, das war die Zeit vor der Renaissance, war 
durch die enge Verbindung des gesamten Lebens - auch 
des Arbeitslebens - mit den Dynamiken des Kosmos und 
der Natur charakterisiert. Alles hatte damals seine Zeit: Die 
zyklischen Wiederholungen der Natur, der Wechsel der 
Gestirne, Regenzeiten und Trockenzeiten, der Umlauf der 
Erde um die Sonne, der Rhythmus des tierischen und 
pflanzlichen Wachstums prägten das Leben, also das Ar- 
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drei Punkte)? Und auch die Familien werden unter einer 
weiteren Flexibilisierung zu leiden haben. Diese Nachteile 
müssen wir auch mit den Einkommen in diesem Bereich in 
Verbindung bringen. Denn die Löhne sind ausgesprochen 
niedrig. Wer mit 2000 DM im Monat nach Hause geht, hat 
schon Glück gehabt. 

So zeigt sich einmal mehr die soziale Kälte der angeb- 
lich ach so modernen Liberalisierer. Und es zeigen sich un- 
terschiedliche Vorstellungen von gesellschaftlicher Kultur. 
Wir sagen, dass die Gesellschaft nicht ausschließlich wirt- 
schaftlichen Zwängen und dem Gewinnstreben unterwor- 
fen werden darf. Darin sind wir uns einig mit den Kirchen 
und den Gewerkschaften. Für uns heiligt nicht die Gewin- 
nerwartung fast jedes Mittel! 

Fakten und Gutachten 
Damit komme ich zum dritten Punkt. Es ist nicht redlich, 
die Aufhebung des Ladenschlusses mit erwarteten höhe- 
ren Gewinnen und neuen Arbeitsplätzen zu begründen. 
Schon 1989 und 1996 lagen diese Argumente voll dane- 
ben. Es wurde erklärt, dass durch Iängere Ladenöffnungs- 
zeiten mehr Kaufkraft mobilisiert würde. Ifo sprach 19951 
96 von einem ,,zusätzlichen Marktpotential" in einer Grö- 
ßenordnung von 20 Milliarden DM - tatsächlich ist der 
Umsatz seit 1994 real um 1,7 Prozent gesunken. Beson- 
ders grotesk war diese Argumentation auch, weil die Re- 
gierung, die den Ladenschluss geändert hat, es gleichzeitig 
zu verantworten hatte, dass die Kaufkraft der Arbeitneh- 
merinnen und Arbeitnehmer über viele Jahre hinweg ge- 
sunken ist - zum Leidwesen des Einzelhandels. Öffnen al- 
lein genügt also nicht. 

Wie falsch die Argumentation war und ist, belegen die 
Anfang Oktober 1999 veröffentlichten Gutachten der Sozi- 
alforschungsstelle Dortmund (sfs) und des ifo-Institutes 
München. Letzteres spielt übrigens in dieser Debatte eine 
überaus fragwürdige Rolle, denn obwohl alle Prognosen 
des Institutes sich als falsch erwiesen haben, tritt es völlig 
unbeeindruckt von den selbst zu Tage geförderten Fakten 
unverdrossen für die Freigabe der Öffnungszeiten ein. Die 
Gutachten beweisen, dass auch das zweite Argument, 
nämlich dass durch Iängere Ladenöffnungszeiten Arbeits- 

,,...gebraucht die Zeit, sie geht von hinnen, doch Ordnung 
lehrt euch Zeit gewinnen!" 
(J.W.Goethe, Faust) 

plätze geschaffen würden, völlig falsch ist. Das genaue Ge- 
genteil ist eingetreten. Im Untersuchungszeitraum sind 
Zehntausende Arbeitsplätze (sechs Prozent) im Einzelhan- 
del abgebaut worden. Und: Vollzeitarbeitsplätze nehmen 
mehr und mehr ab, bereits ein 
Viertel arbeitet bereits in ge- ES spricht für soziale Arroganz, dass 
ringfügigen Beschäftigungsver- 
hältnissen. die Gruppe der Betroffenen aus den 

Hinzu kommen Fra- Überlegungen, die Öffnungszeiten zu 
gen, auf die die Anhänger der 
Freigabe der öffnungszeiten liberalisieren, vollkommen ausgeblen- 
Antworten geben müssen: det sind. 

Wird es zu noch mehr Kon- 
zentration von Großunternehmen kommen? 

Verlagern sich mehr Betriebe aus den Stadtzentren ins 
Umland? 

Findet eine Konzentration in den Stadtzentren statt? 
Leidet das Angebot in kleineren Stadtteilen? 
Entsprechende Trends sind bereits absehbar. Denn von 

der Gesetzesänderung 1996 haben einzig und allein Groß- 
unternehmen profitiert, die große Verkaufsflächen mit ge- 
ringer Personalbesetzung aufweisen. Diese Entwicklung 
stellt eine ernste Gefahr für unserer Städte, aber auch für 
unsere gesellschaftliche Kultur dar, wenn Einkaufen eines 
Tages nur noch auf der grünen Wiese stattfindet und die 
noch lebendigen innerstädtischen Einkaufsgebiete verödet 
sind. Der Verdrängungswettbewerb gegen die kleineren 
und mittleren Fachgeschäfte ist bereits in vollem Gange. 

Die Bundesregierung hat eine vernünftige Vorgehens- 
weise vorgeschlagen, die wir unterstützen. Denn wir sehen 
im Moment keinen akuten Handlungsbedarf. Wir werden 
zunächst im Detail die vorgelegten Gutachten prüfen und 
dann das Gespräch mit allen Betroffenen -aus dem Han- 
del, den Gewerkschaften, den Kirchen oder den Familien- 
verbänden - suchen. Danach werden wir prüfen, inwieweit 
eine Änderung des Ladenschlussgesetzes mit dem weite- 
ren Bestand sozialer Schutzgesetze in Einklang zu bringen 
ist. Wir sind grundsätzlich der Überzeugung, dass Sozial- 
gesetzgebung auf diese Schutzfunktion, auf ihre Akzep- 
tanz und dann auch auf ihren ökonomischen Nutzen hin 
geprüft werden muss. SPW 

Arm an Zeit und reich 
an Uhren 

Grenzen des Zeitmanagements 

von Mario Sander* 
W ie sehr wir uns auch beeilen, wir werden die 

vergangene Zeit nicht einholen. Wir kön- 
nen die Zeit managen, um effizienter zu arbei- 

ten, mehr Aufgaben zu übernehmen oder mehr Freizeit zu 
haben. Doch die Entscheidung, ob wir mit den Ergebnis- 
sen der Zeiteinteilung unseres Tagwerkes zufrieden sind, 
hängt neben den Zeitmanagementstrategien wesentlich 
von unserer Grundhaltung gegenüber der Zeit ab. Ob Zeit Es gibt fast keinen Raum mehr, der ohne Uhr ist; 
für uns ein kostbares und allzu knappes Gut, oder ausrei- schon gar kein technisches Gerät ist ohne dieses Wunder- 
chend vorhanden ist, hat einen wesentlichen Einfluss auf werk, zu dem die Alten ,,Chronometer" sagten, ausge- 
unsere Lebensqualität. Und diese bestimmt sich nicht allein stattet. Dazu trägt jede und jeder noch eine am Handge- 
durch die quantitative Bewältigung anstehender Aufga- lenk. Die innere und die äußere Uhr sicher aufeinander 
ben. 

Unsere Uhren bestimmen uns die Zeit ... 
Haben Sie schon einmal die Uhren in Ihrer Wohnung ge- 
zählt? 

* Mario Sander, Managementtrainer und Organisationsberater, Geschäftsführer der 
Sander-Consulting 
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Foto Christian Kiel (Berlin) 
#---H- diese Versuche eher dazu, sich der Zeit als ,,Macht der 

Verganglichkeit" zu unterwerfen Im Gegenzug gab es 
seit der Erfindung der Turmuhr unzahlige Versuche, die 

%+3 Zeit als Waffe einzusetzen In den meisten Fallen hat die ;I C I .  Zeit - mit ihrer positiven Eigenschaft der Unbestechlich- 

abzustimmen, gelingt uns nur bei strenger Gewohnheit, 
so dass die Verlässlichkeit unseres Zeitgefühls trotz der 
Vielzahl unserer Chronometer beschränkt bleibt. Wer auf 
das ersehnte Treffen mit dem oder der Liebsten wartet 
oder im Wartezimmer der Arztpraxis seinem Befund ent- 

gegensieht, bei dem versagt 
oft das Zeitgefühl. Wir erleben 

Erst durch eine Uhr wird Zeit zur ob- zeit situationsabhängig und 

jektiven Größe stilisiert und völlig ver- ausgesprochen subjektiv und 
in den beschriebenen Situatio- 

kannt, dass unser Handeln, wie auch nen unerträglich lang, Hin. 

unser emotionales Erleben anderen gegen sich das Erleben im 
Wartezimmer sofort verän- 

Rhythmen folgt. dert, wenn man ein spannen- 
des Buch dabei hat oder einen 

alten Bekannten trifft. Erst durch eine Uhr wird Zeit zur 
objektiven Größe stilisiert und völlig verkannt, dass unser 
Handeln, wie auch unser emotionales Erleben anderen 
Rhythmen folgt. 

Die hieraus erwachsenen Widerstände gegen die 
Vergänglichkeit, die Uhren symbolisieren, sind vielfältig: 
Ein märchenhafter Befreiungsschlag menschlichen Han- 
delns von der Zeit ist der Versuch, sich dem ewigen 
Jungbrunnen zu verschreiben. Menschen lassen sich zu 
Lebzeiten einfrieren, um nach 100 Dornröschen-Jahren 
wieder zum Leben erweckt zu werden. Leider führen 

keit - über Zorn, Liebeskummer, Trennungsschmerz und 
den Verlust der goldenen Kugel am Brunnen sowohl lei- 
se als auch triumphierend gesiegt. ,,Denn selbst eine ste- 
hengebliebene Uhr zeigt noch zweimal am Tag die Zeit 
an", sagt Alfred Polgar, ,,es komme nur darauf an, wann 
man hinschaut." 

Das Dilemma unserer Zeit-Strategien 
Um effizient zu arbeiten, müssen wir unsere Zeit strukturie- 
ren. Karlheinz Geißler hat dazu ,,vier Zeitstrategien" be- 
nannt. Sie beschreiben je'eine Umgangsform mit der vor- 
handenen Zeit und stellen gleichzeitig Überzeugungen 
dar, die sich im Umgang mit Zeit und Menschen widerspie- 
geln. 

1. Nachdem unsere Datenübertragung die schnell- 
ste Form der Beschleunigung erreicht hat, die der Lichtge- 
schwindigkeit, können wir nichts mehr beschleunigen. 
Mit der Beschleunigung, sagt Geißler, sind wir zum ersten 
Mal an ein wirkliches Ende gekommen. Als praktisches 
Beispiel sei hier die Entwicklung der Beschleunigung im 
Verhältnis zur Zeitersparnis auf der Bahnlinie Hamburg- 
Berlin genannt: Der ,,Fliegende Holländer" hatte 1930 
eine Fahrzeit von 194 Minuten (3,14 Stunden) bei einer 
durchschnittlichen Reisegeschwindigkeit von 91 km/h. 
Genau 55 Jahre später, also 1995 betrug die Fahrzeit nur 
noch 2,59 Stunden. Das entspricht einer Beschleunigung 
von 91 kmlh auf 99 kmlh und einer Zeitersparnis von 15 
Minuten. 

Im Jahre 1999 reduzierte sich die Fahrzeit auf 2,22 
Stunden bei einem Tempo von 125 kmlh. Mit  einem un- 
geheuren Energie-, Kosten- und Ressourcenaufwand 
bräuchte der Transrapid nur noch eine Stunde. Das ent- 
spricht einer Beschleunigung um 175 kmlh mit einer ver- 
qleichsweise niedriqen Zeitersparnis von nur 82 Minuten 
(1,22 Stunden) Der Realisierungsaufwand würde laut 
Deutscher Bahn AG über mehrere Jahre 5 Mio. DM pro 
Tag kosten und somit den Potsdamer Platz als Deutsch- 
land größtes und teuerstes Bauvorhaben noch in den 
Schatten stellen. 

Fazit: Die Zeitersparnis wächst nicht proportional zur 
Beschleunigung und ist mit einem sehr hohen Aufwand 
(materiellen wie immateriellen) verbunden! 

2. Die Vertaktung bedeutet, den eigenen Arbeits- 
rhythmus dem der Maschine anzupassen, schneller in den 
Ergebnissen zu werden und sich gegen menschelnde Aus- 
fälle abzusichern. So überlegte die Firmenleitung eines auf- 
steigenden mittelständischen Unternehmens, Roboter zu 
kaufen und die Frauen zu entlassen, weil Roboter zuverläs- 
siger, schneller und störungsfreier am Fließband arbeiten 
als die alteingesessenen und erfahrenen Frauen. 

3. Die Zeitkontrolle ist hinsichtlich des Einflusses von 
Uhren schon angeschnitten worden. Eine andere Form der 
Zeitkontrolle ist die Stechuhr. Sie schafft Objektivität über 
die Anwesenheitszeit, erfasst Arbeitsunterbrechungen so- 
wie die Gesamtarbeitszeit für den Monat und das Jahr. In- 
teressanterweise ist die Kritik an dieser Arbeitszeiterfassung 
sehr schnell nach deren Einführung aufgeflammt. Kern der 
Diskussion bestand darin, zu behaupten, dass Anwesen- 
heit nicht gleich Produktivität bedeutet und somit das Kri- 
terium der ,,genutzten Zeit" nicht ausreichend berücksich- 
tigt ist. 

an muss nicht vom Millenniums-Fieber ergriffen 
sein, um festzustellen, dass die Zeiten sich än- 
dern. Auch wenn nach unserer Zeitrechnung 

das 21. Jahrhundert erst am 1.  Januar 2001 beginnt, so er- 
scheint uns das 20. Jahrhundert bereits als Vergangenheit. 
Dieses Jahrhundert war wie kein anderes durch den Um- 
gang mit der Zeit geprägt. Der Faktor Zeit spielte eine 
Hauptrolle bei der Entwicklung von Wirtschaft und Ar- 
beitsleben, bei der Entstehung von Philosophie und Politik 
sowie bei der Ausprägung von individuellen Lebensent- 
würfen. ,,Beschleunigung" hieß das Zauberwort des 20. 
Jahrhunderts: die industrielle Entwicklung war ohne be- 
ständige Zeiteinsparung im Produktionsprozess nicht 
denkbar, räumliche Distanzen wurden immer schneller 
überwunden, Kommunikation wurde von Raum und Zeit 
gänzlich entkoppelt. Im privaten Raum wurde der Satz ,,Ich 
habe keine Zeit." zur vermeintlichen Garantie für ein aus- 
gefülltes und selbstbestimmtes Leben - die Zeit war kom- 
plett verplant. Genügend Zeit hatten nur Kinder, Rentner 
oder Arbeitslose ... 

Die Beschleunigung erreichte ihren Gipfel in der Ent- 
koppelung der allgemeinen Zeitplanung von der „inneren 
Uhr" des Menschen, ohne die Massenproduktion und 
Massenkonsum nicht möglich waren. Maschinenlaufzeiten 
sind heute unabhängig vom Biorhythmus ihrer Bedienerln- 
nen, in vielen Teilen der Welt ist Konsum zu jeder Tages- 
und Nachtzeit möglich und die Berieselung durch Radio, 
Fernsehen und lnternet hat keine Sperrstunde. Moderne 
Kommunikation und ein neuer Dienstleistungsbegriff ha- 
ben dafür gesorgt, dass im ausgehenden 20. Jahrhundert 
kein Wunsch offen blieb. Wenn die ,,innere Uhr" eigentlich 
Nachtruhe anzeigte und man trotzdem auf der Suche nach 
der billigsten Flugreise, dem schönsten Geschenk oder der 
besten Seminararbeit war, wurde man nicht enttäuscht. 
Alles war lieferbar - schnell, preiswert und flexibel. 

Arbeitszeit ist nur ein Teilsystem des Komplexes 
,,Zeitu 
Die gewerkschaftliche und sozialdemokratische Debatte 
hat das Thema Zeit vor allem unter dem Blickwinkel der 
Arbeitszeiten definiert. Hermann Groß und Eva Munz so- 
wie Rainer Dollase ~räsentieren in diesem Heft interessan- 
te ~orschun~ser~ebnisse zum Thema: Während die neue 
Arbeitzeitbefragung des Kölner ISO-Instituts wenig überra- 
schendes bietet - die meisten Arbeitnehmerlnnen wün- 
schen kürzere Arbeitszeiten, weniger Überstunden und 
mehr Zeitsouveränität - entlarvt Dollase den Mythos vom 
allseits flexiblen Arbeitsmenschen. Die von ihm befragten 
Studierenden wünschten in der großen Mehrheit starre 
Unizeiten, die ihnen tägliche, kompakte Freizeitblöcke so- 
wie ein freies Wochenende ermöglichten. Diese Arbeits- 
zeitwünsche stehen freilich im Widers~ruch zu dem 
Wunsch nach freier Wahl der Seminarveranstaltungen und 
Vorlesungen. Feste Unizeiten würden somit entweder zu- 
größerer Verschulung des Studienalltags oder zu weniger 
Auswahlmöglichkeiten führen. Zur Zeit scheinen die Stu- 
dierenden ihre reichlich ,,zerfledderten" Stundenpläne zu- 
gunsten ihres Lieblingsseminars in Kauf zu nehmen .... 

In der Politik spielte das Thema ,,Zeitu vor allem in wirt- 
schaftlichen Zusammenhängen eine Rolle. Die Tarifpartner 
verhandeln über Arbeits- und Maschinenlaufzeiten, der 
Gesetzgeber regelt die Ladenöffnungszeiten, die kommu- 
nale Selbstverwaltung entscheidet über die Öffnungszeiten 
von Behörden und Betreuungseinrichtungen. In den letz- 
ten Jahrzehnten ist eine sehr unterschiedliche Entwicklung 
von Zeitsystemen zu beobachten. Dabei wird in der gesell- 

schaftlichen Diskussion vernachlässigt, dass die Teilsysteme 
untereinander starke Wechselwirkungen verursachen. 

lnterdepedenz verschiedener Zeitströme 
Ein Beispiel: Während die allgemeine Arbeitszeit sich im- 
mer weiter verkürzte, weitete sich die Gesamtarbeitszeit 
der Frauen spätestens seit den 70er Jahren stetig aus. Die- 
se Auseinanderentwicklung 
der Zeitströme barg gesell- ,,Beschleunigung" hieß das Zauber- 
schaftliches Konfliktpotenzial: 
Frauen bestanden auf der Wort des 20. Jahrhunderts: die indu- 
gleichberechtigten Verteilung strielle Entwicklung war ohne bestän- 
der Haus- und Familienarbeit, 
die dur;h die Angleichung der dige Zeiteinsparung im Produktions- 
~rwerbsarbeitszeiten möglich Prozess nicht denkbar 
und zugleich notwendig wur- 
de. Andererseits kollidierte die Ausweitung der Arbeitszei- 
ten von Frauen mit den weiterhin starren Öffnungszeiten 
von Kaufhäusern, Kindergärten und anderen öffentlichen 
Einrichtungen. Sabine lssa stellt das Modellprojekt ,,Zeiten 
der Stadt" vor, in dem das Hamburger Senatsamt für 
Gleichstellung kommunale Zeitströme und Zeitwünsche 
von Frauen verglichen hat. Ein Ergebnis war, dass (zur Zeit 
des alten Ladenschlussgesetzes) fast alle befragten berufs- 
tätigen Mütter die Ausweitung der Ladenöffnungszeiten 
bis 20.00 Uhr an Wochentagen und am Samstagnachmit- 
tag wünschten. 

Es ist sehr fraglich, ob Frauen auch die Ausweitung der 
Ladenöffnungszeiten z.B. am Sonntag befürworten wür- 
den. Denn auch diese Zeitentwicklung hätte wiederum 
Auswirkungen auf andere Zeitsysteme: Zunächst würde sie 
eine unfreiwillige Ausweitung der Arbeitszeiten von Ver- 
käuferlnnen, Bediensteten von Verkehrsbetrieben und an- 
deren bedeuten - das Ende des arbeitsfreien Sonntages 
wäre eingeläutet. Dies wäre ein enormer Eingriff in die pri- 

* Barbara Konig, Jugendbildungsreferentin des Juso-Landesverbandes NRW, M~tgl ied der spw- 
Redaktion, lebt in Bonn. 
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Vorrang für 
Prävention 
Centre for OSCE Research (CORE) gegründet 

Inteniew mit Wolfgang Zellner* 

Die eigentliche 
Kernaufgabe besteht 

darin, eine ,,Kultur der 
Prävention" (Kofi 

Annan) zu entwickeln 
und vor allem 

prakiisch wirksam 
werden zu lassen. 

* Wolfgang Zellner ist stellv. 

2 0 

spw: Welche Aufgaben hat das 
neue Institut, welche Forschungs- 
vorhaben sind geplant? 

W. Zellner: CORE versteht sich 
als ein politisch unabhängiges For- 
schungszentrum und will Grundla- 
genforschung zu verschiedenen 
Aspekten der OSZE-Entwicklung 
mit politiknahen Analysen aktueller 
Themenstellungen verbinden. Im 
Mittelpunkt steht dabei die Frage, 
wie das gewaltpräventive Potential 
der OSZE ausgebaut werden kann. 
Deswegen befasst sich unser erstes 
Projekt mit  der Wirksamkeit des 
Hohen Kommissars für nationale 
Minderheiten der OSZE, der neben 
den Langzeitmissionen das Präven- 
tionsinstrument per excellence der 
OSZE darstellt. Weitere Projekte be- 
handeln die Arbeit der verschiede- 
nen Vor-Ort-Aktivitäten der OSZE, 
die Angemessenheit und Wirksam- 
keit ihrer Demokratisierungsarbeit 
sowie die Zusammenarbeit der ver- 
schiedenen europäischen Sicher- 
heitsorganisationen bei Gewaltprä- 
vention und Konfliktregulierung. 
Neben der Forschungstätigkeit be- 
treibt CORE eine Reihe publizisti- 
scher Aktivitäten, die wichtigste 
davon ist die Herausgabe des 
,,OSZE-Jahrbuchs" in Deutsch, Eng- 
lisch und Russisch. Dies wird in ab- 
sehbarer Zeit durch eine Reihe 
,,Working Papers'' und einen Info- 
dienst ,,CORE News" ergänzt wer- 
den. Im Aufbau ist eine sog. ,,OSCE 

Leiter des Centre for OSCE Research (CORE) 

Depositary Library", die OSZE-Do- 
kumente und -Literatur vorrätig 
hält. Schließlich arbeiten wir auch 
am Ausbildungsgang des Auswärti- 
gen Amtes für künftige Mitglieder 
ziviler Missionen von OSZE und VN 
mit.  Überhaupt ist zu sagen, dass 
eine Reihe unserer Aktivitäten erst 
durch die Förderung des Auswärti- 
gen Amtes möglich geworden ist. 

Große Probleme in Südosteu- 
ropa und Russland 
spw: Wie beurteilen Sie heute, 
knapp ein Jahr nach dem Beginn 
des Kosovokrieges,' die Situation 
und die Perspektiven im Kosovo 
und auf dem Balkan? 

W. Zellner: Im Kosovo und ins- 
gesamt auf dem Balkan wird noch 
auf lange Sicht in unterschiedlichen 
Formen ein externer Stabilisie- 
rungsbeitrag notwendig sein. M i t  
ihren Missionen in Bosnien-Herze- 
gowina, im Kosovo, in Kroatien, 
Mazedonien und ihrer Präsenz in 
Albanien ist die OSZE in nahezu al- 
len Balkanstaaten mit einem sehr 
weiten Aufgabenspektrum vertre- 
ten, allein im Kosovo hat die Orga- 
nisation rund 1.400 Mitarbeiterln- 
nen eingesetzt. Aktuell geht es dar- 
um, die Arbeit dieser verschiede- 
nen Missionen in einer Strategie für 
Südosteuropa zusammenzufassen, 
ein erster Schritt in diese Richtung 
wurde auf dem Gipfeltreffen im 
November 1999 in  lstanbul getan. 
Mittelfristig ist auch nicht auszu- 
schließen, dass die OSZE im Kosovo 
von den VN Aufgaben übernehmen 
muss, etwa dann, wenn die Verein- 
ten Nationen in anderen Weltregio- 
nen vor neue Herausforderungen 
gestellt werden und von daher ihr 
Engagement in Europa reduzieren 
wollen oder müssen. 

spw: Wie beurteilen Sie die der- 
zeitige Situation in Russland und 
insbesondere den Krieg im Kauka- 
sus? 

W. Zellner: Russland befindet 
sich -wahrscheinlich noch am An- 
fang - äußerst schwieriger, lang- 
wieriger und von außen nur sehr 
begrenzt zu beeinflussender Trans- 
formationsprozesse von Wirtschaft 
(eine Art ,ursprüngliche Akkumula- 
tion'), Gesellschaft und staatlichen 
Strukturen. Das Ergebnis dessen ist 
bisher eine spezifische Mischung 
demokratischer und autoritärer 
Elemente, etwas, was wir im  poli- 
tikwissenschaftlichen Jargon etwas 
missverständlich als ,,defekte De- 
mokratien" bezeichnen. Die russi- 
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sche Kriegführung in Tschetscheni- 
en ist zu verurteilen, sie stellt eine 
massive Verletzung von Menschen- 
rechts- und anderen OSZE-Normen 
dar, die Russland mit unterschrie- 
ben hat. Nur: Viel, viel schwieriger 
als Russland zu kritisieren ist es, der 
Russischen Föderation einen kon- 
kreten Rat zu geben, wie sie sich im 
Kaukasus verhalten sollte. In der 
Sache musste hier der ,Westen' ge- 
nauso passen wie die OSZE. Nie- 
mand verfügt derzeit über eine um- 
setzbare Konfliktregulierungsstra- 
tegie für diese Region. Hier wäre 
zuallererst anzusetzen. Dabei wür- 
de der Versuch einer politischen 
Isolierung Russlands nichts nützen, 
sondern eher schaden. 

Aufgaben von EU und OSZE 
spw: Wie beurteilen Sie die Versu- 
che der EU, sich militärisch unab- 
hängiger von den USA zu machen? 
Inwieweit besteht die Gefahr einer 
Militarisierung der EU-Außen- und 
Sicherheitspolitik? 

W. Zellner: Nach wie vor gelten 
zwei schon fast banal zu nennende 
Erkenntnisse, die in den vergange- 
nen zehn Jahren sehr häufig dekla- 
miert worden sind, nach denen je- 
doch sehr viel weniger häufig ge- 
handelt worden ist: Erstens, die al- 
lermeisten Konflikte und Kriege im 
OSZE-Raum entstehen aus innen- 
politischen Gründen, und zwei- 
tens: Seit dem Ende der Ost-West- 
Konfrontation ist der Stellenwert 
des militärischen Faktors gesunken. 
Praktisch heißt das, dass die Chan- 
cen für zivile Gewaltprävention ge- 
stiegen sind. Gleichzeitig muss je- 
doch festgestellt werden, dass die- 
se Chancen bei weitem nicht hin- 
reichend genutzt werden und das 
entsprechende Instrumentarium 
auch nach zehn Jahren noch reich- 
lich unterentwickelt ist. Von daher 
sollte die in bestimmten Aspekten 
durchaus notwendige Aufgabe, die 
Militärpolitik der EU-Staaten zu in- 
tegrieren, danach beurteilt werden, 
inwieweit sie von der eigentlichen 
Kernaufgabe ablenkt, nämlich eine 
,,Kultur der Prävention" (Kofi An- 
nan) zu entwickeln und vor allem 
praktisch wirksam werden zu las- 
sen. Ganz sicher ist nicht jeder Kon- 
flikt - und schon gar nicht in höher 
eskalierten Phasen - mit  zivilen 
Mitteln zu verhüten. Der Hauptfeh- 
ler besteht aber bisher darin, dies 
gar nicht erst zu versuchen, oder 
zu spät oder mit  zu wenig Einsatz 
und Mitteln. SPW 
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4. Die Entrhythmisierung - also Störungen im Rhyth- 
mus unserer Lebensgewohnheiten kennen wir im Alltag als 
„Jet-lag," das uns tagelang mit einem durcheinanderge- 
kommenen Biorhythmus konfrontiert. Andere Beispiel sind 
Schichtdienste, die Nachtarbeit abverlangen, aber auch die 
alljährliche Eingewöhnung der Sommer- und Winterzeit, 
die nicht nur den Tieren in der Landwirtschaft Probleme 
bereitet. Viele Strömungen aus der Esoterik wirken der Ent- 
rhythmisierung bewusst entgegen. So werden bspw. unter 
Beachtung der Naturgesetze, die sich in Phänomenen wie 
Ebbe und Flut niederschlagen, auch Zimmerpflanzen ge- 
gossen, Haare geschnitten und Arztbesuche gelegt. Den 
hier geltend machenden Einfluss hat, laut Fachwelt, der 
Mond. 

Diese vier Zeitstrategien sind Ausdruck und Ursache für 
die Entkopplung der äußeren von der inneren Uhr des 
Menschen. Wir leben in einer Zeit, in der alles schnell ge- 
hen muss. Es stellt sich die Frage, wie wir in unserer wohl- 
habenden und an Überfluss berstenden Gesellschaft so 
süchtig nach Effizienz und Perfektionismus und dabei so 
ungeheuer arm an Zeit werden konnten. 

Gehören Effizienz und Zeitarmut zusammen? 
Der ewige Run auf die Geschwindigkeit, immer schneller 
zu werden, immer effektiver zu arbeiten und sich dabei 
immer weniger zu bewegen, ist hinlänglich bekannt. Auch 
die Regenerationszeiten sind nicht nur verkürzt, sondern 
beschleunigt. Dauerte früher die Kur für den gestressten 
Parteifunktionär noch sechs Wochen, so reichen heute laut 

noch besser erledigen wollen, dann frisst die Umsetzung 
unsere Zeitreserven auf. Bei den knappen Auszeiten, wie 
Wochenenden und Urlaub, ist der Wechsel vom taktierten 
Alltag eine akute Belastung des Körpers und der Psyche, so 
dass auch in diesen Zeiten vorsorglich Beschäftigung ge- 
bucht wird. Ein Grund, weshalb sich die Freizeitindustrie 
zum boomenden Geschäft mit dem Zeitpart der Regenera- 
tion entwickelt hat. Sie soll uns vor dem Nichtstun schüt- 
zen, denn nichts zu tun impliziert offensichtlich Wert- und 
Sinnlosigkeit. 

Zeitdiebe haben sich als Freunde getarnt 
Wenn wir davon ausgehen, dass Arbeit und Pause wie in 
der Musik in einem ausgewogenen Verhältnis zueinander 
stehen, stoßen wir im Alltag immer wieder auf Zeitdiebe. 
Als Zeitdiebe bezeichnen wir jene Tätigkeiten und Men- 
schen, die viel vom kostbaren Gut verbrauchen, ohne uns 
einen Gegenwert zu vermitteln. Allen voran steht das Fern- 
sehen, gefolgt vom Computer und seinen Tücken, dann 
kommt das Auto und der Stau und dann später, viel später 
kommen wir in den Bereich, indem sich Menschen gegen- 
seitig durch endlose Sitzungen und Diskussionen um Nich- 
tigkeiten die Zeit stehlen. 

Michael Ende, in dessen Erfolgsroman ,,Memo" die 
Zeitdiebe als ,,graue Männer" personifiziert sind, schreibt: 
,,Aber die Zeit ist Leben und 
das Leben wohnt im Herzen ES stellt sich die Fraae, wie wir in unse- 
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und je mehr Menschen daran 
sparten, desto weniger hatten rer wohlhabenden und an Überfluss 

Krankenkasse zweieinhalb Wochen völlig aus! Einen Zuge- sie." Unsere Bereitschaft, Herr berstenden Gesellschaft so süchtiq - 
winn an Lebensqualität können wir bei steigender Effekti- und Frau Wichtig zu spielen, 
vität nicht automatisch verzeichnen. Heinrich BöII hat dies treibt bisweilen tödliche BIü- nach Effizienz und Perfektionismus 

in einer eindrücklichen (hier nacherzählten) Geschichte be- 
schrieben: 

Ein Mann liegt in der Sonne, erholt sich vom Fischen 
und hat nicht allzu viel im Netz. Gerade soviel, dass seine 
Familie davon eine Mahlzeit bekommt und der Katze ge- 
nug zum Überleben bleibt. Die Netze sind geflickt und das 
Boot ist gereinigt. Ein Schläfchen ist angesagt. Da kommt 
ein deutscher Urlauber dahergelaufen. 

„Sie sind sicher der Fischer. Wissen sie, ich glaube Sie 
könnten ein wunderbares Leben haben." Sie müssten jetzt 
weiter fischen, auch wenn sie vermutlich wenig fangen. 
Dann sollten sie am Nachmittag und am Abend noch ein- 
mal rausfahren. Bald können sie sich einige Knechte an- 
heuern, die ihnen helfen. Sie werden viele Fische fangen 
und verkaufen können. Von dem Geld kaufen Sie sich neue 
Boote und können sich ein tolles Haus am See bauen." 
,,Aber warum sollte ich das machen", fragte der Fischer. 
Unserem Westeuropäer tritt angesichts dieser Frage der 
Schweiß auf die Stirn. „Ja, dann könnten Sie auf der Terras- 
se Ihres neuen Hauses in der Sonne liegen und auf den See 
gucken!". Daraufhin der Fischer: ,,Lieber Freund, das tue 
ich doch jetzt schon!" 

Wir haben immer weniger Zeit und damit einherge- 
hend immer weniger Kontakt zu anderen Menschen, ge- 
schweige denn Zeit zum Faulenzen, Nachdenken und Re- 
generieren. In meinen Zeitmanagementseminaren wird ein 
,,regelmäßiger Termin mit  sich selbst" als ausgesprochen 
schwierig befunden. Zwar denken wir im Zeitalter der Mo- 
derne, über Raum und Zeit verfügen zu können, doch 
scheitern wir oft an der Schwelle der Langsamkeit. Das 
Licht auf den Straßen, in den Geschäften bleibt über Nacht 
an, Maschinen laufen ohne Pause ebenso wie Kraftwerke 
und Krankenhäuser. Offensichtlich gehören Effizienz und 
Zeitarmut zusammen. Wenn wir immer alles schneller und 

ten. Nehmen wir den enga- und dabei so ungeheuer arm an Zeit 
gierten und erfolgreichen 
Kommunalpolitiker Herrn Dr. 

werden konnten. 

Schnell. Vor zwei Jahren hatte 
er den richtigen Riecher. Eine kurze, aber prägnante Rede 
und ein guter Draht zum Volk ermöglichten ihm, in kür- 
zester Zeit ein beeindruckendes Wahlergebnis zu erzielen. 
Eine angenehme Arbeitskultur mit einer ungeheuren 
Schnelligkeit machten ihn bekannt, beliebt und erfolg- 
reich. Urlaub hat er in vier Jahren nicht gemacht. Die letz- 
ten Termine am Tag liegen eine Stunde vor Mitternacht 
und morgens steht ist er vor dem Aufstehen unterwegs in 
Sachen Partei. Alte Freunde haben ihn lange nicht mehr 
gesehen, die langjährige Freundin hat sich getrennt. Er 
verlangt sich in hoher Selbstdisziplin immer mehr ab. Sein 
Time-Planer gibt ihm Struktur und seine Sekretärin und 
Assistentinnen arbeiten ohne Ende. Dann auf einmal 
bleibt die Zeit für ihn stehen. Er erwacht im Krankenwa- 
gen. Zu diesem Zeitpunkt hat er seinen körperlichen Tief- 
punkt schon überlebt - der psychische hält noch Wochen 
an. In dieser Zeit muss er schmerzlich lernen, wie schnell 
er ersetzbar ist und dass, wenn auch alles anders und viel- 
leicht sogar schlechter läuft, die Zeit unbeirrt weitergeht. 
Er hat den Wettlauf verloren. 

Dennoch war sein Pensum innerhalb eines Tages nicht 
zu schaffen. Er bräuchte mindestens noch vier Stunden 
zusätzlich und weniger als vier Stunden Schlaf haben ihm 
das Aus beschert. - Übrigens hat die durchschnittliche 
Schlafdauer in den letzen 100 Jahren um 20% abgenom- 
men. - 

Die Weisheit vom besseren Umgang mit der Zeit 
Damit es nun nicht allen ergeht wie Kommunalpolitiker 
Schnell, wenden sich gerade politisch tätige Menschen 
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den Geheimnissen des Zeitmanagements zu. Was schla- 

(1) 
Dringend -Wichtig 

Sofort tun 
(111) 

Dringend - nicht wichtig 
Delegieren 

gen die weisen Zeitmanager vor, wie mit  Effektivitäts- 

(11) 
Nicht dringend -wichtig 
Regenerationsquadrant 
Später 

Nicht dringend - nicht wichtig 
Papierkorb 

wahn, Zeitdieben und Strategien der Zeit umzugehen ist? 
Viele trojanische Pferde sind in die Zeitarena als Zeitretter 
getragen worden: Checklisten, Zeitplanbücher, PC-Pro- 
gramme und Palm-Pilots helfen Ordnung zu halten und 
verschaffen uns Überblick, damit wir uns von den vielfäl- 
tigen Aufgaben nicht erschlagen lassen müssen. Telefone, 
Faxe, e-mails und voice-mails lassen die Kommunikation 
im lnformationszeitalter ins Zentrum des Handelns treten. 
Dank der technischen Bedingtheit ist diese Zeitnutzung in 
aller Regel eine Zeitersparnis im Sinne der Beschleuni- 

LS-"-Jg. 
Pareto-Prinzip, Alpen-Methode, Eisenhower-Quadrat, 

Delegationsprinzip und biologische Uhr sind die Zutaten. 
Wer sie einübt und anwenden kann, dem wird verspro- 

chen, mindestens eine Stunde 
am Tag zu sparen. Das funktio- 

Zum Scheitern verurteilt sind alle Zeit- niert tatsächlich. Allerdings 

manaaementtechniken. wenn sie aus- gibt es eine Voraussetzung, die 
d 

erfüllt sein muss: Man muss ei- 
schließlich zu Beschleunigung oder nen persönlichen Zeitgewinn 
zur effizienteren 

werden sollen. 

Vertaktung genutzt wollen und man muss geplant 
haben, was man mit der ge- 
wonnenen Zeit anfangen will. 
Zum Scheitern verurteilt sind 

alle Zeitmanagementtechniken, wenn sie ausschließlich zu 
Beschleunigung oder zur effizienteren Vertaktung genutzt 
werden sollen. Denn: Was werden Sie mit der freien Stun- 
de anfangen? Sie werden noch mehr arbeiten und wie 
beim Hungern gibt es den Jojo-Effekt. Sehr schnell reicht 
diese Zeit für die vorhandenen oder übernommen Arbeiten 
nicht mehr aus und sie müssen wieder eine Stunde mehr 
Zeit haben - doch unser Zeitvorrat ist nicht unbegrenzt, 
und so wird der Zeitmangel bei Mehrarbeit noch schneller 
eintreten. 

Das Wichtige zuerst! 
Es gibt eine Managementhilfe aus dem klassischen Zeitma- 
nagement, auf die Steven Covey in seinem Buch: ,,Sieben 
Wege der Effektivität" hinweist. Grundlage bildet das so- 
genannte Eisenhowerquadrat mit seinen vier Feldern in 
den Achsen ,,Wichtig1' und ,,Dringend1'. 

Im ersten Quadranten sind alle Aufgaben gleicherma- 
ßen wichtig und dringend, haben also höchste Priorität. 
Das hat eine erhebliche Dauerstressbelastung zur Folge. 
Dazu gehören Krisenmanagement, Reparaturverhalten 
und Fremdbestimmung. Dr. Schnell ist ein typischer ,,Qua- 
drant I -ArbeiterJ'. 

Aufgaben des zweiten Quadranten werden auf- 
grund ihrer Nicht-Dringlichkeit auf die lange Bank ge- 
schoben: ,,Wenn ich einmal Zeit und Muße habe, nehme 
ich mir Zeit für das Wichtige...". Um dem Burnout vor- 
zubeugen,, gehören Reflexion über Bestehendes, Ent- 
wicklung neuer Möglichkeiten und Perspektiven ebenso 
dazu, wie die Pflege von langfristigen Beziehungen und 
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Kontakten. Der Erhalt der körperlichen und geistigen Fit- 
ness im Sinne der eigenen Produktionskapazität hat hier 
ebenso ihren Platz. 

Im dritten Quadranten steht die Dringlichkeit im Vor- 
dergrund. Es geht um kurzfristige Aktivitäten, zu denen 
Telefonanrufe, Ablenkungen und Unterbrechungen, man- 
cherlei Post, beliebige Konferenzen und Sitzungen gehö- 
ren. 

Im vierten Quadranten gibt es weder Wichtiges noch 
Dringendes. Deshalb trägt dieser oftmals das Zeichen des 
Papierkorbs. Zeitverschwender und -räuber, wie PC Abstür- 
ze durch Spielinstallationen, spontane Diskussionen, end- 
lose Telefonate haben hier ihren Platz. 

Effektives Management bedeutet, das Wichtige 
voranzustellen 
Dies findet sich als häufigster Faktor bei langfristig erfolg- 
reichen Menschen. Einige Grundvoraussetzungen seien 
genannt: Es ist unbedingt notwendig, nicht nur die Unter- 
scheidung zwischen dringend und wichtig zu treffen, son- 
dern auch zu entscheiden, was ist unwichtig! Die Konse- 
quenz muss dann heißen, zu unwichtigen Punkten auch 
klar ,,neinu sagen zu können. 

Eine Entscheidungshilfe kann die Vorstellung sein, dass 
das Wichtige aktiv von innen heraus als Bedürfnis und En- 
gagement entsteht - sie wissen, was lhnen gut tut und tun 
es aufgrund der gegebenen Dringlichkeiten doch nicht - 
und jene dringenden Aspekte zerren von außen, reaktiv an 
der Substanz. 

Es ist an dieser Stelle erforderlich, alte Denkschemata 
zu verlassen, um in Möglichkeiten und nicht in Problemen 
zu denken. Natürlich ist das Zeitgut insgesamt knapp - 
woher sollen Sie die Zeit nehmen, um für die Aktivitäten im 
11. Quadranten Zeit zu finden? Sie können diese Zeit nur 
aus den Quadranten I I I  und IV holen. Dazu brauchen Sie 
ein engagiertes lautstarkes und überzeugendes ,,JA für 
die lhnen im Leben wichtigen Dinge. 

Für die praktische Umsetzung wird es erforderlich sein, 
den roten Faden von der persönlichen Vision, den verschie- 
denen Rollen, Zielen, über Prioritäten bis zu den Wünschen 
sichtbar zu machen für die eigene Orientierung. 

Ein anderer Aspekt zur beständigen Arbeit am Wichti- 
gen ist die gleichwertige Betrachtung der verschiedenen 
Rollen, insbesondere beruflich und privat. Sie sichert eine 
Ausgewogenheit, die eine solide Grundlage für die Bean- 
spruchung aus Q,uadrant I darstellen. 

Zeitsouveränität und Zeitwohlstand als Lebenskul- 
tur 
Entschleunignung ist das Zauberwort der Zeitgeister. Sie 
ist nicht ausschließlich als Verlangsamung zu sehen, son- 
dern als (bekannte) Flexibilität, als Sicherheit und als Sta- 
bilität. Entschleunigung kann durch ein klares Bekenntnis 
zur Fehlerfreundlichkeit den Stress erheblich vermindern 
und somit zu einer ausgeprägten Zeitsouveränität führen. 
So gehören beispielsweise individuelle Pausenregelun- 
gen, Freistunden für kulturelle Aktivitäten während des 
Arbeitstages, Jahresarbeitszeitmodelle, Vertrauensar- 
beitszeit - ohne Stechuhr und andere Kontrolle - zu den 
erfolgreichen Entschleunigern und nachweisbaren Effek- 
tivitätsförderern in Unternehmen. So ist Zeitmanagement 
nur dann sinnvoll, wenn wir die Zeitersparnis nutzen, um 
uns im Regenerationsquadranten zu bewegen, abschal- 
ten vom Alltagsstress, auftanken und somit eine neue 
Qualität im Umgang mit unserem Kostbaren Gut ,,Zeitr' 
erleben. SPW 
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nem neuen ideologischen Konzept 
auf das 21. Jahrhundert blicken. Ich 
glaube ich habe meine eigene, au- 
tonome Definition dafür3" 

Was ist davon zu halten? In 
dem Verfassungsentwurf der ANC 
sind deutlich autoritäre Tendenzen 
auszumachen, die durch die lyri- 
sche Sprache des Textes nur 
schlecht verschleiert werden. Ne- 
ben der Möglichkeit der Wieder- 
wahl und der Verlängerung der Le- 
gislaturperiode wird die Machtstel- 
lung des Präsidenten ausgebaut 
und vor allem die Militärs gesell- 
schaftlich aufgewertet und prak- 
tisch jeder parlamentarischen Kon- 

statt zu Fidel Castro, der seiner neo- 
liberalen Wirtschaftspolitik auch 
durch eine verbalradikale Rhetorik 
zum Durchbruch verhalf4. 

Hugo Chavez ,,surft" auf einer 
Welle der Zustimmung, ohne bisher 
verraten zu haben, was, außer per- 
sönlicher Macht, er aus diesem Vo- 
tum abzuleiten gedenkt. Vieles deu- 
tet darauf hin, daß er die vorherseh- 
bar kurze Phase dieser Zustimmung 
und des Enthusiasmus nutzen wird, 
um sich eine dauerhafte Machtstel- 
lung zu sichern. Der Gedanke an die 
Zeit sinkender Popularität erfüllt 
schon heute viele Beobachter mit  
Sorge, die in den letzten Tagen noch 

trolle entzogen. Durch die Abschaf- gemehrt wurde, als enge Vertraute Leben Venezuelas und der meisten 
fung der zweiten Parlamentskam- und Familienmitglieder auf einfluß- lateinamerikanischen Staaen über 
mer werden ausserdem die Provin- reiche Posten gehievt wurden. Jahrhunderte geprägt hat und die 
Zen aus den Entscheidungsprozes- Im Rahmen des Referendums Clan oder Familienzugehärigkeit 
sen auf nationaler Ebene herausge- über die neue Verfassung, von Cha- über ideologische Differenzen ge- 
drängt und die dritte Gewalt durch vez zärtlich die ,,muchachita" (das stellt hat. 
eine ominöse ,,oberste Gewalt" in kleine Mädchen) benannt, organi- Venezuelas demokratisches Sy- 
ihren Befugnissen eingeschränkt. siert sich zum ersten Mal deutlich stem der letzten 40 Jahre hatte zu- 
Starke plebiszitäre Elemente lassen vernehmlicher Widerstand aus den mindest in Ansätzen den Weg in 
im übrigen die Gefahr einer Dauer- Provinzen sowie der Unternehmer- Richtung einer pluralistischen, de- Heuteerscheint das 
mobilisierung der Bevölkerung und schaft. In seiner bekannten Art hat mokratischen Gesellschaft gewie- demokratischeSystem 
eine damit einhergehende Stär- der Präsident allen Gegnern der sen, mit  Mitgliedsparteien als ge- alsSynonym für 
kung populistisch-autoritärer ,,muchachita" den Krieg erklärt und sellschaftlichen Protagonisten, die Mißwie~haf tund 
Machtpraxis befürchten. seine jugendlichen Anhänger aufge- sich durchaus mit europäischen Korruption. Die 

rufen, Kommandos für das „si" zu Maßstäben messen lassen konnten. Schulddafürträgt 
Praxis organisieren. Heute erscheint das demokratische nicht Hugo ChAvez, 
Das diese Befürchtung nicht unbe- Die just während der Abstim- System als Synonym für Mißwirt- sonderndie Parteien 
rechtigt ist, konnte man schon wäh- mung über Venezuela hereinbre- schaft und Korruption. Die Schuld des,,ancien regime". 
rend des Konfliktes zwischen der chenden Unwetter konnten den dafür trägt nicht Hugo Chavez, son- 
ANC und dem alten, von den tradi- Präsidenten nicht davon abhalten, dern die Parteien des ,,ancien re- 
tionellen Parteien dominierten Par- die Abstimmung trotzdem durch- gime" SPW 

lament konstatieren, in dem der neu führen zu lassen. Im Geqenteil, er 
gewählte Präsident nicht vor massi- ließ sogar die Öffnungszeiten der 

I Nach einer Umfrage von 1996 uber das 
ven Einschüchterungen und Ge- Wahllokale verlängern und trägt so- Vertrauen in werden die 

waltanwendung zurückschreckte. mit  zumindest eine Mitschuld an Dolitischen Parteien mit 15% als letzte, 
Trotz seiner messianischen Rhe- dem katastrophalen Krisenmanage- knapp vor dem Nationalkongress mit  

torik und seinem Rückhalt bei der ment der Regierung. Ob die Zustim- 23% genannt. Vgl. Welsch. Friedrich; 

verarmten Bevölkerung haben sich mung von 71,2% für die neue Ver- Carrasquerto, Desconsolidacion de 
una democracia establecida? In: Heng- 

die Grundlagen der Wirtschaftspoli- fassung daher wirklich trägt, wird Stenberg,KohutlMaihoId (Hrsg,: Socie- 
tik seit seinem Amtsantritt nicht ge- sich erst noch herausstellen müssen. dad civil en America Latina: re~resenta- 

ändert. Im Gegenteil, der ~ i r t s c h a f t  cion de intereses y gobernabilidad, Cara- 

aeht es schlechter als ie zuvor und Probleme der Demokratie in cas 1999 

vor allem die Bevölkerung leidet dar- Lateinamerika Die AD hatte nach einer internen Ausein- 
andersetzung wenige Tage vor der Wahl 

unter. Der in  der neuen Verfassung Mi t  des Erstarken des Phänomens ihren Kandidaten und Ge. 

angekündigte Kurswechsel bleibt Hugo Chavez sind nicht zuletzt im neralsekretär Luis Alfaro Ucero zuruck- 

aus. Der Präsident versichert statt- europäischen Ausland Sorqen um gezogen und bei dieser ~elegenheit  aus 

dessen gegenüber den internationa- das Wiedererstarken autoritärer Re- der Partei ausgeschlossen, um die Kam- 
pagen des konservativen Salas Römer zu 

len Finanzinstitutionen, dass alles gime in Lateinamerika gewachsen, „terstützen, Zu Ergebnissen und politi- 
beim alten bliebe, und wirbt etwa in gerade nachdem die letzte Dekade „her Einschatzung der Wahlprozesse in 
Deutschland um Investitionen. zumindest durch formale Demokra- Venezuela 1998 siehe: Maignon, Thais; 

Gleichzeitig greift seine Regierung tisierung geprägt war. Sonntag, Heinz R.: Sorpersas trae la tran- 

die Stellung der Gewerkschaften an Chavez bedient mit seiner sicion: las elecciones regionales, del con- 
greso Nacional y presidencial en Vene- 

und drückt den Durchschnittslohn Rethorik und seinen Verweisen auf In: FLACSO (Hrsq,): Anuario Social 
auf gerade noch 75% des Niveaus den ,,Befreier" Bolivar genau die Ele- y Politico de America [atina y EI Caribe, 

unter der Reaieruna seines Voraän- mente. die klassischerweise als Caracas 1998 - < 

gers Caldera. ,,caudillismo" bezeichnet werden. ,,Soy el mismo de la boina roja y el fusil". 
Interview in EI Pais, 25. Oktober 1999 

Der venezolanische Politologe Eine durch persönlicher Autorität , Diaz, Rolando: Los diaz de 

Rolando Diaz zieht dann auch eher und Loyalitäten gekennzeichnete unveröffentlicht„ Manuskript, Caraca; 

eine Parallele zu Carlos Menem an- Herrschaftsform, die das politische 1998 
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Comandante 
presidente Hugo 
Chavez Frias 
von Niels Annen * 

S eit dem 6. Dezember 1998 re- 
giert in Venezuela der ehemali- 
ge Putschist und Oberst Hugo 

Chavez Frias (45). Sein fulminanter 
Wahlsieg und seine populistische 
Rhetorik haben das Interesse der 
Welt auf den Erdölstaat im Nord- 
osten des Kontinents gelenkt. Medi- 
en und Politik tun sich schwer die 
venezolanische Entwicklung einzu- 
ordnen. Das scheint insbesondere 
für linke Kreise in und außerhalb La- 
teinamerikas zu gelten, deren Hal- 
tung gegenüber Chavez nicht selten 
die nötige analytische Distanz ver- 
missen Iäßt. Im folgenden soll daher 
der Versuch unternommen werden, 
etwas Licht ins Dunkel zu bringen: 

Hugo Chavez ,,surftn 
auf einer Welle der 
Zustimmung, ohne 

bisher verraten zu 
haben, was, außer 

persönlicher Macht, 
er aus diesem Votum 
abzuleiten gedenkt. 

* Niels Annen, Hamburg 
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Rückblick 
Nach vierzig Jahren ist das bis dahin 
in Venezuela herrschende Zweipar- 
teiensystem aus sozialdemokrati- 
scher Accion Democratica (AD) und 
christdemokratischer Copei an sein 
Ende gekommen. Die beiden domi- 
nierenden Parteien hatten das Land 
mit geradezu endemischer Korrupti- 
on überzogen und ein ökonomi- 
sches und politisches Machtkartell 
gebildet. Den Erdölboom, der Ven- 
zuelas wichtigstes Exportprodukt 
privilegierte, verpraßten die Regie- 
renden, ohne die Chance zur Diver- 
sifizierung der Wirtschaft zu nutzen 
und Zukunftsinvestitionen zu täti- 
gen. Eine Einkommensverteilung, 
die weniger als 20% der Bevölke- 
rung bevorzugte und heute 80% 
der Bevölkerung in Armut leben 
Iäßt, sowie die andauernde Talfahrt 
der venzolanischen Volkswirtschaft 
führten zu sozialen Unruhen und ei- 
nem nachhaltigen Vertrauensver- 
lust in die Parteien des ,,ancien re- 
gime" ' .  

Bereits 1992 nahm dies ein jun- 
ger teniente coronel einer Fall- 

schirmspringerbrigade zum Anlaß, 
um gegen die Regierung des dama- 
ligen (sozialdemokratischen) Präsi- 
denten Carlos Andres Perez zu put- 
schen. 

Das der gescheiterte Putsch 
letztlich zum Ausgangspunkt der 
,,friedlichen Revolution" (Hugo Cha- 
vez) wurde, erscheint absurd und 
Iäßt sich wohl nur durch den Fern- 
sehauftritt erklären, den sich der 
Aufständische, dessen rotes Barett 
später zu seinem Markenzeichen 
werden sollte, im Gegenzug zu sei- 
ner Kapitulation ausbedungen hatte 
und der ihn im ganzen Land be- 
rühmt machte. 

Chavez, dessen Coup Hunderten 
das Leben kostete, wurde t u  einer 
langen Gefängnisstrafe verurteilt 
und später von Präsident Caldera 
begnadigt. Er bewies genügend Ge- 
duld und Geschicklichkeit, um auf 
den richtigen Augenblick für ein po- 
litische Comeback zu warten und 
derweil sein Image als ,,Antipoliti- 
ker" und Vertreter der Interessen 
der marginalisierten Bevölkerungs- 
mehrheit zu pflegen. 

Für die Präsidentschaftswahlen 
im Dezember vergangenen Jahres 
stellte er eine bunte Koalition, den 
polo patriotico, zusammen. Chavez, 
in Camouflage und Barett, ver- 
sprach, mit  der korrupten Politiker- 
kaste aufzuräumen, und fügte sei- 
nem teilweise messianisch anmu- 
tenden Diskurs das Element des 
,,bolivarianischen" zu, indem er sich 
in die Tradition seines Vorbildes, des 
,,Befreiersn Simon Bolivar stellte. 
Seine Kampagne löste in Venezuela 
eine bisher unbekannte Euphorie 
aus, der sich nur die gebildete Ober- 
schicht, angeführt von den traditio- 
nellen Parteien, entzog. 

Aus den nach allgemeinem Ur- 
teil sauberen Wahlen ging der Kan- 
didat des ,,Polon, der Chavez unter- 
stützenden Allianz, mit  56,2% ge- 
gen den einzigen verbliebenen Kan- 
didaten der Opposition, dem kon- 
servativen Enrique Salas Römer, als 
eindeutiger Sieger hervor2. 

Programm? 
Doch was will Hugo Chavez? Sein 
Wahlprogramm blieb in allen ent- 
scheidenden ökonomischen Punk- 
ten mehr als unklar. Kernstück seiner 
Politik sollte die Schaffung einer 
neuen ,,Bolivarianischen Republik" 
sein, wozu die alte Verfassung 
durch eine neuen ,,wahrhaft boliva- 
rianische" ersetzt werden sollte. Sei- 
nen Amtseid leistete Chavez dann 
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auch folgerichtig auf die im Sterben 
liegende ,,moribunde" Verfassung, 
womit er einen ersten Skandal aus- 
löste. Der Unterstützung der Bevöl- 
kerung sicher, ließ er eine Verfas- 
sunggebende Versammlung (ANC) 
wählen, in der sich fast nur Anhän- 
ger seiner Bewegung befanden, und 
deren Ergebnis nun den Venezola- 
nern erneut zur Abstimmung vorge- 
legt wurde. 

Chavez und die Linke 
Es soll nun aber in Folgenden weni- 
ger um die Details der chavistischen 
Regierungspolitik, sondern vielmehr 
um die Rezeption seiner Politik in- 
nerhalb der Linken gehen. 

Offensichtlich ist, daß in Zeiten 
von schweren sozialen Verwerfun- 
gen und einer gewissen ideologi- 
schen Konzeptionslosigkeit die ,,Per- 
formance" eines Hugo Chavez bei 
großen Teilen der lateinamerikani- 
schen Linken auf fruchtbaren Boden 
stößt. Der Pragmatismus vieler 
Linksparteien und der Erfolg von 
technokratischen Politikern wie 
Fernando de la Rua in Argentinien 
lassen viel Raum für die populisti- 
schen Attacken eines Hugo Chavez. 
Dies kombiniert mit verbalen Rund- 
umschlägen gegen die USA und ei- 
ner gerade bei einem Baseball-Spiel 
am Rande des lberoamerikagipfels 
noch einmal zelebrierten Freund- 
schaft mit  Fidel Castro machen das 
Beispiel Venezuela offenbar für viele 
Linke attraktiv. 

Dabei sind progressive Seiten 
auf Chavezs' Bilanz nicht zu leug- 
nen. Die neue Verfassung schreibt 
die individuellen und sozialen Men- 
schenrechte fest, verurteilt die To- 
desstrafe und verpflichtet den Staat, 
Verbrechen gegen die Menschlich- 
keit zu verfolgen. Die Fürsorge- 
pflicht des Staates und das Recht 
auf Arbeit, der Achtstundentag so- 
wie die Einschränkung von Nachtar- 
beit gehören ebenso zum Pro- 
gramm, wie das Verbot der Privati- 
sierung der Rentenkassen und des 
staatlichen Erdölkonzerns. 

Aber ist Chavez deswegen ein 
Linker? Seine Aussagen geben dar- 
über wenig Auskunft: ,,Ich bin ein 
Revolutionär, aber ein demokrati- 
scher Revolutionär, der sich nach 
den jeweiligen Umständen orien- 
tiert. Ideologisch ein Bolivarianer. 
Ich glaube das sich der Unterschied 
zwischen links und rechts überlebt 
hat. Die Mauer von Berlin ist gefal- 
len, das Sektierertum hat sich über- 
lebt und heute müssen wir mit ei- 
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ie SPD steht vor einem kon- 
zeptionellen Problem. Die Sie- 
gesformel der Bundestags- D. 

wahl 1998 - lnnovation und Gerech- 
tigkeit - wirkt heute hohl. Verspro- 
chen war 1998 eine Politik, die die 
Kräfte der Gesellschaft mobilisiert und 
zugleich besser integriert. lnnovation 
und Gerechtigkeit. Im Klartext sollte 
dies zweierlei heißen. Erstens Aktivie- 
rung der eigenverantwortlichen Lei- 
stung, in der Wirtschaft wie auch im 
sozialen Engagement. Zweitens soll- 
ten die sozialen Ungleichheiten wie- 
der abnehmen. ,,Am Abbau der Ar- 
beitslosigkeit wollen wir bei der näch- 
sten Wahl gemessen werden", ver- 
kündete der neue Kanzler, Gerhard 
Schröder. 

Im Wahlkampf von 1998 waren 
auch die sozialen Gruppen neu ent- 
deckt worden, die diese Modernisie- 
rung tragen sollten: die Berufsgrup- 
pen der ,,neuen Mitte". Das SPD- 
Wahlprogramm nannte sie: ,,hoch- 
qualifizierte Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer, vorausschauende und 
engagierte Manager und Unterneh- 
mer, innovative und flexible Mittel- 
ständler, Handwerker und Freiberuf- 
ler, mutige Existenzgründer, hervorra- 
gend ausgebildete Informatikerlnnen, 
Ärztlnnen und Ingenieurlnnen, erfin- 
dungsreiche Techniker und Wissen- 
schaftler." 

Für Schröder waren diese ,,gesell- 
schaftlichen Leistungsträgerinnen 
und Leistungsträger" die neuen und 
produktiven Kräfte der Gesellschaft, 
die Helmut Kohls CDU nicht mobilisie- 
ren, nicht bündeln und nicht ins neue 
Jahrtausend führen konnte. Ihnen bot 
er einen ,,neuen Gesellschaftsvertrag" 
an, „ein großes Bündnis der Moderni- 
sierer aller gesellschaftlichen Grup- 
pen." -Wirklich aller Gruppen? 

Zunächst schien er auf diesem 
Weg. Am 27. September 1998 erziel- 
ten SPD und Grüne zusammen 
47,6%, fast einen ,,Erdrutsch-Sieg". 
Das waren fast 4 Prozent mehr als mit 
Scharping 1994, knapp 9 Prozent 
mehr als mit Lafontaine 1990. Die 
SPD alleine kam mit 40,9 wieder et- 
was näher an die 45,8% heran, die 
Willy Brandt 1973 erzielt hatte. Zu- 
sammen mit den Grünen lag sie sogar 
1,8% höher. Es lohnt durchaus, einen 
Vergleich der neuen Mobilisierung 
von 1998 mit früheren Konzepten 
großer sozialer Bündnisse anzustel- 
len. 

I. lntegrationsmodelle 
In der Geschichte der Bundesrepublik 
haben verschiedene gesellschaftspoli- 

tische Integrationsmodelle, die stu- 
fenförmig aufeinander aufbauten, 
einander abgewechselt. Daraus hat 
sich ein spezifischer ,,Pfad" des west- 
deutschen regulierten Kapitalismus 
und der westdeutschen regulierten 
Klassengesellschaft entwickelt, der 
sich von den „Pfaden1' der übrigen 
hochentwickelten Gesellschaften un- 
terscheidet. Der westdeutsche Pfad 
kann mit einigem Recht als ,,Arbeit- 
nehmergesellschaft" bezeichnet wer- 
den: durch eine nicht gleiche, aber 
doch bedeutsame Teilhabe der Ar- 
beitnehmer an der Gesellschaft. Dies 
war mit einer Veränderung der Klas- 
senstrukturen verbunden. 

Von 1950 bis 1990 schrumpfte 
der konservativ-ständische alte Mittel- 
stand der kleinen Landwirte, Kaufleu- 
te und Handwerker von etwa 25% 
auf weniger als 5% der Bevölkerung. 

Zugleich wuchs der neue Mittel- 
stand der Angestellten von 20% auf 
fast 60%, zu einer großen Arbeitneh- 
mergruppe, die den alten ständischen 
Dünkel nach und nach aufgab und 
sich an die industrielle Arbeiterschaft 
annäherte. 

Für dieArbeiter schwanden die al- 
ten Merkmale der sog. ,,Proletarität", 
d.h. die unsichere Beschäftigung, die 
soziale Rechtlosigkeit und die eher 
geringe Fachqualifikation. Durch er- 
kämpfte Rechte, hohes Fachkönnen 
und relative soziale Sicherheit erlang- 
ten sie ihrerseits Standards der sozia- 
len ,,Mitte8'. 

Die Voraussagen einer Verbürger- 
lichung oder blinden Konsumhörig- 
keit der Arbeiter erfüllten sich da- 
durch nicht. Vielmehr verloren die 
erodierenden bürgerlichen und klein- 
bürgerlichen Gruppen ihre Bedeu- 
tung als Leitmilieus. Dadurch verlor 
auch die CDU/CSU in den sechziger 
Jahren zum ersten Mal ihre kulturelle 
und politische Hegemonie an die SPD. 

Der westdeutsche Pfad unter- 
scheidet sich in wichtigen Zügen von 
dem Pfad der DDR-Gesellschaft, ins- 
besondere von deren Modernisie- 
rungshemmnissen, die in der Über- 
nahme des altindustriellen Stahlmo- 
dells von der Sowjetunion und in der 
staatsbürokratischen Blockierung der 
Produktivkräfte begründet lagen. An- 
dererseits gibt es hier trotz allem et- 
was Gemeinsames: die DDR war, wie 
Wolfgang Engler es nennt, eine „ar- 
beiterische" Gesellschaft. In beiden 
Gesellschaften war, wenn auch unter 
verschiedenen politischen Regulie- 
rungsformen, die Arbeiterklasse in die 
Mitte aufgerückt, deren sichere sozia- 
le Standards zuvor dem alten Mittel- 

Gibt es eine 
I neue Mitte'? 

Die gesellschaftliche Basis für eine 
sozialdemokratische Reformpolitik ' 

von Michael Vester* 

stand (den kleinen Eigentümern) und 
dem neuen Mittelstand (den ,,besse- 
ren" Angestellten) vorbehalten gewe- 
sen waren. 

Willy Brandt hat den historischen 
SPD-Sieg von 1972 als Erfolg eines 
großen lntegrationskonzepts, der 
,,Arbeitnehmergesellschaft", und zu- 
gleich auch der Mobilisierung der Bil- 
dungsschichten erklärt. Das Modell 
der Arbeitnehmergesellschaft symbo- 
lisierte die Verminderung sozialer 
Ausgrenzung, Rechtlosigkeit und Not 
und eine höhere Teilhabe (fast) aller 
am Zuwachs der Einkommen, an Mit- 
bestimmungsrechten, am Bildungssy- 
stem und an der Sicherung bei Krank- 
heit, Arbeitslosigkeit und Alter. Die 
Mobilisierung der Bildungsschichten 
symbolisierte eine tolerantere, kultu- 
rell vielfältigere Politik, die in der Au- 
ßenpolitik Verständigung suchte und 
die nach innen mehr Teilhabe der 
Frauen, der Ausländer und sozialer 
Minderheiten sowie mehr Mitwir- 
kung aller Bürger versprach - also 
das, was heute ,,Bürgergesellschaft" 
oder ,,Zivilgesellschaft" genannt wird. 

Brandts Nachfolger, Helmut 
Schmidt, erwarb hohes Ansehen da- 
für, dass er vor allem den ersten Teil 
dieses Programms unter dem Namen 
,,Modell Deutschland" bis 1982 eini- 
germaßen durch die seit 1973 die 
Vollbeschäftigung und den Staats- 
haushalt einschränkende Wirtschafts- 
krise steuerte. Die modernen Bil- 
dungsschichten dagegen konnte die 
SPD nur teilweise binden. Aus den 
Protesten gegen Atomkraft, Raketen- 
rüstung und manche Arroganz der 
Mächtigen entstand der Rückenwind 
für die neue Partei der Grünen. 

Schmidts Nachfolger, Helmut 
Kohl, gewann seine Mehrheit 1982 

* Michael Vester; Professor für Politische 1 

Sträflich ignoriefi hat 
die neue Koalition, 
dass sie die untersten 
sozialen Milieus, 
denen sie den Kampf 
gegen die Arbeitslo- 
sigkeit versprochen 
hatte, von Anfang an 
kaum mobilisieren 
konnte. 

Nissenschaft an der Universität 
Hannover 
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Auch die Dienstlei- 
stenden sind Arbeit- 
nehmer, oft auch in 

unsicheren Lagen. 
Daher gibt es auch 

ein gemeinsames 
Interessenbewusst- 

sein gegenüber dem 
Staat und den 
Unternehmen. 

zwar nur durch den Seitenwechsel 
der FDP. Aber die großen Wählerpo- 
tentiale der Union konnte Kohl dauer- 
haft nur halten, solange ertrotz man- 
cher Abstriche die Substanz des ,,rhei- 
nischen Kapitalismus" nicht antaste- 
te. Gemeint ist das Modell sozialer In- 
tegration, das nach dem Zweiten 
Weltkrieg zum Erfolgsrezept konser- 
vativer Volksparteien geworden war, 
vor allem in den am Rhein gelegenen 
Kernländern der Europäischen Ge- 
meinschaft. Alle grundlegenden so- 
zialen Arrangements zwischen Ar- 
beitnehmern, Unternehmern und 
Staat waren bereits unter Adenauer 
vor allem von der Metall- und Bergar- 
beiterschaft erstreikt und ausgehan- 
delt worden: die Mitbestimmung, die 
Betriebsräte, die Vierzig-Stundenwo- 
che und die Lohnfortzahlung für 
Kranke. 

Jahrzehntelang hatte diese kon- 
servative Spielart der ,,Arbeitnehmer- 
gesellschaft" die Abwanderung der 
konservativeren Arbeitnehmer von 
der Union zur SPD gebremst. 1998 
aber verlor die Union so viele dieser 
Wähler, dass sie keine Mehrheitskoali- 
tion mehr bilden konnte. Der von 
Kohl ins Abseits gestellte CDU-Moder- 
nisierer Heiner Geißler hat Recht, 
wenn er diese herbe Niederlage damit 
erklärt, dass die Union den rheini- 
schen Kapitalismus immer mehr 
durch neoliberale Experimente abge- 
baut hat - nicht zuletzt durch den 
Angriff auf die Lohnfortzahlung im 
Krankheitsfall im Herbst 1996. 

Die Parole der ,,neuen Mitte" ist 
zwar eher zufällig, als Werbekonzept 
des Wahlkampfes von 1998, entstan- 
den. Doch reagierte sie durchaus 
auch auf tiefgreifende Veränderun- 
gen der sozialen Klassenstrukturen 
und Milieus, die erst nach den Regie- 
rungsperioden von Brandt und 
Schmidt zum Tragen kamen. Verbun- 
den wurden sie mit Begriffen wie 
,,Dienstleistungsgesellschaft", ,,Wis- 
sensgesellschaft", ,,lndividualisie- 
rung" und ,,Postmaterialismus". Ein 
Diskurs, eine Verständigung darüber, 
was diese Begriffe bedeuten, fand je- 
doch selbst im Wahljahr nicht statt. 
Dies hat zu einem wesentlichen Miss- 
verständnis darüber geführt, wer die 
,,neue Mitte" ist und wie mit ihr um- 
zugehen ist, mit der Folge, dass sie 
nach dem großen Wahlsieg gründlich 
und nachhaltig verprellt wurde. 

II. Wahlergebnisse 
Die SPD gewann die ,,neue Mitte" am 
27. September 1998 tatsächlich. Sie 
zog vor allem frühere CDU/CSU-Wäh- 

ler, Grün-Wähler und Nichtwähler zu 
sich herüber. Der Stimmenzuwachs 
der SPD (von 36,4% auf 40,9%) kam 
vor allem aus der modernen Arbeit- 
nehmermitte; die SPD verbesserte sich 
bei den Arbeitern auf 48% (bei den 
gewerkschaftlich organisierten Arbei- 
tern sogar auf 61 %), bei den Ange- 
stellten auf 42% (CDU/CSU 31%). 
Warum ist der neuen rot-grünen Ko- 
alition inzwischen die so gewonnene 
Mehrheit zerronnen? - Zur Klärung 
dieser Frage müssen wir die sozialen 
Milieus der Gesellschaft und ihren 
Wandel näher betrachten. 

Sträflich ignoriert hat die neue Ko- 
alition, dass sie die untersten sozialen 
Milieus, denen sie den Kampf gegen 
die Arbeitslosigkeit versprochen hat- 
te, von Anfang an kaum mobilisieren 
konnte. Dies ist umso erstaunlicher, 
als die Milieus der soziale Unterprivile- 
gierten, die durch geringe Ausbil- 
dung und unsichere Erwerbschancen 
benachteiligt sind, immerhin 12% der 
Bevölkerung ausmachen. Da die Ar- 
beitsplätze geringer Qualifizierter im- 
mer mehr in die Billiglohn-Länder ab- 
wandern, stellen sie das Gros der 
Dauerarbeitslosen und der unsicher 
Beschäftigten. Eine Wahlkampagne 
zugunsten der Erfolgreichen, d.h. der 
Leistungsträger der ,,neuen Mitte", 
und die Brandmarkung der Arbeitslo- 
sen als Leistungsunwillige und 
Missbraucher des sozialen Netzes 
empfinden sie als Hohn. 

Auch wenn viele der Unterprivile- 
gierten aus früherer Tradition noch 
die großen Volksparteien wählten, 
nahm der Anteil der Nichtwähler und 
der rechten Protestwähler bei ihnen 
zu. Die SPD konnte hier zwar frühere 
CDU-Wähler gewinnen, aber kaum 
den überdurchschnittlich hohen An- 
teil der resignierten Nichtwähler min- 
dern. Die Wahlbeteiligung lag in vie- 
len großstädtischen Problemvierteln 7 
Punkte unter dem Durchschnitt. Die 
Rechtsextremen blieben in Bundes- 
durchschnitt zwar unter der 5%-Hür- 
de. Aber sie erreichten doch 4%, bei 
den Arbeitslosen sogar 7% und bei 
den Männern unter 24 Jahren 1 1 %. 

Die Hessenwahl ging den Rot- 
Grünen dann nicht nur wegen der 
Schwäche der Grünen verloren, son- 
dern auch deswegen, weil die SPD in 
den unterprivilegierten Ortsteilen und 
Milieus kaum mobilisieren konnte. 
Die Demobilisierung dieser Milieus 
zeigte sich noch stärker bei der Euro- 
pawahl im Juni 1999, als die SPD 8 
ihrer 20 Millionen Bundestagswähler 
verlor. Schließlich erlitt sie auch ver- 
heerende Verluste in Brandenburg (- 

14,8%), im Saarland (-5,0%), in Thü- 
ringen (-1 1 , I%) und in den Kornmu- 
nen Nordrhein-Westfalens (-8,4%). 

Diese hohen Verluste, meist noch 
an die Nichtwähler, lassen sich nun 
nicht mehr allein mit den Unterprivile- 
gierten erklären. Die ,,neue Mitte" sel- 
ber war verprellt. -Wie  ist das zu er- 
klären? 

III. Eine neue Massenpsychologie 
Die Reaktion der SPD-Führung wirkte 
zunächst hilflos. Viele Politiker und 
Journalisten griffen zu massenpsy- 
chologischen Erklärungen. In ihrer 
Perspektive dominiert die Sorge u m  
knappe Haushaltsmittel. Daraus wur- 
de, vereinfacht gesagt, geschlossen, 
dass die Wähler nur aufs Geld aus sei- 
en. Vor allem den vermutlichen 
,,Stammwählern" der SPD wurden 
rein materialistische oder genussori- 
entierte Motive unterstellt: man wolle 
nur das Geld bzw. eine lebenslange 
Betreuung des Staates und scheue es, 
selber etwas zu leisten oder Verant- 
wortung zu tragen. 

Viele blickten jetzt auf das Erfolgs- 
rezept von Tony Blairs New Labour. 
Dessen Vordenker, Peter Mandelson 
und Anthony Giddens, rieten der SPD, 
sich von der ,,schrumpfenden Basis 
der traditionellen Arbeiterschicht" zu 
lösen, die nur materielle Umvertei- 
lung wolle, um sich auf der komforta- 
blen Vergangenheit auszuruhen. 
Stattdessen müsse man auf die neuen 
Dienstleistungsschichten und ihre 
,,postmaterialistischen Werte" - Jen- 
seits von links und rechts" setzen: auf 
Ökologie, Gleichstellung der Frauen, 
Multikulturalität, Pluralität der Le- 
bensstile usw.. 

Im ,Stern' definiert Giddens den 
neuen Träger der Politik noch deutli- 
cher als Mitte zwischen den Extre- 
men. Es geht um die Belohnung der 
vollbeschäftigten Leistungsträger. Sie 
grenzt er nach zwei Richtungen ab. 
Nach unten gegen die Arbeitslosen 
und Sozialhilfeempfänger, die auf- 
grund der zu hohen sozialstaatlichen 
Leistungen kein Motiv zum Arbeiten 
haben und daher die Arbeitslosigkeit 
hauptsächlich verursachen. Nach 
oben gegen die Reichen, die nur von 
ihrem Erbe leben: eine Umverteilung 
durch Erbschaftssteuer sei durchaus 
angebracht. 

Giddens' Dreistufen-Modell ent- 
hält nicht nur eine starke Abwertung 
der anderen Gruppen, die, nach der 
alten puritanischen Arbeitsmoral, als 
faul, sittenlos und selbstsüchtig dar- 
gestellt werden. (Eine Rechtfertigung 
für das sozialdarwinistische ,,no pity 
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Zerstorte Schule in Grosny 

E s ist nachgerade banal, auf die 
historische Stereotype zu ver 
weisen, dass die russische Bevöl- 

kerung auf den Guten Zaren wartet, 
aber es gibt doch Momente, in denen 
sie der Wahrheit nahe kommt. Vladimir 
Putin ist nun amtierender Präsident und 
damit der Kandidat bei den kommen- 
den Wahlen für das russische Staats- 
oberhauptes Ende März und gleichzei- 
tig der heisseste Anwärter für den Titel 
des Guten Zaren. Der schnelle Wechsel 
von Jelzin zu Putin war eine taktische 
Meisterleistung der regierenden Clique, 
mit der sie dafür gesorgt hat, dass sie 
mit der ein oder anderen personellen 
Veränderung ihren Zugriff auf die ma- 
teriellen Ressourcen und die Infrastruk- 
tur des Staates erhalten konnte. Der er- 
bärmliche Jelzin durfte endlich in Rente 
gehen und bekam als erste Amtshand- 
lung seines provisorischen Nachfolgers 
mit der Verleihung der ewigen Immuni- 
tät die Absolution für seine Verbrechen 
der letzten zehn Jahre erteilt. 

Der Wechsel verlief - wie in Rus- 
sland seit einigen Jahren in Mode- un- 
ter Einsatz schwülstiger Symbolik und 
reaktionären Geschwätzes pünktlich 
zum Beginn Milleniums. Letztlich ging 
es bei diesem Handstreich darum, so- 
wohl die Kommunisten als auch die 
feindliche Gruppe um Luschkov aus 
dem Kreml herauszuhalten -vorerst je- 
denfalls. 

Gescheiterte Transformation 
Es ist nicht die Aufgabe dieses Kom- 
mentars die Entwicklung in Russland 
enttäuscht zu kommentieren, da diese 
nicht entscheidend anders verläuft als 
in anderen ehemaligen Republiken der 
Sowjetunion und wir niemals Anhän- 
ger der Theorie waren, dass Liberalisie- 
rung und Schocktherapie nach Rezep- 
ten des Internationalen Währungs- 
fonds (IWF) und der Weltbank Demo- 
kratie, Wohlstand und Frieden in dieser 

Region sichern würden. Dazu gab es zu 
Beginn der 90erJahre in anderen Teilen 
der Welt schon genügend negative Bei- 
spiele. Die Entwicklung der letzten paar 
Jahre und insbesondere des späten Jah- 
res 1999 zeigen, dass die Transformati- 
on in Russland im Sinne ihrer neolibera- 
len Apologeten gescheitert ist. 

Belustigend bis peinlich wirkte hin- 
gegen der ein oder andere Kommentar 
zum Machtwechsel in Moskau. Selbst 
ein Vertreter der Deutschen Gesellschaft 
für Auswärtige Politik kam in der ARD 
am 31. Dezember 1999 zu dem 
Schluss, Jelzin sei ein großer Reformer 
gewesen, obwohl dieses Bild des Präsi- 
denten in den letzten Jahren aufgrund 
verschiedenster Skandale ziemlich gelit- 
ten hatte. Auch meinte er, Putin schrei- 
te auf dem Weg der Reformen weiter. 
Neben dem recht zynisch wirkenden 
Versuch der Ehrenrettung für den ab- 
getretenen Präsidenten, der sich selbst 
bei der russischen Bevölkerung für seine 
Missetaten entschuldigte, stellt sich zu- 
nehmend die Frage, mit welcher Be- 
rechtigung die Worte Reformer und 
Reformen im Zusammenhang mit der 
nun seit mehr als zehn Jahren andau- 
ernden Transformation Russlands ange- 
wandt werden. Reformen bedürfen 
m.E. einer strategisch angelegten Ziel- 
setzung, die in der politischen und wirt- 
schaftlichen Entwicklung Russland aller- 
dings fehlt. Außerdem ist der Begriff 
Reform mit einer positiven Konnotation 
verbunden, die unter den sich konstant 
verschlechternden Bedingungen für die 
breite Bevölkerung nicht angewandt 
werden kann. Der Begriff der Reform ist 
in Russland und den anderen Transfor- 
mationsländern aus meiner Sicht nicht 
mehr angebracht. 

In Russland ist weder eine funktio- 
nierende Marktwirtschaft entstanden, 
noch gibt es ein Anzeichen für eine Er- 
holung der Wirtschaft, wie sie von den 
Neoliberalen für jedes Jahr seit dem Be- 

Deus ex machina 
Ein Kommentar zur Lage in Russland 

von Frank Schauff* 

ginn der 90er Jahre vorausgesagt wor- 
den waren.   in schränkend ist hier zu 
sagen, dass sich die Situation in Rus- 
sland seit dem Zusammenbruch von 
1998 etwas gebessert hat, aber die 
Wirtschaftsentwicklung in Russland 
spätestens seit der Mitte der achtziger 
Jahre insgesamt negativ verläuft. 

Terror und Krieg 
Die politischen Verhältnisse in Russland 
sprechen der prophezeiten demokrati- 
schen Entwicklung Hohn. Die politische 
Führung nahm die m.E. von ihr selbst 
initiierten Bombenattentate auf die Be- 
völkerung ohne jeden Beweis zum An- 
lass, einen anderen, ohnehin historisch 
stigmatisierten Teil der Bevölkerung, die 
Tschetschenen, zu drangsalieren und er- 
neut mit Krieg zu überziehen. Fragen 
drängen sich auf: Warum sollten plötz- 
lich Bombenattentate großen Ausma- 
ßes passieren und es ausgerechnet den 
schlecht funktionierenden russischen Si- 
cherheitsdiensten nach kürzester Zeit 
gelingen, was ihren Kollegen in 
Deutschland, Frankreich, Großbritanni- 
en, Israel, Spanien, den USA nie gelun- 
gen ist, nämlich solche terroristischen 
Anschläge zu verhindern und die 
Sprengsätze mit 100%iger Sicherheit 
vor ihrer Detonation zu entdecken? 
Warum hat sich nie eine Organisation 
zu diesen Anschlägen bekannt? Die rus- 
sische Führung brauchte offensichtlich 
starke Argumente, um den neuen 
Tschetschenien-Feldzug zu begründen. 

Es ist ihr jedoch gelungen, einen 
Großteil der Wählerschaft mit einem 
Gemisch aus Großmachtrhetorik mit 
vornehmlich antiwestlicher Stoßrich- 
tung, aggressivem Rassismus und einer 
sinnlos brutalen Kriegführung hinter 
sich zu bringen. 

Putin ist der rettende deus ex ma- 
china für die Regierenden in Russland, 
die seine Vorgänger als Ministerpräsi- 
denten nicht sein konnten, wollten 
oder durften. Für das Gros der russi- 
schen Gesellschaft hingegen bedeutet 
der Auftritt dieses neuen Hoffnungsträ- 
gers jedoch statt der Rettung wieder 
eine Runde in dem zynischem Spiel rus- 
sischer Politik. SPW 

* Frank Schau% Historiker, 11 

Es ist nachgerade 
banal, auf die 
historische Stereotype 
zu verweisen, dass die 
russische Bevölkerung 
auf den Guten Zaren 
wartet, aber es gibt 
doch Momente, in 
denen sie der 
Wahrheit nahe 
kommt. 
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Der vorhernchende 
Diskurs in Seattle war 
sowohl in Form und 

Inhalt deutlich 
 radikale^ als dies auf 
den Alternatiweran- 

staltungen von NGOs 
in den letzten zehn 

Jahren zu vernehmen 
war. 

Mindestens ebenso maßgeblich 
für das Scheitern der Konferenz und 
darüber hinaus von langfristig weit- 
reichender Bedeutung dürfte aber 
das neue Selbstbewußtsein der Ent- 
wicklungsländer gewesen sein, das 
in Seattle zum Ausdruck kam. Dabei 
wurde der Süden durch das verän- 
derte Meinungsklima im Norden be- 
stärkt, seine lnteressen mit einem 
Nachdruck zu vertreten, wie dies 
seit den späten 60er Jahren nicht 
mehr der Fall war. Insofern kann von 
einem strategischen Zusammenwir- 
ken von Entwicklungsländern und 
Protestbewegung bei der Verhinde- 
rung einer neuen ~erhand lun~srun-  
de und damit einer weiteren Dyna- 
misierung des Globalisierungspro- 
zesses gesprochen werden. 

Die Entwicklungsländer wur- 
den in ihrer entschiedenen Ableh- 
nung einer neuen Runde darüber 
hinaus von den offiziellen Reaktio- 
nen von Regierungsseite zu den 
Protesten bestätigt. Die für viele 
überraschend positive Stellung- 
nahme Clintons (,,Ich rate den Leu- 
ten von der WTO, auf die Proteste 
hören"!) wurde dabei von der des 
neuen Handelskommissars der EU 
sogar noch übertroffen. Hatte 
Clinton immerhin noch ein paar 
Worte über die Sachbeschädigun- 
gen am Rande der Aktionen verlo- 
ren, so fand Pascal Lamy nicht ein- 
mal dies der Rede wert (als Franzo- 
se ist er von den einschlägigen 
Bauernprotesten her ohnehin an 
Protestformen gewöhnt, denen 
gegenüber die Autonomen ver- 
gleichsweise harmlos erscheinen). 
Statt dessen sagte er in  seiner Ple- 
narrede: „Die 50.000 oder 

100.000 Demonstranten sind 
nicht zufällig hier. Sicher wäre es 
für einige von uns einfacher, wenn 
sie nicht da wären. Wir könnten 
dann nach unseren alten Gewohn- 
heiten vorgehen und sehr umfang- 
reiche Texte in einem unverständli- 
chem Jargon in kleinem Kreise ver- 
fassen. Manchmal höre ich Teil- 
nehmer an den Handelsverhand- 
lungen von den Nichtregierungs- 
organisationen reden, als ob es 
sich um eine Heuschreckeninvasi- 
on handelte. ... Gleichzeitig hof- 
fen sie, daß die Heuschrecken ver- 
schwinden und sich über ein ande- 
res Feld hermachen. Tatsache ist, 
daß diese Versammlungen ein le- 
gitimes Recht zum Protest besit- 
zen, und wir müssen ihnen zuhö- 
ren." 

Wenn schon die Wortführer der 
beiden Großen in der WTO so viel 
Sympathie für die Proteste zeigten, 
sahen die Entwicklungsländer na- 
türlich noch weniger Anlaß, sich 
einmal mehr den Interessen des 
Nordens zu unterwerfen. 

NGOs und soziale Bewegung 
Seattle wird auch Auswirkungen auf 
das Verhältnis der unterschiedlichen 
Sektoren zivilgesellschaftlicher Ak- 
teure untereinander haben. Waren 
in den neunziger Jahren die alterna- 
tiven Kräfte vor allem durch den 
Aufstieg der Nichtregierungsorgani- 
sationen im Rio-Prozeß und durch 
deren Kultur des Dialogs, durch 
Lobby und einen professionellen Po- 
litiktypus gekennzeichnet, der in 
vielerlei Hinsicht die Form alternati- 
ver Eliten annahm, so könnte mit  
Seattle die politische und kulturelle 
Hegemonie im Lager der Globalsie- 
rungskritiker wieder an die Basisbe- 
wegungen übergehen. Mi t  ATTAC 
(Bewegung für die Tobin Tax) in 
Frankreich hatte sich auch in Europa 
bereits ein solcher Trend angedeu- 
tet. 

Statt auf ,,konstruktive" Vor- 
schläge gegenüber den Regierun- 
gen und einer Politik der kleinen 
Schritte setzt die in Seattle sichtbar 
gewordene Bewegung auf weiter- 
gehende und umfassendere Forde- 
rungen und auf Massenmobilisie- 
rung. Statt single issue Orientierung 
und Expertentum geht der Trend zu 
einer umfassenderen Gesellschafts- 
kritik. 

Allerdings zeigt gerade die Be- 
wegung in den USA, daß sie eine 
undialektische Entgegensetzung 
von NGO-tvoischen Arbeitsweisen 
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und Massenmoblisierung Überwun- 
den hat. Organisationen wie Public 
Citizens und Friends of the Earth 
z.6. spielen ebenso flexibel wie vir- 
tuos auf'der Klaviatur von Gesprä- 
chen mit der Administration, hoch- 
professioneller Medienarbeit und 
der Organisierung auf der Grass- 
Root Ebene. 

Glänzende Leistung der US- 
Bewegung 
Eine Überraschung nicht nur für die 
Polizei war überhaupt die Stärke, 
Motiviertheit und Organisiertheit 
der US-Organsiationen, die die Pro- 
testbewegung trugen. Dies wurde 
schon vor Beginn der offiziellen 
Konferenz an einem zweitägigen 
Teach-In mit über 3.000 Teilneh- 
mern in der überfüllten Konzerthal- 
le von Seattle und an zahlreichen 
kleinere Veranstaltungen in mehre- 
ren Kirchen Seattles deutlich. Das zu 
drei Viertel aus unter 30Jährigen be- 
stehende Publikum, für das Vietnam 
und die sog. neuen sozialen Bewe- 
gungen der 70er und 80er Jahre 
Geschichte ist, hörte stundenlang 
und mit großer Disziplin den Vorträ- 
gen von prominenteRednern und 
Rednerinnen wie Susan George, 
Vandana Shiva, Martin Khor und 
Walden Bello zu. Ein starkes Bedürf- 
nis nach Information und Orientie- 
rung war spürbar, sowie das Bemü- 
hen, praktische Aktionen durch 
theoretische Kenntnisse zu unter- 
mauern. 

Dabei war der vorherrschende 
Diskurs sowohl in Form und Inhalt 
deutlich radikaler, als dies auf den 
Alternativveranstaltungen von 
NGOs in den letzten zehn Jahren - 
bis hin zum Alternativgipfel in Köln 
- zu vernehmen war. So war es 
denn auch kein Zufall, daß der Star 
der Alternativen - auch in vielen US- 
Medien - der Franzose Bove war, 
der vor einigen Monaten durch das 
Abfackeln einer französischen Filiale 
von McDonald bis weit in den politi- 
schen Mainstream hinein auf Sym- 
pathie gestoßen war. 

Ein Beispiel, das Schule machen 
wird 
Es ist davon auszugehen, daß das 
Beispiel von Seattle Schule machen 
wird. So dürfte es eher unwahr- 
scheinlich sein, daß die seit Jahren 
stagnierenden Klimaverhandlungen 
oder IWF- und Weltbanktagungen 
in den nächsten Jahren so ruhig ver- 
laufen werden, wie dies bisher der 
Fall war. SDW 
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for the poor".) Es enthält außerdem Richtig ist zwar, dass der Anteil 
eine besondere Idealisierung der eige- der Dienstleistungen enorm Zuge- 
nen Gruppe. Sie, die Besserverdienen- nommen hat. Die Angestellten sind 
den, werden von der Forderung nach heute mit fast 60% gegenüber den 
Umverteilung ausgenommen. 

Die Diagnose mündet in einen 
neuen puritanischen Tugend-Diskurs. 
Der Staat müsse die Bürger zum Spa- 
ren und zur Verantwortung ,,aktivie- 
ren" und alle Möglichkeiten des 
,,Missbrauchs" und der Verschwen- 
dung der sozialen Leistungen abbau- 
en. 

IV. Ein Sozialmodell nach 
Thatcher 
Die gesamte Argumentation ist, wie 
auch das Schröder-Blair Papier, auf 
das englische Sozialmodell nach That- 
cher abgestimmt. Die Labour Party 
vor Blair klebte tatsächlich noch am 
traditionellen Arbeitermilieu, das dort 
auch noch gut 20% umfasst (viermal 
soviel wie bei uns). Blair hat neue Mi- 
lieus erreicht, aber ihnen auf gewisse 
Weise die alten geopfert. 

Nach Thatcher fand er eine breite 
Lohnspreizung vor: unterhalb der ge- 
sicherten Arbeitnehmermitte war ein 
großes Spektrum ,,prekärer8', also un- 
gesicherter, Arbeits- und Armutsver- 
hältnisse entstanden. Aus dieser Not 
wurde nun eine Tugend gemacht: 
eine gewisse Schadensbegrenzung 
durch sehr niedrige Hilfssätze, die als 
Ansporn wirkten, sich in Niedriglohn- 
bereichen Jobs zu suchen. 

Auch viele frühere leitende Ange- 
stellte und mittlere Unternehmer im 
fraglos etwas unmodernen englischen 
Kapitalismus lagen nach Thatchers 
Rosskur auf der Straße und wanderten 
als ,,neue Unternehmer" in moderne 
Branchen -oder auch in die neuen Bil- 
liqlohnzonen. Sie werden nun als Job- 
giber hofiert. Ein Wiedererstarken der 
Gewerkschaften gilt in diesem Modell 
eher als störend. Im Schröder-Blair-Pa- 
pier fehlt daher auch das korporatisti- 
sche Aushandlungsmodell zwischen 
Unternehmern und Gewerkschaften, 
das auf dem Kontinent für sozialen 
Frieden - und eben auch für hohe Pro- 
duktivität - sorgte. 

V. Die Milieus der Arbeitnehmer- 
gesellschaft 
Die neuen massenpsychologischen 
Theorien beruhen zum größten Teil 
auf Rückschlüssen, die- wie früher im 
orthodoxen Marxismus - aus den 
wirtschaftlichen Veränderungen ab- 
geleitet sind. Direkte Untersuchungen 
der sozialen Lagen und Mentalitäten 
(die bei diesen Theorien fehlen) stüt- 
zen eine ganz andere These. 

industriellen Arbeitern (37%) in der 
Mehrheit. Aber dies ist nur eine hori- 
zontale Verschiebung zwischen den 
Wirtschaftszweigen. Die vertikale Un- 
gleichheit ist dadurch nicht ver- 
schwunden. Auch die Dienstleisten- 
den sind Arbeitnehmer, oft auch in 
unsicheren Lagen. Daher gibt es auch 
ein gemeinsames Interessenbewusst- 
sein gegenüber dem Staat und den 
Unternehmen. 

Die Arbeitnehmermilieus bilden 
mit 76% die große Mehrheit der Be- 
völkerung. Nach ihrer Mentalität teil 
len sie sich in verschiedene Einzelmi- 
lieus. Diese Unterteilungen richten 
sich aber nicht danach, ob sie Dienst- 
leistende sind, sondern eher nach ih- 
rem Qualifikationsniveau, das wieder- 
um wesentlich von der kulturellen Tra- 
dition des jeweiligen Milieus abhängt. 
Die Milieus sind in gewissem Sinne 
die Nachfahren der früheren Stände, 
Klassen und Schichten. Konkret 
drückt sich dies in den drei großen, in 
sich weiter unterteilten Milieu- und 
Mentalitätstraditionen etwa folgen- 
dermaßen aus. 

Zur facharbeiterischen iiaditionsli- 
nie (ca. 30%) gehören Arbeiter und 
Angestellte, die eigenverantwortliche 
und qualifizierte Facharbeit leisten 
und dafür aber auch nicht als Unter- 
tanen im Betrieb behandelt werden 
wollen. 
* .  Zur kleinbürgerliche Traditionslinie 
(ca. 23%) gehoren Arbeiter und An- 
gestellte, für die Pflichterfüllung und 
die Einordnung in Hierarchien wichtig 
sind. Aber dafür erwarten sie im Ge- 
qenzuq auch Fürsorqe und soziale 
Verantwortung von den Unterneh- 
mern und Vorgesetzen. 

Beide Milieutraditionen, die im- 
merhin die gute Hälfte der Bevölke- 
rung bilden, verstehen also die Arbeit- 
nehmergesellschaft als einen Pakt auf 
Gegenseitigkeit. Die facharbeiterische 
Linie erwartet Leistung gegen Lei- 
stung, die kleinbürgerliche Loyalität 
gegen Loyalität. Von der beschwore- 
nen verantwortungslosen Hängemat- 
ten-Mentalität kann keine Rede sein. 

Auch mit den beiden übrigen Ar- 
beitnehmermilieus ist es nicht so ein- 
fach. Sie sind tatsächlich nicht so defi- 
nitiv in die Arbeitswelt integriert. Aber 
dies hat weniger ,,massenpsychologi- 
sche'' als strukturelle Gründe. 

Zum einen gibt es die stark erleb- 
nisorientierten Jugendmilieus (ca. 
11%). die aus den Kindern der ge- 

der alltäglichen Lebensführung 
im sozialen Raum 

technokratisches 

nannten großen Traditionslinien be- 
stehen. Sie befinden sich in der ju- 
gendtypischen Phase der Rebellion 
gegen die Leistungs- und Pflichtethik 
der Eltern. Dies zeigt sich vor allem in 
der Freizeit, während sie ansonsten 
doch zur Schule, zur Hochschule und 
zu ihren Jobs gehen und übrigens die 
arbeitnehmerischen Werte teilen. 

Zum anderen gibt es die Traditi- 
onslinie der Unterprivilegierten (ca. 
12%), die aufgrund geringerer Quali- 
fikation teils auf Gelegenheitsjobs, 
teils auch auf Routinejobs in Industrie 
und Dienstleistungen verwiesen sind. 
Diese Jobs eignen sich nicht zu hoher 
Identifikation und Mitverantwortung, 

Am entschiedensten 
aber hat sich die 
,,neue Mitte" in den 
Arbeitnehmermilieus 
der facharbeiterischen 
Traditionslinie 
herausgebildet, wo  
die angeblich 

sondern sind Mittel zum Zweck des modernisierungs- 
Geldverdienens. Aber die Jobs sind feindlichen Stamm- 
hart und die Verdienste bescheiden, wähler der SPD zu 
so dass die Rede vom Konsum-Mate- Hause sind. 
rialismus an der Realität vorbeigeht. 

VI. Vom sicheren zum prekären 
Wohlstand 
Die sozialen Lagen der Arbeitnehmer- 
milieus sind seit den siebziger Jahren 
schrittweise unsicherer geworden. 

Am stärksten trifft dies die 12% 
Unterprivilegierten. Es trifft aber nicht 
zu, dass sie nur wegen der hohen So- 
zialleistungen nicht arbeiten gehen. 
Die Dauerarbeitslosigkeit, die sich in 
diesen Milieus konzentriert, liegt viel- 
mehr an der Abwanderung der gerin- 
ger qualifizierten lndustriejobs in Bil- 
liglohnländer. Die Arbeitslosen- oder 
Sozialhilfe (1997 im Schnitt ca. 
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1022,- bzw. 856,- DM), ist kein Motiv 
zum Faulenzen. Sie liegt längst erheb- 
lich unter dem durchschnittlichen 
Nettoeinkommen (um 2.700,- DM). 
Zu den unterprivilegierten Milieus ge- 
hören auch die meisten der 8,7% Ar- 
men unserer Gesellschaft, die weniger 
als 924,- DM monatlich haben. Die 
Motive, zur Vermeidung eines ,,de- 
klassierten" Lebensstandards auch 
einfache Arbeit anzunehmen, sind 
sehr wirksam. Trotz der Dauerarbeits- 
losen ist die Mehrheit der Milieus, 
wenn auch oft unsicher, beschäftigt. 

Die im Lebensstandard darüber lie- 
genden großen Milieus der gut ausge- 
bildeten und besonders leistungsori- 
entierten Arbeitnehmermitte (64%) 
schwimmen keineswegs im Überfluss. 
In diese Milieus wirken zwei verschie- 
dene soziale Schieflagen hinein. 

Ihr unterer Teil lebt oft im sog. 
prekären (d.h. ungesicherten) Wohl- 
stand. Ein alltäglicher Schicksals- 
schlag - Arbeitslosigkeit, Krankheit, 
Unfall, Scheidung usw. -kann sie un- 
ter die Armutsgrenze bringen. Eine 
neue Untersuchung des Caritas-Ver- 
bands hat festgestellt, dass bei uns 
etwa 20 Millionen (25%) im ,,prekä- 
ren Wohlstand" leben. 

Noch mehr Angehörige der Mi- 
lieus, vermutlich deutlich mehr als 20 
Millionen, waren durch den wirt- 
schaftlichen Strukturwandel seit den 

Esgeht den meisten siebziger Jahren bereits einmal oder 
Milieus nicht nur um mehrmals arbeitslos und mussten sich 

materielle Vorteile, auf neue und sehr oft schlechtere Be- 
sondern um Anerken- schäftigungen umstellen. Nur l ,2% 

nung und das haben es abgelehnt, im Sinne der Zu- 
Aushandeln auf mutbarkeitsregel ein verdienst in Höhe 

Augenhöhe. der bisherigen Arbeitslosengelder bzw. 
-hilfen anzunehmen. Nach Umfragen 
sind insgesamt die meisten Arbeitneh- 
mer bereit, bei Entlassungen schlech- 
tere Arbeitsbedingungen anzuneh- 
men: längere Arbeitswege (74% da- 
für), schlechtere berufliche Positionen 
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(61 %) oder geringeres Verdienst 
(52%). Für viele ist dies inzwischen 
auch Realität. Untersuchungen bestä- 
tigen außerdem seit langem, dass für 
viele der Lebensstandard zwar noch ei- 
nigermaßen sicher ist, aber mit sehr 
hohen Belastungen, Pendlerwegen, 
Mehrarbeit und Abwesenheiten von 
der Familie bezahlt wird. 

Es gibt aber auch relative Gewin- 
ner der Modernisierung in den Arbeit- 
nehmermilieus. Im oberen Viertel der 
Mitte finden sich Gruppen, die sozia- 
len Abstieg wenig fürchten und sich 
durch hohen Arbeitseinsatz und hohe 
Dienstleistungsqualifikationen auch 
relativ gesichert fühlen. Sind hier die 
postmateriellen, an materiellen Ver- 
teilungsfragen nicht mehr interessier- 
ten (weil materiell zufriedengestell- 
ten) Milieus, von denen die neue Tu- 
gendlehre spricht? 

führende gesellschaftliche Milieus 

(Bildung. Macht und Besitz) 

mittlere Arbeitnehmer-Milieus 

(Arbeiter, Angestellte und Dienstleistende. 
kleine Selbständige) 

unterprivilegierte Arbeitnehmer-Milieus 
(gering Qualifizierte) 

~ 8 s  uni hannouer* ?W9 

VII. Die Milieus der ,,neuen 
Mitte" 
Die These von der passiven und unver- 
antwortlichen Mentalität trifft nach- 
weislich nur für kleine - und ärgerli- 
che - Minderheiten zu, nicht aber für 
die große Arbeitnehmermehrheit. 
Ebenso wenig trifft zu, dass die Arbei- 
ter, ebenso wie die Angestellten, in ei- 
nem unbeweglichen Traditionalismus 
verharrten. Sie stellen vielmehr die 
Mehrheit der ,,neuen Mitte". Gerade 
die deutsche Entwicklung hat in den 
meisten, wenn auch nicht allen, Mi- 
lieus besonders drei Tendenzen der 
Modernisierung gefördert. 

Erstens die sog. ,,Teilnahme-Revo- 
lution": Seit den fünfziger Jahren wur- 
de mit der Teilhabe und den höheren 
Mitwirkungsrechten in Betrieb und 
Gesellschaft auch der alte Macht- 
Ohnmacht-Gegensatz zurückge- 
drängt. Wer mitwirkt, erwartet auch 
nicht passiv alle Segnungen von 
oben. Es gibt harte Interessengegen- 
sätze, aber sie werden aktiv ausge- 
handelt. - Die ,,Teilhabegesellschaft" 
(stakeholder society) von Blair haben 
wir also schon länger. 

Zweitens die sog. ,,Kompetenz- 
Revolution" der Wissensgesellschaft: 
Seit den sechziger Jahren sind, mit 
den neuen Technologien und intelli- 
genten Arbeitsqualifikationen, die Bil- 
dungsstandards in immer mehr Berei- 
chen erheblich angestiegen. Das 
macht immer mehr Beschäftigte fä- 
hig, ohne Anweisungen von oben ei- 
genverantwortlich zu handeln. 
Machthierarchien verlieren ihre sachli- 
che Grundlage. 

Drittens die Emanzipation der Le- 
bensstile: Auch in der Freizeit sind 
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Selbstverwirklichung und eigene Ge- 
staltung der Lebensentwürfe wichti- 
ger geworden. An die Stelle von Kon- 
formität und Unterordnung ist oft ein 
stärkeres Aushandeln und mehr Re- 
spekt vor den Einzelnen getreten. Die 
Frauen sind hier Schrittmacher. 

Alle diese Veränderungen bekräf- 
tigen, dass die neuen massenpsycho- 
logischen Schemata, die von der Un- 
mündigkeit der Menschen ausgehen, 
den großen gesellschaftlichen Milieus 
nicht mehr gerecht werden. 

Die Modernisierung hat allerdings 
nicht alle Milieus gleichermaßen ver- 
ändert. Doch immerhin ist die klein- 
bürgerliche Traditionslinie, die am al- 
ten Mittelstand orientierte ,,alte Mit- 
te", auf etwa 23% heruntergeschmol- 
Zen. Und unter diesen sind jetzt auch 
8% modernerer Angestellter in Ban- 
ken und Verwaltungen, deren Hierar- 
chiedenken durch tolerantere Lebens- 
stile gemildert ist. 

Am entschiedensten aber hat sich 
die ,,neue Mitte" in den Arbeitneh- 
mermilieus der facharbeiterischen 
Traditionslinie herausgebildet, wo die 
angeblich modernisierungsfeindli- 
chen Stammwähler der SPD zu Hause 
sind. 

Die ,,traditionellen Arbeitermi- 
lieus", für die die Welt noch von den 
Mächtigen beherrscht war und ihnen 
selbst nur eine passive, ohnmächtige 
Rolle zukam, sind auf bloße 5% ge- 
schrumpft, meist resignierte Men- 
schen im Rentenalter. Die Zahlen die- 
ser Gruppe für England und Frank- 
reich liegen weit höher, bei 21 % und 
28%. Dies liegt vermutlich daran, 
dass dort die Hierarchien noch steiler, 
die Mächtigen selbstherrlicher, die 
Mitwirkungsrechte von unten unge- 
wohnter sind. 

Die mittlere Generation der fach- 
arbeiterischen Traditionslinie hat ihre 
Grunderfahrungen im modernisier- 
ten Sozialstaat unter Willy Brandt 
und Helmut Schmidt gemacht. Sie 
konzentriert sich in dem großen ,,Lei- 
stungsorientierten Arbeitnehmermi- 
lieu", das mi t  etwa 18 Prozent fast 
ein Fünftel der (westdeutschen) Be- 
völkerung ausmacht. (In Ostdeutsch- 
land ist die entsprechende Gruppe 
etwa halb so groß.) Das Selbstbe- 
wusstsein gründet sich hier auf mo- 
dernes Fachkönnen, erkämpfte Rech- 
te und die Überwindung der proleta- 
rischen Lebensweise der Not, Enge 
und Unterordnung. Das Milieu er- 
wartet, umfassend an den sozialen 
Chancen und Bildungschancen teil- 
haben zu können. Da es aber auch 
gut qualifizierte Arbeitnehmer seit 

M A G A Z I N  

Demonstration in Seattie 

Massenproteste 
gegen die W O  

Global is ierung:  G e g e n m a c h t  v o n  
u n t e n  f o r m i e r t  sich 

I von Peter Wahl* 

Die Massenproteste gegen die WTO 
scheinen eine neue Qualität von 
Opposition gegen die vorherrschen 
Form der Globalisierung zu markie- 
ren. Nachdem in den neunziger Jah- 
ren der Widerstand gegen den Neo- 
liberalismus hoffnungslos marginali- 
siert war und nur ein paar NGOs mi t  
moderater und,, konstruktiver" Kri- 
tik mitunter an die Öffentlichkeit 
gelangten, hat Seattle den Durch- 
bruch für eine neue Protestbewe- 
gung mit Massenbasis gebracht. Pe- 
ter Wahl, der in  Seattle sowohl in- 
nerhalb als außerhalb der Konfe- 
renzsäle dabei war, analysiert die 
Protestaktionen. 

as der PR-Abteilung der 
WTO in einem halben Jahr- W zehnt nicht gelang, schaff- 

ten die Proteste auf den Straßen von 
Seattle an einem Tag: die W O  ist 
jetzt weltweit bekannt. Allerdings 
nicht als Institution, die mit  den an- 
geblichen Segnungen der Globalisie- 
rung das Wohlergehen der Mensch- 
heit befördert, sondern als umstritte- 

balisierungsprozeß inzwischen welt- 
weit geraten ist. Was mit dem MAI 
begonnen hatte, die Formierung ei- 
ner öffentlichkeitswirksamen Gegen- 
bewegung, fand in Seattle zu einer 
neuen Qualität. 

Ermutigung für die Entwick- 
I lunqsländer - 

Die Ministerkonferenz ist nicht aus- 
schließlich - ja nicht einmal primär - 
an den Protestaktionen gescheitert. 
Die traditionellen Interessenskon- 
flikte zwischen EU und USA spielten 
dabei ebenso eine große Rolle. Aber An der WTO 
auch hier gibt es eine Verbindung kristallisiertsich eine 
zu den Straßenaktionen: zum einen generelle Akzeptanz- 
hat vor allem die Demonstration krise, in die der 

ne, intransparente und undemokrati- 
sche Maschinerie, die dazu beiträgt, 
daß die soziale Polarisierung wächst, 
die Umwelt zerstört und die kulturelle 
Vielfalt eingeebnet wird. 

War die WTO in den ersten Jah- 
ren ihrer Existenz mit dem glitzern- 
den Image einer Avantgarde welt- 
weiter Liberalisierung der Märkte an- 
getreten, so hat sie mit Seattle eine 
öffentliche Delegitimierung und ei- 
nen lmageschaden erfahren, von de- 
nen sie sich möglicherweise nicht 
mehr erholen wird. Denn die Prote- 
ste in Seattle sind nicht mehr als die 
Aktion einer kleinen Minderheit ab- 
zutun, wie dies WO-Generaldirek- 
tor Moore anfangs noch versuchte 
(,,Draußen mögen 50.000 gegen die 
WTO demonstrieren, in China aber 
sind 1,2 Milliarden begierig darauf, 
Mitglied bei uns zu werden."). Die 
Straßenaktionen in Seattle sind viel- 
mehr die Spitze eines Eisberges, und 
die Krise der W O  ist mehr als die Kri- 
se einer internationalen Organisati- 
on. An ihr kristallisiert sich eine gene- 
relle Akzeptanzkrise, in die der Glo- 

von Ca. 50.000 Mitgliedern des AFL- Globalisierungsprozeß 
CIO, dem Dachverband der US-Ge- inzwischen weltweit 
werkschaften, die protektionistische geraten ist. 
Positionen der US-Regierung ver- 
stärkt und die soziale Dimension der 
Globalisierung in den Industrielän- 
dern deutlich gemacht. Zum ande- 
ren zeigt aber auch die Präsenz der 
Verbraucherschützer, der Umwelt- 
bewegung, der Verbände bäuerli- 
cher Familienbetriebe usw., daß 
WTO und Globalisierung keine 
Randthemen mehr sind, sondern in 
der Innenpolitik und im Alltag der 
Industrieländer angekommen sind. 
Clinton muß auf sie Rücksicht neh- 
men, und dies erst recht ein Jahr vor 
den US-Präsidentschaftswahlen. 

* Peter Wahl ist Mitglied des geschäftsführenden Vorstands der Bonner 
Nichtregierungsorganisation Weltwirtschaft Ökologie & Entwicklung - 

WEED (hhtp : l lwweedbonn.org) .  der Text ist entnommen dem WEED 
lnformationsbrief Weltwirtschaft & Entwicklung 1 1 - 1217999. 
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, - 
bekamen ... 

,Eigeninitiative' wurde auch hier 
gepredigt und das Land schüttelte 
sich unter den rechtskonservativen 
Reden eines Roman „der Ruck" Her- 
zog. Statt die Unterfinanzierung zu 
thematisieren, wurde eine Elitedebat- 
te entfacht und von den so unter- 
schiedlichen Begabungen (unter 
gründlichen Missachtung ihrer gesell- 
schaftlichen Konstruktion) und dem 
allgemein flachen Studieneifer der 
Studierenden gefaselt. 

So kommt es, dass die Grundlage 
einer fundamentalen Bildungs-, und 
Ausbildungsföderungsdebatte eher 
eine morastige Melange von konser- 
vativen Uraltideen (Zuqangsselektion - - 

via erhöhten Nummeri Clausi, 
Spracheingangstests, Auswahl durch 
Studierende u.v.m.) und neoliberaler 
Leistungsdefinition (erhöhte Prü- 
fungsdichte, Studienabstufung 
durch Bachelor/Master etc.), die 
noch dazu von Sozialdemokratlnnen 
dummdreist verbreitet werden. Tat- 
sächlich bekommt etwa der ,SPD-BiI- 
dungsexperte' Peter Glotz kein intel- 
lektuelles Problem, da er generell an- 
nimmt, dass „das bisherige Bildungs- 
system in Deutschland ja so [ist], 
dass der Student dort studiert, w o  
die Waschmaschine seiner Mutter 
~ t e h t . " ~  

Wahlbetrug und Geschwafel 
Da kann ein zugegeben sicherlich 
nicht mit dem Bildungssystem näher 
vertrauter Kanzler schon leicht einmal 
den Überblick verlieren. Zusammen 
mit dem Kollegen Finanzminister wur- 
de das Anliegen also mit einer Hand- 
bewegung weggewischt. Die dabei 
praktizierte Manier lässt wieder ein- 
mal nicht nur viel auf Schröders Rol- 
lenverständnis zwischen den Ge- 
schlechtern schließen, eine neue Qua- 
lität formuliert sich in der ,Begrün- 
dung'. Die Eltern hätten, so der be- 
sorgte Kanzler, das Kindergeld in 
Haus- oder Wohnungsbau gesteckt 
und das Abschneiden dieser monatli- 
che Zuwendung sei den Eltern 
schlicht nicht zumutbar. An dieser 
Stelle müsste zunächst einmal eine 
tiefe, langanhaltende Stille herrschen. 
In der Art und Weise, mit der hier 
Sachpolitik behandelt wird, manife- 
stieren sich neben dem angesproche- 
nen Männlichkeitswahn schon pro- 
funde Unkenntnis und große konzep- 
tionelle Löcher. 

betrügt, trifft der gleiche Vorwurf sein 
Ziel, wenn der Umgang dieser Regie- 
rung mit dem Feld der politischen Ver- 
sprechungen thematisiert werden 
sollte. Nur fällt das leider aus dem Be- 
reich der strafrechtlichen Belangbar- 
keit. Im Koalitionsvertrag heißt es: 
„Mit einer grundlegenden Reform der 
Ausbildungsförderung werden wir 
1999 beginnen. In einem ersten 
Schritt werden wir Einschränkungen 
der 18. BAföG-Novelle zurückneh- 
men und die Freibeträge weiter anhe- 
ben. Für eine grundlegende Reform 
und Verbesserung der Ausbildungs- 
förderung werden wir ein im Bundes- 
tag und Bundesrat zustimmungsfähi- 
qes Konzept bis Ende 1999 vorleqen. 
Dazu werden wir unter anderem alle 
ausbildungsbezogenen staatlichen 
Leistungen zusammenfassen ..." 

Auch dieser Teil des denkwürdi- 
gen Schriftstückes ist also bereits 
nachhaltig in Vergessenheit geraten. 
Dafür gibt es aber auch einen Bil- 
dungskongress im Bonner Wasser- 
werk, auf dem wieder Schlaues und 
weniger Schlaues diskutiert wird. 
Vollmundig sind dort die Ankündi- 
gungen und salbungsvoll die Reden. 
Es ändert sich auch nichts, wenn 
schon der nun wirklich nicht zum Ex- 
pertenkreis zählende Wolfgang Cle- 
ment vor der Presse von der ,,Bildung 
als Standortfaktor Nummer eins" da- 
herschwafeln darf. Auf Papier ge- 
bracht verströmen die Ergebnisse 
schließlich auch den gleichen 
Charme der Über f l~ss i~kei t  wie of- 
fensichtlich alle politischer Erwartun- 
gen in diesen Zeiten. Die Zeit der 
konfrontativen Politik scheint wirk- 
lich vorbei. SDW 

' Vgl: Krämer, Ralf: ,,Es gibt keine Alternati- 
ve."- Dummes Geschwätz! In: spw 5/99, 
8. 38-41. 
Bultmann, ThorstenNVeitkamp, Rolf: 
Hochschule in der Ökonomie. Zwischen 
Humboldt und Standtort Deutschland. 
Marburg 1999, 8. 52. Dieses Buch liefert 
sicher eine der komplettesten Zusammen- 
fassungen neoliberal-konservativer Bil- 
dungspolitik mitsam weitsichtigem Aus- 
blick auf die sich entwicklenden Tenden- 
zen. 
Isserstedt, Wolfgang/Schnitzer, Klausl 
Schreiber, Jochen: Das soziale Bild der 
Studentenschaft in der Bundesrepublik 
Deutschland - 15. Sozialerhebung des 
Deutschen Studentenwerks. Herausgege- 
ben vom bmb+f. Bonn 1998, S. 10f. und 
S. 239ff. 
I n t e ~ i e w  mit Peter Glotz: ..In funf Jahren 
können wir vorne liegen". In: Handels- 
blatt vom 18. Oktober 1999. 

den achtziger Jahren besonders von 
vorübergehender Arbeitslosigkeit 
und stagnierenden Einkommen be- 
troffen sind, besteht seit langem 
große Enttäuschung über alle Partei- 
en. Die Hälfte der ,,Leistungsorien- 
tierten Arbeitnehmer" gehört zu den 
Kerngruppen der sog. ,,politischen 
Verdrossenheit". Der Ärger wird in 
der Regel nicht auf Ausländer oder 
sozial Schwache gelenkt, sondern 
begründet tiefe Zweifel daran, dass 
in der Gesellschaft Leistung sich 
noch lohnt und die Mächtigen nicht 
bevorzugt werden. 

Diese Meinung hat auch die jüng- 
ste Generation, obwohl sie aufgrund 
sehr hoher Qualifikationen eher selten 
arbeitslos ist. Ihre Angehörigen bilden 
das,, Moderne Arbeitnehmermilieu", 
mit derzeit gut 7 Prozent. Als Gruppe 
der weltoffenen praktischen Intelli- 
genz sind sie besonders in innovati- 
ven Branchen und mit neuen Techno- 
logien sowie in Sozial- und Verwal- 
tungsdienstleistungen tätig, häufig 
mit Fachhochschulabschluss. Selbst- 
bestimmung, Selbstverwirklichung 
und soziale Mitverantwortung sind 
zentrale Werte. Dazu gehört die Of- 
fenheit für lebenslanges Lernen und 
unkonventionelle Lebens- und Politik- 
formen. Dieses Milieu setzt postmate- 
rielle Werte und individuelle Freihei- 
ten hoch an - und verbindet dies 
gleichzeitig mit einer hohen Sensibili- 
tät für gerechte Verteilung materieller 
Güter und für soziale Solidarität. - Be- 
sonders dieses Milieu ist von großer 
Bedeutung, weil es immer noch rasch 
wächst und weil zu ihm die wichtig- 
sten Meinungs-Multiplikatoren im 
Alltag gehören. 

Insgesamt vertritt also die ,,neue 
Mitte" der Arbeitnehmer weder ein- 
seitig die alte ,,materialistische" Ver- 
teilungsmentalität noch die neue 
,,postmaterialistische" Individualisie- 
rung. Sie vertritt eine Synthese beider 
innerhalb des Modells der Arbeitneh- 
mergesellschaft: den Ausgleich zwi- 
schen oben und unten in der Gesell- 
schaft und gleichzeitig Ermunterung 
der Eigenverantwortung. Sie will, ar- 
beitend und Steuern zahlend, etwas 
leisten, verlangt aber auch Gegenlei- 
stungen. Gegen Abstriche ist sie nicht 
-aber nur wenn sie gerecht begrün- 
det sind. 

VIII. Modernisierung durch 
Aktivierung sozialer Teilhabe 
l hre Maxime, ,,Leistung gegen Teilha- 
be", beißt sich mit der neuen Massen- 
psychologie, die sie als uneinsichtige 
Kinder, die nur am materiellen Haben 

interessiert sind, bevormundet. Wenn 
gegenüber den Wählern immer wie- 
der betont wird, man habe ihnen 
doch schon -ganz zu Beginn der Re- 
gierungszeit - eine materielle Umver- 
teilung gegeben, die sie nur leider 
jetzt vergessen hätten, so wird der 
wahre Grund der Abwendung ver- 
kannt. Es geht den meisten Milieus 
nicht nur um materielle Vorteile, son- 
dern um Anerkennung und das Aus- 
handeln auf Augenhöhe. 

Wie ist es möglich, dass der neue 
Kanzler die neue Mitte so wenig 
kannte? Sein Auftreten war lange 
durch die Symbole, das Auftrumpfen 
und die Sprunghaftigkeit des Auf- 
steigers gekennzeichnet, der seine 
eigene einfache Herkunft jetzt von 
oben betrachtet. Es gibt durchaus 
Milieus, die sich in diesem Stil, der ja 
nicht nur eine Äußerlichkeit ist, wie- 
dererkennen. Es sind die neuen Auf- 
steiger, die eine Teilgruppe, höch- 
stens ein Drittel, des sog. ,,Postmo- 
dernen Milieus" (ca. 7%) bilden. Zu 
ihm gehören die neuen Gewinner 
der globalen Modernisierung in 
avantgardistischen Kultur- und Medi- 
enberufen und Unternehmen der 
neuen Technologien und symboli- 
schen Dienstleistungen. Sie verste- 
hen sich als ästhetische und kommu- 
nikative Avantgarde und wollen ihr 
Bedürfnis nach edlem Konsum, Er- 
lebnis und Erfolg ohne einschränken- 
de Verpflichtung verwirklichen. Der 
Kanzler muss geglaubt haben, sich 
hier mit  einer wirklichen, von den 
anderen Milieus anerkannten Trend- 
settergruppe verbunden zu haben. 

Hier hat er geirrt. Gerade die Ab- 
lehnung sozialer Verpflichtungen 
provoziert nicht nur die Milieus der 
Arbeitnehmer, sondern auch einen 
großen Teil der gehobenen konserva- 
tiven Milieus wie auch der progressi- 
ven Bildungsmilieus. Auch sie verste- 
hen nicht die argumentlose Politik 
(„Es gibt keine Alternative!"), die bei 
der Bombardierung ziviler Ziele im 
Kosovo-Krieg viele intellektuelle und 
bei der Sparpolitik viele Arbeitneh- 
mer dauerhaft verprellte. Man wollte 
wenigstens einer Begründung ge- 
würdigt und nicht einfach als Kom- 
plize von Milosevic oder Verschwen- 
der von Steuermitteln tituliert wer- 
den. 

Der neue Autoritarismus, verbun- 
den mit der argumentlosen Abwer- 
tung konkurrierender Ansichten, ist 
noch nicht überwunden. Das Chaos 
verschiedener Stimmen, das bis zum 
Sommertheater 1999 den Verfall des 
Vertrauens in die Sozialdemokratie - 

und auch der Grünen - begleitete, 
kann nicht durch eine neue - und 
ebenso argumentlose - ,,Geschlos- 
senheit'' ersetzt werden. Wie Umfra- 
gen zeigen, missbilligen es „die Wäh- 
ler" nicht, wenn in Parteien kontro- 
vers diskutiert wird -solange eine all- 
gemeine Richtung, auf die einigerma- 
ßen Verlass ist, deutlich bleibt. 

Es geht im Klartext darum, wie 
weit neoliberale Positionen, die Inno- 
vationen und Deregulierungen ohne 
soziale Gerechtigkeit wollen, das 
mögliche Spektrum der Sozialdemo- 
kratie repräsentieren können. Bleibt 
die Bildung -auch bei mehr individu- 
eller Eigenverantwortung - ein öf- 
fentliches Gut? Wird ein immer grö- 
ßerer Billiglohn-Sektor mit unsicheren 
Arbeitsverhältnissen entstehen? Wie 
werden die großen Kapitalvermögen 
an der Steuer- und Abgabenlast be- 
teiligt? Wird ein Kasino- und Turboka- 
pitalismus mit hohen spekulativen Ri- 
siken und ruinöser Dumping-Konkur- 
renz weiter begünstigt? Oder nur 
nachträglich saniert - wie Philipp 
Holzmann - anstatt, wie immerhin in 
den gelobten USA, eine minimale 
Aufsicht zu erwägen? Wird es, zur 
Minderung der Arbeitslosigkeit und 
der Prekarität, keine aktive Nachfrage- 
politik geben? - Und vor allem: Wird 
sich dieser demobilisierende Stil nach- 
haltig ändern? 

Eine Modernisierung nach undis- 
kutierbaren objektiven Sachgesetz- 
lichkeiten - sei es der Technik, des 
Marktes oder der Politik - kann keine 
gesellschaftlichen Kräfte mobilisieren 
oder gar bündeln. Wirksam ist nicht 
nur die erste Tendenz der Modernisie- 
rung, die Veränderung der Ökonomie 
durch die technologisch-wissen- 
schaftliche Revolution und die globa- 
le Konkurrenz auf den Märkten. 
Wichtig sind auch die beiden anderen 
Entwicklungen: 

Auf der Ebene der Kompetenz-Re- 
volution: Gerade die zunehmende 
Fach- und Entscheidungskompetenz 
auf allen Ebenen der Gesellschaft 
macht deutlich, wie archaisch auto- 
kratische Entscheidungshierarchien 
und wie notwendig Rechte der Mit- 
bestimmung und der Gegenmächte 
sind. Hier besteht aber auch ein Mo- 
dernisierungsbedarf: die Entbürokra- 
tisierung der Institutionen (der Ge- 
werkschaften, der Verbände, der Be- 
triebe usw.) nicht durch einen myste- 
riösen ,,Marktr', sondern durch indivi- 
duelle Mitentscheidung, durch Aus- 
handeln, durch Dialog. Wenn die Ge- 
werkschaften, die Kirchen, die Ver- 
bände, die Parteien, die Verwaltun- 

Gerade die Ableh- 
nung sozialer 
Verpflichtungen 
provoziert nicht nur 
die Milieus der 
Arbeitnehmer, 
sondern auch einen 
großen Teil der 
gehobenen konserva- 
tiven Milieus wie auch 
der progressiven 
Bildungsmilieus. 
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Wer auf massenpsy- 
chologische Mecha- 

nismen, Führerfiguren 
und mediale Mei- 
nungssuggestion 

setzt, ignoriert, dass 
die Modernisierung 

der Mentalitäten vor 
allem ein Mündigwer- 
den gegenüber jeder 

Art von Bevormun- 
dung bedeutet. 

gen usw. zu wenig Mitarbeit in den 
modernen jungen Milieus finden, 
dann liegt es daran, dass diesen im- 
mer noch zu selten aktive Rollen und 
Perspektiven angeboten werden. 
Ökonomischer Gewinn und ökonomi- 
sche Risiken schaffen keinen dauer- 
haften sozialen Zusammenhalt und 
keine dauerhafte Moral. 

Auf der Ebene der Emanzipation 
der Lebensstile: Bei dem dauernden 
Gerede über den Zerfall sozialer Zu- 
sammenhänge wird übersehen, wie 
intensiv gerade im Kleinen und in den 
Alltagsmilieus sozialer Zusammenhalt 
aufgebaut wird. Alle Institutionen 
sind mit der Krise, Engagement zu 
mobilisieren, konfrontiert. Aber nicht 
alle sind noch in dieser Krise. Viele ha- 
ben diese Krise durch andere Partizi- 
pationsmodelle, verbunden mit ei- 
nem Generationen- und Elitewechsel, 
überwunden. 

IX. Konkurrierende Eliten in der 
,,neuen Mitte" 
Nicht nur die modernen Arbeitneh- 
mermilieus, sondern auch große Mi- 
lieus der Bildungseliten und der Eliten 
der öffentlichen Dienstleistungen se- 
hen sich durch die Hegemoniepolitik 
der postmodernen Aufsteigermilieus 
herausgefordert oder entmotiviert. Es 
handelt sich dabei insbesondere um 
die beiden Teilgruppen des ,,Liberal- 
Intellektuellen Milieus" im oberen 
Viertel des sozialen Raums. Gemein- 
sam ist beiden ein hohes Ethos der 
Leistung, der Eigenverantwortung 
und der Chancengleichheit und eine 
realistische Reformbereitschaft, durch 
die sie sich gegen konservative Behar- 
rung und zu postmodernem Avant- 
gardismus abgrenzen. Es ist bemer- 
kenswert, wie wenig die Politik der 
,,neuen Mitte" diese Milieus ange- 
sprochen hat. Dabei konzentrieren 
sich hier nach wie vor gesellschaftli- 
che Schlüsselfunktionen und innova- 
tive Potentiale - allerdings verbunden 
mit einer großen Mehrheit für das 
Modell der Arbeitnehmergesellschaft 
(8 3 '10) : 

Die ,,progressive Bildungselite " 
(ca. 5%) umfasst den größten Teil 
der wissenschaftlichen Intelligenz. 
Tatig ist sie insbesondere in den Na- 

dem Sinn für Selbstverwirklichung 
und ~elbstda;stellun~ verbunden, 
aber auch mit dem progressiv-elitä- 
ren Bedürfnis, neue und ungewöhn- 
liche Wege zu gehen und moderne 
Trends zu setzen. 

Das Milieu rekrutiert sich über- 
durchschnittlich aus der gebildeten 
Oberschicht von Freiberuflern, Selb- 
ständigen und höheren Beamten, 
aber auch neuen Aufsteigern der 
Bildungsberufe. Es zeigt ein hohes 
geselliges und politisches Engage- 
ment, in dem es um kulturellen und 
politischen Gedankenaustausch, 
Mitgestaltung und Einflussnahme 
geht. 

Für die Mehrheit des Milieus ist 
die Leistungsorientierung zwar elitär, 
aber mit einem kritischen Engage- 
ment für politische Gleichstellung 
und soziale Gerechtigkeit verbunden. 
Neoliberale Sympathien vertreten nur 
Minderheiten. 

Die ,,mittlere Ven/valtungselite" 
(ca. 4%) konzentriert sich in Berufen 
der mittleren und höheren Verwal- 
tung, oft  im Zusammenhang mit 
neuesten Datentechnologien, im öf- 
fentlichen Dienst, im kaufmänni- 
schen Bereich und im Verlagswesen, 
bei Frauen auch besonders in bera- 
tenden, medizinisch-technischen 
und pädagogischen Tätigkeiten. 

Sie sind meist Aufsteiger aus Mi- 
lieus der qualifizierten Facharbeit. Da- 
her ist ihr Interesse an der hohen Kul- 
tur und an geselligem und politi- 
schem Austausch mit anderen Bil- 
dungsmilieus eher begrenzt. Entspre- 
chend suchen sie einen ungezwunge- 
nen Lebensstil, in Abgrenzung gegen 
die konventionellen Stile der konser- 
vativen Milieus (rechts oben im sozia- 
len Raum) wie auch gegen die zu er- 
lebnisbetonten Lebensstile der ,,pro- 
gressiven" Milieus (weiter links im 
oberen sozialen Raum). 

Gegenüber der großen Politik - 
und auch der Selbstidealisierung und 
-inszenierung von Politikern - 
herrscht eine skeptische bis zynische 
Distanz, während gleichzeitig wenig 
Vorbehalte gegen Ausländer, sozial 
Schwächere, unkonventionelle Le- 
bensformen bestehen. Diesem sozia- 
len Ethos entspricht aber ein eher 

chen" postmodernen Trends folgen. 
Jedoch ist mindestens die ,,progressi- 
ve Bildungselite", ebenso wie das 
oben beschriebene ,,Moderne Arbeit- 
nehmermilieu", ein Milieu von Multi- 
plikatoren. 

Auch wenn diese beiden Milieus 
zusammen nur 1 20h bilden, gehören 
sie im Alltag der Milieus zu den wich- 
tigsten ,,opinion leaders", zu den Leu- 
ten, die weit häufiger als andere Ver- 
antwortung und Ehrenämter über- 
nehmen, die sich das Vertrauen von 
anderen erwerben und die oft um Rat 
und Information gebeten werden. 
Die eigentliche Meinungsbildung der 
Gesellschaft findet hier statt, in den 
Netzen des Alltags - und nicht direkt 
durch die Medien. Als Multiplikatoren 
erreichen sie ein Mehrfaches ihrer ei- 
genen Zahl. 

Diese beiden von der bisherigen 
Politik der ,,neuen Mitte" beiseitege- 
schobenen Milieus unterstützen, 
nach unserer repräsentativen Befra- 
gung, zu 83% bzw. zu 88% das Mo- 
dell der ,,Arbeitnehmergesell- 
schaft". Innovation und Eigenver- 
antwortung können sie sich nur in  
ihrem Rahmen vorstellen. Es ist an- 
zunehmen, dass die großen Wahl- 
enthaltungen zuungunsten der Grü- 
nen und der SPD sich in unzähligen 
intensiven Diskussionen herausge- 
bildet haben, an denenen diese bei- 
den Milieus mehr als jedes andere 
beteiligt waren. 

Wer auf massenpsychologische 
Mechanismen, Führerfiguren und 
mediale Meinungssuggestion setzt, 
ignoriert, dass die Modernisierung 
der Mentalitäten vor allem ein Mün- 
digwerden gegenüber jeder Art von 
Bevormundung bedeutet. Der Autori- 
tarismus im postmodernen Gewande 
kam zu spät - und wurde von den 
Wählerinnen und Wählern, wie es im 
Jargon hieß, ,,abgestraft". SPW 

I Beitrag von Michael Vester auf der Kon- 
ferenz ,,Modernisierung der Sozialde- 
mokratie". veranstaltet am 28.1 1.1999 
in Berlin von der Arbeitsgemeinschaft 
für Arbeitnehmerfragen, der Arbeitsge- 
meinschaft Sozialdemokratischer Frau- 
en und den Jungsozialistlnnen in der 
SPD. Der Beitrag stützt sich auf aktuelle 
Arbeiten einer Forschungsgruppe der 

tur- und lnaenieurwissenschaften. in durchschnittliches aktives Enaaae- Universität Hannover, zu der besonders a - .J 

den Sozial- und Geisteswissenschaf- ment. Daniel Gardemin, Helmut Bremer, Gise- 
la Wiebke und Christel Teiwes-Kügler 

ten, im Buchhandel und im Verlags- Politiker und Politikerinnen der beiaetraaen haben, Ausführlichere Dar. 
2 < 

Wesen, in der Werbung und in den Grünen und der SPD verweisen gele- stellungen erscheinen u.a. demnächst 
Medien - und nicht zuletzt, mit hö- aentlich darauf, dass diese Milieus, in im Suhrkamp Verlag i n  der Neuauflage 

herem Anteil an Frauen, in  pädago- denen Eigenverantwortungund soli- des Buches ,,Soziale Milieus Im gesell- 
schaftlichen Strukturwandel" von Mi -  gischen, psychologischen und thera- darische Einstellungen miteinander chael Vester, Peter von Oertzen, 

peutischen Berufen. Ihr hohes Ar- verbunden sind, relativ klein sind und ~,ii i„, ~h~~~~ H~~~~~~ und Daqmar 
beits- und Leistungsethos ist mit auch mehrheitlich nicht den ,,eigentli- Müller. 

aymond Federmann hat einmal nächst in der Unterstützung des 
in einem Roman über einen al- , ~ r e i - K Ö ~ ~ ~ - M O ~ ~ I I S ' ,  das bei weitem Chronoloqie einknik- 

I I \ten Mann seine zynischen ge- nicht kritikfrei ist, erschöpfte, so 
sellschaftlichen Vorstellungen vom musste es dennoch als Ansatz zu ei- 
21. Jahrhundert skizziert. Damit ner Neuorientierung gewertet wer- kender Sachpolitik 
meint er durchaus eine Neuauflage 
sozialdarwinistischer Gesellschaftsor- 
ganisation, es werden nämlich Behin- 
derte, sozial Schwache, generell alle, 
die nicht den Normalitätskriterien 
entsprechen, in Raumkolonien abge- 
schoben. „Die Welt läuft gut, rei- 
bungslos ... die Politik der Konfronta- 
tion hat ausgespielt ..." Was bei Feder- 
mann die Vorahnungen vom Ende 
des Politischen in einer Totalität sind, 
erscheint unter Gerhard Schröder zu- 
nehmend alltagspolitische Wirklich- 
keit. Gesellschaftspolitische Reform- 
vorschläge, die am Ende gar alternati- 
ven Charakter hätten werden von 
Rot-Grün zumindest hartnäckig um- 
gangen, das Szenario zeigt aus- 
schließlich Katzen, die um den damp- 
fenden Brei herumlavieren. 

Dabei entwickelt die SPD zugege- 
ben ganz neue Qualitäten. Wurde 
bislang das Verweigerungsszenario 
eher durch den Rekurs auf konstruier- 
te und vorgeschobene ,Sachzwanglo- 
gik' geprägt1 (die hinter dem Slogan: 
„Wir machen nicht viel anders, aber 
vieles besser!", im Wahlkampf bereits 
als Reminiszenz beispielsweise an an- 
gebotsorientierte Wirtschaftspolitik 
etc. auffindbar war), so geht in perso- 
na Gerhard Schröder die SPD-Regie- 
rung mittlerweile zur offenen Verwei- 
gerung von Reformvorhaben über, 
die nicht einmal mehr der Mühe einer 
Begründung wert zu sein scheint. 

,,Hierfür ist vor allem politischer 
Wille erforderlich." 
In den Jahren der Opposition hatte 
die SPD unter anderem das Thema 
Bundesausbildungsförderungsgesetz 
als reformnotwendig angemahnt, 
schließlich enthält das Thema ja so so- 
zialdemokratische Komplexe wie 
,Chancengleichheit' und ,Förderung 
von Unterprivilegierten'. So heißt es 
in einer Erklärung von Edelgard Bul- 
mahn aus dem Februar 1997: „Die 
Reform der Ausbildungsfoerderung 
ist unabdingbar notwendig, und sie 
ist möglich. Hierfür ist vor allem poli- 
tischer Wille erforderlich." Mit  Sicher- 
heit hat die Thematisierung sozialer 
Ungerechtigkeit, die gerade bezüg- 
lich der Zugangschancen zu Bildung, 
Ausbildung und Wissenschaft evident 
ist, etliche Menschen bewogen, SPD 
zu wählen. 

Auch wenn sich der politische 
Wille in den Ankündigungen zu- 

den. Im Kern sollte hier die Einfuh- 
rung einer elternunabhängig ausge- 
zahlter Sockelförderung von 400 DM 
für jedEn Studierenden an Stelle des 
Kindergeldes und der Ausbildungs- 
freibeträge betrieben werden. Doch 
schon im Herbst wurden wesentliche 
Punkte ,weggeeichelt': das Dogma 
der Kostenneutralität und des Lei- 
stungszwangs wurden an die ge- 
plante Reform angeheftet - so blie- 
ben die ersten Eckpfeiler einer 
grundsätzlichen Veränderung der 
politischen Praxis am Wegesrand lie- 
gen. Einzig die Elternunabhängigkeit 
der Vergabe blieb; das hätte zumin- 
dest tendenziell eine Veränderung 
der bewusst desaströsen Politik der 
Regierung Kohl in diesem Bereich be- 
deutet. 

Andersherum: Gerhard Schröders 
Politikentwurf beinhaltet bei allen 
Unklarheiten und Widersprüchlich- 
keiten die Überlegung zum abbau- 
enden ,Umbau' des Sozialstaates. 
Komplementär zu den Märkten soll 
die Staatsfunktion nötigenfalls mit 
Zwang regulativ in Erscheinung tre- 
ten. (So erschließen sich Betriebe 
über kurz oder lang mit Hilfe einer 
sozialdemokratisch geführten Bun- 
desregierung den Niedriglohnsektor. 
Das untere Ende des Niedriglohnbe- 
reiches wird staatlich mit Leistungs- 
kürzungen und Arbeitszwang be- 
wirtschaftet.) Die Quintessenz ist 
eine Forderung nach ,Eigeninitiati- 
ve', die an Stelle staatlicher Interven- 
tion tritt, die Privatisierung öffentli- 
chen Raumes schreitet voran, das 
,demokratische Wachstum' wird zu- 
gunsten des ,marktförmigen Wachs- 
tums' (Richard Senett) vernichtet. 
Willkommen in der Berliner Republik, 
in der Lohn- und Bildungsabhängige 
weiter „die Freiheit haben sich zu 
verkaufen, oder zu sterben", um ein 
Wort von Ernst Bloch unwesentlich 
zu erweitern. 

Auch für den Bereich Bildung hat 
diese Politik fatale Konsequenzen, die 
freilich jetzt nur noch im günen Be- 
reich des Slogans sind, wenn er 
heisst: Nichts anders, aber das besser! 

Neoliberal-konservative Bil- 
dungspolitik 
Mit  Thorsten Bultmann und Rolf 
Weitkamp gilt es zunächst den My- 
thos der sozialliberalen Bildungsre- 
form zu entkleiden, denn sie hat 

Über Schröder, BAFÖG und Häuserbau 

von Lennart Laberenz* 

,,...nicht zu vermehrter realer gesell- 
schaftlicher Gleichheit geführt, son- 
dern im Rahmen ständiger Erhöhung 
des durchschnittlichen Qualitätsni- 
veaus zur entsprechenden Reproduk- 
tion neu-alter Hierarchien - nur eben 
auf höherem N i ~ e a u . " ~  (Ebd., 5. 52) 
Bildung ist, und ebendies analysieren 
Edelgard Bulmahn u.a. ja nicht an- 
ders, wichtiger Faktor bei der Vertei- 
lung vorgegebener sozialer Chancen 
in einer kapitalistischen Ökonomie. 
Nur ,vergessen' die SPD-Bildungsstra- 
teglnnen gerne und oft, dass das Bil- 
dungssystem ,,...diese, Chancen je- 
doch nicht [erzeugt] und ist insofern 
ein von den ökonomischen und sozia- 
len Machtverhältnissen abhängiges, 
diesem nachgeordnetes System. Da- 
mit ist auch der Wirkungsgrad von 
Bildungs- und Hochschulpolitik be- 
grenzt, präziser: er ist vom Grad ihrer 
Einordnung in ein gesellschaftspoliti- 
sches Umbaukonzept abhängig." 
(Ebd. 5. 53) 

Ein wichtiges Instrument bei der 
Bestellung eines reformpolitischen 
Feldes wäre nun z.B. die Verände- 
rung der materiellen Ausgangsbasis 
derjeniger, die Bildungseinrichtun- 
gen besuchen und dies fürderhin 
auch zu tun gedenken. Indem eine 
der ersten politischen Entscheidun- 
gen der neugewählten Regierung 
Kohl die Abschaffung des Schülerln- 
nen-BAFöGs war, weiter die BAFÖG- 
Sätze eingefroren und die Förde- 
rungsrichtlinien zu Ungunsten der zu 
Fördernden verändert wurden, hat 
konservative und neoliberale Politik 
diesem Feld eine wichtige Stellung 
für ihre Gesellschaftsideologie einge- 
räumt. So weist der letzte Sozialbe- 
richt des Bundesministeriums für Bil- 
dung und Forschung (bmb-tf) eine 

In persona Gerhard 
Schröder geht die 
SPD-Regierung 
mittle~weile zur 
offenen Verweige- 
rung von Reformvor- 
haben über, die nicht 
einmal mehr der 
Mühe einer Begrün- 
dung wert zu sein 
scheint. 

* Lennart Laberenz, Student der Geschichte, Philosophie und Sozialwissen- 
schaften in Berlin. 
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Notizen und 
Hinweise 

Netzwerk für demokratische 
Kontrolle der Finanzmärkte 
gegründet 
Ein Netzwerk für eine demokratische 
Kontrolle der internationalen Finanz- 
märkte gründeten am 22. 1. in 
FrankfurtIM. Vertreter und Vertrete- 
rinnen von über 50 Nichtregierungs- 
organisationen, Verbänden und In- 
itiativen. An dem Treffen nahmen 
u.a. kirchliche Gruppen wie PAX 
CHRISTI, KAIROS Europa und Missio, 
der Dachverband entwicklungspoliti- 
scher Organisationen VENRO, der 
BUND, die lnformationsstelle Latein- 
amerika ila, die Jusos, Stiftung Um- 
verteilen, Germanwatch, WEED so- 
wie lokale Initiativen teil. Neben der 
Einführung einer internationalen 
Spekulationssteuer auf kurzfristige 
Finanztransaktionen (sog. Tobin Tax) 
sind Hauptforderungen die Schlie- 
ßung von Steuerparadiesen und Off- 
Shore Bankzentren. 

Das Netzwerk will mit Publikatio- 
nen, Veranstaltungen, Lobbyarbeit 
und Protestaktionen politischen 
Druck machen. International will man 
eng mit der französischen Bewegung 
ATTAC und ähnlichen Netzwerken in 
den USA und der EU zusammenarbei- 
ten. Das Netzwerk ist offen für Orga- 
nisationen und für Einzelpersonen. 
Kontaktadressen: KAlROS Europa; He- 
genichstr.22, 691 24 Heidelberg, Tel 
06221 712610, Fax 06221 781 183, 
e-mail: kairoshd@aol.com; WEED, 
Bertha von Suttner Platz 13; 531 11 
Bonn, Tel 0228-766130; Fax: 0228 
696470; e-mail: weed@weedbonn. 
org; www.weedbonn.org 

Tagung ,,Rot-Grün - noch ein 
Projekt?" 
Den Versuch einer ersten Bilanz 
dazu will die Loccumer lnitiative Kri- 
tischer Wissenschaftlerlnnen lädt - 
erneut in Zusammenarbeit mit der 
französischen Gruppe Raisons d' 
Agir auf ihrer 6. wissenschaftlich- 
politischen Arbeitstagung am 4. 
und 5. März 2000 in  der HVHS 
Springe bei Hannover unterneh- 
men. Weitere Informationen und 
Anmeldungen bei Michael Buckmil- 
ler, Bödekerstr. 75, 301 61 Hanover, 
Tel. 051 1-664677, Fax 051 1 - 

624730. Im lnternet siehe zur GFPI 
Loccumer lnitiative http://home.t- 
onI ine.de/home/fsie.eefg/2 101 
2lOwgfp.htm und zu Raisons d' 
Agir www.msh-paris.fr/agir/rdaas 
soc.html (französisch). 

Projekt zur Vernetzung der 
Gewerkschaftslinken 
Über 300 Teilnehmerlnnen waren der 
Einladung zum 2. bundesweiten Tref- 
fen der Gewerkschaftslinken am 3.1 
4.1 2.99 in Stuttgart gefolgt. Die Dis- 
kussion und Vernetzung sowie der 
Aufbau regionaler Zusammenhänge 
soll weiter vorangetrieben werden ein 
weiteres Treffen in einigen Monaten 
folgen. Berichte und Einschätzungen 
zu der Konferenz und einen Einblick 
in die Diskussionen vermittelt das um- 
fangreiche Internet-Angebot von 
w . l a b o u r n e t . d e  

Vermögensbesteuerung für 
mehr Gerechtigkeit und mehr 
Beschäftigung 
Die Arbeitsgruppe Alternative Wirt- 
schaftspolitik hat im Dezember 
1999, pünktlich zum SPD-Parteitag 
- half aber auch nichts - ein Son- 
dermemorandum mi t  umfangrei- 
chen Argumenten für die Wiederer- 
hebung der Vermögensteuer vor- 
gelegt, die nach dem dort vorge- 
stellten Modell ein Aufkommen 
von jährlich mindestens 30 Mrd. 
DM erbringen würde. Außerdem 
wird die Wiedereinführung einer 
Kapitalverkehrssteuer sowie die un- 
befristete Besteuerung von Speku- 
lationsgewinnen vorgeschlagen, 
was zusammen weitere rund 36 
Mrd. DM erbringen würde. Damit 
wären alle Sparpakete überflüssig. 
Das Sondermemo ist für DM 1,00 
erhältlich bei der AG Alternative 
Wirtschaftpolitik, Postfach 
330447, 28334 Bremen, Tel. 0421- 
4914480, oder im lnternet zum 
Download unter www.barkhof.uni- 
b r e m e n . d e l k u a / m e m o / d o c s l  
sm9910.pdf 

Arbeitslosengruppen in Deutsch- 
land 
Das Frankfurter Arbeitslosenzen- 
trum hat ein aktuelles bundeswei- 
tes Verzeichnis von Arbeitslosenin- 
itiativen zusammengestellt. Es ent- 
hält auf 170 Seiten nach Postleit- 
zahlen sortiert 795 Kontaktadres- 
sen aus ganz Deutschland, zu be- 
ziehen für 8,00 DM + Porto bei der 
Stiftung Mitarbeit, Bornheimer Str. 
37, 531 11 Bonn, Fax 0228- 
6042422. 

D e r  E i n s t i e g  in dte 

Ökologische 
Steuerreform 
A u < s l i e s  R i i i l r1X l i i rn l .n  und D u r < h i ~ t i u n g  
.,"F, "mwPlf.nl,<l.rhrn T h r m a i  

Geschichte der Ökologischen 
Steuerreform 
Danyel T. Reiche und Carsten Krebs 
haben eine Analyse der Diskussionen 
und bisherigen Durchsetzung der 
Ökologischen Steuerreform in 
Deutschland vorgelegt. Das Buch mit 
337 Seiten ist bei Peter Lang Europäi- 
scher Verlag der Wissenschaften, 
Eschborner Landstr. 42-50, 60489 
Frankfurt, Tel. 069-7807050, erschie- 
nen und kostet DM 69,OO. 

Kohl-Bilanz 
Eine kritische Bilanz der Ära Helmut 
Kohl bietet als ,,Elektronic Book" für 
10,- DM, gedruckt 20,- DM, Dr. Egon 
F. Kasper an, COMTECH-Software, 
UniCenter 1519, 50939 Köln, Fax 
0221 -442007, eMail comtech- 
kasper@t-online.de 

Zwangsarbeit im ,,Dritten Reich" 
Zu diesem Thema weist der Schmetter- 
ling-Verlag, Lindenspürstr. 38b, 70, 
701 76 Stuttgart, Tel. 071 1-626779, 
eMail SCHMEVLG@aol.com, auf die ak- 
tuelle Neuerscheinung ,,Räder müssen 
rollen für den Sieg", hrsg. von der WN- 
BdA Kreisverband Esslingen, hin. Das 
Buch mit 184 Seiten kostet 26,80 DM. 

Leistung und Idylle - Frauen 
zwischen Markt- und Hauswirt- 
schaft 
Monika Domke hat eine Studie vorge- 
legt, die der geschlechtsspezifischen 
Hierarchisierung von Gesellschaft in 
den Bereichen Erwerbsarbeit und Fa- 
milie nachgeht und dabei auch die 
Konzeptionen in Frauen- und Arbei- 
terbewegung sowie die Politik von 
Rot-Grün einer kritischen Analyse un- 
terzieht. Das Buch hat 160 Seiten und 
kostet DM 28,00, erschienen beim 
Papyrossa-Verlag, Petersbergstr.4, 
50939 Köln, Tel. 0221 -448545, eMail 
papyrossa@koeln-online.de 
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Ralf Krämer hat zu seinem Austritts aus der SPD eine ausführliche politische Begründung verfasst und zur Diskussion vor- 
gelegt. Die Redaktion hielt es für angemessen, diesen Text mit einigen Kürzungen in der spw abzudrucken (Langfassung 
beim Autor erhältlich). Anschließend bringen wir einen Beitrag von Stefan Schostok, der noch mal einige wichtige Ge- 
sichtspunkte anführt, weiterhin als Linke in der SPD politisch aktiv zu sein, wie es die überwiegende Mehrheit des spw-Zu- 
sammenhangs für richtig hält. 
Die spw-Redaktion 

N ach mehr als 23 Jahren Mit 
gliedschaft in der SPD und 
politischer Aktivität in der So- 

zialdemokratie bin ich zu der Auffas- 
sung gelangt, dass das weitere Fest- 
halten an der parteipolitischen Orien- 
tierung auf die SPD für Sozialistlnnen 
keine überzeugende Perspektive mehr 
bietet. Wenn dabei hier und im Fol- 
genden von ,,Sozialistlnnen" die Rede 
ist, verstehe ich darunter nicht einfach 
mehr oder minder linke Sozialdemo- 
kratlnnen, sondern Leute, die eine 
Perspektive einer Überwindung der 
gesellschaftlichen Herrschaft des Ka- 
pitals verfolgen (vgl. Editorial 1994). 
Frühere Begründungen für die ,,Sozi- 
aldemokratie-Orientierung", die ich 
selbst mit vertreten habe, haben sich 
m.E. durch die Entwicklung der ge- 
sellschaftlichen und politischen Ver- 
hältnisse und der Rolle der SPD darin 
historisch erledigt. Diese Überzeu- 
gung hat sich bei mir im Verlauf der 
letzten Jahre entwickelt und immer 
weiter verfestigt und wurde durch die 
Entwicklungen im Jahr 1999 endgül- 
tig bestätigt. (...) 

In Bezug auf die parteipolitische 
Ebene halte ich es für die zentrale 
Aufgabe von Sozialistlnnen in den 
kommenden Jahren und Jahrzehnten, 
eine massenwirksame linke, sozialisti- 
sche Alternative zur SPD aufzubauen. 
Eine solche linke Konkurrenz könnte 
für relevante Teile der Bevölkerung 
auch in Westdeutschland als wählbar 
erscheinen, relevanten sozialen Grup- 

pen und Interessen, die früher in der 
SPD ihre Vertretung sahen oder die 
sich neu und bisher ohne parteipoliti- 
schen Bezugspunkt für ihre progressi- 
ven Ansprüche entwickeln, eine neue 
Artikulationsmöglichkeit bieten, und 
als Bezugspunkt für Linke in Gewerk- 
schaften und demokratischen Bewe- 
gungen fungieren. (...). 

Die ,,Sozialdemokratie-Orientie- 
rung" und ihre Voraussetzungen 
In den ,,HerforderThesenU begründete 
die Strömung um die spw 1980 ihre 
politisch-organisatorische Perspektive 
als marxistische Sozialdemokratlnnen 
in Anlehnung an Wolfgang Abendroth 
damit, dass die SPD „die Partei in der 
Bundesrepublik ist, die am stärksten 
sozial und politisch in der Arbeiterklas- 
se verankert ist"; insb. die gewerk- 
schaftlich und politisch engagierten 
Lohnabhängigen orientierten sich auf 
die SPD (47. These). Da diese Klasse 
nach wie vor das potenzielle Subjekt 
sozialistischer Umgestaltung der Ge- 
sellschaft sei (23. These), sei diezentra- 
le und ,,prinzipiell lösbare Kampfauf- 
gaben', eine starke Linke in der SPD auf- 
zubauen und diese zu einer mehrheit- 
lich konsequent sozialistischen Partei 
umzuwandeln (49. These). Dabei wur- 
de die Bedeutung außerparlamentari- 
scher Bewegungen und insb. der Ge- 
werkschaften für einen solchen Pro- 
zess gesehen und für eine Zusammen- 
arbeit mit fortschrittlichen Kräften au- 
ßerhalb der SPD plädiert. 

Die Zukunft der 
Sozialistlnnen liegt 
links - von der SPD 

von Ralf Krämer* 

In den „53 Thesen" des ,,Projekt 
Moderner Sozialismus" von 1989 ist 
von der - unrealistischen - Perspekti- 
ve einer konsequent sozialistischen 
SPD nicht mehr die Rede. Stärker als 
vorher wird auf die historischen Erfol- 
ge des realen sozialdemokratischen 
Reformismus Bezug genommen und 
die Perspektive einer neuen Etappe 
dieses Reformismus entwickelt, in de- 
ren Verlauf ,,zugleich die objektiven 
wie subjektiven Bedingungen und Po- 
tenzen für weitergehende Umgestal- 
tungen zu entwickeln" sind (Thesen 
16, 35 und 36). Als zentrale Aufgabe 
wird die Formierung und politische 
Fundierung eines Fortschrittsblocks 
bzw. ,,Bündnis von Arbeit, Wissen- 
schaft und Kultur" als soziales Subjekt 
dieses Projekts beschrieben, zwar auf 
einer gewerkschaftlich orientierten 
klassenpolitischen Basis, dennoch als 
Erweiterung gegenüber der traditio- 
nellen Bezugnahme auf die Arbeite- 
rlnnenklasse (These 49). Die Erfolgs- 
möglichkeiten auch dafür entschie- 
den sich aber ,,innerhalb der Sozialde- 
mokratie, der SPD mit ihrer sozialen 
Verankerung und ihren gesellschaftli- 
chen und internationalen Beziehun- 
gen. Hier finden sich die strategisch 

Frühere Begründun- 
gen für die ,,Sozialde- 
mokratieorientie- 
rung", die ich selbst 
mit vertreten habe, 
haben sich m.E. durch 
die Entwicklung der 
gesellschafilichen und 
politischen Verhältnis- 
se und der Rolle der 
SPD darin historisch 
erledigt. 

* Ralf Krämec Dortmund, Sozialwissenschaftlec seit 1993 Redaktionssekre- 
tar der spw. 1976- 1999 Mitglied der SPD, 1988- 1993 Landesvorsitzender 

der Jusos in NRW 1992- 1996 Mitglied des SPD-Landesvorstands. 



SPD und Grüne in der 
Bundesregierung 

leisten einen aktiven 
Beitrag zur politischen 

Desorientierung und 
Rechtsentwicklung 

des gesellschafilichen 
Bewußtseins. 

bedeutsamsten Bezugspunkte für 
eine langfristig angelegte sozialisti- 
sche Politik." (Ebd.) 

Die implizite Voraussetzung dieser 
Argumentationen war die Annahme 
einer historischen Phase, in der per- 
spektivisch der Übergang zu einer so- 
zialistischen Gesellschaft anzustehen 
schien. Die längerfristige Gesamtten- 
denz der Entwicklung schien durch 
den Ausbau ,,sozialistischer Elemen- 
te" im Kapitalismus gekennzeichnet 
zu sein, die als Ausgangspunkt wei- 
tergehender Perspektiven dienen 
könnten, und an deren Durchsetzung 
die SPD einen entscheidenden Anteil 
hatte. Bei aller Opposition in Einzel- 
punkten und Kritik an ihrer mangeln- 
den Konsequenz und Reichweite war 
zumindest eine gewisse Zustimmung 
zur realen Politik der SPD bzw. ihrer 
gesellschaftspolitischen Grundaus- 
richtung gegeben oder erschien zu- 
mindest in absehbarer Zeit als wieder 
durchsetzbar. Die sozialistische Linke 
agierte real als der linke, immer weiter 
treibende Teil der reformistischen So- 
zialdemokratie. Die Hoffnung auf 
weitergehende sozialistische Verän- 
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derungen blieb zwar unerfüllt, aber 
getröstet wurden die Linken durch 
den gewissen Zugang zu Machtposi- 
tionen und zumindest partielle real- 
politische Fortschritte, an denen sie 
mitwirkten - und durch die individu- 
ellen Karrieremöglichkeiten in der SPD 
und karrierefördernden Wirkungen 
der SPD-Mitgliedschaft in anderen 
Bereichen. 

Die andere reale Voraussetzung 
war das Fehlen einer sinnvolleren par- 
teipolitischen Alternative, in deren 
Rahmen Sozialistlnnen ihre Politik 
hätten entwickeln und gesellschaft- 
lich wirksam einbringen können. 

In den Austrittsdebatten und -be- 
wegungen, die im Zuge zugespitzter 
innerparteilicher Auseinandersetzun- 
gen immer wieder auftraten (Berufs- 
verbote, Atomenergie, Raketenrü- 
stung, Sozialabbau, Asylrecht ...), 
konnte neben den og. theoretischen 
Begründungen immer auch auf diese 
weiterhin gegebenen realen Voraus- 
setzungen verwiesen werden. Diese 
waren auch die implizite Bedingung 
für die eher pragmatische Begrün- 
dung, dass Mitarbeit in der SPD für 
das Engagement von Sozialistlnnen 
in den verschiedensten Bereichen för- 
derlich sein könne, auch wenn man 
diese- oder irgend eine andere- Par- 
tei keineswegs als entscheidende Or- 
ganisation für eine sozialistische Um- 
gestaltung der Gesellschaft betrachte 
(so Oertzen 1993 in Replik auf 
Brosch-Guesnet). 

Diese Voraussetzungen sind m.E. 
nicht mehr gegeben. Die Mitglied- 
schaft in der und Orientierung auf die 
SPD stellen m.E. mittlerweile ein Hin- 
dernis und eine Desorientierung dar 
in dem notwendigen Bemühen um 
die Formierung sozialer und politi- 
scher Kräfte für eine andere, linke Po- 
litik. 

Die Politik der SPD-Grüne- 
Koalition: ein Schritt vorwärts, 
zwei Schritte zurück 
Nachdem die neugewählte SPD-Grü- 
ne-Regierung zunächst diverse sozial- 
politische Wahlversprechen, die we- 
sentlichen Anteil an ihrem Wahlerfolg 
gehabt hatten, und die positiv zu be- 
wertende erste Stufe der Steuerre- 
form umsetzte, brachen unter Einwir- 
kung des Drucks der Wirtschaft und 
wichtiger Massenmedien die inneren 
Widersprüche im Regierungslager 
immer deutlicher hervor. Der Rücktritt 
Lafontaines war nicht die Ursache, 
aber ein Signal, dass sich die offen ka- 
pitalorientierten Kräfte um Schröder, 
Hombach, Clement u.a. durchsetz- 
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ten. Die aktive Rolle Deutschlands im 
NATO-Krieg gegen Jugoslawien einer- 
seits und das ,,Zukunftsprogramm 
2000" genannte Sozialabbau- und 
Sparprogramm markieren in zwei 
Kernfragen, dass Rot-Grün als sozial- 
ökologisches und auch friedenspoliti- 
sches Reformprojekt am Ende ist, be- 
vor es richtig begonnen hatte. Den er- 
sten positiven Schritten hätten weite- 
re in die selbe Richtung folgen müs- 
sen, statt sie als Begründung zu neh- 
men, nun wieder in die Gegenrich- 
tung zu marschieren. In zentralen Fra- 
gen wird nicht nur in der Grundrich- 
tung an die Politik der alten Koalition 
angeknüpft, auch die entsprechende 
rechte Argumentation und Propagan- 
da wird mit einigen neuen Akzenten 
fortgesetzt (vgl. u.a. Krämer 1999). 
Damit leisten SPD und Grüne einen 
aktiven Beitrag zur politischen Desori- 
entierung und Rechtsentwicklung des 
gesellschaftlichen Bewusstseins. 

Statt als potenzielles Feld der Her- 
ausbildung und Artikulation einer 
fortschrittlichen sozialen Bündniskon- 
stellation und der Durchsetzung einer 
von Linken angepeilten neuen, sozial- 
ökologischen Etappe des Reformis- 
mus zu fungieren, orientiert sich die 
SPD unter Führung des modernen So- 
zialliberalismus auf ein Bündnis der 
,,neuen Mitte" mit innovativen Kapi- 
talfraktionen. Die auch in der „neuen 
Mitte" weit verbreiteten solidarischen 
und auf soziale Gerechtigkeit gerich- 
teten Einstellungen werden nicht für 
eine linke Politik aufgegriffen, son- 
dern angeblichen Sachzwängen un- 
tergeordnet (vgl. Vester). Gewerk- 
schaften und andere potenziell fort- 
schrittliche soziale und politische 
Kräfte werden dabei über partielle 
Einbindung und wegen des Fehlens 
einer positiven Regierungsalternative 
neutralisiert, große Teile der sozialen 
Basis in die politische Resignation ge- 
trieben. Nicht sozial-ökologische Re- 
form, sondern der Versuch sozial-in- 
tegrativer Modernisierung des Wett- 
bewerbsstaates steht im Mittelpunkt. 
Politische Prinzipien sind dabei, „kei- 
ne Politik gegen die Wirtschaft" zu 
betreiben und die Unterordnung un- 
ter die von den USA dominierte NATO 
zur ,,Staatsraison" zu erklären (jeweils 
Schröder). 

Weil dies nun von politischen 
Kräften vorgetragen und betrieben 
wird, die mit der Parole des Politik- 
wechsels und der sozialen Gerechtig- 
keit angetreten waren, führt dies zu 
tiefgreifender Desorientierung, Fru- 
stration und Abwendung weiter Teile 
der Bevölkerung von SPD und Grü- 
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Zukunft gelegen. Dieser Vorschlag 
von Jusos und anderen wurde aber 
schnell durch das Bestreben, ein neu- 
es Grundsatzprogramm zu erarbei- 
ten, erledigt. 

Der Parteitag hat dieses Anliegen 
mittlerweile beschlossen. Die SPD 
wird nun in den nächsten Jahren eine 
Programmdebatte führen. Bereits die 
personelle Zusammensetzung der 
Programmkommission verspricht we- 
nig Gutes. Vorsitzender ist Gerhard 
Schröder und geschäftsführender 
Vorsitzender ist Rudolf Scharping. Die 
Stellvertreter sind Wolfgang Clement, 
Reinhard Klimmt, Matthias Platzeck, 
Ute Vogt und Heidi Wieczorek-Zeul. 
Die wenigsten der genannten Perso- 
nen sind dafür bekannt, dass sie intel- 
ligente programmatische Entwürfe 
entwickeln. 

Es ist nicht verwunderlich, dass 
„die notorischen Papierchenschrei- 
ber" (O-Ton Lafontaine) in der Linken 
begeistert auf den Zug aufspringen 
und sich in ihrem Element fühlen. 
Zwar wäre es wenig hilfreich, die Pro- 
grammdiskussion zu ignorieren. Aber 
in die Falle tappen sollte man auch 
nicht. Die Linke wird in der innerpar- 
teilichen Debatte am Katzentisch sit- 
zen. Während Alibipersonen ihre übli- 
chen Alibisätze in den Feldern Um- 
welt, Internationales und Bürgerln- 
nenrechte einbauen können, werden 

die maßgeblichen Impulse die tech- 
nokratische Standortpolitik Clements 
und der spießig-bürgerliche Kommu- 
nitarismus Scharpings sein. Wesentli- 
che Eckpunkte des Berliner Pro- 
gramms sollen - ohne dass auch nur 
eine Sekunde über ihre Realisierung 
nach dem Regierungswechsel nach- 
gedacht wurde - abgeräumt werden. 

Die Linke hat nur die Chance, die 
eigene Erneuerung als Prozess der 
,,organischen Verbindung'' mit gesell- 
schaftlichen Reformpotenzialen zu 
verstehen. Hier kann die Programm- 
debatte genutzt werden. Sie muss 
also eigene offene Strukturen und 
Prozesse entwickeln, neue Bündnisse 
organisieren und sich die Stärke somit 
aus der Gesellschaft holen. Die Ein- 
bringung in die interne Debatte ist 
der zweite Schritt; klassische Doppel- 
strategie eben. Auf keinen Fall darf sie 
sich auf abstrakte Grundwerte- und 
Gerechtigkeitsdebatten beschränken 
und weiter in die Sackgasse - Schrö- 
der kümmert sich um die Standortfra- 
ge und wir um die soziale Wärme - 
laufen. Sie muss sich als Plattform für 
die diskursive Erarbeitung von Alter- 
nativen auf Basis der ,,mitten im Le- 
ben" erfahrbaren Umbrüche und Wi- 
dersprüche begreifen. Wichtige Pro- 
jekte wären: 

Die Verzahnung von ökonomi- 
scher Innovation, ökologischem Um- 

Liebe Leserinnen und Leser, 

Ralf Krämer, seit 1993 Redaktions- 
sekretär (hauptamtlicher Redakteur) 
der spw, ist im Dezember 1999 nach 
23-jähriger Mitgliedschaft aus der 
SPD ausgetreten. Weiter hinten in die- 
sem Heft dokumentieren wir die aus- 
führliche politische Begründung in ei- 
ner gekürzten Fassung. Er hatte dies 
bereits auf der spw-Jahrestagung 
1999 angekündigt und zur Diskussi- 
on gestellt. Dabei zeigte sich zwar ver- 
breitetes Verständnis für diesen 
Schritt und seine Begründung, ande- 

rerseits weitestgehende Übereinstim- 
mung darüber, dass spw auch weiter- 
hin eine Zeitschrift und ein politischer 
Zusammenhang sein wird, der we- 
sentlich in der Sozialdemokratie ver- 
ankert und auf sie orientiert ist. Ralf 
Krämer wird seine Tätigkeit für die 
spw-Redaktion noch bis Mitte des 
Jahres 2000 weiterführen und dann 
beenden. Der spw-Arbeitsausschuss 
wird auf seiner nächsten Sitzung am 
12.03.2000 darüber diskutieren und 
entscheiden, wie und durch wen sei- 
ne bisherigen Aufgaben übernom- 
men werden sollen. 

bau und dezentraler wirtschaftlicher 
Demokratie. 

Die Entwicklung der Perspektive 
einer flexiblen und solidarischen Ar- 
beitsgesellschaft. 

Die Re-Thematisierung internatio- 
naler Solidarität entlang der Frage 
„wer profitiert vom Shareholder-Va- 
lue- bzw. Casino-Kapitalismus ?" 

Die Entwicklung einer Aktiv.De. 
mokratie jenseits von staatlicher Büro- 
kratie und zentralistischen Organisa- 
tionen. SPW 

I Soziale Gerechtigkeit bleibt unsere Auf- 
gabe - Kurshalten statt Neoliberalismus, 
http://www.jusos.org/medien/aktuell/ 
sparpaket/pCpapier.html 
http://www.spd.de/archiv/events/ 
ptt~l299/beschluesse/w-1 .php3 
Reform des Stiftungsrechts; Europäische 
Lösung bei der Kapitaleinkommensbe- 
Steuerung; Bekämpfung von Steuerhinter- 
ziehung; Beteiligung der Arbeitnehmerln- 
nen am Produktivkapital; Reform der steu- 
erlichen Bewertung des Grundbesitzes. 
Vgl. hierzu Bruno Trentin (1999): Befrei- 
ung der Arbeit. Die Gewerkschaften, die 
Linke und die Krise des Fordismus, Ham- 
burg. Das Buch bezieht sich v.a. auf Italien. 
Eine ähnlich radikale Auseinandersetzung 
mit der hegemonialen Krise der deutschen 
Arbeiterlnnenbewegung fehlt leider. 
Bodo Hombach (1998): Aufbruch. Die 
Politik der Neuen Mitte, München, S. 21 
Peter Glotz (1 999): Die beschleunigte Ge- 
sellschaft. Kulturkämpfe im digitalen Ka- 
pitalismus, München. S. 166 
a.a.0. S. 169 

Rainer Zugehör ist Ende letzten 
Jahres aus der spw-Redaktion ausge- 
schieden, weil er wegen zu hoher an- 
derweitiger Arbeitsbelastung eine 
sinnvolle Mitarbeit nicht mehr gewähr- 
leisten kann. Er wird sich aber noch 
mit um den Schwerpunkt des näch- 
sten Heftes zu ,,Arbeit und Demokra- 
tie" kümmern. Die Redaktion wird auf 
ihrer nächsten Klausursitzung über die 
Aufnahme neuer Redaktionsmitglieder 
insb. für den Bereich Wirtschafts- und 
Sozialpolitik diskutieren. 

Die spw-Redaktion 

Das Grundproblem 
liegt darin, dass die 
Linke in der SPD kein 
geklärtes taktisches, 
geschweige denn ein 
strategisches 
Verhältnis zur 
Regierungssituation 
hat. 
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- 
Die SPD wird auf absehbare Zeit 

keine linke Reformpolitik machen. Zu- 
mindest ist eine Erneuerung bzw. ein 
Kurswechsel von innen zum gegen- 
wärtigen Zeitpunkt unrealistisch. 
Dazu muss man ein Verhältnis finden. 
Daher verdienen die jüngsten Austrit- 
te von Personen des spw-Kontextes 
aus der SPD Achtung, wenn auch 
nicht zwingend Zustimmung. Sie sind 
allemal ehrlicher, als sich weiter untä- 
tig im genannten Widerspruchsver- 
hältnis zu bewegen und die Krise der 
Linken mit einem ,,weiter so" zu be- 
antworten. 

Zunächst einmal muss die Linke 
ihren Voluntarismus und ihre ,,Be- 
schlussillusion" überwinden. Die auf 
den Frankfurter Kreis, die Jusos bzw. 
deren Führungspersonen projizierten 
Revolutionswünsche stehen in kei- 
nem Verhältnis zur Fähigkeit, dies im 
eigenen politischen und gesellschaft- 
lichen Umfeld vorzubereiten. Erst 
dann, wenn politische Willensbildung 
breit und vernetzt stattfindet, kann 
die Linke auch auf Bundesparteitagen 
ernsthaft, geordnet und selbstbe- 
wusst auftreten. Die ständige Jamme- 
rei über die Parteiführung geht am 
Problem vorbei. Lassen wir hierzu 
zwei sozialdemokratische ,,Moderni- 

- sierer" zu Wort kommen. Während 
Hombach mit seinem Vorwurf, wer 
noch an Beschlüssen festhalte, sei ein 
,,Fall für die Thera~ ie "~  die autoritäre 
Führung geradezu einfordert, liegt 
das Problem für Peter Glotz in der 
,,Abschirmung der Binnenkommuni- 
kation der Parteien vom Zeitgespräch 
der gesamten Gesell~chaft"~. Seiner 
Auffassung nach ist der fehlende Be- 
zug auf den gesellschaftlichen Diskurs 
dafür verantwortlich, dass die ,,Ver- 
kapselung in Binnenkommunikation 
kompensiert [wird] durch Spitzenfi- 
guren, die mit autoritären Kraftakten 
die demokratische Meinungsbildung 
ihrer Partei konterkarieren."' Recht 
hat er. Wer glaubt, gesellschaftliche 
Defensive mit Siegen auf Parteitagen 
oder gar mit auf reine Symbolik redu- 
ziertem Protest und total radikale 
Wortbeiträge wettmachen zu kön- 
nen, treibt die Linke weiter in die Iso- 
lation. 

Taktischer Realismus und 
langfristige Erneuerung 
Der Linken bleibt keine Alternative, als 
,,taktischen Realismus" und eine lang- 
fristige Erneuerungsstrategie mitein- 
ander zu verbinden. Taktischer Realis- 
mus bedeutet, sich über die interne 
Kraftekonstellation im Klaren zu sein; 
dies verbietet gerade unter Bedingun- 

gen einer weitestgehend ,,feindli- 
chen" Medienöffentlichkeit die Infla- 
tionierung von Niederlagen und sym- 
bolischen Radikalismus. Erforderlich 
sind Bündnisse mit dem sozialdemo- 
kratischen Zentrum und die Mobilisie- 
rung von gesellschaftlicher Zustim- 
mung an entscheidenden Schlüssel- 
fragen im Vorfeld von Entscheidungs- 
verfahren. Das Zentrum kann nur ein- 
gebunden werden, wenn Kompro- 
missbildungen möglich sind, die die 
,,Gesichtswahrung" von Parteispitze 
und Bundesregierung zulassen. Erfor- 
derlich sind daher geeignete Verfah- 
ren der ,,Früherkennung" und abge- 
stimmte ,,Kampagnen". 

Als langfristige Aufgabe stellt sich 
die Herausforderung einer program- 
matischen und strategischen Erneue- 
rung der sozialdemokratischen Lin- 
ken. Ein Erneuerungsprozess kann 
nicht zuerst von der Organisations- 
und Strukturfrage her eingeleitet wer- 
den. Eine bloße Re-Organisation wäre 
zum Scheitern verurteilt. Interne Inter- 
essengegensätze, Trägheiten und die 
Unterschiedlichkeit der politischen 
,,MentalitätenJ' blockieren einen sol- 
chen Weg. Eine Erneuerung muss als 
langfristiger, d.h. sich über einen Zeit- 
raum von fünf bis zehn Jahren er- 
streckender Prozess vollzogen wer- 
den. Zu nennen sind im wesentlichen 
zwei ,,Quellen1' für eine Erneuerung. 
Erstens kann diese sich nur anhand 
von politischen Reformprojekten (z.B. 
Zukunft der Arbeit oder Regulierung 
der Weltwirtschaft) herausbilden. 
Zweitens ist sie nur als Formation jen- 
seits der alten linken Strömungen und 
Lager (als ,,postfordistische" Linke) 
und damit wohl auch nur über den 
Generationenwechsel denkbar. 

Ab in die Falle - Sinn und Unsinn 
der Programmdebatte 
Konkreter Anknüpfungspunkt für 
eine Neuformierung hätte die Erarbei- 
tung eines „Orientierungsrahmens 
2010" im Sinne eines ,,politisch-öko- 
nomischen Minimalkonsenses" sein 
können. Zum einen hätte er der Re- 
gierungspraxis mehr Richtung und 
Verbindlichkeit verliehen. Zum ande- 
ren wären sowohl die Apologeten des 
Dritten Wegs als auch die Linke ge- 
zwungen gewesen, ihre eher allge- 
meinen Vorstellungen in der Entwick- 
lung eines mittelfristigen Modernisie- 
rungsprogramm zu präzisieren, d.h. 
auch auf reale Umbrüche und gesell- 
schaftliche Kräfteverhältnisse zu be- 
ziehen. Die Chance hätte in einem of- 
fenen kommunikativen Aushand- 
lungsprozess über die mittelfristige 
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nen. Aus linker Sicht hat dies den po- 
sitiven Aspekt, dass es zeigt, dass sich 
die Leute auch von SPD und Grünen 
nicht Krieg und Sozialabbau als not- 
wendig, friedlich, modern und ge- 
recht verkaufen lassen. Das Problem 
besteht darin, dass sich diese prinzipi- 
ell von links ansprechbaren Einstellun- 
gen jedenfalls in Westdeutschland 
nicht in der Wahl einer linken Alterna- 
tive niederschlagen, sondern in politi- 
scher Resignation und massiv sinken- 
der Wahlbeteiligung. 

Notwendig ist jedenfalls nicht ein 
Ende oder die Deeskalation der inner- 
parteilichen Debatte, bessere Vermitt- 
lung oder kosmetisch-symbolische 
Detailkorrektur, sondern ein ,,Politik- 
wechseln gegenüber dem aktuellen 
Kurs der SPD-geführten Regierung. 
Dies würde eine grundlegende Um- 
orientierung oder die Ablösung und 
Unterordnung der die Partei dominie- 
renden sozialliberalen Gruppen erfor- 
dern und erscheint daher unreali- 
stisch. (...) 

Neo-Sozialdemokratie und Neue 
Mitte 
Ich betrachte diese Entwicklung als 
Ergebnis eines schon seit geraumer 
Zeit ablaufenden Veränderungspro- 
zesses der Sozialdemokratie, die sich 
seit dem Zusammenbruch der DDR 
und des realsozialistischen Staatensy- 
stems immer mehr nach rechts ent- 
wickelt. Bereits nach der verlorenen 
Bundestagswahl 1994 analysierte ich 
die Politik der SPD als ,,sozialpatrioti- 
sche Wirtschaftsförderungspartei" 
(Krämer 1994). Durch den Parteivor- 
sitzenden Lafontaine wurde dies nur 
eine Zeitlang verdeckt und verzögert. 
Neu ist lediglich, dass bisher in der 
Landes- und kommunalen Politik mit 
gewissem Recht noch darauf verwie- 
sen werden konnte, dass - insb. bei 
einer konservativ-liberalen Bundesre- 
gierung - nur eng begrenzte politi- 
sche und finanzielle Spielräume für 
eine andere Politik vorhanden seien. 
Auf Bundesebene, w o  die wesentli- 
chen finanz- und sozialpolitischen 
und natürlich die außenpolitischen 
Entscheidungen getroffen werden, 
trägt diese Ausrede nicht. In Wirklich- 
keit gibt es nicht ,,keine Alternative", 
sondern es fehlt am politischen Willen 
zur Durchsetzung der möglichen Al- 
ternativen und der damit verbunde- 
nen Konflikte mit mächtigen Gruppen 
in der Gesellschaft und im internatio- 
nalen Rahmen. 

Zwar haben sich in den letzten 
Jahren mit der Debatte um den neuen 
,,Dritten Weg" neue Akzente und 

konzeptionelle Orientierungen ent- 
wickelt, die über eine bloß defensive 
Haltung gegenüber der neoliberalen 
Standort- und Globalisierungsdebatte 
hinausgehen, Stichworte ,,aktivieren- 
der Staat", „inszenierter Korporatis- 
mus", ,,linke Angebotspolitik" (vgl. 
etwa die Beiträge im Schwerpunkt 
der spw 2/99 und Krämer 1998). Die- 
se veränderte Funktionsbestimmung 
des Staates und der Sozialdemokratie 
reflektiert zum einen veränderte öko- 
nomische und gesellschaftliche Be- 
dingungen im Übergang zu ,,postfor- 
distischen" Strukturen, aber ebenso 
zugunsten des Kapitals und der Rech- 
ten veränderte gesellschaftspolitische 
Kräfteverhältnisse. Das neo-sozialde- 
mokratische Konzept des ,,Dritten 
Weges" versucht einen neuen Klas- 
senkompromiss zu beschreiben, der 
aber massiv zugunsten des Kapitals 
verschoben ist. Die sozial schwäche- 
ren, marginalisierten und von Margi- 
nalisierung bedrohten Schichten der 
Lohnabhängigen stellen in diesem 
Konzept keine soziale Basis mehr dar, 
deren Interessen gefördert und die für 
ein Fortschrittsbündnis gewonnen 
werden soll, sondern lediglich noch 
Objekte der Integration und Ruhig- 
stellung. 

Dies reflektiert auch Verschiebun- 
gen in der sozialen Struktur der Mit- 
gliedschaft und insb. der Funktions- 
und Mandatsträgerlnnen der SPD, die 
zunehmend von sozialen Aufsteigern 
und anderen Saturierten geprägt ist, 
deren gesellschaftliches Bewusstsein 
von ihrem relativ privilegierten gesell- 
schaftlichen Sein und Umfeld geprägt 
wird, in dem Diskurse linker Gesell- 
schaftskritik und -veränderung kaum 
noch eine Rolle spielen. Und soweit 
noch aus sozialdemokratischen Wert- 
orientierungen gespeiste innerpartei- 
liche Kritik und Forderungen an die 
Politik der SPD artikuliert werden, 
werden diese durch die fortschreiten- 
de Entmachtung der Parteiorganisati- 
on zugunsten einer auf die Massen- 
medien orientierten Politik der Füh- 
rungszirkel von Partei und Fraktionen 
zur Wirkungslosigkeit verurteilt. 

Diese Neo-Sozialdemokratie oder 
Neuer Sozialliberalismus stellt m.E. 
eine Abkehr vom traditionellen Refor- 
mismus der Sozialdemokratie dar und 
erst recht eine Abkehr von den im Ber- 
liner Programm skizzierten Ansätzen 
eines erweiterten Reformismus des 
sozial-ökologischen Umbaus. Ich be- 
trachte das nicht als eine neue Ent- 
wicklungsetappe der Sozialdemokra- 
tie, wie sie bisher in der Tradition der 
Arbeiterbewegung und mit einem 
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lnsbesondere halte 
ich es für eine Illusion, 

durch bessere 
Argumente und 

Konzepte, die Linke in 
die Debatte einbrin- 

gen, politische 
Richtungsänderungen 

herbeiführen zu 
können. Politik ist 

nicht herrschaftsfreier 
Diskurs. 

Projekt reformistischer Gesellschafts- 
gestaltung begriffen werden konnte, 
sondern als Metamorphose dieser zu 
einer Formation der politischen Mitte, 
die für sozialistische Kräfte mit der 
Perspektive der demokratischen Ein- 
schränkung und Überwindung der 
gesellschaftlichen Herrschaft des Ka- 
pitals keine Anschlussmöglichkeiten 
mehr bietet. Statt an der Weiterent- 
wicklung der bisher im Rahmen des 
Kapitalismus erreichten ,,sozialisti- 
scher Elemente" zu arbeiten, spielt 
die heutige Sozialdemokratie zuneh- 
mend eine aktive Rolle bei deren De- 
montage. 

Die subalterne SPD-Linke 
Ich sehe auf absehbare Zeit keine rea- 
listische Perspektive, diese Entwick- 
lung umzukehren - jedenfalls nicht 
durch Anstrengungen innerhalb der 
SPD. Die offizielle SPD-Linke, insbe- 
sondere die Parlamentarische Linke, 
befindet sich in einer systematisch 
subalternen Position und fungiert un- 
ter den gegebenen Bedingungen als 
Mechanismus der Integration kriti- 
scher Potenziale statt ihrer Organisie- 
rung und Mobilisierung für die 
Durchsetzung eines Kurswechsels. 

Dabei geht es nicht um individuelle 
Schuldzuweisungen, sondern um 
strukturelle Probleme. Es ist anschei- 
nend unter den gegebenen Bedin- 
gungen schlicht nicht möglich, dass 
Linke in der SPD einen effektiven 
Kampf gegen gegnerische Positionen 
und Personen, die die Politik der eige- 
nen Partei dominieren, organisieren 
und führen (vgl. auch Krämer 1996). 
(..J 

Der Zwang, die Politik der Partei 
zumindest grundsätzlich mitzutra- 
gen, insb. wenn sie die Regierung 
stellt, führt dazu, dass die meisten 
Linken in der SPD für die öffentliche 
Artikulation und Mobilisierung linker 
Positionen ausfallen. Statt als Linke 
die SPD zu verändern, verändert der 
Anpassungsdruck an das vermeintli- 
che Interesse der Gesamtpartei - als 
ob diese ein Selbstzweck wäre - die 
ehemals Linken in der SPD. Nur weni- 
ge widerstehen dem auf Dauer, sei es 
aus Opportunismus oder aus man- 
gelnder politisch-inhaltlicher Sub- 
stanz und fehlender Einbindung in 
linke Diskurse und Diskussionszusam- 
menhänge, ohne die es nicht geht. 
Und die das durchhalten, haben 
kaum eine Chance, in Führungsposi- 
tionen zu gelangen und dort ihre lin- 
ken Positionen zur Geltung zu brin- 
gen. Nur Jusos haben da bisher eine 
linke Nische - mal sehen, wie lange 
noch. Die meisten Linken lassen sich 
weichspülen und wirken letztlich mit 
an der innerparteilichen und öffentli- 
chen Durchsetzung und Vertretung 
der sich nach rechts entwickelnden 
Politik. 

Dieses Defensivverhalten wird dar- 
an deutlich, dass seit Jahren immer 
wieder die Kompromisse des jeweils 
letzten Parteitages, die damals weit 
hinter den Forderungen der Linken 
zurückblieben, in den kommenden 
Auseinandersetzungen als Messlatte 
der Linken angelegt werden, was 
nicht verhindern kann, dass sich die 
Führung nicht darum schert. (...). 

Die Behauptung, trotz alledem 
könne man durch konstruktive Mitar- 
beit ,,mitgestalten", trifft normaler- 
weise nur auf politisch sehr beschei- 
dene Detailfragen und Einzelfälle zu, 
nicht auf die Kernfragen und Rich- 
tungsentscheidungen, die von engen 
Führungscliquen getroffen werden. 
Insbesondere halte ich es für eine Illu- 
sion, durch bessere Argumente und 
Konzepte, die Linke in die Debatte 
einbringen, politische Richtungsände- 
rungen herbeiführen zu können. Poli- 
tik ist nicht herrschaftsfreier Diskurs, 
und die Kriterien der Führungen, was 

,,besser" ist, sind nicht die der Linken. 
Es gibt keine Chancengleichheit für 
die politischen Vorstöße von links und 
rechts, weil rechts stehen die gesell- 
schaftlich Mächtigen. Schon Marx 
und Engels wussten, dass die Kritik 
nur dann eine wirksame Waffe wird, 
wenn sie die Massen ergreift. Prinzipi- 
ell kann man mit diesem Argument, 
,,mitgestalten" und ,,Schlimmeres ver- 
hindern", jedes Mitmachen mit jeder 
noch so rechten Politik rechtfertigen, 
denn selbstverständlich könnte es 
auch noch schlimmer kommen. Nicht 
reflektiert wird dabei, welche negati- 
ven Folgen mit dieser Haltung ver- 
bunden sind, wenn man über die Bin- 
nensicht von Partei und Fraktion und 
die dort gepflegte Taktiererei hinaus 
die politische Öffentlichkeit und die 
gesellschaftliche Basis für linke Politik 
in den Blick nimmt. 

Sozialistlnnen in der Sozialde- 
mokratie: ein historisches 
Auslaufmodell 
Ich betrachte diese Entwicklungen 
auch als Bestandteil eines historischen 
und internationalen Prozesses der 
Umgruppierung und Neuformierung 
sozialer und politischer Kräfte. Es wür- 
de den Rahmen sprengen, hier aus- 
führlich auf die Debatte um Postfor- 
dismus und lnformationsgesellschaft, 
Globalisierung und Neoliberalismus 
usw. einzugehen. Es erscheint mir je- 
denfalls als merkwürdig, dass im spw- 
Zusammenhang dabei zwar oft das 
Neue betont wird - gegenüber den 
im fordistisch-wohlfahrtsstaatlichen 
Kapitalismus in Westeuropa entwik- 
kelten Strukturen, nach dem Zusam- 
menbruch des ,,Realsozialismus", in  
Hinsicht auf den Wandel der gesell- 
schaftlichen Milieus und der Rolle der 
Sozialdemokratie, auch im Verhältnis 
zu den Gewerkschaften usw. - das 
traditionelle Engagement von Soziaii- 
stlnnen in der Sozialdemokratie aber 
weitgehend unhinterfragt fortge- 
schrieben wird. (...) 

In den meisten Ländern Westeu- 
ropas hat sich mittlerweile ein Partei- 
ensystem entwickelt, in dem links von 
der Sozialdemokratie linke Parteien 
mit mehr oder minder sozialistischer 
Orientierung ein Potenzial von um die 
10% der Stimmern haben. Diese Par- 
teien haben national unterschiedliche 
Ursprünge aus kommunistischen, un- 
abhängig sozialistischen, radikalde- 
mokratischen und links-grünen Grup- 
pierungen. In der Bundesrepublik 
Deutschland gab es unter den beson- 
deren Bedingungen der Teilung keine 
relevante Linkspartei neben der SPD. 

I m ,,heißen Sommer" 1999 mung für den Regierungskurs ver- 
schlugen die Wogen der Erwar- langt. Unbestritten hat der Parteitag Nadelstiche, die 

1 tunq hoch. Nach dem Schrö- das halbherzige Reformprofil des H - 
der-Blair-Papier, den ersten Wahlnie- Wahlprogramms noch weiter aufge- 
derlaaen. dem Kosovo-Kriea und dem weicht. 

kaum wehtun 
- . , .  ., 

Sparpaket hörte man in den Reihen Zweitens kann es der Linken an Eine kurze Nachlese zum SPD-Bundesparteitag 
der Jusos, der Parteilinken - selbst in Schlüsselfragen durchaus gelingen, 
Teilen des traditionellen Arbeitneh- 
merflügels - die Parole, dass der 99er 
Parteitag „die Entscheidung" über 
den zukünftigen Kurs der SPD brin- 
gen müsse. Die Parlamentarische Lin- 
ke erzählte sich sogar wieder die mut- 
machende Legende von einer Mehr- 
heit in der Bundestagsfraktion. Doch 
bereits das Versanden der Initiative ei- 
ner linken Kerngruppe von MdB'sl 
demonstrierte, über wie wenig Kon- 
flikt- und Bindungskraft die Linke un- 
ter Regierungsbedingungen verfügt. 
Und je näher sich der ,,final count- 
down" Richtung Parteitagstermin be- 
wegte, desto zaghafter wurde - auch 
mit Blick auf die bevorstehenden 
Landtagswahlen in Schleswig-Hol- 
stein und NRW - die Handlungsbe- 
reitschaft. 

Nun wissen wir: der Bundespartei- 
tag 1999 war nicht die ,,letzte 
Schlacht". Für einen detaillierten Be- 
richt sei an dieser Stelle auf die Tages- 
presse oder die Beschlussdokumenta- 
tion im lnternet2 verwiesen. Hervorge- 
hoben werden sollen drei Aspekte. 

Sozialdemokratisches Zentrum, 
Vermögenssteuer und jede 
Menge Wiedervorlage 
Erstens verfügt die SPD nach den Tur- 
bulenzen im Sommer wieder über ein 
politisches Zentrum, das in der Lage 
ist, einen Konsens zu definieren und 
in der Partei zu verankern. Personell 
steht vor allem der neue ,,Generalt' 
Franz Müntefering für dieses Zen- 
trum. Die Initiative eines Leitantrages 
,,Perspektiven sozialdemokratischer 
Regierungspolitik" und die Art und 
Weise, wie die Partei über vier Regio- 
nalkonferenzen als Veranstaltungen 
,,inszenierter Demokratie" auf die vor- 
gegebene Linie eingeschworen wur- 
de, wäre von Schröder allein nicht zu 
leisten gewesen. Die neue Geschlos- 
senheit ist zweifellos ein ,,autoritärer 
Konsens" und keiner, der diskursiv 
entstanden und intellektuell verankert 
ist. Er zeichnet sich dadurch aus, dass 
auf der einen Seite auf den weiteren 
Versuch einer ,,Neo-Ideologisierung" 
bzw. das Bestreben, die Partei pro- 
grammatisch auf einen konsequent 
,,blairistischen" Kurs zu bringen, vor- 
läufig verzichtet wird. Auf der ande- 
ren Seite wird in memoriam der 99er 
Wahlniederlagen unbedingte Zustim- 

dieses Zentrum der Partei zu gewin- 
nen. Die Tatsache, dass Schröder die 
Notwendigkeit sah, bereits im Vorfeld 
des Parteitages einen eigenen Vor- 
schlag in Sachen Vermögensbesteue- 
rung vorzulegen, hat etwas damit zu 
tun, dass selbst zahlreiche gemäßigte 
Bezirks- und Landesvorsitzende in die- 
ser Frage eine unmissverständliche 
Position vertreten haben. Zwar be- 
inhaltet der beschlossene Fünf-Punk- 
te-Plan von Schröder3 keine Lösung 
einer verfassungskonformen Besteue- 
rung der Vemögenssubstanz. An der 
fehlenden erforderlichen Mehrheit im 
Bundesrat kommt jedoch auch die 
Linke nicht vorbei; was nicht heißt, 
dass das Thema nun von der Tages- 
ordnung genommen werden muss. 

Drittens hat sich die Linke be- 
schränkt auf eine Politik von Nadelsti- 
chen, die jedoch kaum wehtun. Die 
durchgesetzten Beschlüsse einer Ab- 
lehnung von Panzerexporten in die 
Türkei sowie einer Liberalisierung der 
Asylrechtspraxis sind wichtig und soll- 
ten auch als Erfolge begriffen wer- 
den. Ob sie jedoch eine Verbindlich- 
keit für die Regierung haben, ist zwei- 
felhaft. PunktuelleAnknüpfungsmög- 
lichkeiten liefern zudem die von den 
Jusos durchgesetzten ,,Wiedervorla- 
gebeschlüsse": im März sollen nach 
den Regionalkonferenzen im Rahmen 
des Ausbildungskonsens weitere „PO- 

litische und gesetzgeberische Maß- 
nahmen" geprüft werden, um ein re- 
gional auswahlfähiges Angebot an 
Ausbildungsplätzen zu erreichen. Des 
weiteren wurden Parteivorstand und 
Fraktion aufgefordert, auf Basis der 
existierenden Berichte eine Aufarbei- 
tung des NATO-Einsatzes in Jugosla- 
wien vorzunehmen und der Partei zur 
Diskussion vorzulegen. Ebenfalls wur- 
de die von der Linken eingeforderte 
Klärung der Position zu den interna- 
tionalen Finanzmärkten in eine nun 
einzurichtende Kommission verlagert. 

Dies darf aber nicht darüber hin- 
wegtäuschen, dass die sozialdemo- 
kratische Linke in den großen Fragen 
des ökonomischen und sozialstaatli- 
chen Umbaus handlungsunfähig ist 
und widersprüchlich agiert. Die glei- 
chen ,,Linken8', die mit Vehemenz für 
das eher zweifelhafte Projekt eines 
,,Werbeverbots für Alkohol" kämp- 
fen, winken die Forderung nach ei- 

Von Benjamin Mikfeld* 

nem Niedriglohnsektor desinteressiert 
durch und haben zum Bündnis für 
Arbeit keine eigene Meinung. Das 
Problem liegt weniger in den Mehr- 
heitskonstellationen, sondern darin, 
dass sich Teile der Linken aus dem Dis- 
kurs über entscheidende Zukunftsfra- 
gen verabschiedet haben. 

Schluss mit dem Selbstmitleid 
Deswegen macht es auch keinen 
Sinn, nach jedem Parteitag aufs Neue 
zu lamentieren, wie böse Schröder ist, 
wie schwach die Linke ist, wie wenig 
Koordinierung stattfindet etc. und 
sich im Selbstmitleid zu suhlen. Das 
Grundproblem liegt darin, dass die 
Linke in der SPD kein geklärtes takti- 
sches, geschweige denn ein strategi- 
sches Verhältnis zur Regierungssitua- 
tion hat. Es ist versäumt worden, 
rechtzeitig ein eigenes Reformpro- 
gramm zu entwickeln und zu kom- 
munizieren. Die Linke ist über (durch- 
aus berechtigte) Initiativen rund um 
einzelne Instrumente, wie die Ausbil- 
dungsumlage oder viele Versionen 
von Zukunftsinvestitionsprogrammen 
nicht hinausgekommen. Die Identi- 
tätskrise der Linken liegt im wesentli- 
chen darin, dass sie auf die komplexe 
ökonomische und gesellschaftliche 
Umbruchssituation bislang keine rea- 
litätstaugliche Antwort gefunden hat. 
Auch der im Vergleich zur Brandt- 
und Schmidt-Regierung komplizierter 
gewordenen Medienlage steht die 
Linke weitestgehend ignorant gegen- 
über. Überwogen haben naive Hoff- 
nungen in den Regierungswechsel 
und Bestrebungen, einzelne pro- 
grammatische Versatzstücke der letz- 
ten Jahrzehnte technokratisch und 
ohne jeden kulturellen Bezug auf die 
Gesellschaft umz~setzen.~ 

* Benjamin Mikfeld ist Juso-Bundesvorsitz~ 
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Richtung Parteitags- 
termin bewegte, 
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Blick auf die bevorste- 
henden Landtags- 
wahlen - die Hand- 
lungsbereitschafi der 
Parteilinken. 
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Der Druck auf die 
Unternehmen, sich 

den Anforderungen 
der Kapitalmärkte 
entsprechend zu 

verhalten, wird durch 
das Kursgewinnprivi- 
leg eher zunehmen. 

Eine systematisch einwandfreie Lö- 
sung für die Besteuerung von Gewin- 
nen beim Verkauf von Anteilen gibt es 
eigentlich nicht. So ist zu fragen, war- 
um Veräußerungsgewinne, die bei- 
spielsweise aus Immobiliengeschäften 
resultieren, steuerpflichtig sein sollen, 
wenn Aktienkursgewinne dies nicht 
sind. lmmobilienpreise haben schließ- 
lich auch etwas damit zu tun, wieviel 
Gewinn der Erwerber zukünftig damit 
erzielen zu können glaubt. Es darf des- 
halb vermutet werden, dass zukünftig 
körperschaftsteuerpflichtige Unter- 
nehmen Grundstücke erwerben, in 
eine Tochtergesellschaft einbringen 
und beim späteren Verkauf des Grund- 
stückes dieses mitsamt dem Firmen- 
mantel verkaufen, um den Veräuße- 
rungsgewinn steuerfrei zu realisieren. 

Es zeichnen sich also eine Reihe 
von Möglichkeiten ab, die neue Rege- 
lung durch geschickte Fallgestaltun- 

wörtlichen peanuts - selbst wenn man 
in den gleichen Größenordnungen wie 
der Urheber dieses Unworts denkt. Ge- 
rade in einer Zeit heftigster Umstruktu- 
rierungen geht es hier um mehrstellige 
Milliardenbeträge. 

Shareholder vs. Stakeholder 
Das Hauptargument für das Kursge- 
winnprivileg ist, dass damit der soge- 
nannte lock-in-Effekt vermieden wer- 
de, der letztlich einer ständigen Mo- 
dernisierung der Wirtschaft im Wege 
stehe. Die mit der Unternehmenssteu- 
erreform bewußt herbeigeführte 
steuerliche Begünstigung einbehalte- 
ner Gewinne führe dazu, dass das Ka- 
pital im Unternehmen eingesperrt 
bleibe, anstatt sich über den Kapital- 
markt „den besten Wirt" zu suchen. 
Das ist in doppelter Weise falsch. Er- 
stens haben Veräußerungsvorgänge 
mit dem Effekt nichts zu tun: Beim 
Verkauf von Anteilen an dem Unter- 
nehmen A findet kein Kapitalfluß - in 
welcher Richtung auch immer - zwi- 
schen A und dem Rest der Welt statt. 
Vielmehr fließt Geld von Erwerber C 
an Verkäufer B, der dieses Geld nun 
für eigene Sachinvestitionen oder für 
den Erwerb einer anderen Beteiligung 
(an D) oder zur Ausschüttung nutzt. 
Genausogut hätte sich allerdings C di- 
rekt an D beteiligen können. 

Zweitens gibt es den lock-in-Effekt 
bzw. seine schädlichen Auswirkungen 
schon deshalb nur sehr einge- 
schränkt, weil Unternehmen A seinen 
thesaurierten Gewinn ja nicht für alle 
Zeiten in aussterbende Produktions- 
zweige stecken muß. Es kann ihn, ge- 
nau wie jedes andere Unternehmen, 
für den Aufbau neuer Geschäftsfelder 
oder für den Erwerb von Beteiligun- 
gen an zukunftsträchtigeren Unter- 
nehmen verwenden. Auch hier sei auf 
das Beispiel Mannesmann verwiesen. 
Allenfalls stellt sich daher das Pro- 
blem, dass die Entscheidung über die 
Gewinnverwendung, anders als bei 
ausgeschütteten Gewinnen, nicht un- 
bedingt die Zustimmung jedes einzel- 
nen Aktionärs findet. 

MAGAZIN 

dem bisherigen, eher die Ausschüt- 
tung begünstigenden Regime hatten 
sie diese Rückendeckung zwar nicht, 
jedoch unterstützte die steuerliche 
Belastung von Veräußerungsgewin- 
nen die Bildung relativ stabiler Eigen- 
tumsstrukturen, die keineswegs im- 
mer kritikunwürdig sind. Unterneh- 
men erwarben Beteiligungen im all- 

- - 

gemeinen aufgrund strategischer 
Überlegungen, weniger um kurz- und 
mittelfristig Kursgewinne mitzuneh- 
men. Die nun angepeilte Steuerfrei- 
heit wird letzterem Motiv natürlich 
mehr Gewicht verleihen. 

Damit geraten die stakeholder, 
Management und Belegschaft, von 
zwei Seiten unter Druck: Einerseits sind 
die Anteilseigner natürlich unter den 
geänderten steuerlichen Rahmenbe- 
dingungen stärker an der jederzeitigen 
Option zur Gewinnrealisierung interes- 
siert. Andererseits schwindet bei po- 
tentiellen Käufern die Notwendigkeit, 
langfristige, strategische Überlegun- 
gen dahingehend anzustellen, was sie 
mit der Beteiligung wollen. Sie werden 
beim Unternehmen-shopping leicht- 
fertiger als bisher vorgehen. Der Wech- 
sel wichtiger Anteilseigner stellt immer 
auch die bisherige Unternehmensstra- 
tegie und nicht zuletzt die Arbeitsplät- 
ze - sowohl des Managements als 
auch der Arbeitnehmer - in Frage. Da- 
mit werden die stakeholder zu Kompli- 
zen der aktuellen shareholder. Sie müs- 
sen, um ständige Eigentümerwechsel 
zu unterbinden, den Preis hochhalten. 

Im Ergebnis führt das Kursge- 
winnprivileg deshalb den eigentlichen 
Grundgedanken der Unternehmens- 
steuerreform ad absurdum: Beabsich- 
tigt war, mit der steuerlichen Begün- 
stigung der Thesaurierung von Ge- 
winnen die Unternehmen als produk- 
tive Einheiten gegenüber den Kapital- 
märkten zu stärken, also den Ansatz 
der stakeholder society zu verfolgen. 
Jetzt wird der Druck auf die Unter- 
nehmen, sich den Anforderungen der 
Kapitalmärkte entsprechend zu ver- 
halten. eher zunehmen. SPW 

gen zum Nachteil des Fiskus auszunut- Ist dies wirklich ein Problem? Es 
I Fur Finanzmathematiker: Irn Falle Man- Zen. Die bisherigen Erfahrungen mit geht um den Konflikt zwischen 

nesmann wurden rund 35 Jahre verge- 
der Steuersparbranche lassen wenig shareholder und stakeholder. Die hen, bis bei einem iährlichen Vorsteuer. 

Hoffnung, dass davon kein Gebrauch steuerliche Präferenz für einbehaltene gewinn von 12% (nach Abzug der Ge- 

gemacht würde. Doch selbst unter der Gewinne stärkt zunächst das Mana- werbeertragsteuer) auf das ausgewiesene 

Annahme, dass alle zugrundeliegen- gement und in geringerem Umfang Eigenkapitai* der vollständig thesauriert 
wird (das Eigenkapital wächst also jähr- 

den Geschäfte so weiterlaufen wie bis- den Aufsichtsrat eines Unterneh- lich um 9%), der aktuelle Börsenwert e(- 
her, ist, entgegen Finanzminister Ei- mens. Soweit die Aktionäre ange- reicht wird. Mit  einem moderaten Zins- 
chels Ankündigungen, mit erheblichen sichts der zusätzlichen Steuerbela- Satz von 5% abgezinst erqibt sich für die 

Steuerausfällen ZU rechnen. Denn bei stung eine Gewinnausschüttung in dieser Zeit anfallendei steuereinnah- 
men ein Gegenwartswert von rund 42% den ,,SteuerstundungenJ', die sich scheuen, haben sie naturgemäß g r o  
der bei sofortiger Versteuerung entste- 

beim Verkauf von Anteilen ergeben, ßen Einfluß auf die Entscheidung henden Einnahmen, also ein Verzicht auf 
handelt es sich ja nicht um die sprich- über die Gewinnverwendung. Unter 58% 
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Die SPD selbst erfasste große Teile des tage ,,SozialistIn" als besonderes po- 
linken Potenzials und nahm innerhalb litisches Selbstverständnis und Orien- 
der europäischen Sozialdemokratie tierunq noch Sinn macht und worin P r o i e k t  
eine Zeitlang eine relativ linke Position dieser besteht, und welches die sinn- 
ein, eine Zeitlang haben auch die Grü- vollsten politischen Konzeptionen, M o d e r n e r  
nen Teile dieses Potenzials erfasst. Strategien und Taktiken von Soziali- SOziQ~iSmUS 
Mittlerweile besetzt die PDS zuneh- stlnnen in den kommenden Jahr- 
mend diesen Platz, mit aus ihrer Ge- zehnten sind. Um den Rahmen die- 
schichte und einseitigen regionalen ses Textes nicht zu sprengen, setze 
Verankerung in Ostdeutschland be- ich die Sinnhaftigkeit dieser Orientie- 
gründeten spezifischen Problemen. rung voraus und verzichte auch auf 

MeineThese ist nun, dass sich die weitergehende inhaltliche Ausfüh- 
zu Beginn genannten seit 191 7 der rungen, sondern beschränke mich 
Spaltung in Sozialdemokraten und auf die organisationspolitische Fra- 
Kommunisten zugrundeliegenden gestellung. (...) 
Spaltungslinien durch den Unter- Im Unterschied zu einigen ande- 
gang der realsozialistischen Staaten ren halte ich dabei aber die Frage der 
und die noch laufende Neuorientie- politischen Partei(en) der (sozialisti- 
rung der relevanten kommunisti- schen) Linken für sehr wichtig und 
schen und sozialistischen Parteien 
Westeuropas historisch erledigt ha- 
ben. Das gilt auch für die PDS in 
Deutschland. Damit bricht aber keine 
neue ,,Einheit der Arbeiterbewe- 
gung" unter dem weiten Mantel der 
Sozialdemokratie an, sondern auf 
der anderen Seite haben andere 
Spaltungslinien mit  noch längerer 
Tradition eine gewachsene Bedeu- 
tung gewonnen, nämlich 1 .: Unter- 
ordnung unter die Herrschaft des Ka- 
pitals oder Politik sozialistischer Ge- 
sellschaftsreform mit der Perspektive 
der Überwindung der Kapitalherr- 
schaft sowie 2. in Verbindung damit: 
Unterordnung unter imperialistische 
Außen- und Militärpolitik oder eine 
internationalistische und antimilitari- 
stische Politik. Unter der Dominanz 
dieser Spaltungslinien standen die 
Linkssozialistinnen historisch außer- 
halb der SPD. Dabei bin ich wie ge- 
sagt der Auffassung, dass die Unter- 
ordnung der ,,Neuen Sozialdemokra- 
tie" unter die Kapitalherrschaft ein 
historisch neues Niveau erreicht hat, 
das keinevereinbarkeit und Anknüp- 
fungspunkte für sozialistische Posi- 
tionen mehr aufweist. Ich betrachte 
deshalb das Engagement von Sozia- 
listlnnen in der Sozialdemokratie als 
historisches Auslaufmodell und gehe 
davon aus, dass sich in den kom- 
menden Jahrzehnten die allermei- 
sten derjenigen, die sich als Soziali- 
stlnnen im og. Sinne verstehen, auf 
die genannten Parteien links von der 
Sozialdemokratie orientieren werden 
(soweit sie sich überhaupt auf Partei- 
en orientieren). 

Organisationsperspektiven von 
Sozialistlnnen im 21. Jahrhun- 
dert 
Selbstverständlich ist auch die De- 
batte darüber zu führen, ob heutzu- 

denke auch nicht, dass man sich da 
herumdrücken sollte. Das steht nicht 
im Gegensatz zu der Notwendigkeit, 
gesellschaftliche Netzwerke und Be- 
wegung für linke, zukunftsfähige Po- 
litik zu entwickeln und die politische 
Verständigung unter verschiedenen 
Kräften der Linken voranzubringen. 
Unter den gegebenen Bedingungen 
der parlamentarischen Parteiendemo- 
kratie und der Mediengesellschaft 
sind die Parteien nicht nur zentral für 
die staatlich-politische Geltendma- 
chung und Umsetzung sozialistischer 
Politik, sie verfügen - wenn sie rele- 
vant, also in den Parlamenten vertre- 
ten sind - auch über unverzichtbare 
Möglichkeiten der öffentlichen Dar- 
stellung sowie organisatorische und 
finanzielle Ressourcen, auch für die 
Unterstützung außerparlamentari- 
scher Initiativen und Bewegungen. 
Sie und ihre öffentlich bekannten Ver- 
treterlnnen sind auch wichtige Be- 
zugs- und Orientierungspunkte für 
politisch wirksames linkes Massenbe- 
wusstsein, das andererseits in der Un- 
terstützung und Wahl linker Parteien 
eine zentrale Artikulationsform fin- 
det. 

Denkbare Projekte der Neugrün- 
dung einer linken Sammlungspartei 
halte ich für unrealistisch. Sollte ein 
solches Projekt in Konkurrenz zur 
PDS betrieben werden, könnte es so- 
gar zu dem worst-case-Ergebnis füh- 
ren, dass in Westdeutschland und 
evt. auch auf Bundesebene gar keine 
linke Alternative zu SPD und Grünen 
mehr in den Parlamenten vertreten 
ist. Realistischerweise kann eine linke 
Alternative nur auf Basis oder ge- 
meinsam mit der PDS entwickelt wer- 
den, wobei es bei allen damit ver- 
bundenen Problemen am wahr- 
scheinlichsten ist, dass die PDS selbst 
entsprechend weiterentwickelt wer- 

T h e s e n  

R e i h e  

M o d e r n e r  

Sozialismus 
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den muss. Das reale Problem mit der 
PDS sind dabei weniger sektiereri- 
sche Kräfte und Politiken in West- 
deutschland. Die sind zwar nervig, 
aber das wird im Zuge der Stärkung 
und Entmarginalisierung der Partei 
eine immer geringere Rolle spielen - 
und der Eintritt ehemaliger linker So- 
zialdemokratlnnen in die PDS könnte 
das erheblich beschleunigen. Das 
Problem für die sozialistischen Linken 
besteht vielmehr darin, dass sich hin- 
ter aller linken Rhetorik in der PDS in 
Ostdeutschland eine ähnliche 
Rechtsentwicklung vollziehen könn- 
te, wie wir sie aus der SPD kennen. 
Meine Zuversicht, dass sich dies in 
der PDS nicht durchsetzen wird, be- 
ruht nicht auf irgendeinem Vertrau- 
en auf die Prinzipienfestigkeit ihrer 
Mitgliedschaft oder Funktionäre, 
sondern darauf, dass die PDS im ei- 
genen Interesse eine politische Positi- 
on im gesamtdeutschen Parteiensy- 
stem einnehmen muss, die sie ein- 
deutig als sozialistische Partei links 
von der SPD profiliert. Ich denke, 
dass eine solche Partei in Gesamt- 
deutschland in den nächsten Jahren 
ein Potenzial von an die 10% hat und 
auch in Westdeutschland die realisti- 
sche Chance, sich über die 5%-Hürde 
zu bewegen (vgl. Infratest dimap). 
Längerfristig können die Potenziale 
noch deutlich höher sein. 

Realistische~weise 
kann eine linke 
Alternative nur auf 
Basis oder gemeinsam 
mit der PDS entwik- 
kelt werden, wobei es 
bei allen damit 
verbundenen 
Problemen am 
wahrscheinlichsten 
ist, dass die PD5 selbst 
entsprechend 
weiterentwickelt 
werden muss. 
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Selbstverständlich bleibt auch in 
Zukunft die SPD wichtig als notwen- 
diger Partner für die Durchsetzung 
fortschrittlicher Reformpolitik. Aber 
entscheidend für ihre weitere Ent- 
wicklung scheint mir zu sein, dass sie 
Druck von links bekommt, und zwar 
im Zusammenwirken von außerparla- 
mentarischem Druck und dem An- 
wachsen einer Konkurrenzpartei links 
von ihr. Das ist die einzige Sprache, 
die die SPD versteht. Selbstverständ- 
lich wird auch das Wirken linker Kräf- 
te innerhalb der SPD weiter nötig 
sein, aber die wird es immer geben, 
solange die SPD die relativ linkere der 
großen Parteien ist und ihrer Tradition 
nicht völlig abgeschworen hat, und 
sie werden stärker werden im Zuge 
stärkeren Drucks von links. Aus mei- 
ner Sicht gibt es für Sozialistlnnen 
wichtigere Aufgaben, als sich in der 
SPD zu bemühen und dabei zu erheb- 
lichen Anteilen aufzureiben oder an- 
zupassen. (...) 

Ich sehe für mich jedenfalls keine 
Perspektive in der SPD. Ich entwickle 
und vertrete meine Positionen unab- 

hängig von ihrer Mehrheitsfähigkeit 
oder auch nur Akzeptanz in der SPD 
und stelle fest, dass die SPD sich so 
weit nach rechts entwickelt hat, dass 
das nicht mehr zusammenpasst. 
Wenn in den öffentlich zwischen den 
Parteien ausgetragenen Auseinander- 
setzungen regelmäßig die Positionen 
und Argumente der PDS-Vertreterln- 
nen der eigenen Auffassung bei wei- 
tem am nächsten kommen, die der in 
der SPD dominierenden Kräfte aber 
meist nur als gegnerisch betrachtet 
werden können, muss das irgend- 
wann organisationspolitische Konse- 
quenzen haben. Zumal ich es auf ab- 
sehbare Zeit jedenfalls auf Bundesebe- 
ne für unvertretbar halte, für die Wahl 
der SPD einzutreten, sondern es für 
richtig und notwendig halte, PDS zu 
wählen, und dies auch offen und öf- 
fentlich zu vertreten. Solches Verhalten 
dürfte mit der weiteren Mitgliedschaft 
in der SPD nicht vereinbar sein. S ~ W  
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setzes 1999/2000/2002 auf 2001 vor- 
gezogen; der Spitzensteuersatz der 
Einkommensteuer sinkt bereits dann 
auf 48,5%, der Eingangssteuersatz U n t e r n e h m e n  

E i g e n k a p i t a l  B ö r s e n  k a p i -  
< M r d .  DM) t a l i s i e r u n g  

auf 19,9%. Das kommt insbesondere 
den kleinen und mittleren Einkom- 
men und den nicht für die Körper- 
schaftsteuer optierenden mittelstän- 

I ( M r d .  DM) 3 
A l l i a n z  43,5 173 
B a y e r  29,2 64 
~annesmand 12,5 260 

dischen Unternehmen zugute, ist also 
nachfragepolitisch grundsätzlich po- 
sitiv zu bewerten. Zudem wurden 
zwei weitere Tarifsenkungen für 2003 
und 2005 angekündigt. Der Ein- 
gangssteuersatz soll bis 2005 auf 
15% sinken, der Spitzensteuersatz 
auf 45%. Zudem soll der Grundfreibe- 
trag weiter auf 15.000 DM steigen. 
Rot-Grün ist dabei, sich als die Steuer- 

SAP 3,8 49 
V o l k s w a g e n  1 19,6 ' I 39 

- - 

Stille Reserven, die in Anteilen an an- 
deren Kapitalgesellschaften liegen, 
könnten demnach zukünftig steuer- 
unschädlich aufgelöst werden. Die 
Frankfurter Börse begrüßte diese Er- 
kenntnis mit einem Kursfeuerwerk. 

Diesem Steuergeschenk liegt die 
Vorstellung zugrunde, dass der Veräu- 
ßerungsgewinn dem Zugriff des Fiskus 
nicht endgültig entgeht. Der bei der 
Veräußerung anfallende Gewinn wird 
als Totalausschüttung interpretiert und 
sei daher mit Dividendenzahlungen ver- 

Mrd. EUR, also 12,5 Mrd. DM oder gut 
5% des Börsenwerts aus. 1999 wird 
dieser Wert zwar beträchtlich, aber 
doch nur auf vielleicht 6% angestiegen 
sein. In den letzten 3 Jahren hat sich 
der Kurs der Mannesmann-Aktie allein 
versiebenfacht, der Börsenwert also 
um über 200 Mrd. DM erhöht. Bis 
Mannesmann all diese Gewinne in sei- 
nen Steuerbilanzen ausgewiesen ha- 
ben wird, werden noch Jahrzehnte ins 
Land gehen. Ein so langfristiger ,,Steu- 
erkredit" ist nichts weiter als der Ver- 
zicht auf den größten Teil der eigent- 
lich fälligen Steuern.' 

senkungskoalition zu profilieren 
Auch die gegenüber dem Peters- 

berger Modell der alten Bundesregie- 
rung sozial wesentlich ausgewogenere 
Tarifgestaltung kann allerdings nicht 
darüber hinwegtäuschen, dass das be- 
dingungslose Streben nach einer Sen- 

Literaturangaben 
Brosch-Guesnet: Oliver Brosch-Guesnet: Der 

Name des Schiffes. Anmerkungen zum 

kung der ohnehin historisch niedrigen 
gesamtwirtschaftlichen Steuerquote 
problematisch ist, wenn man berück- 
sichtigt, dass vor einem halben Jahr 
noch der drohende Staatsbankrott das 
dominierende Thema war, mit dem 
Einschnitte bei den Sozialleistungen 

gleichbar. Dividendenzahlungen, die ei- 
ner Kapitalgesellschaft zufließen, müs- 
sen in dem System richtigerweise nicht 
nochmals versteuert werden, da nur 
solche Gewinne ausgeschüttet werden 
können, die das Unternehmen bereits 
in seiner Bilanz ausgewiesen und dem- 
entsprechend versteuert hat. Mit der 
Fiktion der Totalausschüttung wird nun 
unterstellt, auch die noch verdeckten 
Gewinne (die stillen Reserven), die frü- 
her oder später aber einmal offengelegt 
und versteuert werden müssen, wür- 
den ausgeschüttet. Diese Vorstellung 
umfaßt selbst zukünftig zu erwartende 
und dann zu versteuernde Gewinne, 
die nach herrschender Meinung funda- 
mental für die Preisbildung am Aktien- 
markt sind. Auch diese Gewinne wer- 
den, soweit die Erwartungen sich als 
gerechtfertigt erweisen, ja irgendwann 
ausgewiesen und versteuert. Die Be- 
steuerung der bei der Veräußerung auf- 
getretenen Gewinne wäre demnach 
nur eine Frage der Zeit. 

Sehr langer Zeit allerdings, wie das 
dieser Tage plakative Beispiel der Man- 
nesmann-Aktie verdeutlicht. Das Über- 
nahmeangebot der vodafone-airtouch 
beläuft sich bekanntlich auf rund 240 
Mrd. DM (wenn auch nur im Wege 
des Aktientausches), der aktuelle Bör- 
senwert hat zwischenzeitlich sogar 
rund 260 Mrd. DM ereicht. Der Ge- 
schäftsbericht 1998 der Mannesmann 
AG weist demgegenüber für den 
31 . I  2.1998 ein Eigenkapital von 6.35 

durchgesetzt wurden. Hat der Finanz- Möglichkeiten der Steuerumge- 
hung 
Bei spekulativen Blasen, wie sie sich 
bei Mannesmann und anderen Akti- 
engesellschaften gebildet haben, 
muß man jederzeit mit dem Platzen, 
also mit scharfen Kursverlusten rech- 
nen. Deshalb ist es für ein sinnvolles 
Besteuerungsmodell unverzichtbar, 
dass Kursverluste steuerlich genauso 
(nicht) gewürdigt werden wie Kursge- 
winne. Diesem Anspruch wird der Ge- 
setzentwurf auch grundsätzlich ge- 
recht. Alle neuen Regelungen beach- 
ten das Gebot der symmetrischen Be- 
handlung von Gewinnen und Verlu- 
sten. Mit der dem deutschen Steuer- 
zahler und -berater eigenen Gestal- 
tungskraft wird es aber sicher gelin- 
gen, das System zu überlisten. An- 
satzpunkte dafür gibt es zum einen 
im neuen Dualismus von Einkommen- 
steuer bei nicht für die Körperschaft- 
steuer optierenden (S.O.) Personenge- 
sellschaften (Besteuerung der Veräu- 
ßerungsgewinne und -verluste nach 
dem Halbeinkünfteprinzip) und Kör- 
perschaftsteuer, nachdem die einheit- 
liche Unternehmenssteuer insbeson- 
dere am Widerstand der Grünen ge- 
scheitert ist. Zum anderen könnte mit 
Gestaltungstricks Kursverlusten ein 
anderer, nämlich steuerlich voll wirk- 
samer Charakter gegeben werden. 

Anmerkunqen zur Die meisten drastischen Thesen wieder neue Schritte, dieses Ver- 
von Krämer zur Entwicklung der So- hältnis zu überdenken und eine 

minister jetzt die Taschen so voll, dass 
er nichts mehr hineinkriegt und des- 

zialdemokratie sind unstrittig, seine konstruktive und ausstrahlungsfä- halb die Einnahmen herunterfahren Selbst unter der 
Annahme, dass alle 
zugrundeliegenden 
Geschäfie so 
weiterlaufen wie 
bisher; ist, entgegen 
Finanzminister Eichels 
Ankündigungen, mit 
erheblichen Steuer- 
ausfällen zu rechnen. 

spw und den Li n ken Schlussfolgerung aber - auch von hige Handlungsperspektive für 
ihm unbestritten - eine persönliche, Linkssozialistlnnen i n  der Sozialde- 

muß? Nein, nur haben Steuersenkun- 
gen neuerdings auch nach rot-grüner 
Anschauung hohe Selbstfinanzie- in der SPD die von vielen mi t  diesem Projekt mokratie zu formulieren (siehe das 

verbundenen Personen nicht geteilt spw-Editorial 1/94). rungseffekte, weil sie das Wirtschafts- 
wird. 

Die Thesen von Ralf Krämer zur 
parteipolitischen Orientierung von 
Sozialistlnnen auf die Sozialdemo- 
kratie definieren ausführlich das be- 
kannte Dilemma, in dem sich viele 
linke Sozialdemokratlnnen befin- 
den. Dieses Dilemma ist in der SPD 
ein spezifisches, aber bei den Bünd- 
nis901DieGrünen und der PDS in an- 
deren Spielarten durchaus auch an- 
zutreffen. Eine Widerspruchsfreiheit 
im politischen Handeln und indivi- 
duellen Denken lässt sich z.Z. bei 
keiner linken Partei in Deutschland 
organisieren. 

Krämer beschreibt den Werde- 
gang der Sozialdemokratie-orien- 
tierung des Zeitschriften-Projektes 
der spw und seiner politischen 
Strömung in der SPD und bei den 
Jusos über die Herforder Thesen 
von 1980 und die 53 Thesen von 

wachstum ankurbeln und damit allen 
öffentlichen Kassen zusätzliche Ein- Crossover als Projekt der Linken 

Die jüngste Initiative der spw ist das 
gemeinsame ,,Crossover"-Projekt 
mit den Zeitschriften ,,Andere Zei- 
ten", der Linken bei den Bündnis90/ 
Grünen und ,,Utopie kreativ" im  
Umfeld der PDS. Ursprüngliche Ziel- 
setzung war mit dem ersten Kon- 
gress im August 1994 die Vorberei- 
tung und Verständigung von Linken 
in der SPD und den Bündnis90/Grü- 
nen auf eine damalig mögliche 
(aber nicht eingetretene) rot-grüne 
Perspektive im Bund. Fortgesetzt 
und erweitert wurde dieses Projekt 
zu ,,Crossover" m i t  dem Ziel des 
Aufbrechens der Räume und der be- 
stehenden Spaltung zwischen den 
,,linken8' Parteien und dem Eröffnen 
des parteipolitisch-parlamentari- 
schen und des zivilgesellschaftlichen 
Raums für neue Interventionen der 

von Stefan Schostok* 
nahmen zufließen und zudem man- 
che Ausgabenposten zurückgehen 
würden. Die FDP sitzt nun im grünen 
Gewande am Kabinettstisch. Vor ein- 

R alf Krämer hat eine wichtige 
Diskussion zur Perspektive von 
linker Politik in der Gesell- 

schaft und den Parteien angestos- 
sen. Die.spw muss diese Diskussion 
dringend annehmen, da sie m.E. auf 
Grund ihrer Geschichte und vieler 
Personen mit ihrer Sozialdemokra- 
tie- (aber nicht nur) Orientierung die 
wichtigste Zeitschrift für linke, so- 
zialistische oder marxistische Sozial- 
demokratlnnen ist. 

einhalb Jahren sahen die heutigen Ko- 
alitionsparteien die Wachstumsimpul- 
se, die von einer Steuerreform ausge- 

Neben vielen hen können - in Übereinstimmung mit 
richtigen Einschätzun- 

gen ist die Situation 
der SPD aber fragiler 

allen seriösen Sachverständigen - je- 
denfalls noch deutlich zurückhaltender 
und berücksichtigten auch, dass schar- 

und veränderbarer; als 
es von Krämer 

beschrieben wird. 

fe Konsolidierungspolitik das Wachs- 
tum natürlich auch, und zwar negativ, 
beeinflußt. 

Steuerbefreiung von Veräu- 
ßungsgewinnen 
Für Wirbel sorgte mit einem Tag Ver- 
spätung ein scheinbares Detail der 
Unternehmenssteuerreform: Gewin- 
ne aus der Veräußerung von Anteilen, 
z.B. Aktien, die eine Kapitalgesell- 
schaft an einer anderen hält, sollen 
zukünftig nicht steuerpflichtig sein. 

* Stefan Schostok, Isernhagen, Ref für Öffentlichkeitsarbeit im ~ d s .  1989. Aber auch in der Folgezeit Linken. Das ,,Spannende" an diesem 
Urnweltmin;sterium, seit 1983 Mitglied der SPD, 199 1 - 1994 Vorsitzender 
de rJusosBez i r kHannove r ;M i ta l i eddesaes~hd f t~ f~h renden~~~~ ta~d~sde r  g a b e s i n d e r s p w e i n e e n g a g i e r t e  ~ro jektwaren(oders ind)b isher in 
SPD Bezirk Hannover Auseinandersetzung und immer der Linken vorhandene ,,Span- 

54 spw. Zetschrift fur Sozialistische Politik und Wirtschaft, Heft 1 1  1 .  2000 



überwinden. Das ist ein Stil symboli- 
scher Politik, der der Sache schadet und 
die Akteure unglaubwürdig macht. 

2. Wenn das Bündnis für Arbeit dar- 
Der wichtigste auf hinauslaufen sollte, den Gewerk- 

Mangel des Papien ist schaften Lohnzurückhaltung aufzuerle- 
der Part der Regie- gen, wäre es in der Sache gescheitert. 

rung. Arbeitszeitver- Die Gebetsmühle, Gewinnsteigerung 
kürzung ist offenkun- schaffe Arbeit, hören wir seit 17 Jahren; 

dig ihre Sache nicht die Ergebnisse sind bekannt. Wäre die 
Umverteilungs-These richtig, hätten wir 
schon längst Vollbeschäftigung. 

3. Die Suche nach Konsens ist Iöb- 
lich, ja sinnvoll. Existenzelle gesell- 
schaftliche Probleme wie die Arbeits- 
losigkeit lassen sich wirksamer in ge- 
genseitigem Einvernehmen Iösen als 
im Konflikt. Doch Konsens heisst Eini- 
gung in der Sache. Lässt sich dies 
nicht erreichen, ist der Konflikt anders 
als im Konsens zu Iösen. 

Steuerpolitik für die 
Shareholder Society 
von Detlev von Larcher* 

Das bedingungslose 
Streben nach einer 

Senkung der ohnehin 
historisch niedrigen 
gesamiwirtschaftli- 

chen Steuerquote ist 
problematisch, wenn 

man berücksichtigt, 
d a s  vor einem halben 
Jahr noch Einschnitte 
bei den Sozialleistun- 
gen mit dem drohen- 

den Staatsbankrott 
begründett wurden. 

ie Unternehmenssteuerre- D. form, die Hans Eichel am 21. 
Dezember der Presse vorstell- 

te, war in groben Zügen schon be- 
kannt: Die Körperschaftsteuer wird 
auf einheitlich 25% abgesenkt. Perso- 
nengesellschaften und Einzelunter- 
nehmer erhalten die Möglichkeit, sich 
wie eine Körperschaft besteuern zu 
lassen, um ebenfalls in den Genuß 
dieser Tarifsenkung zu kommen. Da- 
mit wird die Ankündigung, eine von 
der Rechtsform des Unternehmens 
unabhängige Besteuerung einzufüh- 
ren, weitestgehend umgesetzt. 

Ausschüttungsbesteuerung nach 
dem Halbeinkünfteverfahren 
Dem Ziel, einbehaltene Gewinne ge- 
genüber ausgeschütteten steuerlich 
besserzustellen, wird durch eine 
grundlegende Systemänderung Rech- 
nung getragen. Bisher wurde die Kör- 
perschaftsteuer im Fall der Ausschüt- 
tung auf die Einkommensteuer des 

* Detlev von Larcher MdB, Weyhe bei Bremen, nt Mitherausgeber der spw. 
Koordinator des Frankfurter Kreises. 

4. Um einen solchen Konflikt han- 
delt es sich bei der Arbeitsumvertei- 
lung. Da bringt es nichts, an die Tarif- 
parteien zu appellieren, sie möchten 
sich doch, bitte schön, verständigen - 
derweil der Dritte um Bunde, die Re- 
gierung, sich bequem zurücklehnt. 

5. Damit ist der wichtigste Mangel 
des Sonntags-Papiers angesprochen: 
Der Part der Regierung. Arbeitszeitver- 
kürzung ist offenkundig ihre Sache 
nicht. Wenn der Kanzler das Thema 
nunmehr angesichts des Drängens der 
Gewerkschaften, insbesondere der IG 
Metall, nicht aussparen kann, so ist es 
für ihn der bequemste Weg, es den Ta- 
rifparteien zuzuschieben. Doch damit 
löst man keine Probleme. Die Arme der 
Tarifparteien sind erwiesenermassen zu 
kurz; gesetzlicher Flankenschutz ist un- 
verzichtbar. Das gilt für die Reform des 

Empfängers angerechnet, also quasi 
im Tausch gegen die individuelle Ein- 
kommensteuer erstattet. Zukünftig 
entfällt dieses Anrechnungsverfahren. 
Zusätzlich zur vom Unternehmen ge- 
zahlten Körperschaftsteuer werden 
Ausschüttungen zur Hälfte der Ein- 
kommensteuer unterworfen (sog. 
Halbeinkünfteverfahren), so dass die 
gesamte Steuerbelastung des zugrun- 
deliegenden Gewinns erhöht wird. Es 
wird also, entsprechend einer alten 
Forderung der Linken, steuerlich at- 
traktiver, den Gewinn im Unterneh- 
men zu belassen und zu reinvestieren. 
Inwieweit sich die Hoffnung erfüllt, 
dass es sich dabei um Realinvestitio- 
nen handeln wird, ist schwer progno- 
stizierbar. Jedenfalls Iässt sich nicht 
herleiten, dass die zusätzlich verfüg- 
baren Mittel von den Unternehmen 
ausschließlich für Finanzinvestitionen 
verwendet werden. 

Zugleich hat das Halbeinkünftever- 
fahren allerdings den zweifelhaften 
Charme, daß die Gesamtsteuerbela- 
stung aus Körperschaftsteuer und Ein- 
kommensteuer bei Spitzenverdienern 
unter, bei Kleinverdienern aber über ih- 
rem individuellen Steuersatz liegt. Die 
zusätzliche Berücksichtigung eines 
Progressionsvorbehalts (d.h. die nicht 
steuerpflichtigen Teile der Ausschüt- 
tung werden zur Ermittlung eines be- 
sonderen Durchschnittssteuersatzes 
herangezogen) führt übrigens dazu, 
dass die Grenzsteuerbelastung für 
Ausschüttungen in der Nähe von 
100.000 DM zu versteuerndem Ein- 
kommen (nach der Grundtabelle) ein 
Maximum von gut 47% erreicht, um 

MAGAZIN 

Arbeitszeitgesetzes in gleicher Weise 
wie für die Ermöglichung vorgezoge- 
nen Ruhestandes sowie für die finanzi- 
elle Förderung von kontinuierlicher 
Weiterbildung oder von Familienzeiten. 

Nach alledem gilt es endlich zu be- 
greifen: Wenn es den Gewerkschaften 
nicht gelingt, sich auf einige Schwer- 
punkte zu konzentrieren - und dazu 
gehören nun einmal auch Schritte der 
Arbeitszeitverkürzung - dann werden 
sie durch fremdes Gelände geführt - 
als Statisten eines Schauspiels, in dem 
zwar nach Kräften Bekenntnisse zur 
Überwindung der Arbeitslosigkeit de- 
klamiert werden, doch in dem im Kern 
die alte Umverteilungspolitik fortge- 
führt wird, ohne Folgen für die Arbeit. 
Für Inszenierungen dieser Art sollten 
sich die Gewerkschaften eigentlich zu 
schade sein. SPW 

anschließend wieder auf (näherungs- 
weise) 41,87% (Körperschaftsteuer 
und Einkommensteuer nach Tarif 2005 
auf Ausschüttungen) abzusinken. 

Die relativ hohe Belastung von Aus- 
schüttungen bei Kleinverdienern sollte 
allerdings weniger verteilungspolitisch 
orientierten Menschen im Magen lie- 
gen als denen, die sich um die Etablie- 
rung einer ,,Aktienkultur" nach ameri- 
kanischem Vorbild bemühen. 

Gewerbesteueranrechnung 
Einzelunternehmer und Personenge- 
sellschaften, die nicht für die Besteue- 
rung als Körperschaft optieren, deren 
Gewinn also wie bisher unmittelbar 
als Einkünfte aus Gewerbebetrieb der 
Einkommensteuer unterliegt, werden 
zukünftig durch eine pauschalierte 
Anrechnung der Gewerbesteuer auf 
die Einkommensteuerschuld entla- 
stet. Eine objektbezogene, d.h. von 
der persönlichen Einkommenssituati- 
on der Gesellschafter und Finanzie- 
rungsverhältnissen weitgehend ab- 
strahierende Steuer wird also zukünf- 
tig mit der allein auf persönliche Ver- 
hältnisse abstellenden Einkommen- 
steuer verrechnet. Steuersystematisch 
und verfassungsrechtlich kommt der 
Gesetzentwurf damit gegenüber der 
bisherigen Tarifbegrenzung für Ein- 
künfte aus Gewerbebetrieb, die zu- 
künftig entfällt, keinen Schritt voran. 

Rot-Grün als Steuersenkungsko- 
alition 
Über die Unternehmensteuerreform 
hinaus wird die für 2002 vorgesehene 
dritte Stufe des Steuerentlastungsge- 
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nungs- und Konfliktfelder" quer zu 
einzelnen inhaltlichen Reformfel- 
dern: 

,,Es wurden die Fragen formu- 
liert, wie es möglich ist, 

aus den vorhandenen unter- 
schiedlichen Orientierungen wie 
dem ,,Produktivismus" und der 
eher ,,lebensweltlichen" eine über- 
greifende Vorstellung für die künf- 
tig anzustrebende Wirtschaftspoli- 
t ik in Ost und West zu schaffen, 
oder 

aus den unterschiedlichen An- 
sätzen von Dezentralisierung/SeIbst- 
verwaltung oder zentralstaatlichen 
Instrumenten eine übergreifende 
Vorstellung einer wirtschaftlichen 
und gesellschaftlichen Demokrati- 
sierung zu gewinnen, oder 

zwischen 'universalistischer' 
Weltoffenheit und 'neorealisti- 
scher' Betonung nationaler Regulie- 
rungsfähigkeit im Zeichen wirt- 
schaftsräumlicher Machtblöcke zu 
einer dezidiert europäischen Per- 
spektive zu kommen ..." 

M i t  Crossover hat man sich ein 
Arbeitsprogramm gegeben, bishe- 
rige Spannungsfelder konstruktiv 
für eine gemeinsame reformpoliti- 
sche Perspektive umzurnünzen. Ich 
halte dieses Projekt, neben der 
auch nach wie vor von Krämer für 
sinnvoll gehaltenen Aktivität in- 
nerhalb der ,,linken Parteien", für 
das interessanteste und perspek- 
tivreichste. Die Engführung politi- 
scher Aktivität von Sozialistlnnen 
innerhalb von Parteien ist ja auch 
schon lange nicht mehr die be- 
stimmende Realität. spw, viele ih- 
rer Herausgeberlnnen, aber auch 
andere der verbliebenen Zeitschrif- 
tenprojekte haben wesentlichen 
Anteil an Vernetzungen von Kriti- 
schen Wissenschaftlerlnnen, Ge- 
werkschafterlnnen und anderen 
Initiativen. Das wesentliche Pro- 
blem ist die noch sehr dünne 
Struktur und Arbeitsfähigkeit des 
Crossover-Projektes. Um aber auch 
hier nicht die Probleme zu ver- 
schweigen: Neben Ressourcenpro- 
blemen existiert auch noch kein 
gemeinsames Sprachrohr oder 
eine verbindliche beteiligungsori- 
entierte Arbeitsstruktur dieses Pro- 
jektes. 

Kein Ende der Linken in der SPD 
So richtig Krämer die bekannte 
Seelenlage von Sozialistlnnen in 
der SPD beschreibt, so sehr vor 
dem Hintergrund der Rechtsent- 
wicklung (spätestens seit den Pe- 

tersberger Beschlüssen der SPD 
1992) in vielen Politikfeldern ein 
Austritt individuell nachvollziehbar 
erscheint: Die Rolle einer Partei 
oder von Parteien für die Perspekti- 
ve von Sozialistlnnen in Europa und 
der Bundesrepublik scheint mir 
stark überbewertet. Das Gesamt- 
problem fehlender gesellschaftli- 
cher Machtpositionen von Links- 
parteien, den Gewerkschaften oder 
den demokratischen Bewegungen 
Iässt sich meines Erachtens nicht 
durch die Hinwendung zur denkbar 
konsequentesten Linkspartei oder 
die Aufgabe „der karrierefördern- 
den Wirkungen der SPD-Mitglied- 
schaft" Iösen. Die gegenwärtig zu 
beobachtende Erosion von sozial- 
ökologischen Reformansätzen in 
der parteipolitischen Diskussion 
und die fehlende Handlungsfähig- 
keit von Linken am Rande des Re- 
gierungshandelns, Iässt auch noch 
nicht den Schluss auf das Ende von 
Linken in der SPD zu. 

Neben vielen richtigen Einschät- 
zungen zur nicht reversiblen Pro- 
gramm- und Strategieentwicklung 
der Sozialdemokratie ist die Situati- 
on der SPD aber fragiler und verän- 
derbarer, als es von Krämer be- 
schrieben wird. Die Kritik und der 
mögliche Riss, der mit der Vorlage 
des Blair-Schröder-Papiers in der so- 
zialdemokratischen Debatte zu be- 
obachten und zu vernehmen war, 
ging weit über die innerparteiliche 
Diskussion hinaus und erfasste gros- 
se Teile des kulturellen und wissen- 
schaftlichen Umfelds der Sozialde- 
mokratie. 

Die Reorganisation und der Auf- 
bau einer sozialdemokratischen Lin- 
ken ist in Zeiten des ,,Regierungs- 
handelns" und der Propagierung 
der Alternativlosigkeit von (Spar-/ 
Kürzungs- und anderen) Vorhaben 
um so schwerer, aber die Anwesen- 
heit und die Verständigung mit ei- 
ner parlamentarischen und partei- 
politischen SPD-Linken bleibt sinn- 
voll und erforderlich, u m  eine eige- 
ne Plattform für die Verbindung zu 
gesellschaftskritischen Kräften in 
Wissenschaft, Gewerkschaften, Kul- 
tur und Bewegungen (und auch 
eben anderen Linken in  den Partei- 
en) zu haben. SPW 

Literatur 
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einen radikalreformerischen Neuan- 
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Marx und der 
II Realsozialismus" 
Anmerkungen zu einem Buch von Uli Schöler' 

von Peter von Oertzen * 

Wer sich in Zukunfi 
mit dem Themenkom- 
plex: Marx - Sozialis- 

mus - ,, Realsozialis- 
mus" auseinanderset- 

zen will, kommt an 
Schölers Studie nicht 

vorbei. 

D er ruhmlose Untergang des 
sog. ,,real existierenden Sozia- 
lismus" hat unvermeidlicher- 

weise die Frage aufgeworfen, ob, in- 
wiefern und in welchem Grade die 
Marxsche Theorie selbst die Ursache 
für dieses säkulare Ereignis gewesen 
ist. Auch jemand, der - wie ich selbst 
- das sowjetrussische Gesellschaftssy- 
stem (und die ihm gleichen oder ähn- 
lichen Systeme) nie für sozialistisch 
oder gar kommunistisch gehalten 
und den ,,Sowjetmarxismus" (Marcu- 
se) als eine gravierende Verfälschung 
des originären Marxismus betrachtet 
hat, muss einräumen, dass nichtsde- 
stoweniger jene Frage unumgänglich 
ist. In der Geschichte ist der Schein ei- 
ner Sache oftmals wichtiger und wirk- 
samer als ihr wirkliches Wesen. Und 
so ist denn weithin Marx selbst zu- 
sammen mit dem verblichenen ,,Real- 
sozialismus" für tot erklärt worden. 

Hierüber besteht allerdings seit 
mehr als einem Jahrzehnt ein lebhaf- 
ter Streit, in dem die Standpunkte 
vom eigensinnigen oftmals unkriti- 
schen Festhalten am ,,Marxismusu bis 
zu dümmlichen Parolen a la ,,Marxist 
tot; Jesus lebt" reichen; und dazwi- 
schen findet sich eine Fülle von ,,Auf- 
arbeitungen", hinter denen sich oft- 
mals nur die nackte Kapitulation ehe- 
maliger ,,Linker" vor dem kapitalisti- 
schen Zeitgeist verbirgt. Eine gründli- 
che wissenschaftliche, d.h. in jeder 
Richtung kritische Reflexion auf das 
Verhältnis von Marx zur sozialisti- 
schen Idee und zum gescheiterten 
,,Realsozialismus" fehlte - zumindest 
in deutscher Sprache -jedoch bisher. 
Eine solche Reflexion hat Uli Schöler 
mit seinem Buch nun unternommen. 
Um das Ergebnis dieser Betrachtung 
vorwegzunehmen: Was auch immer 

* Peter von Oertzen, Hannover; Prof. für Politische Wissenschaft a. D., 
Mitherausgeber der spw. 

im einzelnen gegen Schölers Analysen 
eingewandt werden kann, der Ver- 
such als Ganzes ist gelungen. Wer 
sich in Zukunft mit dem Themenkom- 
plex: Marx - Sozialismus - ,,Realsozia- 
lismus" auseinandersetzen will, 
kommt an Schölers Studie nicht vor- 
bei. In diesem Sinne sei das Buch 
Schölers zur Lektüre dringend emp- 
fohlen. 

Das heißt natürlich nicht, dass alle 
Ergebnisse der Untersuchung Zustim- 
mung verdienen; und wie in einem 
rezensierenden Aufsatz der Natur der 
Sache nach unvermeidlich, wird die 
Kritik im folgenden eine größere Rolle 
spielen als die Zustimmung. Einige all- 
gemeine Bemerkungen vorweg; 

Die Formulierung der leitenden 
Fragestellung ist erfreulich deutlich: 
Welche Bestandteile der sozialistisch- 
sozialdemokratischen Tradition be- 
dürfen im Lichte der historischen Er- 
fahrung einer ,,kritischen Revision"? 
(1 7/8) 

Die Gliederung des riesigen Stof- 
fes in sieben jeweils in sich zusam- 
menhängende Kapitel ist klar und 
überzeugend - und das Inhaltsver- 
zeichnis vorbildlich konkret und de- 
tailliert, sodass die Leserlnnen diejeni- 
gen Probleme, die sie besonders inter- 
essieren, ohne Schwierigkeiten her- 
ausgreifen können. 

Die vorliegende deutschsprachige 
Literatur (insbesondere die Diskussion 
seit Ende 80er Jahre) scheint mir weit- 
gehend herangezogen und verarbei- 
tet worden zu sein. Auf Ausnahmen 
wird zurückzukommen sein. 

Marx und die ,,PraxisM des 
,,Realsozialismus" 
Die ,,Praxis" des ,,Realsozialismus" 
wird am Beispiel der sowjet-russi- 
schen Entwicklung von 191 7 bis zur 
Auflösung der UdSSR 1991 darge- 
stellt. Die historische Schilderung 
kann auf etwas mehr als 50 Seiten 
verständlicherweise keine tieferrei- 
chende Erklärung für Verfall und Un- 
tergang der Sowjetunion liefern. Die 
Analyse der Strukturschwächen des 
,,staatsbürokratischen System" (75 - 
78) ist überzeugend. Unbeantwortet 
-wei l  gar nicht gestellt - bleibt frei- 
lich die Frage, die ja nicht uninteres- 
sant ist, ob der Weg von Lenin zum 
,,Stalinismus" zwangsläufig gewesen 
ist. Da Schöler vor allem an der spezi- 
fischen (Marxschen) ideellen Verant- 
wortung für diesen Prozess interes- 
siert ist, blendet er die Bedeutung der 
konkreten historischen Umstände 
weitgehend aus. Dabei ist ihm die 
hochst aufschlussreiche Studie von 
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Michal Reimann „Die Geburt des Sta- 
linismus'' (FrankfurtIM. 1979, bes. 
193 - 206) entgangen, was sehr be- 
dauerlich ist; denn Reimann interpre- 
tiert die ,,Stalinisierung" der UdSSR im 
Zuge der forcierten Industrialisierung 
und der Zwangskollektivierung dar 
Landwirtschaft ab 1928 als eine Ent- 
wicklung, die nicht so sehr durch 
ideologische Vorgaben als vielmehr 
durch pragmatische politische Motive 
bedingt war, als eine Wendung, die 
mit den originären Marxschen Ideen, 
aber auch mit dem Diskussionsstand 
der Bolschewiki zwischen 1905 und 
1930 (als unter ihnen noch diskutiert 
wurde) nicht mehr viel zu tun hatte. 

Eine gerade für einen deutschen 
Autor entscheidende Lücke in der hi- 
storischen Aufarbeitung des ,,Realso- 
zialismus" ist mir selbst freilich auch 
erst jetzt aufgefallen: Aus welchem 
Grunde wird eigentlich nicht ernst- 
haft nach der Verantwortung von 
Marx für das Scheitern des ,,Staatsso- 
zialismus" in der DDR gefragt? 

Eine denkbare Erklärung wäre, 
dass alle Versuche, das autoritär-zen- 
tralistische ökonomische, soziale und 
politische System der DDR „von in- 
nen" zu reformieren, sich auf Marx 
und andere kritische Marxisten beru- 
fen haben und das auch mit guten 
sachlichen Gründen tun konnten. Ein 
überzeugendes Beispiel dafür ist das 
Schicksal des bedeutenden marxisti- 
schen Ökonomen und Soziologen 
Fritz Behrens2. Eine Untersuchung, 
die zu dem Ergebnis käme, dass der 
DDR-,,Sozialismus" gescheitert ist, 
nicht weil er sich auf Marx bezogen 
hat, sondern weil er wesentliche öko- 
nomische und politische Erkenntnisse 
der Marxschen Theorie vernachläs- 
sigt, verkannt oder sogar entstellt hat 
(eine These zu der ich persönlich nei- 
ge), wäre vermutlich nicht im Sinne 
eines entschieden marxismuskriti- 
schen Ansatzes. Im Übrigen müsste 
überlegt werden, ob nur das im au- 
thentischen Sinne ,,marxistisch" ist, 
was schon bei Marx und Engels ge- 
schrieben steht. Oder gehört zum 
Erbe des Marxschen Denkens nicht 
auch das, was herauskommt, wenn 
jemand von Marx ausgehend und in 
seinem Geiste die jeweilige historische 
Situation analysiert? Man denke an 
die Thesen von Rosa Luxemburg zur 
,,sozialistischen Demokratie" in ihrer 
Schrift zur Russischen Revolution oder 
an die höchst produktiven Ideen der 
Räte- und Sozialisierungsbewegung 
1918/19, die sich sehr wohl an Marx 
orientiert hat, ohne bei ihm abzu- 
~chreiben.~ 
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Die IG Metall ist nicht so naiv zu 
glauben, dass die logische und rech- 
nerische Schlüssigkeit ihres Modells 
für sich allein schon auch nur einem 
Erwerbslosen zu einem Arbeitplatz 
verhilft. An guten Argumenten hat 
es uns noch nie gemangelt. Die IG 
Metall ist auch nicht so naiv zu glau- 
ben, die Unternehmer hätten von 
sich aus ein Interesse am Abbau der 
Arbeitslosigkeit. Deshalb ist die IG 
Metall nur dann bereit, Einkom- 
mensbestandteile aus dem Forde- 
rungsvolumen einzubringen, wenn 
sie die Arbeitgeber zu einem Stück 
sozialer Gerechtigkeit tarifpolitisch 
verpflichten kann. 

,,Bündnis für Arbeit" auf dem 
Prüfstand 
Das ist das Besondere der nun eröff- 
neten Tarifrunde, dass sich jenseits al- 
ler Gemeinwohlrhetorik zwei Welten 
begegnen: auf der Unternehmerseite 
das Programm eines langfristigen, 
institutionalisierten Lohnabbaus, auf 
der Arbeitnehmerseite der Versuch, 
Gerechtigkeit zu erzwingen: mehr Be- 
schäftigung nicht nur auf dem indi- 
rekten Weg über mehr Kaufkraft, son- 
dern auch auf direktem Wege. Die IG 
Metall wird sich nicht darauf einlas- 

m Abend des 9. Januar feierte A alle Welt einen ,,Durchbruch" 
beim Bündnis für Arbeit. 

Zugegeben, man ist nicht im offenen 
Streit auseinander gegangen. Die Ge- 
spräche gehen weiter. Doch welchen 
Fortschritt das verabschiedete Papier 
inhaltlich für die Arbeitslosen bringt, 
erschließt sich auch bei wiederholter 
Lektüre nur schwer. 

Inszenierung statt Inhalt 
Sicher verdient es Anerkennung, 
dass die Arbeitszeitpolitik in der Er- 
klärung deutlich hervorgehoben ist. 
Auf eine Absichtserklärung ähnlicher 
Art, insbesondere auf die Begren- 
zung von Überstunden, hatten sich 
schon im vergangenen Sommer 
DGB-Vorsitzender Schulte und Ar- 
beitgeberpräsident Hundt verstän- 
digt. Doch als die Gewerkschaften 
daraufhin vorschlugen, der Mehrar- 
beit durch Tarifvertrag Grenzen zu 
setzen, kam prompt die Ablehnung. 
Das einzige, was aus Arbeitgeber- 
sicht infrage komme, seien flexible 
Arbeitszeiten, die Überstunden nicht 
beseitigen, sondern umdefinieren 
und damit zuschlagsfrei gestalten. 

sen, allein schon für die Erlaubnis zu 
bezahlen, etwas gegen die Arbeitslo- 
sigkeit tun zu dürfen. 

Sie wird sich auch von denen 
nicht dreinreden lassen, die nun ent- 
deckt haben, dass nur die ,,echte Pro- 
duktivität minus xl'(was immer das 
sei) den Richtpunkt für Lohnerhöhun- 
gen abgeben könne. Wirtschaftswis- 
senschaftliche Daten und Prognosen 
schaffen Grundlagen für Diskussio- 
nen, sie können die Tarifpolitik aber 
nicht ersetzen. Kein Arbeitgeber Iäßt 
sich durch die Stärke und die Güte 
unserer wirtschaftspolitischen Argu- 
mente überzeugen. 

Tariffragen sind letztlich Macht- 
fragen. Unsere Gesellschaft wird im- 
mer nur so weit sozial sein, wie wir 
Gewerkschafter Macht haben, sozia- 
le Verpflichtung aufzuerlegen und 
durchzusetzen. Diese Einsicht ist 
nicht neu, aber unverändert aktuell. 
Sie stammt aus den Arbeitskämpfen 
jenes 19. Jahrhunderts, das die Un- 
ternehmer gerne als ,,Mottenkiste" 
titulieren. Gleichzeitig scheinen sie 
eine unstillbare Sehnsucht nach eben 
diesem Jahrhundert zu haben, nach 
einer Epoche weithin ohne Gewerk- 
schaften und durchweg ohne Be- 
triebsräte und Flächentarife. Sie 

Im übrigen wurde das Schulte1 
Hundt-Papier dahin interpretiert, 
dass sich die Gewerkschaften auf 
lange Frist mit  Tarifabschlüssen un- 
terhalb des Verteilungsspielraums 
abfinden würden. M.a.W., Arbeitge- 
ber und Gewerkschaften sprechen 
noch nicht einmal dieselbe Sprache. 
Selbst gemeinsame Papiere schaffen 
in der Sache keine Übereinstim- 
mung. 

Derselben Methode hat sich nun- 
mehr das Bündnis für Arbeit bedient. 
Mit  Erfolg ... für ganze 48 Stunden. 
Die Erfolgsmeldungen vermitteln üb- 
rigens tiefere Erkenntnisse über die 
Kompetenz der Medien als über den 
Inhalt des Papiers. Wichtiger als die 
Sache ist die Show; die lnszenierung 
gilt als das Ereignis. 

Zwei Tage nach der Sitzung im 
Kanzleramt verabschiedete der Vor- 
stand der IG Metall die 5,5-prozenti- 
ge Empfehlung für die diesjährige Ta- 
rifrunde, eine eher noch zurückhal- 
tende Definition des diesjährigen Ver- 
teilungsspielraums. Die Reaktion von 
Unternehmern und zahlreichen Kom- 
mentatoren war helle Entrüstung. Die 
IG Metall habe die Einigung im Bünd- 

scheinen vergessen zu haben, dass 
es der ,,Häuserkampf" war, das Rin- 
gen um Vereinbarungen von Betrieb 
zu Betrieb, von Ort zu Ort, aus dem 
die Gewerkschaften als Massenorga- 
nisationen und der Tarifvertrag 
schließlich als flächendeckende Re- 
gelung hervorgegangen sind. Es be- 
durfte der Erfahrung mit dem dro- 
henden Konkurs der Holzmann AG 
und dem zu seiner Abwendung 
durchgedrückten Lohnverzicht, bis 
sich selbst mächtige Baukonzerne 
daran erinnerten, dass Tarifverträge 
nicht nur im Interesse der Arbeitneh- 
mer geschlossen werden. 

Die anstehende Tarifbewegung 
gibt der IG Metall die Möglichkeit, die 
Arbeitgeber auf den Prüfstand für das 
Bündnis für Arbeit zu stellen. Die Zeit 
des Redens ist vorbei, jetzt ist die Zeit 
des Handelns gekommen. Am Ende 
der Tarifbewegung der Metallindu- 
strie wird sich zeigen, ob die Verabre- 
dungen im Bündnis für Arbeit von 
den Arbeitgebern getragen werden 
oder nicht. Wenn nicht, war es das 
letzte Mal. Dann bleibt der IG Metall 
nichts anderes übrig, als auf eigene 
Faust neue arbeitszeitpolitische Wege 
zu gehen, um Beschäftigung zu 
schaffen. spw 

Am Ende der 
Tarifbewegung der 
Metallindustrie wird 
sich zeigen, ob die 
Verabredungen im 
Bündnis für Arbeit 
von den Arbeitgebern 
getragen werden 
oder nicht. Wenn 
nicht, war es das 
letzte Mal. 

Durchbruch im 
Bündnis für Arbeit? 

von Detlef Hensche* 

nis für Arbeit verlassen. Wieder der 
gleiche Dissens: Dasselbe Dokument 
enthält für die Gewerkschaften eine 
Bestätigung der Arbeitsumverteilung, 
für die Arbeitgeber dagegen allein 
das Zugeständnis von Lohnverzicht 
und mehrjährige Tarifbindung. 

Lehren für die Gewerkschaften 
Daraus gilt es Lehren zu ziehen: 
1. Formelkompromisse dieser Art ha- 
ben kurze Beine. Fundamentale Gegen- 
sätze lassen sich durch verbale Eiertän- 
ze nicht zudecken, geschweige denn 

* Detlef Hensche ist Vorsitzender der /G Medien. 
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Opfer sind sofort zu 
bringen. Der Ausgang 

bleibt ungewiss. 
Modern, moderiert, 

moderat: Hinter den 
Lieblingsvokabeln der 

Jahrhundemende 
verbirgt sich selten 
etwas anderes als 

Lohnverzicht. 

* Jürgen Peters ist 2.  vorsitze^ 

ede Tarifrunde hat ihr eigenes Ge- 
sicht. Es zeugt von wenig Kennt- 
nis der Materie, wenn von immer 

gleichen ,,Ritualen" geschrieben wird, 
von einer nervtötenden Routine, die 
sich alle Beteiligten im Grunde schen- 
ken könnten. Auch die Tarifrunde 
2000 hat schon jetzt ein unverwech- 
selbares Profil angenommen. Es tritt 
am deutlichsten in der Tatsache her- 
vor, dass alle Welt meint, vor einer 
harten, einer nackten Lohnrunde war- 
nen zu müssen. Das Normale wird 
zum Störfall. Was heißt da eigentlich 
hart und nackt? Sechs Jahre lang ha- 
ben die Arbeitnehmer reale Einbußen 
hinnehmen müssen, bis es 1999 ge- 
lang, das Steuer herumzureißen. Der 
deutsche Außenhandel fährt Rekorde 
ein. Die Konjunktur zieht an. Und 
dennoch: Wenn die IG Metall vor die- 
sem Hintergrund ihren regionalen Ta- 
rifkommissionen ein Forderungsvolu- 
men von 5,5 Prozent empfiehlt, dann 
wird dies nicht als durchaus maßvolle 
Ausgangsbasis für weitere Verhand- 
lungen gewertet, sondern als ,,Schlag 
ins Gesicht der Arbeitslosen" (Han- 
delsblatt, 13. Januar 2000). 

Geld ist, so scheint es, nur dann 
seriös, wenn es sich auf den Konten 
der Unternehmer befindet, als Ertrag, 
als Mittel für Investitionen, als Wert 
für Anteilseigner. Mehr Geld in den 
Händen der Arbeitnehmer wird nur 
insofern toleriert, als sie dieses buch- 
stäblich mitbringen: einbringen in 
große gemeinschaftliche Anstrengun- 
gen zur Steigerung der Wettbewerbs- 
fähigkeit und zum Standorterhalt. 
Dabei werden die Anforderung im- 
mer strikt formuliert. Opfer sind so- 
fort zu bringen. Der Ausgang bleibt 
ungewiss. Modern, moderiert, mode- 
rat: Hinter den Lieblingsvokabeln der 
Jahrhundertwende verbirgt sich sel- 
ten etwas anderes als Lohnverzicht. 

,der der /G Metall 

Tarifbewegung 2000 und 
Beschäftigung 
Die Unternehmer irren sich allerdings 
wenn sie glauben, im ,,Bündnis für 
Arbeit" den institutionellen Rahmen 
gefunden zu haben, um einen Fünf- 
jahrplan des Lohnabbaus realisieren 
zu können. Es ist ihnen denn auch 
nicht gelungen, Lohnleitlinien durch- 
zusetzen. Gelungen ist eine Verabre- 
dung darüber, den Versuch zu unter- 
nehmen, mittels bestimmter Instru- 
mente Beschäftigung zu fördern. Ge- 
messen an der langjährigen Blockade- 
haltung der Arbeitgeber im Bündnis 
für Arbeit ist die Bewertung dieser 
Verabredung durch den Bundeskanz- 
ler als ,,Durchbruchn durchaus richtig. 
Ob sie schließlich auch ein Erfolg sein 
wird, werden die nächsten Monate 
zeigen. Wenn die Zielsetzung, die An- 
fang Januar in den Bündnisgesprä- 
chen verabredet wurde, am Wider- 
stand der Arbeitgeber scheitert, wenn 
die Arbeitgeber sich in der Tarifbewe- 
gung 2000 weigern, mit der „Be- 
schäftigungsbrücke Jung für Alt" ei- 
nen wirksamen Beitrag gegen Ar- 
beitslosigkeit zu leisten, dann wird 
das Bündnis für Arbeit keine Erfolge 
vorweisen können. Die Tarifbewe- 
gung der Metallindustrie ist der Prüf- 
stein für die Glaubwürdigkeit der Ar- 
beitgeber. 

Wenn die IG Metall Tarifpolitik mit 
dem Ziel betreibt, einen direkten Ef- 
fekt auf dem Arbeitsmarkt zu erzie- 
len, dann ist das etwas anderes, als 
die von den Unternehmern geforder- 
te ,,moderate Tarifpolitik". Wenn die 
IG Metall mit Lohnprozenten, die 
noch erstritten werden müssen, einen 
Beitrag zur Beschäftigungsförderung 
leistet, dann ist das etwas anderes, als 
die ,,maßvolle Lohnpolitik", die von 
Bankenvolkswirten und sogenannten 
Wirtschaftssachverständigen einge- 
klagt wird. 

Die IG Metall macht ein ehrliches 
Angebot. Junge Arbeitslose bekom- 
men eine Chance zum Einstieg in das 
Arbeitsleben, weil älteren Arbeitneh- 
mern ein früherer Übergang in die 
Rente erleichtert wird. Das Recht auf 
Arbeit berührt sich in diesem Modell 
mit dem Rechtsanspruch auf einen 
vorzeitigen Ausstieg ohne Rentenab- 
schläge. Die IG Metall Iäßt sich dabei 
nicht von denen irremachen, die ihr 
,,Betrug an den jungen Arbeitneh- 
mern" vorwerfen und gleichzeitig die 
Hauptverantwortlichen für die Berufs- 
und Ausbildungsnot der Jugend sind. 
Es geht auch nicht um eine ,,Luxus- 
rente für ältere Herrn". Die Realität in 
den Betrieben sieht anders aus: Wer 
35 Jahre lang geackert hat, der hat 
sich einen Anspruch erworben, recht- 
zeitig und noch einigermaßen ge- 
sund aus dem Arbeitsleben ausstei- 
gen zu können. Zu kurz greift der Vor- 
wurf, beim Ausstieg mit 60 würde es 
sich um eine Renaissance der Vorru- 
hestandsregelung handeln, die es be- 
kanntlich den großen Konzernen er- 
möglicht hat, Beschäftigung abzu- 
bauen. Ziel der Beschäftigungsbrücke 
ist der Aufbau von Beschäftigung. 
Durch eine Pflicht zur Wiederbeset- 
zung wird die schrittweise und ko- 
stenneutrale Verjüngung der Beleg- 
schaften, nicht aber deren Abbau vor- 
angetrieben. 

Wenn es tatsächlich gelingen soll- 
te, den paritätisch gespeisten Fonds 
zur Finanzierung der ,,Brücke zwischen 
Jung und Alt" zustande zu bringen, 
dann werden in kürzester Zeit Milliar- 
den bewegt: Mittel, aus welchen jene 
Arbeitgeber Zuwendungen erhalten, 
die den frei gewordenen Arbeitsplatz 
eines älteren Kollegen mit einem jun- 
gen besetzen. Die dann fällige Zah- 
lung zum Ausgleich der Rentenab- 
schläge würde ihnen aus dem Fonds in 
voller Höhe erstattet werden. 

THEORIE UND STRATEGIE 

Alle produktiven Köpfe des ,,Mar- 
xismus" nach Marx und Engels sind so 
verfahren -von Luxemburg, Gramsci, 
Korsch und Lukacs bis zur ,,Neuen Lin- 
ken". Ja sogar in der Tradition der im 
engeren Sinne ,,kommunistischen" 
Strömung - bis zur Unterdrückung 
jeglicher Diskussion - war das nicht 
anders: Von Preobraschenskij, Rakow- 
ski, Bucharin bis zu Trotzkij und bis zu 
der berühmt geworden ,,Novosibirs- 
ker Studie" von 1984. Ganz zu 
schweigen von den diversen ,,linken" 
oder ,,rechten1' Abweichungen vom 
,,offiziellen" Kommunismus. 

Funktionsverlust des Begriffs 
,,Marxismus"? 
Freilich muss eingeräumt werden, 
dass Schöler diesen Einwand antizi- 
piert und versucht hat, ihm in einer 
,,methodischen Vorüberüberlegung 
über den Funktionsverlust des Begriffs 
,Marxismus"' zu begegnen. Dieser 
Versuch scheint mir allerdings rund- 
herum misslungen zu sein (81 - 89). 

„Die Brüchigkeit aller Versuche, 
den Begriff des ,Marxismus' durch ... 
,Pluralisierung' zu retten" habe sich 
nach 1989 ,,mehr denn je" gezeigt. 
,,Viele derjenigen, die noch am ehe- 
sten hätten beanspruchen können, 
glaubwürdig für einen ... freien Sozia- 
lismus oder ,Marxismus' einzutreten, 
haben sich im Gefolge der Ereignisse 
nach 1989 von diesen Projekten oder 
,Ismen' abgewandt." (84). Mich kann 
Schöler damit nicht gemeint haben 
und die Zeitschrift SPW wohl auch 
nicht. Und im übrigen könnte ich ihm 
allein für Deutschland Hunderte von 
durchaus respektablen Namen nen- 
nen, für die diese Feststellung eben- 
falls nicht zutrifft. Auf jeden Fall sind 
solche scheinkonkreten oder schein- 
empirischen Argumente schon rein 
methodisch höchst fragwürdig. 

Es gebe ,,nahezu keine Frage von 
aktuell-politischer oder allgemein- 
theoretischer Bedeutung mehr", ,,die 
nicht unter Bezugnahme auf Marx 
oder den ,Marxismus1 mit jeweils dia- 
metral entgegengesetzten Antworten 
versehen" würde (84). Auch diese 
Feststellung scheint mir empirisch ein- 
fach falsch und ist im übrigen metho- 
disch betrachtet ebenfalls ohne jeden 
Wert. Und die unfreundlichen Rand- 
bemerkungen über ,,sich neu entwik- 
kelnde Unduldsamkeit" (unter Marxi- 
sten versteht sich - unter Kritikern des 
Marxismus gibt es sowas natürlich 
nicht) machen die ,,Logik" dieser Ar- 
gumentation nicht überzeugender. 
Natürlich ist unbestreitbar, dass bei 
den von Schöler erwähnten zentralen 

praktischen und theoretischen Pro- 
blemkreisen auch unter ,,Linken", die 
sich auf Marx beziehen (andere sind 
in diesem Kontext nicht relevant), er- 
hebliche Meinungsverschiedenheiten 
bestehen. Zu prüfen wäre jedoch, ob 
sie Momente eines noch offenen Dis- 
kussionsprozesses sind, der zu einer 
Annäherung führen könnte. Und im 
Übrigen: Wenn es zwischen Marxi- 
sten keine Diskussionen über Mei- 
nungsverschiedenheit gäbe, wäre es 
Schöler sicher auch nicht recht. 

,,Heute noch ernsthaft von einer 
relevanten politischen Bewegung zu 
sprechen, die unter der Leitorientie- 
rung eines marxistischen Gesell- 
sch~ftsverständnisses aktiv und er- 
kennbar wirksam wäre, erscheint ... 
eher lächerlich." (86) Dieses abschät- 
zige - und doch wohl auch ein wenig 
unduldsame- Urteil scheint mir ziem- 
lich unhistorisch und töricht zu sein. 
(Oder sollte Schöler nicht wissen, wie 
klein viele bedeutsame Bewegungen 
in der Geschichte einmal angefangen 
haben.) Außerdem ist es nicht sehr 
fair gegenüber jenen, die gerade we- 
gen der aktuellen Schwäche der so- 
zialistischen Linken intensiv an ihrer 
theoretischen und praktischen Rekon- 
struktion arbeiten. Nicht alle, die in 
,,finsteren Zeiten" (Brecht) ihren Über- 
zeugungen treu bleiben, sind dogma- 
tische Volltrottel. Übrigens ist dieses 
Aburteil auch empirisch höchst an- 
fechtbar. Die linkssozialistischen For- 
mationen in den meisten kapitalisti- 
schen Staaten sind zwar minoritär, 
aber weder theoretisch noch prak- 
tisch unbeachtlich. Und es ist alles an- 
dere als ,,lächerlich", Hoffnungen auf 
die brasilianische Arbeiter- und Bau- 
ernbewegung oder die parallelen 
Strömungen in Mexiko zu setzen. 

„Die eigentliche Aktualität des 
Marxschen Denkens" liege in seiner 
„MethodeJ#. Dieses Urteil wird auch 
dadurch nicht richtig, dass ein so re- 
spektabler Zeuge wie Otto Bauer da- 
für aufgerufen wird. (88189) Eine 
gründliche Lektüre etwa der berühm- 
ten ,,Einleitung8' zur ,,Kritik der Politi- 
schen Ökonomie" würde einige Ein- 
sichten in den dialektischen Zusam- 
menhang von Gegenstand und Me- 
thode im historischen Materialismus 
vermitteln. 

Gibt es einen ,,inhaltlichen Kern" 
des ,,MarxismusM? 
Die hier (wie ich einräume: sehr ver- 
kürzt) vorgeführte Argumentation 
enthält - in nuce, aber deutlich sicht- 
bar - eine Vergegenwärtigung der 
Marxschen Theorie, die ich nicht be- 

friedigend finden kann. Vereinfacht 
besagt sie: Wer Marx eine in sich kon- 
sistente theoretische Sicht unterstellt, 
dogmatisiert ihn, wer ihn undogma- 
tisch-kritisch betrachtet, dem zerfällt 
der hypothetische Zusammenhang 
des Marxschen Denkens notwendi- 
gerweise in Teileinsichten, die im Ein- 
zelnen durchaus wertvoll und frucht- 
bar sein können. Einen inhaltlichen 
,,Kern" des ,,Marxismus", der nicht 
dogmatisch wäre, kann es jedoch 
nicht geben. 

Ich halte diese Ansicht für falsch. 
Natürlich ist diese Aussage genauso 
subjektiv wie die Auffassung Schölers. 
Und eine ,,authentische Interpretati- 
on" dessen, was ,,Marxismus" ,,ei- 
gentlich" ist, kann es nicht geben, wie 
Schöler mit Recht feststellt (so z.B. 83) 
Nur ein offener Diskussionsprozess 
könnte uns der Antwort näher brin- 
gen auf die Frage, ob es einen solchen 
Kern des Marxschen Denkens - jen- 
seits der bloßen ,,Methode" - nicht 
doch gibt und worin er besteht bzw. 
bestehen könnte. 

Auf eine solche Diskussion lässt 
Schöler sich aber nicht ein. Er kritisiert 
zu Recht alle traditionalistischen 
,,Marxismen" als dogmatisch; aber 
die nicht dogmatischen, die historisie- 
renden offenen Marxismen, die des- 
sen ungeachtet auf einem inhaltlich 
bestimmten Kern des Marxschen Den- 
k e n ~  bestehen, ignoriert er. Das gilt 
sowohl für die theoretischen Arbeiten 
Ernest Mandels, als auch für meine ei- 
genen viel bescheideneren Versuche4. 
Hingegen bezieht sich Schöler immer 
wieder auf einen ,,Marxismus", der 
nun in der Tat kritikwürdig ist, und er 
sieht auch Marx und Engels selbst im 
Lichte einer vorgängigen Interpretati- 
on, die ich geneigt bin, als eine Sim- 
plifizierung und Reifizierung (Ver- 
dinglichung) des Marxschen Denkens 
und seiner Kategorien zu betrachten. 

Das Irritierende an Schölers Darle- 
gungen ist freilich, dass er die Fülle 
und den Reichtum des Marxschen 
Denkens sehr gut kennt und auch of- 
fen sagt, ,,dass die - bei genauerem 
Hinsehen -differenzierteren Analysen 
von Marx und Engels ihre eigenen hin 
und wieder zu linearen Prognosen de- 
mentieren". (1 92, auch 197) Aber 
häufig - wenn auch keineswegs im- 
mer - konzentriert Schöler seine Inter- 
pretation nicht auf diese - sozusagen 
- ,,TiefenschichtU der Marxschen 
Theorie und deutet die eindeutig zeit- 
gebundenen, simplifizierenden dder 
rein agitatorischen Partien seines Wer- 
kes in ihrem Licht. Stattdessen be- 
trachtet er nicht selten diese Brüche 

Gehört zum Erbe des 
Manschen Denkens 
nicht auch das, was 
herauskommt, wenn 
jemand von Marx 
ausgehend und in 
seinem Geiste die 
jeweilige historische 
Situation analysiert? 
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THEORIE UND STRATEGIE IN HALT 
des Menschen von den durch ihn 
selbst hervorgebrachten gesellschaft- 
lichen Verhältnissen. Wenn die Arbei- 
terbewegung also das ,,Kapital" be- 
kämpft, ist das nicht nur ,,Interessen- 
vertretung" (286) (das ist es natürlich 
auch), sondern vor allem der Kampf 
gegen die gesellschaftliche Entfrem- 
dung und das Streben danach, die 
gesellschaftlichen Verhältnisse unter 
menschliche Kontrolle zu bringen, 
d.h. jene Verhältnisse umzuwerfen, 
die in der gesamten bisherigen Ge- 
schichte Ausbeutung, Unterdrückung 
und Unmündigkeit bedingt haben. 
lnteressenpolitik ist ein Teil dieses 
Kampfes, aber eben nur ein Teils. 

An verschiedenen Stellen kritisiert 
Schöler mit guten Gründen die bei 
Marx und Engels (und erst recht im 
Traditionsmarxismus) unbestreitbare 
Konzentration auf das Industrieprole- 
tariat als den eigentlichen Träger der 
sozialistischen Bewegung (1 08 - 1 13, 
185 - 194, 276 - 281). Leider disku- 
tiert er nicht gründlich genug jene Kri- 
tik am ,,Marxismus", die von Marxens 
Theorie der Revolution als dem Wi- 
derspruch von Produktivkräften und 
Produktionsverhältnissen ihren Aus- 
gang nimmt (270 - 276). Dass die 
entscheidenden Produktivkräfte in- 
nerhalb der kapitalistischen Produkti- 
onsweise nicht allein im Industriepro- 
letariat zu suchen sind, wusste auch 
Marx, der immerhin sogar die Mana- 
ger der kapitalistischen Betriebe dazu 
rechnete (MEW 23, 350 f., MEW 25, 
396 f.), ganz abgesehen von der Em- 
phase, mit der er die Rolle der Wissen- 
schaft bei der Entwicklung der Pro- 
duktivkräfte hervorhob (Karl Marx, 
Grundrisse, Berlin 1953, 592 ff.). Und 
Träger der Wissenschaft ist nun ein- 
mal nicht das Industrieproletariat. Im 
übrigen gibt es heute - mit Ausnah- 
me einiger heilloser Sektierer - keine 
seriöse marxistische Strömung mehr, 
die nicht eine differenziertere Vorstel- 
lung von der ,,Arbeiterklasse" hätte, 
als Marx und Engels sie im 19. Jh. hat- 
ten (und haben konnten)=. Jedenfalls 
ist Schölers Alternative: „Das revolu- 
tionäre Subjekt: verelendete Masse 
oder entwickelte Individuen" (108 - 
1 13) unzutreffend. 

Die richtige Antwort lautet: ,,Das 
revolutionäre Subjekt" ist der im hi- 
storischen Prozess sich selber organi- 
sierende arbeitsteilige ,,gesellschaftli- 
che Gesamtarbeiter". Schöler erkennt 
zwar die in diesem Konzept vorge- 
nommene ,,begriffliche Erweiterung" 
der traditionellen Kategorie ,,Arbeiter- 
klasse" durchaus an, findet aber seine 
,,Skepsis" hinsichtlich der praktisch- 

politischen Anwendbarkeit eher be- 
stätigt. Zum Beleg verweist er mit ei- 
nem Zitat Altvaters auf die unleugba- 
ren Tendenzen der Flexibilisierung 
und Individualisierung der Arbeitsver- 
hältnisse in der Gegenwart (273). 
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Abstrakte Kategorien und wirklich 
geschehende Geschichte 
Es ist schon höchst bemerkenswert, 
wie Schöler - ungeachtet aller Kritik 
daran - auf die traditionsmarxisti- 
sche Kategorienbildung fixiert ist. 
Wenn der kapitalistische Produkti- 
onsprozess nicht - quasi automa- 
tisch oder naturgesetzlich -das ferti- 
ge revolutionäre Subjekt hervor- 
bringt, dann könne ein solches Sub- 
jekt nicht entstehen. In der wirkli- 
chen geschehenden Geschichte war 
die Herausbildung der proletarischen 
Klassenbewegung freilich eine gänz- 
lich andere. Auf der Basis einer sich 
allmählich entfaltenden objektiven 
ökonomisch-sozialen Klassensituati- 
on entstanden die konkreten Klas- 
senbewegungen und ihr Bewusst- 
sein als Ergebnis eines historischen 
Lernprozesses und vielfältiger mora- 
lischer und intellektueller, politischer 
und organisatorischer Anstrengung. 
Die schließliche - übrigens niemals 
vollständige - ,,lnteressenharmoni- 
sierung" (273) der unterschiedlichen 
Traditionen, Strömungen und 
Schichten der Lohnabhängigen war 
immer Resultat eines langen, kampf- 
reichen, widersprüchlichen histori- 
schen Prozesses.. Vielleicht sollte 
Schöler sich einmal ausdrücklich mit  
der historischen Theorie des ,,Making 

... of  the Working Class" von E.P. 
Thompson beschäftigen. Ich halte 
dessen Auffassungen übrigens au- 
thentisch marxistisch. 

Die Bitte, mehr den konkreten ge- 
sellschaftlich-geschichtlichen Prozess 
als abstrakte Kategorien ins Auge zu 
fassen, gilt übrigens auch für die von 
Schöler gepflegte (aber falsche) Alter- 
native von ,,marxistischem" und 
,,Grundwertesozialismus". (286 -291) 
Sogar die allem Marxismus sicherlich 
ganz fern stehende offizielle Philoso- 
phie der Gegenwart hat den traditio- 
nellen - im Neukantianismus oder in 
der Wertphilosophie vertretenen - 
Antagonismus von Sollen und Sein, 
von Wert und Handlung längst auf- 
gegeben. Beide Gesichtspunkte be- 
zeichnen unter verschiedenen Hin- 
sichten verschiedene Aspekte der 
menschlichen Existenz, die dennoch 
als eine einheitliche, ihre verschiede- 
nen Momente dialektisch vermitteln- 
de verstanden werden muss. Dass je- 
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sprüchlichkeit im Marxschen Denken, 
welche die Annahme einer ,,schlüssi- 
gen, gar in sich geschlossene Lehre" 
(286) ausschließe; wenn er nicht so- 
gar da und dort den Eindruck er- 
weckt, als seien für ihn diese kritik- 
würdigen Partien überhaupt der Kern 
des Marx-Engelsschen Werkes. 
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,,Sozialer Antagonismus" und 
,,revolutionäres Subjekt" 
Diese Kritik im Einzelnen zu belegen, 
würde einen ausführlichen Aufsatz, 
wo nicht ein eigenes Buch erfordern. 
Ich konzentriere mich daher auf eini- 
ge wenige Beispiele: 

Schöler sieht den ,,sozialen Ant- 
agonismus von Kapital und Arbeit" 
im Zentrum des Marxschen Denkens 
(286). Das ist einerseits richtig (und 
im übrigen Ausdruck des klassischen 
Traditionsmarxismus von Kautsky bis 
zur ,,Stamokap"-Theorie), anderer- 
seits aber nur die halbe Wahrheit. 
Schöler kennt und zitiert die berühm- 
te Passage aus dem 3. Band des „Ka- 
pital" (93): „Die wahre Schranke für 
die kapitalistische Produktion ist das 
Kapital selbst usf." (MEW 25, 260) 
Aber er blendet den (geschichts- und 
gesellschafts-)theoretischen Hinter- 
grund völlig aus. Dass der Prozess der 
Kapitalverwertung ein Selbstzweck 
ist, ist mehr als nur ein ökonomisches 
Problem, es ist Ausdruck eines 
,,Hauptmoments in der bisherigen ge- 
schichtlichen Entwicklung" (Deutsche 
Ideologie), nämlich der Entfremdung 
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THEORIE UND STRATEGIE 

wahl  begonnene Auseinander- 
setzung über den pol i t ischen 
Weg uhd das programmatische 
Gepäck der CDU ist komplett  ge- 
s toppt  und in  Teilen ad absur- 
dum geführt.  

Kurzum: Helmut Kohl hat die 
in  der Union versammelten bür- 
gerlichen Ideologien vom sozia- 
len Katholizismus über den mi t -  
telständischen Liberalismus bis 
h in  zu den deutsch-nationalen 
Strömungen in verschwommener 
Unverbindlichkeit zusammenge- 
halten. Nun wird klar, was i m  
Flick-Skandal bereits aufblitzte, 
dass dieser Zusammenhalt auf 
der Basis von Korruption, Geld- 
wäsche und Kumpanei funkt io-  
nierte. Nur wer in absolut kurzfri- 
stigen politischen Kategorien 
denkt, bzw. blind ist für das Aus- 
maß der Verwirrung in der kon- 
servativen Anhängerschaft, kann 
i n  diesen Tagen Schadenfreude 
über Zustände bei den deutschen 
Konservativen empfinden. 

* 
Zwei Ereignisse der letzten Wochen 
machen die paradoxe Situation 
deutlich: 

Zum einen, der Auf t r i t t  des 
amtierenden Vorsitzenden 
Schäuble auf einer Kieler Wahl- 
kampfveranstaltung. Schäuble 
versucht m i t  der Botschaft von 
der vorbehaltlosen Aufklärung zu 
retten, was zu retten ist. Die ge- 
plante Rede wird durch Zwi- 
schenrufe, Johlen, Pfeifen und 
Lachen ständig unterbrochen. 
Die Zeitungen berichten über of -  
fenes Missfallen, das Schäuble 
bei den eigenen Anhängern her- 
vorgerufen hat. 

Nur wenige Tage später t r i t t  
Kohl öffent l ich auf dem Neu- 
jahrsempfang der Bremer CDU 
auf. Noch einmal präsentiert er 
seine patriachische Entrücktheit 
und stellt sein angebliches per- 
sönliches Ehrenwort über die Re- 
geln des Rechtstaates. Die Rede 
erinnert im  Stil an die legendären 
Auftritte von Boris Jelzin. Diesmal 
kein Gejohle, keine Zwischenrufe. 
Die Zeitungen berichten anschlie- 
ßend über ,,viel Applaus für  
Kohl". 

Der Finanzskandal hinterläßt 
bei den Anhängern der CDU eine 
unheilvolle Gesamtstimmung, 
eine autoritär gewendete Er- 
schütterung. Auf der einen Seite 
eine Komplettabrechnung mi t  
den Parteien. ,,Politik ist wie See- 

krankheit, sie löst nur noch 
Brechreiz aus." Auf der anderen 
Seite, immer noch eine stille Be- 
wunderung für das ,,Herrschafts- 
system Kohl". Die Desillusionie- 
rung über die Doppelrnoral der 
Christdemokraten beinhaltet die 
Abkehr vom Politiksystem und 
den Hang zu autoritären Politik- 
formen gleichzeitig. 

Aber w i r  leben in  Deutsch- 
land, die Abspaltung von Frak- 
t ionen ist für die meisten deut-  
schen Christdemokraten im Un-  
terschied zu ihren italienischen 
Geistesbrüdern auch in  einer 
Zeit der Wirren alles andere als 
naheliegend. Eine Spaltung der 
Union ist schon aus machtpol i t i -  
schen Gründen unwahrschein- 
l ich. Nicht die organisatorische 
Spaltung der Partei ist das Pro- 
blem, sondern der drohende 
nachhaltige Verlust der politisch- 
ideologischen Bindungskraft der 
deutschen konservativen Partei. 
Nur der kleinere Teil der ent -  
täuschten CDU-Wähler wi rd sich 
für  Sozialdemokratie erwärmen 
können. Es ist wohl  auch eine II- 
lusion zu glauben, d ie  Bevölke- 
rung werde schon unterscheiden 
zwischen polit ischer Korrupt ion 
und persönlicher Vorteilnahme 
sozialer Aufsteiger. Warum sollte 
sie? Der größere Teil der Wähler 
w i rd  sich von der Politik abwen- 
den, sich zur parteipolit isch hei- 
matlosen, konservativen Wähler- 
schaft zählen. Die Affäre der 
CDU und der Autoritätsverlust 
der hochgehaltenen Werte er- 
zeugt in  der konservativ or ien- 
t ierten Wählerschaft einen neu- 
en Bodensatz für  autor i täre 
Weltsichten. Werden diese durch 
antiaufklärerische Kräfte neu 
umworben,  entsteht gesell- 
schaftl ich eine Verschiebung der 
polit ischen Agenda nach rechts. 

Kurzum: Gelingt es der neuen 
Führung der CDU nicht, die Fol- 
gen des Finanzskandals zu berei- 
nigen, drohen die zarten Versu- 
che der Modernisierung des 
deutschen Wertekonservatismus 
in  Sachen Familie, Soziales und 
Individualität in  sich zusammen 
zu brechen. Es droht  nicht die 
Spaltung der Union, sondern die 
äußere Zersetzung der konserva- 
tiven Volkspartei. Die (Rechts-) 
Radikalisierung der Tagespolitik 
wäre bedrohlicher als zu den 
Hochzeiten der Republikaner zum 
Ende der achtziger Jahre. spw 

des menschliche Verhalten von ldeen damit auch der Gegensatz geistiger 
und körperlicher Arbeit" (Kritik des 
Gothaer Programms) die eigentliche 
strukturelle Schranke vor der Verwirk- 

sprach seine Struktur offensichtlich 
- darunter natürlich auch sittlichen - so exakt der Marxschen Analyse (wo- 

für übrigens Schöler selbst eine Fülle 
von Belegen beibringt.) Dieser um- 

geleitet wird, wussten auch Marx und 
Engels; und dass das Wirksamwerden 
von ldeen oder Werten mit dem hi- lichung des Kommunismus, die daher fassenden einheitlichen nach ihren 
storischen Prozess der Entfaltung des 
gesellschaftlichen Bewusstseins (so 
wie beim Einzelnen mit dem Prozess 

überwunden werden muss. 
Von besonderem Interesse 

scheint mir die Auseinandersetzung 

eigenen Gesetzen über die Köpfe der 
Menschen hinweg fungierenden Ge- 
walt kann und muss ein zusammen- Vermutlich im 

Unterschied zu 
Schöler sehe ich in 
dem systemischen 
Charakter des 
weltweiten kapitalisti- 
schen Akkumulations- 
und Verwertungspro- 
zesses das Zentrum 
der Marxschen Kritik 
der Politischen 
Ökonomie. 

der Sozialisation) verbunden ist, stellt mit dem Problem des Marktes zu 
sein (100 - 105, 150 - 153, 179 - 
185). Gestützt auf die sozialge- 

hängendes theoretisch begründetes 
politisches Projekt entgegengesetzt 
werden. Dass es unterhalb dieser 

m.E. nach heute geistiges Allgemein- 
gut jeder seriösen Sozialpsychologie 
dar - auch einer marxistisch-materiali- schichtlichen Untersuchungen Fern- zentralen Ebene der kapitalistischen 

Produktionsweise die (relative) Auto- 
nomie verschiedener Problemzusam- 

stischen. 
Ungeachtet dieser grundsätzli- 

chen Kritik an Schölers theoretischem 

and Braudels gelangt Schöler zu ei- 
ner begründeten Differenzierung 
von marktförmiger Wirtschaft und menhänge gibt, steht dazu nicht in 

von Thomas Westphal Ansatz enthält - wie schon zu Beginn 
bemerkt - seine Studie eine Fülle 
wichtiger und überzeugender Analy- 

entwickelter kapitalistischer Konkur- 
renz, die für das Theorem einer „so- 
zialistischen Marktwirtschaft" ganz 
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sen. Und die meisten seiner Einwen- neue Perspektiven eröffnet. Eine in- 
formative Musterung neuerer soziali- 
stischer Theorien (199 - 252) er- 

,,Nicht marktwirtschaftlicher Radi- 
kalismus, sondern ein linker Toryis- 
mus, ein mit  sozialen Elementen 
angereicherter Wertkonservatismus 
könnte der CDU den Weg zu neuen 
gesellschaftlichen Mehrheiten und 
am Ende zu Wahlerfolg und Macht 
öffnen." Dieser Satz, formuliert 
vom Herausgeber der Märkischen 
Allgemeinen Zeitung und ehemali- 
gen Chef der hessischen Staats- 
kanzlei bei Ministerpräsident Walter 
Wallmann, Alexander Gauland, ist 
nicht einmal ein Jahr alt. Im Lichte 
der aktuellen CDU-Affären, insbe- 
sondere unter Berücksichtigung der 
wenig appetitlichen Verschleie- 
rungsversuche des ehemaligen 
Schatzmeisters der Hessen-CDU, 
Prinz Wittgenstein, wirkt diese Aus- 
sage, als sei sie von einem leicht 
verwirrten Zeitgenossen vorgetra- 
gen worden. 

Nach mehreren Wahlsiegen 
im zurückliegendem Jahr spricht 
heute keiner mehr von mögl i -  
chen Wahlerfolgen der CDU. Das 
Pendel ist durch den Finanzskan- 
da1 längst in  die andere Rich- 
tung ausgeschlagen. Die selben 
Berichterstatter, die noch i m  
Sommer über das Haltbarkeits- 
datum der rot-grünen Bundesre- 
gierung spekulierten, malen 
heute das Bild von der Spaltung 
der CDU an die Wand. Die CDU 
ist in  der Tat schwer angeschla- 
gen. Der Finanzskandal t r i f f t  sie 
mehrfach. Ihr droht  der Verlust 
großer Teile der staatlichen Sub- 
vent ion. Der Charakter als in te-  
grative Volkspartei droht  im Sog 
der Affäre, des merkwürdigen 
Staatsverständnisses des ehem. 
Kanzlers und der peinlichen Eh- 
renwörter unterzugehen. Die 
nach der verlorenen Bundestags- 

dungen, die Marx und Engels selber 
vielleicht weniger betreffen als 
Schöler meint, behalten gegenüber gänzt die bisher gewonnen Erkennt- 
dem historisch-politisch ja höchst 
wirksamen ,,Traditionsmarxismus" 
ohne Zweifel ihr Recht. Die vielfältige 

nisse, wobei die ausführliche und 
positive Würdigung Elmar Altvaters 
hervorgehoben werden muss 

Kritik an den staatssozialistischen Ten- 
denzen (auch bei Marx und Engels 
selbst) ist überzeugend, ebenso wie 

In einem sehr eindrucksvollen ma- 
terialreichen und stringent argumen- 
tierenden ,,Ausblick" auf die ,,fünf 

die Auseinandersetzung mit den de- großen Herausforderungen unserer 
Zeit" (Globalisierung, ökologische Ge- 
fährdungen, Dienstleistungen und In- 

terministischen und monokausalen 
Momenten in Analyse und Prognose 
der kapitalistischen Produktionsweise formationsgesellschaft, Geschlechter- 
und ihrer Entwicklung. In Bezug auf 
die gegenwärtige Situation der kapi- 
talistischen Ökonomie (Verwissen- 
schaftlichung, Globalisierung usf.) 
sind Marxens Aussagen freilich gera- 
dezu prophetisch, was Schöler aller- 

verhältnis, internationale Schere zwi- 
schen arm und reich) entwickelt 
Schöler zum Abschluss ein eigenes 
Konzept ,,sozialistischen Denkens", 
das der intensiven Lektüre und Dis- 
kussion wert ist. (294 - 332) Beson- 

dings auch unumwunden anerkennt. ders hervorgehoben zu werden ver- 
dient der Hinweis auf die Möglichkei- 
ten eines Vereinten Europa, sich den Aktuelle Herausforderungen und 

Marxsche Kapitalismusanalyse destruktiven Tendenzen der Globali- 
Das Theorem von der ,,Diktatur des 
Proletariats" wird sorgfältig und ver- 
ständnisvoll untersucht (1 14 - 11 7), 

sierung zu widersetzen und den auf 
nationaler Ebene verlorengegange- 
nen Handlungsspielraum für sozial- 

ebenso wie die Rolle, die der Gedanke 
der Genossenschaft bei Marx und En- 
gels spielt (1 27 - 130, 155 - 1 59). Die 
Überlegungen zur ökologischen Pro- 

staatliche und wirtschaftsdemokrati- 
sche Regulierungen wiederzugewin- 
nen. (302 - 304) 

Die abschließende Distanzierung 
4 blematik und zur Geschlechterfrage 

gehören zum Anregendsten und 
von Marx erscheint mir - wie nach 
dem zuvor Gesagten verständlich - 

Wertvollsten des Schölerschen Bu- entbehrlich. Insbesondere teile ich 
ches; sie führen über Marx hinaus, 
ohne ihm freilich, wie mir scheint, 
prinzipiell zu widersprechen. Gleiches 
gilt für die Diskussion des Problems 
der Arbeitsteilung (1 05 - 108, 159 - 
163), wenngleich ich selber die zen- 

Schölers Ansicht nicht, dass ein ,,Zen- 
traler Teil der Marxschen Kapitalis- 
musanalyse" ,,einer Revision bedarf" 
(334). Vermutlich im Unterschied zu 
Schöler sehe ich in dem systemischen 
Charakter des weltweiten kapitalisti- 

trale gesellschafts- und geschichts- schen Akkumulations- und Verwer- 
theoretische Bedeutung der Arbeits- 
teilung bei Marx und Engels stärker 
betont haben würde. Die Arbeitstei- 

tungsprozesses das Zentrum der 
Marxschen Kritik der Politischen Öko- 
nomie. Noch nie zuvor war die 

lung ist für sie z.B. der systemische 
Grund der Klassenbildung; und die 
,,knechtende Unterordnung der Indi- 

Macht des globalisierten und von 
fast allen gesellschaftlichen Schran- 
ken befreiten (Finanz-)Kapitals so 

viduen unter die Teilung der Arbeit, groß wie heute; und noch nie ent- 




